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Die bürgerlichen Vereine und das Vereinswesen des 19. Jahrhunderts 
im deutschsprachigen Raum waren bisher fast nur Gegenstand hi-
storiographischen Erkenntnissinteresses. Die bisherigen Ergebnisse 
dieser Forschung zeigen, dass das 19. Jahrhundert eines der Vereine 
war. Innerhalb der Sprachwissenschaft ist die Vereinsforschung und 
die Entwicklung der Vereinssprache kaum thematisiert worden. Auch 
mit der Wendung der deutschen Geschichtsschreibung hin zur Men-
talitäts- und Sozialgeschichte ist dieses Forschungsfeld nur selten auf 
Interesse gestoßen. 

Das 19. Jahrhundert steht im Zeichen der sog. Industrialisierung, 
die weit reichende Auswirkungen auf die Sprache mit sich gebracht 
hat. Solche Tendenzen wie Verschriftlichung, Sprachmischung, Dif-
ferenzierung, Formalisierung und Politisierung kann man unter dem 
Sammelbegriff der Institutionalisierung zusammenfassen1. Neben der 
Gründung von Institutionen wie Versicherungsanstalten, Sparkassen 
und Sozialeinrichtungen sowie dem Ausbau der allgemeinen Verwal-
tungen entstehen im 19. Jahrhundert zahlreiche private und bürgerliche 
Vereinigungen, die unterschiedliche Zielsetzungen verfolgen. Diese 
Organisationen geben ein grundlegendes Orientierungsmuster für das 
Handeln in anderen Bereichen vor2. Braun (1973:17) fragt in diesem 
Zusammenhang, „wie weit und in welcher Weise die Vereinssatzun-
gen und ihre praktische Handhabung Leitbilder und Verhaltensmuster 
der sozialen, aber auch der politischen Partizipation vermitteln und 
institutionalisieren oder nur reflektieren [...] [und] welche Bedeutung
dem Vereinswesen bei den gruppenspezifischen Anpassungs- und
Umstellungsanforderungen im 19. Jahrhundert zukommt?“.3 Daraus 

1 Vgl. Cherubim, D., Objartel, G., Schikorsky, I., (1987), S. 145. 
2 Vgl. Braun, R. (1973), S. 13.
3 Vgl. Ebenda, S. 15. 

1.1 Problemstellung und Zielsetzung
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ergibt sich nun die Hypothese, dass das neue, sich erst zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts entwickelnde, dann aber schnell ins Zentrum 
des sozialen und politischen Lebens rückende Vereinswesen mit den 
sprachlichen Umbrüchen des 19. Jahrhunderts konfrontiert wird und 
auf sprachlicher Ebene, bezogen auf die kommunikativen Erforder-
nisse neuer Strukturen, entsprechende Konsequenzen in der textli-
chen Verarbeitung festzustellen sind.

Vor diesem Hintergrund ist es Ziel der vorliegenden Arbeit, anhand 
eines Textkorpus einen historischen Abriss der Vereinstextsorten am 
Beispiel des Textmusters Satzung im 19. Jahrhundert zu rekonstruie-
ren und damit Konstanten und Varianten in seiner Entwicklungsge-
schichte sichtbar zu machen. Es geht darum, die diffizilen Prozesse
von Kontinuität und Wandel der für das Vereinswesen grundlegen-
den Textsorte Satzung aufzuzeigen sowie sich mit den Ursachen und 
Gründen für ihre Entstehung, Ausgliederung und Verwendungsweise 
in ihren sozialen Verflechtungen auseinander zu setzen.

Anhand von entsprechenden Quellen soll gezeigt werden, wie sich 
die Textsorte Satzung im Vereinswesen etabliert hat und als Antwort 
auf die neuen kommunikativen Bedürfnisse entstanden ist und wie 
sich die Prozesse verfolgen lassen, die zur Ausgliederung, Entstehung 
und spezifischen Verwendung dieser Textsorte geführt haben. Wichtig 
ist hierbei auch die Erfassung und Beschreibung der obligatorischen 
Konstituenten, ihrer Übergangsstadien sowie Kontinuitäten.

Somit versteht sich die vorliegende Arbeit als ein polnischer Bei-
trag zur diachronen Erforschung der Textsorte Satzung und versucht, 
den in dem Beitrag von Heinemann / Bilut-Homplewicz (2005) for-
mulierten Postulaten, „sich stärker und intensiver mit den theoreti-
schen Grundfragen des Faches zu befassen“ und sich dabei auch mit 
der Fachliteratur der ausländischen Textlinguistik auseinander zu set-
zen, gerecht zu werden4.

4 Vgl. Heinemann, W. / Bilut-Homplewicz, Z. (2005), S. 253.
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Schenker (1977) stellt die These auf, dass „Sprachgeschichte, einge-
bettet in die Sozialgeschichte, wesentlich als Textsortengeschichte zu 
begreifen“ sei. Auch Schank (1984) plädiert für eine textsortenorien-
tierte Sprachwandelforschung. Der Begriff „Sprachwandel“ beinhal-
tet vor allem „den Weg einer sprachlichen Neuerung zur akzeptierten 
Spracherscheinung. [...] Weiter führt der Begriff der Textsorte, da er 
Sprachprozesse in pragmatische Verwendungskontexte situiert“5. Da-
mit wird „Sprachwandel als Wandel sowohl zeichenhafter Elemente 
wie auch pragmatischer Muster greifbar“6.

Ähnliches findet sich bei Steger (1984), der davon ausgeht, dass
Texttypen entstehen, um verschiedene kommunikative Aufgaben an-
gemessen zu lösen7. Da „die Kommunikation [...] ausschließlich im 
Rahmen von sozialen Situationen vollzogen [wird], in der Personen 
mit ihrer wirklichen Umgebung in Beziehung treten und dabei Infor-
mationen erheben und/oder austauschen“8, fordert er eine Erweiterung 
des Forschungsprogramms von Sprachgeschichte hin zu Kommunika-
tionsgeschichte. Konkret bedeutet dieser Anspruch die Notwendig-
keit, die historischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen in 
die Textsortenanalyse einzubeziehen, da sie kommunikative Möglich-
keiten eröffnen oder auch verschließen und Komunikationsbedürfnis-
se erzeugen und steuern. Wenn man Texte als Produkte von sozialem 
Handeln sieht, dann muss man Wiktorowicz (2003:70) zustimmen und 
die Textsortengeschichte als Reflex der Sozialgeschichte betrachten.

Der Wandel des kommunikativen Handlungsmusters von Textsor-
ten ist dann so zu verstehen, dass nicht nur die Entstehung und der 

5 Schank, G. (1984), S. 761.
6 Ebenda, S. 762.
7 Steger, H. (1984), S. 188.
8 Ebenda, S. 186.

1.2 Sprachgeschichte als Textsortengeschichte
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Aufbau neuer Textsorten eine größere Beachtung erhalten, sondern 
dass sich gleichzeitig Textsorten in Form und Funktion verändern 
oder untergehen können. Ebenso können sie durch andere Textsorten 
abgelöst werden oder andere zurückdrängen, was dazu führen kann, 
dass viele Textsorten in diesem Prozess an Bedeutung verlieren9.

Deswegen ist es Aufgabe der historischen Textsortenforschung, 
zunächst „die in verschiedenen Zeitabschnitten gleichzeitig vorkom-
menden Texttypen (bezogen auf die kommunikativen Bezugsbe-
reiche, Kommunikationsgruppen und –räume) in synchronen Quer-
schnitten“10 zu betrachten, so dass sich unterschiedliche historische 
Textsortenrepertoires erfassen lassen. Darüber hinaus plädiert Steger 
(1984) dafür, „bei Texttypen, die über einen längeren Zeitraum ver-
wendet werden und die in ihrem Verwendungszweck (Grundzweck) 
im Ganzen stabil bleiben [...], ihre Formgeschichte im Längsschnitt 
zu beschreiben“11. Diese Forderung bezieht sich sowohl auf Aus-
drucksmittel wie Morphosyntax, Wortschatz oder Idiomatik als auch 
auf deren Textkonstitution mit solchen Merkmalen wie Gesamtinten-
tion, reguläre intentionale und thematische Binnenablaufmuster und 
deren Steuerung, Begründungs- und Erklärungsverfahren sowie auf 
formal- und wirkungsästhetische Mittel und deren jeweilige Vertex-
tungskonvention oder –normen12.

Anhand von Detailstudien, also der Erforschung einzelner Textsor-
ten, können nicht nur Prozesse von Kontinuität und Wandel im Zu-
sammenspiel mit dem jeweiligen außersprachlichen Kontext der Text-
sorten gezeigt werden, sondern auch einzelne externe Faktoren, die 
Grundlage und Ursache jener Vorgänge sind, erfasst und aufgedeckt 
werden. Eine solche Analyse bedarf der Integration der Sozialge-
schichte in die Sprachgeschichte. Da Textsorten als kommunikative 
Muster eine Antwort auf soziokommunikative Anforderungen sind, 
soll die soziopragmatisch orientierte Textsortengeschichte „vergan-
gene Sprachzustände und ihre Veränderungen soweit als möglich auf 
eine Rekonstruktion der jeweiligen Sprachhandlungssituationen und 

9 Vgl. Schank, G. (1984), S. 765.
10 Schenker, W. (1977), S. 143f.
11 Steger, H. (1984), S. 191.
12 Vgl. Steger, H. (1984), S. 191.
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des Sprachbewusstseins der Sprachbenützer“13 beschreiben. Nur dann 
„bilden [Textsorten] also wahrscheinlich die eigentliche Schaltstelle 
zwischen der Geschichte der Sprache und der Geschichte der Sprach-
gemeinschaft als einer in die normalen sozialgeschichtlichen Ver-
änderungsprozesse eingebetteten sozialen Gemeinschaft/Gruppe“14. 
Auch Steger sieht die Textsorte/den Texttypus als eine zentrale Ein-
heit für die Erforschung der Sprachgeschichte, weil „sich in ihm die 
evolutionär bedingte universelle menschliche Sprechfähigkeit und 
Typisierungskraft unter engeren pragmatischen Bedingungen am 
ehesten natürlich konkretisieren und immer auch zum Ansatzpunkt 
von kulturellen Weiterentwicklungen, Überformungen und Differen-
zierungen werden“15. 

Daraus ergibt sich der kognitive Ansatz für die historische Textsor-
tenerforschung. Durch die „Veränderung von Mustern ändern sich 
die Textexemplare, verschiebt sich möglicherweise der Bestand einer 
Textsorte, weil sich Texte nicht mehr eindeutig zuordnen lassen oder 
weil sie eine andere Zuordnung verlangen“16. Diese Textmustermi-
schungen, die „signifikant für Konvergenzprozesse [sind]“, haben ei-
nen kommunikationsgeschichtlichen und sprachhistoriographischen 
Erkenntniswert17. 

An dieser Stelle stellt sich die Frage, welche Merkmale eine Texts-
orte konstituieren, wo die Grenzen zu einer verwandten, aber doch 
anderen Textsorte liegen, welche Benennungen Textsorten zugeord-
net werden und wie diese Textsortenkompetenz dem heutigen Leser 
zugänglich ist. Heutiges Wissen über die Inhalte einzelner Textsorten 
und die Grenzen zwischen ihnen wird bei historischer Betrachtung 
des Gegenstands auf frühere Sprachepochen übertragen, muss aber 
so weit offen sein, dass Abweichungen von gegenwartssprachlichen 
Mustern erfassbar bleiben18. 

Deswegen bedarf die diachrone Detailuntersuchung einer Textsorte 
solcher Analysekriterien, die die Entwicklung und den Wandel der 

13 Linke, A. (1989), S. 9-18.
14 Mattheier, K. J. (1998), S. 4.
15 Steger, H. (1998), S. 286.
16 Fix, U. (2000), S. 450.
17 Lerchner, G. (1990), S. 318.
18 Vgl. Uhlig, B. (2000), S. 338.

Einleitung
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Mehrdimensionalität der Textsorte erfassen und zugleich das kom-
plexe Bild dieser Textsorte wiederspiegeln. Nur mit einer so formu-
lierten Forderung ist die Aufgabe der offenen Textlinguistik, die Bi-
lut-Homplewicz (2004) in der Bestimmung der Rolle sieht, die ein 
jeweiliger Text in seiner breit verstandenen Einbettung zu erfüllen 
hat, sowie in der Bestimmung des Wechselspiels von verschiedenen 
Parametern nicht textueller Art, wirklich erfüllt19.

Diese Studie verfolgt zwei Forschungsziele: ein theoretisches und 
ein empirisches. Empirische Untersuchungen – so Bilut-Homple-
wicz (2004) – sind für die Reflexion über die Entwicklungstenden-
zen in der Sprache notwendig, da es vorkommen kann, „dass der 
Normenwechsel durch die Praxis des Formengebrauchs sozusagen 
`erzwungen´ wird“20. Mit Recht weist sie darauf hin, dass die Theorie 
dabei nicht in den Hintergrund gestellt werden darf, da „die empi-
rische Einseitigkeit die Linguistik ihrer geisteswissenschaftlichen 
Qualität beraubt“21.

Deswegen stellt die vorliegende Arbeit zunächst den historischen 
Hintergrund und die notwendigen theoretischen Grundlagen dar, um 
dann mit ihrer Hilfe ein angemessenes Analysemodell zu entwickeln 
und dies auf die benutzten Quellen anwenden zu können. 

Die vorliegende Textsortenuntersuchung ist in sieben Kapitel ge-
gliedert. Im ersten Kapitel werden die Problemstellung und die Ziel-
setzung dieser Studie definiert und begründet. Das zweite Kapitel be-
inhaltet einen komplexen Forschungsüberblick; es wird eine kritische 
Sichtung der Verwendung der Begriffe Text, Textsorte und Textmu-
ster vorgenommen. Darüber hinaus werden die bisherigen Ansätze 
zur Klassifikation der Textsorten im juristischen Bereich diskutiert
und die Forschungsergebnisse aus dem Bereich des Vereinswesens 
und der Gesetzessprache vorgestellt. Anschließend wird im drit-
ten Kapitel der theoretische Rahmen für die Entwicklung der Un-
tersuchungsmatrix der Textsorte Satzung umrissen. Dabei wird der 
handlungsorientierte Ansatz zur Textsortenanalyse, besonders zur 
Erfassung des Handlungsmusterwandels begründet. Die gewonnen 
Erkenntnisse werden im vierten Kapitel in die Untersuchungsmatrix 

19 Vgl. Bilut-Homplewicz, Z. (2004), S. 103.
20 Ebenda, S. 109.
21 Ebenda.
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münden, die im empirischen Teil der Arbeit auf Anwendbarkeit und 
Leistungsfähigkeit überprüft wird. Ferner wird die Abgrenzung des 
Untersuchungszeitraums sowie die Untersuchungskorpus detailliert 
vorgestellt. Die empirische Analyse erfolgt in drei Schritten in den 
folgenden zwei Kapiteln. Zunächst werden zwei exemplarische Sat-
zungstexte aus den Jahren 1803 und 1907 eingehend analysiert; aus-
gehend von der Untersuchung der Gesamthandlung nach Handlungs-
kontext, gesellschaftlichem Zweck, Plan, Ausführung, Ergebnis und 
Folge konzentriert sich die Analyse auf die detaillierten Beschreibun-
gen der textsortenspezifischen Handlungsstruktur und der Formulie-
rungsmuster. Eine umfassende Analyse der im Korpus identifizierten
Satzungstexte wird schließlich im sechsten Kapitel vorgenommen. 
Anhand der Beschreibung der einzelnen Handlungen der Textsorte 
Satzung wie Name des Vereins, Zweck und Mittel des Vereins, Mit-
gliedschaft, Organisation des Vereins, Mitgliederversammlung und 
Beurkundung der Versammlungsbeschlüsse, die chronologisch er-
folgt, sollen deren Entwicklungstendenzen aufgedeckt werden. Dabei 
wird auch auf die nonverbalen Eigenschaften dieser Textsorten sowie 
auf sprachliche Formulierungen eingegangen. 

Abgeschlossen wird diese Studie mit einer Zusammenfassung der 
wichtigsten Ergebnisse sowie einem Ausblick im siebten Kapitel.

Einleitung
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2. Forschungsüberblick
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In diesem Kapitel wird der Stand der bisherigen Forschung zur Text-
sortenlinguistik unter besonderer Berücksichtigung der Textsorte Sat-
zung erörtert. Es werden im Folgenden die grundlegenden Begriffe 
der Textsortenlinguistik diskutiert und die unterschiedlichen Ansätze 
der Textsortenbeschreibung – und klassifizierung vorgestellt. Darüber 
hinaus werden kurz der Stand der diachronen Textsortenforschung 
sowie der Kommunikationsbereich, in dem die zu analysierenden 
Textsorten existieren, dargestellt. Anschließend wird auf die Vorläu-
fer der Textsorte Satzung eingegangen. Abgeschlossen wird dieses 
Kapitel mit einer Zusammenfassung und den sich für diese Studie 
ergebenden offenen Fragen.
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Die Textlinguistik hat nach Brinker zwei Aufgabenbereiche. Neben 
der Erforschung der Größe „Text“ beschäftigt sich die Textlinguistik 
mit der Ermittlung gesellschaftlich relevanter Textsorten und der Be-
schreibung ihrer konstitutiven Merkmale22. 

Für den Begriff „Text“ wurden bisher in der textlinguistischen For-
schung sehr unterschiedliche Definitionen vorgeschlagen. Grund da-
für sind die unterschiedlichen Ansätze, die sich in der Textlinguistik 
etabliert haben und den Text entweder als ein Sprachzeichen, eine lo-
gische Verkettung von Sätzen, als sprachliches Handlungsmittel, als 
Produkt einer sozialen Handlung oder als Mittel der Wissensrepräsen-
tation und Wissensarchivierung definiert haben23.

Unabhängig von der Definition, was ein Text und ein Nicht-Text ist,
wird in der Textlinguistik davon ausgegangen, dass „der konkrete Text 
[…] immer als Exemplar einer bestimmten Textsorte [erscheint]“24. 
Diese Annahme ermöglicht zwar die Analyse von Texten auf einer 
abstrahierten Ebene, befreit jedoch die Textlinguisten nicht von der 
Aufgabe, nach einer Definition dieser Einheit zu suchen. Eine Texts-
orte soll hier zunächst als eine Typologisierungskategorie aufgefasst 
werden, die eine theoretische und nicht eine empirische Kategorie 
ist. Nimmt man die Textsorte als die grundlegende Einheit der Text-
linguistik, so können nach Lux (1981) drei Arbeitsfelder für diese 
Wissenschaft definiert werden, die sich damit beschäftigen:

– den Begriff „Textsorte“ zu definieren
– Klassifikationssysteme und –methoden zur Differenzierung und

Relationierung der verschiedenen Textsorten zu entwickeln sowie

22 Vgl. Brinker, K. (1997), S. 126.
23 Mehr hier bei Grucza (2004), S. 47f.
24 Brinker, K. (1997), S. 129.
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– einzelne Textsorten zu beschreiben.25

Diese Aufgaben haben, auch wenn sie vor über 20 Jahren formu-
liert wurden, im Allgemeinen nicht an Aktualität verloren. Mit der 
Entwicklung der Kognitivwissenschaft wurde jedoch der Stellenwert 
des Begriffs „Textsorte“ in Frage gestellt und ein Konkurenzbegriff 
wie Textmuster als eine prototypische Repräsentation eines konkre-
ten Textes, eine mentale Konstruktion eingeführt. Dementsprechend 
sollte das Arbeitsfeld der Textlinguistik um eine weitere Aufgabe er-
weitert werden, die sich mit der Relation zwischen einem Textexem-
plar, einer Textsorte und einem Textmuster beschäftigt.

Sowohl in der deutschen wie auch in der polnischen textlingui-
stischen Forschung trifft man eine große und zugleich verwirrende 
Vielfalt von Termini zur Bezeichnung ein und derselben Einheit an. 
Neben der im Deutschen am häufigsten verbreiteten Bezeichnung
„Textsorte“ werden folgende Termini verwendet: Texttyp, (Isenberg 
1978, Gülich/Raible 1975, Werlich 1975, W. Schmidt 1977), Text-
form (Werlich 1975), Textmuster (Sandig 1986, Michel 1990, Lerch-
ner 1991) Textklasse (Hartmann 1971, Dimter 1981, Steger 1983), 
Textart (Mistrik 1973, Brendel 1984) und Diskurstyp (Hausenblas 
1966, S. J. Schmidt 1976). Auch in der polnischen Sprachwissenschaft 
gibt es eine Vielzahl von Begriffen, die sich auf dieselbe Einheit be-
ziehen wie z.B. „gatunek“, „gatunek mowy“ (Bartmiński 1998), mo-
del gatunku / tekstu, wzorzec gatunkowy (Gajda 1993, Witosz 2001, 
Wojtak 1999), wzorzec tekstowy (Żmigrodzka 1997, Wyrwas 2002), 
schemat tekstu (Boniecka 1999) oder auch prototyp gatunku (Rejter 
2001), prototyp tekstu (Adam 1992). Wie bereits angedeutet, stiftet 
eine solche Vielzahl Verwirrung, weil zum Teil mit gleicher Termino-
logie verschiedene Sachverhalte bezeichnet werden und die Begrif-
fe je nach Ansatz unterschiedlich weit oder eng definiert werden26. 
Die Unschärfe der für die Textlinguistik grundlegenden Kategorie 
ist mit zwei Aspekten verbunden: Zum Einen widerspiegeln sie die 
unterschiedlichen theoretischen Ansätze, zum Anderen besteht in 
der postmodernen Geisteswissenschaft die Tendenz zur Integration 

25 Lux, F. (1981), S. 29. sowie Heinemann, W. (2000), S. 508.
26 Vgl. von der Lage-Müller, K. (1995), S. 10., Heinemann, W. (2000), S. 509 

sowie Witosz, B. (2004), S. 40f.).
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unterschiedlicher Aspekte in ein holistisches Analysemodell. Deswe-
gen wird in der textlinguistischen Fachliteratur öfters von der Do-
minanz des Relativismus gesprochen, der sich dadurch auszeichnet, 
„dass ihren unscharfen Untersuchungsobjekten relative Eigenschaf-
ten zugeschrieben werden“27. Darüber hinaus hat das zur Folge, dass 
den `verschwommenen´ Untersuchungsgegenständen auch unschar-
fe Termini zugeschrieben werden. Die Ursache der Unschärfe sieht 
Duszak (1998:36ff) in der Erweiterung der Untersuchungsperspek-
tive um funktionale und situative Aspekte wie Sender, Empfänger, 
Situation, Interpretation usw. Dadurch wird bei der Erforschung sol-
cher Kategorien wie Text, Textsorte und Textmuster ein interdiszipli-
näres Herangehen gefordert, da „die Untersuchungsgegenstände in 
den Geisteswissenschaften […] jedoch komplexe, mehrdimensionale 
Größen [sind], die Berührungspunkte mit anderen Objekten zeigen“28. 
Diese offene Herangehensweise erscheint hier daher sinnvoll, da es 
bisher der Textlinguistik nicht gelungen ist, eine einheitliche und all-
gemein geltende Definition von Text auszuarbeiten. Im Folge dessen
empfiehlt Grucza (2004:110) Texte als eine relativistische Größe zu 
betrachten, da es auf der Ebene der konkreten Texte schwer fällt, eine 
scharfe Grenze zwischen Texten und Nicht-Texten zu ziehen und der 
Übergang vom Text zum Nicht-Text folglich relativ ist. Auf Grund 
dessen ist es nicht sinnvoll, nach Kriterien zu suchen, die einen Text 
im Allgemeinen definieren sollen, da die unterschiedlichen Texte
und dementsprechend die Textsorten nach eigenen Regeln produziert 
werden. Püschel (1997:40) bezeichnet Texte als eine relationale Grö-
ße und plädiert dafür, nicht die Frage „Was ist ein Text“ zu stellen, 
sondern „Wer versteht etwas als Text?“. Mit dieser Frage erfolgt die 
Verschiebung der Handlungsbeteiligten in den Mittelpunkt der Ana-
lyse, da „der Produzent eine andere Sichtweise auf sein Produkt ha-
ben kann als der Rezipient und verschiedene Rezipienten wiederum 
unterschiedliche Verständnisse von einem sprachlichen Phänomen 
haben können […]“29. Deswegen werden Texte als etwas Dynami-
sches aufgefasst. Grucza (2004:110) betont in seiner relativistischen 
Texttheorie ebenso, dass jede Textanalyse mit einem konkreten Text 

27 Bilut-Homplewicz, Z. (2004), S. 105.
28 Ebenda, S. 107.
29 Püschel, U. (1997), S. 40.
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unter Berücksichtigung des konkreten Produzenten und/oder Re-
zipienten beginnen soll. Die Textproduktion und Rezeption erfolgt 
jedoch im Rahmen von Textsorten, da – wie oben bereits bemerkt 
– „der konkrete Text immer als Exemplar einer bestimmten Textsorte 
[erscheint]“30.

Deswegen werde ich kurz auf den Begriff „Textsorte“ eingehen, 
da dieser Begriff als Typologisierungskategorie nicht unumstritten 
ist. Besonders mit der Einführung der neuen kognitiven Kategorie 
`Textmuster` gewinnt die wissenschaftliche Untersuchung zum Ver-
hältnis von Text, Textsorte und Textmustern an Aktualität. Für die 
terminologische Unschärfe des Begriffs „Textsorte“ ist in erster Linie 
sein prätheoretischer Gebrauch in der Textsortenlinguistik verant-
wortlich. Dies ist bei Isenbergs (1978) Versuch einer Textsortendefi-
nition ersichtlich. Textsorte versteht er

als bewusst vage gehaltene Bezeichnung für jede Erscheinungsform 
von Texten, die durch die Beschreibung bestimmter, nicht für alle 
Texte zutreffender Eigenschaften charakterisiert werden kann, un-
abhängig davon, ob und auf welche Weise diese Eigenschaften im 
Rahmen einer Texttypologie theoretisch erfasst sind31.

Damit wird die Textsorte als typologische Einheit im Alltagsbe-
wusstsein deutlich und bewusst wissenschaftlichen Typologien ge-
genübergestellt, da diese als solche nur in der textsortenlinguistischen 
Forschung existieren. Den wissenschaftlichen Terminus „Texttyp“ 
definiert Isenberg „als theoretische Bezeichnung für eine Erschei-
nungsform von Texten, die im Rahmen einer Texttypologie beschrie-
ben und definiert ist.“32 Schlussfolgernd kann man feststellen, dass 
die Textsorten unabhängig von einer bestimmten Texttheorie sind, 
während sich die Texttypen aus einer solchen Theorie ergeben. An-
ders ausgedrückt: Jeder Texttyp ist zwar eine Textsorte, nicht aber 
jede Textsorte ein Texttyp33. Für Isenberg bedeutet dies, dass auf-
grund einer postulierten Klassifikationsbasis eine unendliche Menge
an theoretischen Konstrukten (Texttypen) geschaffen wird, die unter 

30 Brinker, K. (2001), S. 129.
31 Isenberg, H. (1978), S. 566.
32 Edenda.
33 Vgl. Sommerfeldt, K.-E. (1998), S. 15.
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Verwendung nichtautochthonischer Bezeichnungen ganz bewusst von 
alltagssprachliche benannten Textsortenbegriffen abgehoben wird. 
Diese theoretischen Texttypen existieren nicht in der realen Kommu-
nikationspraxis. Sie sind reine Abstraktionen, denen alle möglichen 
Textexemplare (nicht Textsorten!) zweifelsfrei zugeordnet werden 
sollen34. 

Trotz der großen Zahl an verschiedenen Definitionen des Begriffs
Textsorte lassen sich nach Gläser (1990:28) eine Reihe wiederkehren-
der Definitionselemente feststellen:

– ein komplexes Sprachhandlungsmuster,
– gesellschaftliche/kommunikative Determiniertheit,
– Konventionalität,
– Normativität,
– Situativität,
– Historizität sowie
– ein alltagssprachliches Verständnis bzw. Konzept.35

Diese Elemente bilden die Basis und zugleich den Ausgangspunkt 
für die Definition der textlinguistischen Kategorie. Ob es sich in dem
Fall um Textsorte oder Textmuster handelt, soll zunächst dahinge-
stellt bleiben. Viel wichtiger erscheint der Aufruf von Gläser, die die 
Wichtigkeit betont, den Begriff „Textsorte“ trotz seiner alltagssprach-
lichen Wurzeln wissenschaftlich zu definieren. Sie selbst bestimmt
den Begriff folgendermaßen:

Die Textsorte ist ein historisch entstandenes, gesellschaftlich akzep-
tiertes, produktives und in der Regel empirisch beherrschtes, gra-
phisch oder akustisch materialisiertes Textbildungsmuster zur gei-
stig-sprachlichen Verarbeitung eines komplexen Sachverhalts36.

Eine ähnliche Definition, dass Textsorten „historisch gewordene,
konventionalisierte, normhaft wirkende Muster sprachlichen Han-
delns“37 sind, findet man auch bei Ermert (1979), Rolf (1993:129) und
Heinemann (2000c:19). Unter Einbeziehung kognitiver Aspekte ver-
sucht Heinemann (2000c:20), die instrumentalisierten Textexemplare 

34 Vgl. Krause, W.-D. (2000), S. 23.
35 Gläser, R. (1990), S. 28.
36 Gläser, R. (1985), S. 2-19.
37 Ermert, K. (1979), S. 42.
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als Resultate kommunikativer Erfahrungen der Handelnden auf die 
Textmuster zurückzuführen, auf die im Kapitel 3.2 eingegangen wird.

2.1.1 Texttypologien

Wie bereits im vorherigen Kapitel angedeutet, wird in der Textlin-
guistik seit ca. 30 Jahren der Versuch unternommen, eine linguistisch 
fundierte Texttypologie zu erarbeiten. Diese Bemühungen haben zwar 
verschiedene Ansätze zur Texttypologie hervorgebracht, aber bisher 
konnte sich keiner von ihnen derartig profilieren, dass er als allge-
mein verbindlich gelten könnte. Dies ist darauf zurückzuführen, dass 
die Problematik der Texttypologie so vielschichtig ist und dass die 
einzelnen Ansätze jeweils nur einen Teil der wesentlichen Punkte the-
matisieren. In der jüngsten textlinguistischen Forschung wird explizit 
zwischen Textklassifikation und Texttypologie unterschieden. Wäh-
rend die Textklassifikation die auf Alltagswissen beruhende Einord-
nung von Textsorten umfasst, versteht sich die Texttypologie als theo-
retisch untermauerte Systematik38. Eine Klassen- und Typenbildung 
ist ein Instrument, um Textsorten voneinander abgrenzen zu können 
und durch wirksame Beschreibungsmethoden die tatsächlich relevan-
ten Texteigenschaften zu erfassen39. 

Isenberg (1978) problematisiert dies in seinem Aufsatz, dass es „re-
lativ leicht“ sei, „Texttypologien auszuarbeiten, doch außerordentlich 
schwer, sie auf eine theoretisch fundierte Weise zu begründen“40. Er 
hat Anforderungen für Texttypologien aufgestellt, die besagen, dass 
eine Texttypologie vier Kriterien erfüllen muss. Dazu gehören Ho-
mogenität, Monotypie, Striktheit und Exhaustivität. Bis dahin konnte 
keine der vorgelegten Texttypologien den Idealanforderungen ent-
sprechen, so dass er zu folgender Schlussfolgerung kommt:

Das typologische Dilemma besteht also darin, dass für eine Texttypo-
logie die Forderungen nach Homogenität, Exhaustivität und Mono-
typie nicht gleichzeitig erfüllbar sind, ohne die Bedingungen zu ver-
letzen, nach der die zu definierenden Texttypen eine überschaubare

38 Vgl. Dimter, M. (1981), S. 41.
39 Vgl. Gläser, R. (1990), S. 41.
40 Isenberg, H. (1978), S. 577.
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endliche Menge bilden müssen. Da bei zahlreichen denkbaren Kernei-
genschaften für eine Typologisierungsbasis ganz analoge Schwierig-
keiten auftreten, handelt es sich um ein generelles Problem typologi-
scher Forschung41.

Isenberg bemerkt, dass seine Forderung nach einer Typologie 
Schwierigkeiten mit sich bringt. Einerseits ist die Zuordnung der 
Texte in der Praxis nicht mehr möglich und anderseits besteht eine 
Gefahr darin, dass die theoretische, widerspruchsfreie Typologisie-
rung letztendlich auf unserem sprachlichen Alltagswissen basiert42. 
Texttypologie als wissenschaftliche Methode fordert jedoch ein theo-
retisches System, in das jedes beliebige Textexemplar eingeordnet 
werden kann. Da der Forschende immer von einem intuitiven Textsor-
tenwissen beeinflusst ist, das seinen eigenen vorwissenschaftlichen
Erfahrungen entspringt, entsteht ein Unterschied zwischen intuitiver 
Typologisierungsfähigkeit und wissenschaftlicher Typologisierungsk
ompetenz43. Zahlreiche Typologisierungsversuche sind bisher hieran 
gescheitert, da sich „die aufgrund von ad hoc gebildeten Differenzie-
rungskriterien erstellten Textklassifikationen nicht den Erwartungen
gemäß in adäquate Theoriekonzepte einpassen ließen“44. Seine For-
derungen sind nun Postulate, die zwar plausibel, aber nicht theore-
tisch hergeleitet sind.

In der bisherigen Forschung haben sich zwei Typologisierungs-
weisen45 etabliert46. Der erste Weg ist die Analyse konkret vorliegen-
der Texte, die repräsentativ für intuitiv bzw. vortheoretisch angenom-
mene Textsorten sind, mit den vorhandenen linguistischen Mitteln 
sowie der Versuch, auf diese Art und Weise, einen gemeinsamen theo-
retischen Rahmen zu erschließen. Anders als beim induktiven, also 
von unten hergeleiteten Verfahren (Ermert 1979:29, de Beaugrande/

41 Isenberg, H. (1978), S. 578.
42 Vgl. Fix, U. (2000), S. 496.
43 Vgl. Kron, O. (2002), S. 10f.
44 Heinemann, W. (2000c), S. 9.
45 Vgl. Lux, F. (1981) S. 31f sowie Adamzik, K. (1991), S. 99.
46 Kron (2002:13) analysiert die vorliegenden Ansätze zur Texttypologie und 

unterscheidet aufgrund der Opposition „wissenschaftliche Typologie“ vs. 
„intuitives Textsortenwissen“ fünf Gruppen von Ansätzen. 
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Dressler 1979:30) geht der zweite Ansatz von einen texttheoretischen 
Modell aus, das als Ordnungsraster auf die ausgewählten Textsorten 
angewendet wird47. Während dieses zweite, deduktive oder klassifi-
zierende Prinzip Textsorten aus einem vorgegebenen Modell ableitet, 
basiert der erste Ansatz – aufgrund von konkreten Textvorkommen – 
auf Verallgemeinerungen48. In diesem Zusammenhang unterscheidet 
Fries (1986:40) zwischen Textsortenlinguistik (induktiver Ansatz) 
und Textsortentypologie (deduktiver Ansatz). Adamzik (1991:99) 
postuliert bei ihrer Frage, „ob der [...] wieder einmal in schönster 
Deutlichkeit aufbrechende Graben zwischen Empirie und Theorie, 
induktivem und deduktivem Ansatz der Sache, um die es geht, sehr 
förderlich ist“, für ein integratives Vorgehen. Auch Ehlich (1986:68) 
plädiert für eine empirisch-induktive und theoretisch-deduktive Theo-
riebildung. Beide Ansätze können als komplementär verstanden wer-
den. Auch die vorliegende Beschreibung einiger im Vereinswesen ge-
brauchter Textsorten geht in diesem Sinne empirisch-induktiv vor.

In der textlinguistischen Forschung dominieren jedoch das Bestre-
ben nach theoretischer Erfassung des Textsortenbegriffs und die Er-
stellung von Texttypologien49. Es soll hier aber auch die Wichtigkeit 
der Textsortenanalyse betont werden, denn nur durch eine detaillierte 
Analyse „auf einem wesentlich breiteren empirischen Fundament“50 
kann ein Einblick in die Zusammenhänge von Struktur und Funkti-
on konkreter Texte gewonnen werden51. Eine fundierte systematische 
Kategorisierung der Textsorten kann aus linguistischer Sicht erst dann 
erfolgen, wenn die Einzelbeschreibung der verschiedenen Textsorten 
eines bestimmten Kommunikationsbereichs erforscht wurde. In der 
vorliegenden Arbeit beschränke ich mich auf die ausführliche Be-
schreibung der Textsorte Satzung sowie deren Entwicklung.

47 Vgl. von der Lage-Müller, K. (1995), S. 12 und Kron (2002), S. 15.
48 Vgl. Lux, F. (1981), S. 31f, zitiert nach von der Lage-Müller, K. (1995), 

S. 13.
49 Vgl. von der Lage-Müller, K. (1995), S. 13.
50 Heinemann, W. / Viehweger, D. (1991), S. 277.
51 Vgl. Brinker, K. (1992), S. 148.
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2.1.2 Konzepte der Textsortenbeschreibung  
und -klassifizierung

Schaut man sich retrospektiv die wichtigsten Entwicklungsphasen 
der textlinguistischen Disziplin an, so kann man eine grobe Unterglie-
derung bisher vorliegender Konzeptionen zur Differenzierung von 
Textsorten vornehmen52:

1) strukturelle Ansätze, 
2) kontextuale Ansätze,
3) funktionale Ansätze und
4) gemischte, mehrdimensionale Ansätze

Strukturelle bzw. grammatische Ansätze

Der erste „transphrastische“ Ansatz, der kennzeichnend für die erste 
Phase der Textlinguistik ist, lässt sich nach Kron (2002:22) in zwei 
Gruppen unterteilen. Die erste Gruppe, die von oberflächenstruktura-
len Merkmalen als Differenzierungskriterien ausgeht, definiert den
Text „als kohärente Folge von Sätzen“53. Einzelne formale und struk-
turelle Signale (Pronomina, Tempusmorpheme, Substitution, Topika-
lisierung, Nomen-Quotient usw.) dienen als Grundlage für die Bestim-
mung und Differenzierung von Textsorten (Harweg 1968, Weinrich 
1969, Mistrik 1973, Isenberg 1968 und 1974, Helbig 1975). Es hat 
sich jedoch bald erwiesen, dass eine nur statistisch-formale Merkmal-
bestimmung, welche die Verwendungsweise der Texte weitgehend 
außer Acht lässt, nicht ausreichen kann. Darüber hinaus ist es un-
umstritten, dass solche sprachinternen Merkmale für verschiedene 
Textsorten in gleicher Weise relevant sein können, umgekehrt aber 
die Konstitution bestimmter Textsorten keineswegs vom rekurrenten 
Auftreten solcher Oberflächensignale abhängig ist. Der Ansatz wurde 
dann zwar von Sandig (1972) und Gülich/Raible (1975) um einzel-
ne textexterne Faktoren (räumlicher und zeitlicher Kontakt, soziale 
Beziehung zwischen den Partnern) bereichert, doch trotzdem war 
für die Beschreibung der Textsorten immer noch ein Bündel ausge-
wählter Merkmale ausschlaggebend. Eine zweite Gruppe, die von 

52 Heinemann, W. (2000), S. 8 und Grucza, S. (2004), S. 47ff.
53 Helbig, G. (1975), S. 65-80, zitiert nach Wawrzyniak (1980), S. 36.
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tiefenstrukturalen Merkmalen als Differenzierungskriterien ausgeht, 
baut auf der strukturellen Herangehensweise auf, aber nicht nur be-
zogen auf einzelne Signale und deren Bündelungen, sondern auf der 
Grundlage komplexer Textstrukturen und der mit ihnen verknüpften 
Bedeutungskomplexe. 

Die Klassifikation der meisten strukturellen Ansätze basiert auf 
einer expliziten und impliziten Theorie der Textbildung oder Text-
konstitution. Trotzdem wird von keinem Forscher der Versuch unter-
nommen, die Auswahl des Klassifizierungskriteriums theoretisch zu
untermauern. Aus dieser Verschiedenheit der angesetzten Differen-
zierungskriterien ist bereits ersichtlich, dass „syntagmatische Sub-
stitution“, „thematische Progression“ u.a. nicht die einzigen Textbil-
dungsverfahren und auch nicht notwendigerweise angemessene (da 
sehr oft intuitive) Kriterien zur Typologisierung von Texten sind. Die 
Schwäche dieses Ansatzes liegt daran, dass die mittels der genannten 
Merkmale unterscheidbaren Texttypen quer zu den intuitiven Textsor-
ten stehen oder zumindest nicht mit ihnen übereinstimmen.54

Kontextuell-pragmatische Ansätze

Kontextuelle Ansätze definieren Texte durch Elemente der Kommu-
nikationssituation und setzen einen pragmatischen, kommunikations-
orientierten Textbegriff voraus. Ein Text wird beschrieben als „geäu-
ßerter sprachlicher Bestandteil in einem Kommunikationsakt“, der 
wiederum Teil eines kommunikativen Handlungsspiels ist, das in ei-
nem Kommunikationsereignis stattfindet55. Die Modelle konzentrie-
ren sich vor allem darauf aufzuzeigen, welche Faktoren das kommuni-
kative Geschehen beeinflussen. Diese Faktoren sind für die Textsor-
tendifferenzierung ausschlaggebend. Zu den wichtigsten Parametern 
gehören: das räumliche und zeitliche Umfeld von Kommunikations-
ereignissen wie der Handlungsbereich (Gülich/Raible 1975, Brinker 
1988), der Redekonstellationstyp (Steger 1974) und die Tätigkeitssitu-
ation (Schwarz 1985); weiter die Kommunikationspartner (Ermert 
1979, Dimter 1979, Lux 1981), die Medienspezifik (Gülich/Raible 
1973, Henne 1975, Dimter 1981) und die Kommunikationsrichtung 

54 Vgl. Kron, O. (2002), S. 24.
55 Vgl. Schmidt, S. J. (1976), S. 150.
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(Diewald 1991) sowie gesellschaftlich-kommunikative Rahmenstruk-
turen wie der Kommunikationsbereich (Heinemann/Viehweger 1991, 
Gesprächsbereich (Henne/Rehbock 1982) und Institutionen (Ehlich 
1980).

Die Zahl der Parameter macht deutlich, unter wie vielen Aspekten 
Texte typologisch beschrieben werden können. Die einzelnen Ansät-
ze berücksichtigen jeweils eine kleine Anzahl von Faktoren, was zur 
Folge hat, dass keine geschlossene Menge von Typisierungskriterien 
erarbeitet werden kann. Eine Voraussetzung hierfür wäre ein explizit 
und theoretisch abgesichertes Kommunikationsmodell, aus dem dann 
die Kriterien abgeleitet werden könnten56.

Die Schwäche dieser Ansätze ist, dass ihnen eine Vielzahl von Kri-
terien zugrunde gelegt wird, ohne diese in ihrem Wert für eine Ty-
pologie zu gewichten57. Diese Situationsmodelle wie sie Heinemann 
(2000:13) nennt, weisen auf die generelle Determiniertheit von Text-
sorten durch situative Faktoren hin, doch vernachlässigen sie dabei 
die sprachinternen Faktoren. Dadurch ist die Regelhaftigkeit der Bezie-
hung zwischen situativ und sprachlich geprägten Grundmustern nicht 
deutlich genug. Schließlich muss die These von Diewald (1991:1) 
abgelehnt werden, dass „alle Texte, die in einem solchen Situations-
typ produziert werden, […] ungeachtet ihrer individuellen Besonder-
heiten derselben Textsorte an[gehören]“58.

Funktional-pragmatische Ansätze

Die funktionalen Ansätze zur Textsortendifferenzierung sehen das 
kommunikative Funktionieren von Texten und die Intention der Tex-
temittenten als grundlegendes Textsortenkonstituens an. Texte wer-
den nach der Basisthese immer nur dann produziert, wenn Sprecher 
bei Partnern etwas erreichen wollen. 

Die funktionalen Textklassifizierungsansätze basieren nicht nur auf 
einem kommunikationsorientierten, sondern auf einen prozessualen 
und dynamischen Textbegriff. Der funktionale Textbegriff umfasst 
sprachlich-strukturale, handlungstheoretisch-kommunikationale und 

56 Vgl. Schmidt, S. J. (1975), S. 55, zitiert nach Kron, O. (2002), S. 35.
57 Vgl. Kron, O. (2002), S. 35.
58 Diewald, G. (1991), S. 1.
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intentional-funktionale Aspekte. Das zentrale Kriterium ist hier der 
Begriff „Funktion“. In den verschiedenen Ansätzen wird der Funkti-
onsbegriff unterschiedlich angesetzt. In einigen Ansätzen bezieht er 
sich auf die Sprache, in anderen auf die Kommunikation, in wieder 
anderen auf den Text59. Diese verschiedene Akzentuierung des Be-
griffs hängt eng damit zusammen, dass sich viele Autoren auf ver-
schiedene Quellen bezogen haben: einige gehen auf das Kommuni-
kationsmodell von Bühler (1934) andere auf die Tätigkeitstheorie 
von Leonjevs (1975) oder auf die Sprechakttheorie von Searle (1975) 
zurück60.

Viele Autoren setzen den Begriff „Funktion“ gleich mit der Ab-
sicht, dem Ziel/Zweck und der Intention des Textproduzenten (Gro-
ße 1976, Schmidt 1980, Brinker 1985, Ehlich 1986). Andere Lingu-
isten orientieren sich an einem Funktionsbegriff, der „die generelle 
Empfänger-Orientiertheit der Textgestaltung“ einbezieht. In diesen 
Ansätzen wird die Textfunktion als „Instruktion an den Empfänger 
über den für den jeweiligen Text erwünschten Verstehensmodus“61 
oder als die Sprecher-Annahme über die potentielle Reaktion des Part-
ners62 verstanden. 

In den an die Sprechakttheorie angelehnten Klassifikationsansätzen 
wird postuliert, dass die Funktionen „aus der dominierenden Textillo-
kution, d.h. der der dominierenden Äußerungseinheit zugeschriebe-
nen Illokution“63 abzuleiten sind. 

An dieser Stelle ist es wichtig zu erwähnen, dass es auch unter Lin-
guisten keinen Konsens darüber gibt, „wie viele und welche Grund-
funktionen aus dieser zunächst homogenen Klassifikationsbasis“
unterschieden werden können64. Die Zahl variiert je nach Ansatz. 
Schmidt (1980:85), der seinen Ansatz auf die Tätigkeitstheorie von 
Leonjev bezieht, beschränkt sich auf drei Grundfunktionen (informie-
ren, aktivieren und klären). Die damit geschaffene Gliederungsbasis 
ermöglicht schon auf Grund ihrer mangelnden Differenziertheit keine 

59 Vgl. Kron, O. (2002), S. 37.
60 Vgl. Heinemann, W. (2000b), S. 533.
61 Große, E. (1976), S. 28. 
62 Vgl. Gülich, E. (1986), S. 26. 
63 Rolf, E. (1993), S. 147. 
64 Vgl. Heinemann, W. (2000c), S. 13.
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befriedigende Einteilung aller Gebrauchstextsorten65. Nach seinem 
Raster müssten sowohl die Textsorte „Gedenkrede“ als auch die des 
„Gesetz“ trotz der offenkundigen Verschiedenartigkeit ihrer Funktion 
einer gemeinsamen Grundkategorie zugeordnet werden. 

Alle sprechakttheoretisch orientierten Ansätze gehen auf die vorge-
gebene Fünf-Zahl zurück. Brinker (1992:104f) modifiziert den Grund-
ansatz von Searle, indem er kontextuelle und strukturelle Kriterien 
ansetzt, und Informations-, Appell, Obligations-, Kontakt- und Dekla-
rationsfunktionen unterscheidet. Seine Konzeption bietet allerdings 
noch keine abgeschlossene Taxonomie an, sondern eher einen Ent-
wurf, in dem prinzipielle Möglichkeiten einer sprechhandlungstheore-
tisch fundierten Textsortenklassifizierung deutlich gemacht werden.

Die Taxonomie von Rolf (1993) stellt in mehrfacher Hinsicht eine 
Präzisierung und Erweiterung des Ansatzes von Brinker dar. Seine 
Taxonomie erfasst zum einen die Gesamtheit aller lexikalisierten Ge-
brauchstextsorten und erreicht damit ein hohes Maß an Exhaustizität. 
Zum anderen stützt sie sich auf ein methodisches Konzept, das sich 
sowohl terminologisch als auch konzeptionell noch enger an Sear-
le (1982/1975) anlehnt. Im Gegensatz zu Brinkers Konzept hat sich 
Rolf eine detailliertere Subklassifizierung vorgenommen, die konse-
quent aus den großen illokutiven Texttypen (assertiv, direktiv, kom-
missiv, expressiv und deklarativ) abgeleitet wird. Die Einordnung der 
Textsorten in diese Klassen richtet sich nach der Gesamtfunktion des 
jeweiligen Textes. Diese Funktion wird ermittelt nach verschiedenen 
Indikatoren wie der Textsortenbezeichnung, internen selbstreferenti-
ellen Bezeichnungen und analytischer Rekonstruktion des dominan-
ten Sprachhandlungstyps. Seine Gewinnung erfolgt durch die Offen-
legung der durch den Text repräsentierten Illokutionshierarchie. 

Es darf nicht übersehen werden, dass bei den sprechakttheoretisch 
fundierten Modellen nicht „konkrete Texte zum Ausgang der Darstel-
lung gemacht werden, sondern vielmehr hypothetische und satzzen-
trierte Basishandlungen/Illokutionen, so dass Textsorten in diesem 
Verständnis auf sehr vage Komplexionen von typischen (dominieren-
den) Illokutionen reduziert werden“66. 

65 Vgl. Frilling, S. (1994), S. 41. 
66 Heinemann, W. (2000b), S. 536.
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Mehrdimensionale Ansätze

Die oben kurz skizzierte Vielfalt der Ansätze zur Textsortenklassifi-
zierung macht deutlich, dass dieses Phänomen doch nicht eindimen-
sional zu lösen ist. Eine Typologie mit einem einzigen Kriterium oder 
mit einer größeren Zahl von nur als differenzielle Merkmale aufge-
fassten Kriterien kann die Textwelt nicht hinreichend systematisch 
erfassen. Deswegen wurden mehrdimensionale Ansätze vorgeschla-
gen, die zur Textsortendifferenzierung und –beschreibung Kriterien 
aus verschiedenen Merkmalsbereichen berücksichtigen. Sie beziehen 
sich auf eine kleine Zahl von drei bis fünf Kriterien, die entweder 
als gleichwertige Kriterien nebeneinander stehen oder hierarchisch 
geordnet sind. Letztere sind entweder als Subklassifizierung (Rolf
1993) oder als Mehrebenentypologien (Heinemann/Viehweger 1991) 
aufzufassen. Die ersten mehrdimensionalen Ansätze kommen von 
Ermert (1979), Dimter (1981) und Gülich (1986). Ermert klassifiziert
die Textsorten nach fünf Dimensionen: der Handlungsdimension und 
Intention, der thematischen Orientierung, der situativen Dimension, 
der sprachlich-strukturellen Dimension und der formalen Dimension. 
Ähnlich geht auch Dimter (1981) vor, der die Texte nach Grundkate-
gorien typologisiert wie der kommunikativen Situation, der Textfunk-
tion sowie dem Textinhalt und dabei analysiert, welche spezifischen
mentalen Veränderungen beim Partner im Hinblick auf sein Wissen, 
Werten und Wollen bewirkt werden67. 

Aus diesen oben erwähnten Ansätzen ist ersichtlich, dass Isenbergs 
Forderung nach einer „widerspruchsfreien und erschöpfenden Textty-
pologie nicht mehr mit Absolutheit und Rigorosität aufrechterhalten 
wird“68. Eine homogene Klassifizierungsbasis mit nur einer Differen-
zierungsdimension schließt andere wichtige Beschreibungsmerkmale 
aus und führt zu einer Klassifikation, die in der Alltagspraxis keine 
Verwendung findet69. Kron (2000) betont zu Recht, dass eine Textsorten-
typologie zum einen wegen „der geringen Reichweite und einseitigen 
Aussagekraft von homogenen Typologieansätzen“ und zum anderen 
wegen „der fehlenden Systematik und vorausgesetzten Gleichwertig-

67 Vgl. Dimter, M. (1981), S. 54ff. 
68 Gläser, R. (1990), S. 43.
69 Vgl. Heinemann, W. (2000b), S. 537.
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keit der Kriterien“ eine mit mehreren, theoretisch begründeten Krite-
rien als Grundlage braucht70. Weiter argumentiert er, dass die Homo-
genität nicht eine prinzipielle Anforderung an die Texttypologie als 
Ganzes darstellen solle, sondern eine Bedingung auf jeder ihrer Un-
terebenen, um Ergebnisse der Typologie vergleichbar zu machen71. 
Auch solche Postulate wie Striktheit und Exhaustivität mussten im 
Hinblick auf die praktische Anwendbarkeit wegen der Flexibilität 
und Vagheit der Textsorten sowie ihrer permanenten Veränderbarkeit 
aufgegeben werden72. 

Heinemann/Viehweger (1991) entscheiden sich für ein „Mehrebe-
nenmodell“, das davon ausgeht, dass „das Wissen der Kommunizie-
renden über Textsorten durch multidimensionale Zuordnungen von 
prototypischen Repräsentationen auf unterschiedlichen Ebenen [...] 
zustande kommt“73. Dabei wird zwischen Textsorten/Textklassen als 
im Handlungswissen verankerten Textmustern, über die ein Sprecher 
einer Gesellschaft verfügt, und Texttypen, als übergeordneten „theo-
riebezogene[n] Kategorie[n] von Texten“74 unterschieden. Im Klassi-
fizierungsansatz werden demzufolge auch unterschiedliche Parameter 
auf verschiedenen Ebenen integriert. Daraus ergeben sich folgende 
Text-Typologisierungsebenen: Funktionalität, Situationalität, Thema-
tizität und Strukturiertheit sowie Formulierungsadäquatheit. Jede 
Dimension unterliegt noch einer weiteren Subdifferenzierung unter 
kategorialen Differenzierungsaspekten. Hier beschränken sich Hei-
nemann/Heinemann (2002) nur auf die wesentlichen Aspekte. Als 
Hauptfunktionen der Texte gelten vor allem „sich ausdrücken“, „kon-
taktieren“, „informieren“, „steuern“ und „ästhetisches Wirken“. Im 
Bereich der Situationsklassen unterscheiden sie Tätigkeitssituation, 
soziale Organisation der Tätigkeiten in Kommunikationsbereichen, 
Kanal/Medium, Anzahl der Partner, soziale Rollen der Interagieren-
den und die Umgebungssituation. Thematizität und Strukturiertheit 
lassen sich unter folgenden Aspekten erfassen: thematische Geprägt-
heit, Text-Thema-Entfaltung (einschließlich Vertextungsmuster) und 

70 Kron, O. (2002), S. 50.
71 Vgl. Kron, O. (2002), S. 50.
72 Vgl. Heinemann, W. (2000a), S. 537.
73 Heinemann, W. (2000a), S. 513.
74 Heinemann, W. / Viehweger, D. (1991), S. 144.
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Textstrukturierung. Die vierte Ebene – die Formulierungsadäquatheit 
– umfasst folgende Kategorien Kommunikationsmaxime, textsorten-
spezifische Formulierungsmuster und stilistische Besonderheiten. Fer-
ner werden die kategorialen Ebenen mit Merkmalen identifiziert, so
dass die Textsortenspezifik fassbar wird. Schematisch lässt sich das 
Beschreibungsmodell folgendermaßen darstellen.

Abbildung 1: Beschreibungsmodell von Heinemann/Heinemann (2002)

Texebenen 1 2 3 4

Differenzierungspaspekte a b c d

Merkmale α β δ χ

Merkmalbündel 2dα   ^   2cα   ^   ad3   δ   …

 Integration 

Legende: 1 = Funktionalität
 2 = Situationalität 
 3 = Themarizität
 4 = Formulierungsadäquatheit

 a, b, c, d … = Symbole für Differenzierungsaspekte der einzelenen  
Ebenen,  
z.B. zu 2: d = ,Umgebungssituation‘ 

 α , β, χ, δ … = Symbole für Merkmalausprägungen,  
z.B. zu 2d: α = LOC

Mit all diesen Ebenen, kategorialen Differenzierungsaspekten und 
Merkmalen sind sowohl textinterne als auch textexterne Faktoren des 
Textentstehens abgedeckt. Bei diesem Modell steht nicht Typologi-
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sierung im Sinne von Sortieren im Vordergrund, sondern es versteht 
sich vielmehr als Beschreibungsvorschlag einzelner Textsorten und 
als Systematisierung von Beschreibungsdimensionen. Das Modell ist 
für die weitere empirische Forschung geeignet, es ist jedoch nicht 
so, dass nur mit diesem Ansatz die gesamt Vielfalt und Vielzahl der 
Textsorten zu erfassen ist, weil es mit Adamzik „jedem Forscher frei-
steht, einen ausgewählten Gegenstand nur unter bestimmten Analy-
seaspekten zu betrachten“75. Weiter argumentiert sie, dass „nicht alle 
Klasen von Texten [...] in Bezug auf immer die gleiche Art und An-
zahl von typologisch relevanten Eigenschaften spezifiziert werden
[können]. Die Feststellung, dass manche Textsorten sehr stark, an-
dere sehr viel weniger spezifiziert und dass verschiedene Textsorten
in Bezug auf unterschiedliche Merkmale spezifiziert sein können, 
drückt sich nun einfach darin aus, dass manche Felder des Beschrei-
bungsrasters leer bleiben bzw. manche Dimensionen bei der Cha-
rakterisierung von Textsorten als nicht relevant übergangen werden 
(müssen)“76. Auch Heinemann (2002:163) bemerkt, dass die jeweili-
ge „Setzung“ des Basiskriteriums und die Reihenfolge der Zuordnung 
anderer Differenzierungskriterien vom Forscher abhängt. Dies ergibt 
sich aus der unterschiedlichen Zwecksetzung der Klassifikation. Der
Nachteil dieser Art von integrativer Klassifikation besteht darin, dass
„ein und dieselbe Dimension mehrfach als Differenzierungskriteri-
um herangezogen werden muss, je tiefer sie hierarchisch angesetzt 
ist“77. Trotz aller Kritikpunkte bietet dieser Ansatz eine mehrdimen-
sionale Erfassung der Spezifik einer Textsorte und einen adäquaten 
Vergleich ihrer Eigenschaften auf unterschiedlichen Abstraktionsstu-
fen. Ob sich aber dieser Ansatz für die diachrone Beschreibung einer 
konkreten Textsorte sowie deren Entwicklung und Wandel eignet, 
muss noch überprüft werden78. Anknüpfend an das in Kapitel 2.1.2 
angesprochene Typologisierungsdilemma erweist sich eine solche 
eher klassifizierende und Textsorten beschreibende Herangehenswei-

75 Adamzik, K. (1995), S. 37.
76 Ebenda, S. 37f.
77 Heinemann, M. / Heinemann, W. (2002), S. 163.
78 Nach Wiktorowicz (2003:69) ist das Mehrebenenmodell für die Textsor-

tenforschung geeignet, jedoch mit einer Schwerpunktsetzung auf andere 
Dimensionen, die die diachrone Perspektive berücksichtigen.
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se als wissenschaftlich gerechtfertigt, da „es [...] weder Aufgabe der 
theoretischen noch der deskriptiven Sprachwissenschaft sein [kann], 
methodologisch festzustellen, wie die Texte zu sein haben, wie die 
Sprache zu sein hat“79. Viele Texte sind nicht homogen und die gut 
ausgearbeiteten Kategoriesysteme dieser Art machen die Beschrei-
bung der auch typologisch durchaus relevanten Vagheit und Hete-
rogenität vieler Textsorten erst möglich80. Diese Kriterien scheinen 
jedoch viel wichtiger für eine diachrone Beschreibung der unstabilen 
und sich entwickelnden Textsorten zu sein.

79 Adamzik, K. (1995), S. 40.
80 Vgl. ebenda, S. 40.
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Die diachrone Textsortenforschung ist im Gegensatz zur synchronen 
wesentlich geringer entwickelt. Es fehlt weitgehend an Ansätzen für 
eine pragmatisch orientierte Diachronie wie Ermittlung und Typolo-
gisierung historischer Textsorteninventare81 sowie an überzeugenden 
und erprobten Beschreibungsmöglichkeiten für historische Textsor-
ten und ihre Entwicklungsgeschichte. 

Trotz der zahlreichen Postulate nach Pragmatisierung82 der Sprach-
geschichtsforschung Mitte der achtziger Jahre sind eher wenige empi-
rische Beiträge entstanden. Es gibt zwar eine große Zahl an Arbeiten, 
diese sind jedoch kaum wirklich vorbereitender theoretischer Natur83. 
Die Ursache für die schlechte Aufarbeitung kann unter anderem auch 
in der Quellenlage bzw. der Rekonstruierbarkeit liegen. Trotzdem ist 
seit dieser Zeit erfreulicherweise bemerkbar, dass im Rahmen von 
Einzelstudien und aufarbeitenden Zusammenstellungen ein wachsen-
des Bewusstsein für die Relevanz der Textsortengeschichte zu ver-
zeichnen ist.

Ein weiteres Problem in diesem Zusammenhang ist jedoch, dass nicht 
klar ist, welcher Textbegriff und dementsprechend welcher Textsorten 
und Textmusterbegriff der historischen Textsortenforschung zugrunde 
gelegt wird, um die Entstehung, den Wandel und die Kontinuität der 
Textmuster ergiebig untersuchen zu können. Wiktorowicz (2003) stellt 
mit Recht fest, dass die meisten theoretischen Ansätze der synchronen 
Textsortenanalyse für die diachrone Forschung wenig geeignet sind 
und plädiert dafür, die Art der sozialen Handlung als konstitutives 
Merkmal der historischen Textsortenklassifikation zu wählen.84 

2.2 Zum Stand der diachronen Textsortenforschung

81 Vgl. Steger, H. (1984), S. 191.
82 Vgl. Schank, G. (1984) und Steger, H. (1984).
83 Vgl. Gaberell, R. (2000), S. 157. 
84 Vgl. Wiktorowicz, J. (2003), S. 69f. 
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Meilensteine in der diachronen Textsortenforschung des 19. Jahr-
hunderts sind die Arbeiten von Cherubim (1989), Cherubim/Gros-
se/Mattheier, (1998) und Wimmer (1991). Mattheier (1998) schildert 
seine Überlegungen zum Forschungsstand und den Perspektiven der 
Forschungsentwicklung des 19. Jahrhunderts und geht auch auf die 
historische Textsortenlinguistik ein85. Alle Autoren gehen der Frage 
nach, was die Ursachen für Veränderungen in der Kommunikation 
der Sprachgemeinschaft waren und wie kommunikative Veränderun-
gen das Textsortenreservoir beeinflussen.

Wie oben bereits erwähnt fehlt bei vielen Arbeiten ein theoretisch 
fundierter Ansatz zu historischen Textsorten bzw. zur Textmusterana-
lyse. Die ersten liefern – meines Erachtens – erst die Arbeiten zur Kanz-
leisprache von Meier (1999, 2000, 2003), Ziegler (2003a, 2003b) und 
Wiktorowicz (2003).

In den bisherigen sprachhistorischen Arbeiten fehlen gegenwär-
tig diachrone Längsschnittuntersuchungen, die darüber informieren 
könnten, wie sich bestimmte Textsorten im historischen Verlauf ent-
wickelt haben. Es gibt auch wenige Querschnittuntersuchungen, die 
das Textsortenrepertoire einer bestimmten Gesellschaft darstellen. 

Studien, die die Entstehung, Entwicklung und den Wandel einer 
Textsorte über einen längeren Zeitraum hinweg untersuchen, findet
man nicht oft. Bendel (1998) und Ortner (1992) untersuchen Stel-
lenanzeigen, Frese (1987) die Geburtstaganzeige, Holly (1982, 1996, 
1998, 2001) die Entwicklung und den Wandel der Geschäftsordnung 
im 19. und 20. Jahrhundert unter handlungsorientierten Aspekten und 
Fleskes (1996) beschäftigt sich mit den Textsorten, die sich im 19. 
Jahrhundert im Bereich Eisenbahn herausgebildet haben. Zirngibl 

85 Mattheier (1998) listet Studien zu historischen Textsorten auf. Einige wer-
den auch hier genannt. Die Textsorten waren bisher Gegenstand von Einzel-
studien unter funktionalem und/oder strukturellem Gesichtspunkt. Hierzu 
gehören Arbeiten von Frese (1987) über die Textsorte „Geburtsanzeige“ 
zwischen 1790 und 1985, von Hohmeister (1987) und Stolze (1982) über 
Anzeigenwerbung, über Brieftextsorten von Ermert (1979), von Sommer 
(1989) über Fachtexte aus dem Bereich Technik, von Spitzner (1986) über 
Tarifverträge, von Schwitalla (1983) über Flugschriften aus den Jahren 
1460-1525, von Walther (1985) über die Textsorte „Klageschrift“ und Zirn-
gibl (2003) über Bedienungsanleitungen.
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(2003) untersucht Bedienungsanleitungen des 20. Jahrhunderts. Zu 
Entwicklung und Wandel der Textsorte Satzung im Vereinswesen des 
19. Jahrhunderts liegen keine systematischen Arbeiten vor.

Am Beispiel von drei Arbeiten möchte ich die methodische Heran-
gehensweise vorstellen, die die Autoren für die Erforschung der jewei-
ligen Textsorten gewählt haben.

Fleskes (1996) untersucht die Textsorten des 19. Jahrhunderts, die 
im Zusammenhang mit dem Aufkommen der Eisenbahn entstanden 
sind und analysiert ihre weitere Entwicklung und Veränderung sowie 
die Ursachen hierfür. Er entscheidet sich für ein dreistufiges Analy-
semodell, wobei im ersten Schritt die aufgefundenen Textsorten nach 
dem Raster Handlungsträger sortiert werden, um dann im zweiten 
Schritt ihre Funktion (ihren Aufgabenbereich) im Kommunikations-
zusammenhang zu ermitteln. Die letzte Stufe der Analyse ist die Be-
schreibung ausgewählter Textsorten aus verschiedenen Zeitstufen. 

Die Untersuchung wird dem Ziel, das sie sich setzt, allerdings nur 
bedingt gerecht. Beim Zusammenstellen des Textsortenrepertoires 
stützt sich Fleskes zu unkritisch auf die Angaben der Textsortenna-
men innerhalb der Quellentexte86 – „Billet“ und „Fahrkarte“ erschei-
nen dadurch als verschiedene Textsorten. Vor allem jedoch wird bei 
keiner Textsorte geklärt, ob und in welcher Form diese bereits vor 
Beginn des Eisenbahnzeitalters existiert hat. Auch die anschließende 
Beschreibung ausgewählter Textsorten bleibt leider wieder in Ansät-
zen stecken. Einerseits ist die Zahl der Beispieltexte teilweise schlicht 
zu klein (die Entwicklung des „Geschäftsberichts“ zwischen 1837 
und 1907 etwa soll anhand von sieben Exemplaren gezeigt werden; 
wodurch die Zellenbesetzung in einigen der präsentierten Tabellen 
sehr gering ist), anderseits orientiert sich die Analyse oft zu sehr an 
oberflächlichen Textmerkmalen87. 

Zirngibl (2003) beschäftigt sich mit Bedienungsanleitungen von 
Ende des 19. Jahrhunderts bis 1999. Sie entwickelt eine Untersuchungs-
matrix, die sich stark am Textmodell von Gülich/Raible (1977) orien-
tiert und anhand eines Textkorpus ein historisches Profil der Textsorte
Bedienungsanleitung zu rekonstruieren versucht. Im Mittelpunkt ih-
rer Untersuchung stehen auf der kommunikativen (textexternen) Seite 

86 Vgl. Fleskes, G. (1996), S. 52.
87 Vgl. Bendel, S. (1998), S. 10.
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die funktionalen Eigenschaften, die beteiligten Kommunikanten und 
ihr Verhältnis zueinander sowie die Kommunikationssituation. Bei 
der Analyse der sprachlich-formellen (textinternen) Struktur werden 
Textdeklaration, die Makrostruktur als Textablaufschema, die Text-
Bild-Gemeinschaft, syntaktische Strukturen und metakommunikative 
Eigenschaften berücksichtigt. 

Zirngibl (2003) weist in der Analyse auf das Zusammenspiel der 
kommunikativ-sozialen Bedürfnisse sowie die Anforderungen an und 
die gleichzeitigen Auswirkungen auf die Textsorten hin. Als Ursache 
nennt sie die fachliche Ausdifferenzierung der menschlichen Berufs- 
und Tätigkeitswelt, den wissenschaftlich-technischen Fortschritt sowie 
die Ausdehnung neuer Kommunikationsmöglichkeiten88. Entschei-
dend für das Tempo des Wandels ist die Bedeutung der Textsorten 
in der kommunikativen Praxis. Diese bringt eine Tendenz zu Verein-
heitlichung und Standardisierung im sprachlichen und formalen Er-
scheinungsbild mit sich, besonders auf der Makrostruktur und an der 
syntaktischen Realisierung des Sprachhandlungstyps. Hier spielt der 
Normierungsdruck durch juristische Anforderungen und Normvor-
schriften, der hohe Bildanteil und die Textstrukturierung durch gra-
phische Mittel eine entscheidende Rolle. 

Eine interessante Arbeit zur diachronen Textsortenforschung lie-
fert Bendel (1998), die Werbeanzeigen von ihren Anfängen bis 1798 
nach dem von von Lage-Müller entwickelten handlungsorientierten 
Ansatz untersucht. Sie entwickelt den Prototyp einer Werbeanzeige, 
die aus obligatorischen Handlungen besteht und durch fakultative 
Handlungen unterstützt wird. Dem Prototyp stellt sie die realen Texte 
gegenüber und analysiert die Verschiebung der Prototypen im Lauf 
der Zeit.

88 Vgl. Zirngibl, M. (2003), S. 211.
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Da der Untersuchungsgegenstand meiner Arbeit die Textsorte Sat-
zung im Vereinswesen ist, soll hier noch kurz auf die institutionellen 
Rahmenbedingungen eingegangen werden, in denen diese Textsorte 
ihre primäre Funktion zu erfüllen hat.

Die kommunikativen Tätigkeiten werden im Rahmen bestimmter 
Kommunikationsbereiche vollzogen89, die hier als gesellschaftlich 
determinierter Rahmen aufzufassen sind, in dem typische Ziele und/
oder Zwecke von den in bestimmter Weise Handelnden mit Hilfe ty-
pischer Handlungen verfolgt werden. Steger (1984) differenziert in 
Anlehnung an Schwitalla (1976) sechs Bezugsbereiche, die durch die 
möglichen Gegenstände, Gegenstandsbegrenzungen, Wahrheitsbedin-
gungen und Motivationen einen sachlichen, gedanklichen sowie sprach-
lichen Rahmen erhalten. Schwitalla (1976) hat für die Gegenwart vier 
Bezugsbereiche unterschieden (Alltag, Wissenschaft, Literatur sowie 
Religion), denen auch entsprechende Gebrauchstexte, wissenschaft-
liche Texte, literarische Texte und religiöse Texte zugeordnet werden. 
Stenger (1984/85) ergänzt diese Einteilung noch um zwei weitere 
Bezugswelten: Technik und Institution. Die Texte der letzten Bezugs-
welt zeichnen sich besonders durch eigene Begriffsysteme und eine 
eigene Terminologiebildung, durch auf Verfahrenszusammenhänge 
abgestellte, fachsprachliche Texttypik und durch spezielle Wahrheits-
bedingungen aus90. Bei den speziellen Wahrheitsbedingungen tritt 
neben die inhaltlichen Wahrheiten auch eine durch eine ordnungsge-
mäße Verfahrensweise festgestellte Wahrheit als Bedingung. So wird 
ein eigenständiger Bezugsbereich der Institution definiert und auch
die Institutionensprache mit ihren zahlreichen, von den in den heuti-

2.3 Vereine als Institution und deren Textsorten 
 in der linguistischen Forschung

89 Heinemann, W. / Viehweger, D. (1991), S. 155.
90 Vgl. Stegner, H. (1984/85), S. 188f.
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gen vier getrennten Gewalten Legislative, Exekutive, Judikative und 
Medien benutzten Texttypen abgegrenzt91.

Institutionen werden als Subsysteme sozialer Organisation aufge-
fasst, in denen sich Handlungs- und Interaktionszusammenhänge als 
Muster fest etabliert haben, in Norm-Sanktions-Schemata abgesi-
chert sind und sich die Verteilung auf wohl definierte soziale Rollen
vergegenständlicht hat92. So definierte Institutionen lassen sich nach
Cherubim/Objartel/Schikorsky durch folgende Faktoren charakteri-
sieren:

– „durch feste Aktenrollen, sowohl was die Agenten wie auch was 
die Klienten der Institution betrifft,

– durch repetitive Handlungsschemata, die primär auf die Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit der Institution, sekundär aber auch auf ande-
re soziale Zwecke (z.B. Prestigegewinn, soziale Kontrolle) zielen,

– durch Regeln (z.B. Ordnungen, Vorschriften), die den Vollzug 
des Handelns in der Institution kontrollieren und ihre strukturel-
len Bedingungen stabil halten sollen,

– schließlich durch die zweckgebundene materielle Ausstattung 
(z.B. mit Räumen, Geräten, Etats), die für die Erfüllung der Auf-
gaben der Institution notwendig ist“93.

Da Vereine freiwillige und auf eine gewisse Dauer angelegte Zu-
sammenschlüsse von Individuen sind, einen besonders hohen Grad 
und eine Expliziertheit von Organisation (Statuten, Ordnungen usw.) 
sowie eine Vermittlungsfunktion zwischen privatem und öffentlichem 
Leben94 aufweisen, haben sie einen institutionellen Charakter. Den 
Vereinen kommt jedoch eine bedeutende Funktion in jedem demo-
kratischen Staat zu, da sie aktiv am sozialen, kulturellen, wirtschaft-
lichen und sportlichen Leben einer Gesellschaft teilnehmen. Dadurch 
erfüllt der Verein zwei Funktionen: Zum Einen bietet er für die Mit-
glieder die Möglichkeit der Befriedigung rein geselliger und privater 
Bedürfnisse und zugleich einen Raum für bürgerliches Engagement, 
zum Anderen erfolgt dadurch die Stärkung der Zivilgesellschaft und 

91 Vgl. Stegner, H. (1984/85), S. 189. Die Medien werden als vierte Gewalt 
im freien Rechtsstaat betrachtet.

92 Dittmann, J. (1979), S. 210.
93 Cherubim, D. / Objartel, G. / Schikorky, I. (1987), S. 146.
94 Cherubim, D. (1998), S. 202.

Forschungsüberblick
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die Vereine werden zum Instrument öffentlicher Einflussnahme auf
die Politik in einer Gesellschaft. Die Vereine stellen also eine Vermitt-
lungsinstanz zwischen den Individuen einer Gesellschaft und dem Staat 
dar. Somit steht der Verein in engen Verflechtungen zwischen solchen
Institutionen wie Finanzamt, Amtsgericht, kommunalen Verwaltung, 
den Förderern, der breiten Öffentlichkeit und den Mitgliedern95.

Da die Kommunikation des Vereins sowohl nach innen als auch 
nach außen mit sehr unterschiedlichen Textsorten wie Satzung, An-
trag, Protokoll, Tagesordnung, Vertrag, Faltblatt usw. erfolgt, führt 
die Zuordnung der vereinsbezogenen Textsorten zum Bezugsbereich 
der Institution zu keiner Abgrenzung des Gegenstandsbereichs. Ver-
einssprachliche Textsorten finden sich zwar in erster Linie im Be-
zugsbereich der Institution, aber daneben auch in dem des Alltags 
und der Wissenschaft. Zum Kommunikationsbereich „Institution“ ge-
hören auch Verwaltung, Rechtswesen und Politik, die in ihrer engen 
Verflechtung die Rahmenbedingungen für das Vereinswesen bestim-
men. Somit ist eine klare Trennung zwischen verwaltungs-, rechts-, 
wirtschafts- und politikbezogenen Textsorten im Kommunikations-
bereich „Verein“ nicht immer eindeutig möglich.

Die Vermischung der Textsorten aus den oben erwähnten Berei-
chen hat ihre Wurzeln in der Sprachgeschichte des Deutschen. Die 
Entwicklung der sog. Kanzleisprachen (Meier 2003, Ziegler 2003) 
und damit auch des Rechtswesens sowie der Verwaltung hatte zur 
Folge, dass sich die Wandlungen der Institutionen wie auch des Be-
wusstseins, der Kultur und Gesellschaft in der Entwicklung und Aus-
differenzierung der Textsorten niedergeschlagen haben96. 

Bevor auf die Textsorte Satzung eingegangen wird, möchte ich kurz 
zeigen, in welchem Textsortennetz sie vorkommt und wie sie in der 
bisherigen gängigen Fachliteratur behandelt wurde.

In dem Beitrag „Geprägte Form, die lebend sich entwickelt“ von 
Cherubim / Ojartel / Schikorsky (1987) werden neben einer kurzen 
Einführung in die Entwicklungstendenzen der Institutionssprache 
im 19. Jahrhundert einige Textsorten wie Ordnungen (Reglements), 
Bittgesuche, Vernehmung und Protokolle näher charakterisiert. Die 
Autoren weisen auf die Schwierigkeit der Zuordnung der Textsorten 

95 Vgl. Czachur, W. (2005), S. 112.
96 Stenger, H. (1984/85), S. 195.
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zu bestimmten Institutionen hin. Sie unterteilen das Textrepertoire 
in Texte zentraler und dezentraler Institutionen. Während die ersten 
von Institutionen wie Gesetzen, Verordnungen, Bekanntmachungen 
und Bescheiden ausgehen, kommen die zweiten eher aus wirtschaft-
lichen, technischen oder wissenschaftlichen Institutionen, darunter 
auch Verbänden und Vereinen. Texte dezentraler Institutionen kön-
nen wiederum durch Texte zentraler Institutionen determiniert wer-
den. So werden z.B. in Vereinen die Vereinsgesetze in Erlasse und 
Verordnungen umgesetzt; diese wiederum in Ordnungen und Statute. 
Diese Differenzierung macht zwar deutlich, wie kompliziert es ist, 
von Vereinstextsorten generell zu sprechen und zeigt, in welchen Ver-
flechtungen diese Textsorten stehen. Der Beitrag liefert jedoch keine
Systematisierung der vereinsbezogenen Textsorten.

Einen ersten Versuch, die Gesamtheit der Vereinstextsorten in ein 
Klassifikationssystem zu bringen, hat Objartel (1989) unternommen. 
Er unterscheidet die vereinsspezifische Textsorten nach zwei Krite-
rien: nach dem Grad der Offizialität bzw. Intimität, der für den Kommu-
nikationsbereich des Verbindungslebens und seinen engeren Umkreis 
relevant ist, sowie nach dem Grad der Öffentlichkeit bzw. Exklusivität, 
der für die Kommunikation des Vereins mit der Außenwelt charakteri-
stisch ist97. Die Textsorten der „vereinsinternen“ Kommunikation wer-
den weiter in offizielle, halboffizielle und inoffizielle Textsorten einge-
teilt und kurz beschrieben, namentlich aber unter sprachhistorischem 
Aspekt.

Auch Cherubim (1998:208f) geht bei seiner Klassifizierung stärker 
von den „Kommunikationsanlässen“ der Vereinsakteure als dominan-
tem Basiskriterium aus und unterscheidet auf dieser Grundlage Texts-
orten des „Innenlebens“ und der „Außenbeziehung“. Zu den Textsor-
ten der internen Kommunikation gehören Protokolle der Vorstände, 
Aufnahme- und Ausschlussanträge, Resolutionen, Stellungnahmen so-
wie Adressen, zur externen Kommunikation Verhandlungen mit Be-
hörden und Eingaben bei Regierungen, schriftliche Werbung in Form 
von Anzeigen, Flugblättern und Handzetteln und nicht zuletzt eigene 
Zeitschriften, Broschüren und Berichte in entsprechenden Rubriken 
der Lokalpresse98. Ähnlich wie Objartel kommt er zu dem Schluss, 

97 Vgl. Objartel, G. (1989), S. 204.
98 Vgl. Cherubim, D. (1998), S. 208.
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dass für viele Textsorten des Vereins eine Mischung von öffentlichen, 
privaten und geschäftlichen Interessen charakteristisch ist, die sich 
auch in den textlichen Merkmalen widerspiegelt.

Einen ersten Versuch, die Textsorten des Vereinswesen zu systema-
tisieren und zu beschreiben, unternimmt Czachur (2005), in dem er 
die vereinsbezogenen Textsorten nach den fünf Kommunikationsbe-
reichen differenziert, um deren Funktionalität im konkreten Interak-
tionsrahmen zu analysieren. Von Interesse wäre die Analyse mittels 
der vorgeschlagenen Methode, um die Textsorten auch im diachronen 
Kontext ausführlicher zu erforschen.

Wie aus den oben kurz skizzierten Aufsätzen ersichtlich ist, wur-
den die Textsorten des Vereinswesens des 19. Jahrhundert nur ober-
flächlich systematisiert und nicht unter textlinguistischen Aspekten 
beschrieben. Es fehlt an umfangreichen systematisierenden Unter-
suchungen über den Bestand der vereinsspezifischen Textsorten und
deren Entwicklung sowie an größeren textlinguistischen Arbeiten zu 
einzelnen Textsorten wie z.B. zur Satzung im Kontext des Vereins-
wesens. Dies mag daran liegen, dass Textsorten wie Protokoll, Ge-
schäftordnung, Spendenbescheinigung, Geschäftsbericht, Beschlüsse, 
Beschwerde u.a., also solche, die ursprünglich aus anderen Kommu-
nikationsbreichen stammen, auch im Rahmen eines anderen Bezugs-
bereichs beschrieben und erforscht werden können. 
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2.4.1 Vorläufer von Vereinswesens und Vereinssatzung

Die Suche nach den Vorläufern der Vereinssatzung endet dort, wo die 
ersten Regelwerke für organisierte Formen des Zusammenschlusses 
mehrerer Personen entstanden sind. Auch wenn es nicht das Ziel die-
ses Kapitels ist, den Entstehungsweg des Rechtswesens aufzuzeigen, 
so soll hier dennoch gezeigt werden, welche organisierten Formen des 
Zusammenschlusses sich bis zum 19. Jahrhundert eines ähnlichen Re-
gelwerks bedient haben und in welcher Form sie eine Grundlage für 
die Vereinssatzungen gebildet haben. 

Deswegen möchte ich bei den Zünften und Gilden ansetzen, die 
sich als organisierter Zusammenschluss einiger Interessengruppen von 
Handwerkern im 12. Jahrhundert im deutschsprachigen Raum eta-
blierten. Durch die von der Hofhörigkeit befreiten Handwerker, den 
Aufschwung des Gewerbes und den Fortschritt der Technik waren 
alle Rahmenbedingungen für die Entstehung der Zünfte geschaffen 
worden. Die Zünfte hatten strenge, geschriebene Satzungen (Zunft-
briefe, Zunftrollen, Schragen), bestimmten die Zahl der Meister, die 
Lehrlingsausbildung, die Zunftwappen und gaben Preis- und Quali-
tätsvorschriften99. Unerforscht bleibt bis heute, wer die Statuten der 
Zünfte bestätigte, also wie das Verhältnis zwischen Zünften, städti-
scher und landesherrlicher Obrigkeit aussah und ob die Zünfte au-
tonome Gruppen bildeten oder veranstaltete Sozietäten geworden 
waren100. Dieling (1932) unterscheidet drei Formen von Zunftsatzun-
gen: erstens „reine Willküren“, d.h. ohne Mitwirkung der Obrigkeit 
entstandene Statuten, zweitens „bestätigte Willküren“, also Zunftsat-
zungen, an denen der Rat, der Landesherr bzw. von ihm Beauftragte 

2.4 Satzungen als Untersuchungsgegenstand

99 Vgl. www.wissen.de an 28.12.2005.
100 Vgl. Reininghaus, W. (1989), S. 23. 
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beteiligt waren, und drittens ohne Beteiligung der Zünfte entstandene 
Ordnungen101. Der konstitutive Akt der Zünfte war der Eid oder das 
Gelöbnis an Eides. Trotz der Mannigfaltigkeit der Zunftstatuten wei-
sen sie einen konstanten Kern von Vorschriften auf, die aus den sog. 
Zunftrechten abgeleitet werden konnten102. Hier interessiert nun die 
interne Struktur der Zunftsatzung. Laut Neuburg (1966:17) wurden 
die Vorschriften über die korporative Verfassung der Zünfte von den 
Gilden übernommen und für die Zunftzwecke weiterentwickelt. Der 
inhaltliche und textuelle Aufbau der Zunftstatuten war in folgenden 
Vorschriften enthalten: „den Vorschriften über die Aufnahme von Mit-
gliedern, die dieselben der Innung als solcher gegenüber hatten, den 
Pflichten ihren Innungsgenossen und endlich auch solche der übrigen 
Welt gegenüber, […] also den religiösen Pflichten, die die Zugehörig-
keit zu den Zünften auferlegte“103. 

Eine thematisch andere, aber strukturähnliche Vereinigung sind die 
Freimaurer, die sich im 17. Jahrhundert in England und Mitte des 18. 
Jahrhunderts im deutschsprachigen Raum (z.B. ab 1737 in Hamburg) 
etablierten. Die Freimauer setzten sich für die humanitären und frei-
heitlichen Ideen der Aufklärung ein, insbesondere für die Überwin-
dung der nationalen und konfessionellen Gegensätze im brüderlichen 
Geist, für Duldsamkeit, gegenseitige Hilfeleistung und liberale poli-
tische Institutionen104. Die strukturell in Logen gegliederte Vereini-
gung besaß auch eine interne Verfassung, die sog. „Allgemeinen Be-
stimmungen“ und die „Chronologische Gesetzessammlung“105. Auch 
hier finden sich allgemeine Vorschriften zum Orden der Freimaurer,
ihren Pflichten, auch zu den Rechten und Pflichten des Meisters vom
Stuhl, zu den Beamten der Logen, zur Wahl und Installierung des 
wortführenden Meisters, zu der Aufnahme der Mitbrüder, zu Strafen, 
zu Zeremonien bei Festen mit der genauen Ordnung der Prozessio-
nen etc.

Die hier dargestellten Vorläufer des Vereinswesens bilden eine so-
lide Grundlage für die Weiterentwicklung dieser Form von bürgerli-

101 Vgl. Dieling, F. (1932). Zitiert nach Reininghaus, W. (1989), S. 24.
102 Vgl. Neuburg, C. (1966), S. 16.
103 Neuburg, C. (1966), S. 17.
104 Vgl. www.wissen.de
105 Vgl. Maurice, F. (1997), S. 18.
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cher Körperschaft und dies sowohl strukturell und infrastrukturell als 
auch inhaltlich bzw. textuell. Wie sich das bürgerliche Vereinswesen 
im 19. Jahrhundert entwickelt hat und welche Gründe es dafür gab, 
wird in den Kapiteln 1.2 und 5.1.1 kurz erläutert.

In der obigen Darstellung wurden die Verordnungen und Gesetzte 
der Städte nicht behandelt106. Auch die internen Regelungen der Fabri-
ken und Firmen in Form von Anordnungen oder Vorschriften wurden 
hier außer Acht gelassen107, da sie nicht in erster Linie die Ebene der 
Bürgersprache widerspiegeln.

2.4.2 Die Satzung als Gesetz: ein kurzer Forschungsüberblick 

Satzungen sind bisher hautsächlich bei juristischen und soziolingui-
stischen Untersuchungen als Quellenmaterial benutzt worden. Sprach-
wissenschaftliche Beiträge sowohl aus diachroner als auch synchro-
ner Perspektive zu Satzungen sind eher selten zu finden.

Da Satzungen als Gesetzestexte gelten, ist es wichtig, auf die Spezi-
fik der normativen Textsorten einzugehen und sowohl den diachronen
als auch den synchronen Forschungsüberblick darzustellen.

Goldschmidt (1889) schreibt, dass „jeder Rechtssatz […] in sich 
Gebot und Verbot [trägt]. […] Die Rechtsordnung will Gehorsam und 
nichts als Gehorsam“108. Wenn jeder Rechtssatz durch diese Verbind-
lichkeit gekennzeichnet ist, dann ist „jede Gesetzgebung […] eine 
rechtsverbindliche Anordnung von Rechtssätzen und ihrem Wesen 
nach eine Aufstellung von Befehlen“109. Daraus ist zu folgern, dass 
jeder Gesetzestext eine Aneinanderreihung verbindlichkeitsfordern-
der Befehle ist und dass jeder Satz seinem Inhalt nach einen Befehl 
ausdrückt110. Hierbei ist jedoch anzumerken, dass der Befehlcharakter 
der Gesetzestexte in seiner grammatischen Struktur nicht unbedingt 
imperativische Gestalt haben muss.

106 Hier sind die wichtigen Forschungsprojekte zur Kanzleisprache von Meier 
(2003), Ziegler, A. (2000), Wiktorowicz, J. (2003) zu nennen.

107 Dazu mehr bei Ebert (1991) und Mattheier (1986).
108 Goldschmidt, L. (1889), S. 4 und 6.
109 Huber, E. (1900), S. 8.
110 Vgl. Bader, K.S. (1971), S. 16f.
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Die obige Definition von Gesetzen muss an dieser Stelle noch um
einen Aspekt erweitert werden. Neben Gebot und Verbot ist allen Ge-
setzen auch eine Erlaubnis gemeinsam. Diese drei „Grundbausteine“ 
der Gesetzestexte manifestieren in mehr oder minder kanonischer 
Form rechtliche Normen. Mit Klein (1999) kann man sagen, dass die 
Funktion des Normierens zwei Ausprägungen hat: „eine deontische 
(Müssen/Sollen/Dürfen/Nicht-Dürfen) und eine definitorische (Sche-
ma: X im Sinne dieses Gesetzes ist/sind…)“111. 

Sayatz (1996) betont mit Nachdruck, dass Gesetze gewissermaßen 
verschiedene Vermittlungsebenen rechtlichen Wissens repräsentieren. 
Dies ist deswegen so relevant, weil „die Rechtsordnung, deontische 
Logik sowie Regelungsgegenstand und –ziele […] schließlich [bestim-
men], wie die Texte sequenziell sprachlich zu realisieren sind“112.

Die Gliederung von Gesetzen in Paragraphen ist das charakteristi-
schste Ordnungsprinzip. Sie widerspiegelt allerdings nicht die inter-
ne Struktur einer Rechtsnorm, da „ein deontischer Sachverhalt […] 
durchaus mehrere Paragraphen umfassen oder umgekehrt ein Para-
graph mehrere deontische Sachverhalte enthalten [kann]“113.

In diesem Sinne werden Satzungen in Anlehnung an Viehweger/
Spies (1987:84) folgendermaßen definiert:

– Vereinssatzungen sind illokutive Handlungen, mit denen der 
Sprecher auf Normen bzw. Regeln Bezug nimmt bzw. diese 
(rechts)verbindlich einführt. Da der Leser/Hörer den Rechtsvor-
schriften durch eine freiwillige Beitrittserklärung untergeordnet 
ist, ist er dadurch auch verpflichtet, die mit einer Satzung gefor-
derte Handlungen entsprechend den Normen auszuführen.

– Als Sprecher von Vereinssatzungen fungiert der von den Ver-
einsmitgliedern gewählte Vorstand, der seine Legitimation bei 
den staatlichen Organen bestätigen muss. Infolge dessen können 
diese handelnden Personen den Hörer/Leser zur Ausführung der 
geforderten Handlungen unter Berücksichtigung der für die Han-
dlungsausführung festgesetzten Normvorschriften (potenziell) 
verpflichten. Im Falle einer Weigerung kann eine Sanktion auf-
erlegt werden z.B. der Ausschluss aus dem Verein.

111 Klein, J. (1999), S. 1371.
112 Sayatz, U. (1996), S. 276.
113 Ebenda.
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In diesem Zusammenhang sprechen die beiden Autoren von Hand-
lungen des Festlegens bzw. von Festlegungen, deren Besonderheit 
darin besteht, „dass bisher nicht als Tatsachen geltende Sachverhal-
te bestimmter Art beschrieben werden, die durch den Vollzug einer 
Handlung dieses Typs Tatsachengeltung erhalten“114. Mit den Fest-
legungsakten werden laut Viehweger/Spies soziale Sachverhalte ge-
schaffen, also Normen, die das menschliche Handeln bestimmen. 
Norm wird hier verstanden als eine Vorschrift, die „einer Klasse von 
Handlungsträgern in wiederkehrenden Situationen und unter gleich 
bleibenden Bedingungen eine Klasse von Handlungen/Verhaltens-
weisen vorschreibt.“115 Das größere soziale Gewicht, das diesen Sach-
verhalten zukommt, besteht laut Viehweger/Spies (1987:94) darin, 

– dass es langfristig wirkende Handlungsantriebe sind,
– dass mit ihnen soziale Gruppen konstituiert werden, definiert

durch geltende „Rechte“ und „Pflichten“,
– dass diese „Rechte“ und „Pflichten“ das Verhalten der sozialen

Gruppe in langfristigen und wiederholt stattfindenden komplexen
Handlungsabläufen von gesellschaftlicher Tragweite bestimmen,

– dass die geschaffenen/festgelegten Rechte und Pflichten und die
Handlungskontexte, in denen sie gelten, auf Systeme von gesamt-
gesellschaftlichen Werten und Zielen bezogen bzw. an ihnen orien-
tiert werden.

Aus dieser inhaltlichen Bestimmung festlegungsfähiger Sachver-
halte ist sichtbar geworden, dass festlegungsfähig nur potenziell zu 
vollziehende, künftige, aus den Willen und dem Handeln von Men-
schen realisierbare Konstellationen sind, deren Ausführung überprüft 
werden kann. Wichtig ist, dass sie damit auf Handlungen referieren, 
die nicht faktisch sind, sondern nach dem Gültigsetzen des Gesetzes/
seiner Veröffentlichung liegen. Als sprachlichen Beweis für festge-
legte Sachverhalte schlagen Viehweger/Spies (1987: 95) die explizite 
Berichtsform vor:

a) Es ist/wurde festgelegt, dass Dp
b) A hat festgelegt, dass Dp
In dieser Formel bedeutet D das deontische Prädikat – also die 

sprachlichen Mittel – und p den propositionalen Gehalt, der die 

114 Viehweger, D. / Spies, G. (1987), S. 89.
115 Ebenda, S. 94

Forschungsüberblick
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Handlung, Handlungsträger und ggf. Handlungsbedingungen cha-
rakterisiert. 

Zusammenfassend kann nach Sayatz (1996:278) festgehalten wer-
den, dass „in Gesetzen […] Personen (Rechtssubjekte) und Handlun-
gen/Verhaltensweisen (in Ort und Zeit) normativen (deontischen) 
Werten zugeordnet [werden]“. 

Welche Funktion die normativen Texte und im Besonderen die Sat-
zung als eine Textsorte des Vertragswesens haben und wie sie in der 
gängigen Literatur behandelt werden, wird in Kapitel 3.1.2. disku-
tiert. Nun soll noch kurz darauf eingegangen werden, wie die Satzung 
als Textsorte in der bisherigen Forschung analysiert wurde.

Wie eingangs angedeutet, wurde die Satzung als Textsorte selten 
zum Forschungsgegenstand gemacht. Waligóra (2002) beschäftigt 
sich mit Zunftsatzungen am Beispiel einer Abschriftensammlung vom 
Beginn des 16. Jahrhunderts und untersucht sie nach Simmler (1996) 
mit besonderer Berücksichtigung der Makrostruktur. Die Autorin be-
schränkt sich jedoch auf die formale Charakterisierung von Absatz-
anfängen und Absatzenden, ohne deren Form, Inhalt und Funktion 
zu analysieren. Schulzke (1976) wiederum untersucht die Zwickauer 
Handwerksordnungen im Zeitraum vom 14. bis 17. Jahrhundert. 

Eine umfassende Auseinandersetzung mit der Gesetzessprache fin-
det man bei Haß-Zumkehr (2002), Busse (2000a und b) und Bun-
garten (2003) sowie zahlreiche Beiträge zur politischen Sprache bei 
Klein (1999, 2000a, 200b). Darüber hinaus sind die diachronen Ar-
beiten zu Gesetzestexten von Brandt (1991, 1996) sowie von Seifert 
(2004) von großer Bedeutung. Auch in Polen sind die Gesetzestexte 
sowohl aus synchroner als auch diachroner Sicht auf Interesse gesto-
ßen: (siehe vor allem Rzeszutko (2003))

2.4.3 Bezeichnungen für eine Textsorte  
/ Textsortenbezeichnungen

Aufgrund der Bezeichnungsvielfalt für die in der vorliegenden Ar-
beit thematisierten Textsorten normativer Art konkurrierten im 19. 
Jahrhundert verschiedene Bezeichnungen. Daher ist es wichtig, sich 
einen Überblick über die Herkunft und die Bedeutungen der Benen-
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nungen zu verschaffen und auf eventuelle Unterschiede aufmerksam 
zu machen.

Zu finden sind u.a. die Bezeichnungen:
Statut Satzung Gesetz
Verfassung Vorschrift Ordnung
Anordnung Verordnung Bestimmungen/Reglement

Für die Erhebung der historischen Textsortenbezeichnungen ist 
es wichtig, „dass die Authentizität der zu registrierenden Belege ge-
währleistet ist“116. Hertel (2000) plädiert deswegen für die Benennun-
gen, mit denen die Textautoren ihre Texte selbst etikettieren, da sie 
Antworten auf wichtige sprachgeschichtliche Fragen finden lassen:

Die Schreiber/Verfasser agieren auf der Basis ihrer auf durchaus un-
terschiedlichem Wege erlangten Textsortenkompetenz und geben uns 
damit etwas vom Textsortenwissen ihrer Zeit preis, sie öffnen uns ein 
Fenster und gestatten uns einen Blick in ihre Textwelt. Sie öffnen uns 
gleichzeitig einen Blick auf ihre Adressaten und deren Sprachwissen, 
denn mit der Verwendung bestimmter Textsortenbezeichnungen ist 
ja die Erwartung verbunden, dass diese den Adressaten bekannt sind 
und ihnen eine allgemeine Orientierung über den Umgang mit dem 
Text geben können117.

Der Rückgriff auf die originäre Benennung ermöglicht nach Hertel 
(2000) den zeitgemäßen Zugang zur Textwelt und dadurch auch ein 
anderes Verständnis für deren Textsorten. Dabei warnt er auch davor, 
dass nicht jeder überlieferten Textbenennung jeweils einer Textsor-
te entspricht, da es „einerseits […] synonymische Benennungen für 
eine Textsorte [gibt], anderseits […] Benennungen nebeneinander 
[stehen], die unterschiedlichen Ebenen in einer Textsortenhierarchie 
zugeordnet werden müssten“118. Diese Vielfalt und Heterogenität der 
Textbenennungen ist darauf zurückzuführen, dass die Autoren durch 
die ihnen wichtigen Textmerkmale wie Thematik, Adressaten- und 
Verwendungskreis sowie Geltungsanspruch, den Umfang und die Dar-
stellungsweise hervorheben konnten. 

116 Hertel, V. (2000), S. 323.
117 Ebenda.
118 Ebenda.

Forschungsüberblick
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Neben den Selbstbenennungen in den Paratexten spielen auch die 
Textbezeichnungen in den Metatexten eine wichtige Rolle. Hier geht 
es vor allem um sog. Vorlagen für den Zieltext; im Fall von Satzungen 
sind das Gesetze, die das Vereinswesen regeln.

Die Auseinandersetzung mit den im 19. Jahrhundert gängigen Be-
zeichnungen für die Textsorte Satzung ist insofern relevant als sie dem 
heutigen Leser das Textsortenverständnis der damaligen Epoche wi-
derspiegelt und ihn von der Orientierung an der aktuellen Textsorten-
benennung ablenkt.

Im Wörterbuch von Grimm findet man folgende Definition von Sta-
tut sowie die erste Unterscheidung zum Begriff „Gesetz“: 

Statut> festsetzung, verordnung, satzung, grundgesetz einer ge-
sellschaft. lehnwort aus dem lat. Statutum. […] statut ist mhd. seit 
dem 14. jahrh. bekannt.
Statuten werden in neuerer zeit im allgemeinen von gesetzen un-
terschieden: man bezeichnet diese letzteren (particulären oder 
speciellen gesetze) ... als statuten oder willküren im gegensatz zu 
den gesetzen im engeren sinne, d. h. von der staatsgewalt ausge-
henden gesetzen. […] das statut ... ein gesetz, welches einer stadt, 
oder einer bürgerlichen gesellschaft gegeben, oder von derselben 
selbst gemacht worden.‘ 

Nach Adelung sind 2 fälle zu unterscheiden: 
a) die statuten werden einer gemeinschaft von der obrigkeit ge-

geben, auferlegt, vorgeschrieben, 
b) eine genossenschaft giebt sich ihre statuten selbst. aber auch 

in diesem falle bedürfen sie (auszer in neuerer zeit bei priva-
ten vereinen u. ähnl.) häufig der obrigkeitlichen bestätigung. 
[…] statut bezeichnet sowol die einzelne bestimmung, den 
gesetzesparagraphen, wie die gesamtheit der bestimmungen, 
die eine constitution, das grundgesetz einer gemeinschaft 
ausmachen. für dieses letztere sagt man also ohne sinnesun-
terschied das statut und, gewöhnlicher, die statuten. 

c) in älterer und neuerer zeit sehr gewöhnlich ist statut für ver-
fassung und recht einer stadt

d) ferner statuten von gilden, zünften u. ähnl., […] die statuten 
einer innung, einer zunft, eines handwerkes. Adelung; ‚statu-
ten, handwerks-, innungs-, heiszen sonst auch innungsbrie-
fe, handwerks- oder innungs-artikel, handwerksbrauch und 
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gewohnheit, sind eigentlich nichts anders, als die bey den 
handwerkern und innungen nur so durch einen langen ge-
brauch und herkommen eingeführte, oder auch von und un-
ter sich selbst gemachte ordnungen und gesetze. 

e) statuten bei andern körperschaften, z. b. die statuten des 
deutschen ordens […] in neuerer zeit wird die verfassung 
von vereinen unterschiedslos als statut(en) oder satzung(en) 
bezeichnet. überhaupt von juristischen personen: der wil-
le des stifters über die verfassung wird bei korporationen, 
manchmal auch bei stiftungen, als statut bezeichnet. 

f) statuten einer institution: statuten, verordnungen, vom latei-
nischen worte statuere, festsetzen119.

Dem in der Rechtssprache etablierten Begriff „Statut“ möchte ich 
eine Definition des in jenem Zeitraum auch gängigen Lexems Satzung 
gegenüberstellen, um auf die semantisch-lexikalischen Unterschiede 
sowie seinen Verwendungskontext aufmerksam zu machen.

Satzung> setzung, festsetzung, das festgesetzte, gebildet von dem 
unumgelauteten satzen; während in alter sprache der gebrauch 
des wortes reich ausgebildet ist, schränkt sich das bedeutungs-
gebiet in nhd. periode allmählich ein […] in neuester zeit hat 
sich das wort besonders unter dem schutze der puristen (verdeut-
schung für statut) wieder mehr befestigt. dem mhd. satzunge ent-
spricht mnd. sattunge, sattinge120.

Nach Adelung und Campe ist 
satzung in der eben belegten anwendung veraltet, man gebrauche 
es nur von hergebrachten, willkürlichen einrichtungen und be-
stimmungen, z.b. den ritualvorschriften des alten jüdischen got-
tesdienstes in anlehnung an LUTHERS bibelübersetzung und in 
zusammensetzungen wie menschensatzungen, glaubens, kirchen-
satzungen. deutlich wirkt der verbale begriff in dem gebrauch von 
satzung nach; betont wird das einsetzen einer norm, durch welche 
mehrere, eine gemeinschaft sich bindet, während bei gesetz die 
wirkung der norm, ihre unverbrüchliche geltung hervortritt: da-
her die gesetze der natur, die satzungen einer ordensgesellschaft. 

119 http://www.dwb.uni-trier.de/index.html (24.11.2004)
120 http://www.dwb.uni-trier.de/index.html (24.11.2004)

Forschungsüberblick
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in LUTHERS übersetzung erscheint satzung häufig zur bezeich-
nung des von gott den juden gegebenen gesetzes und dessen ein-
zelnen bestimmungen, dann auch vom christlichen sittengesetz 
und in freierer anwendung121.

Am Beispiel dieser zwei Definitionen wird deutlich, dass sich bei-
de Begriffe zwar auf das gleiche Denotat beziehen, aber aus diachro-
nischer Sicht unterschiedlich belegt sind. Aus heutiger Perspektive 
würde man behaupten, dass sich der „verdeutschte“ Begriff Satzung 
im Vergleich zu dem aus dem Lateinischen abgeleiteten Terminus 
„Statut“ durchgesetzt hat. Es ist auch Ziel der Arbeit zu zeigen, wann 
und warum der Textsortenbenennungswechsel stattgefunden hat.

Die anderen angeführten Begriffe unterscheiden sich inhaltlich 
nicht von denen, die der heutige Sprachteilnehmer im Alltag benutzt. 
Deshalb wird auf sie nicht weiter eingegangen, auch wenn diese Be-
griffe in einigen wenigen Fällen als Synonyme für die Zielbegriffe 
Satzung und Statut verwendet werden. In der vorliegenden Arbeit ent-
scheide ich mich für den Begriff Satzung, da er sich im Laufe des 
19. Jahrhundert durchgesetzt hat und im Korpus seit Beginn des 20. 
Jahrhunderts fast ausschließlich Verwendung findet.

2.5 Zusammenfassung und Konsequenzen

Aus dem Überblick über die Forschungslage resultieren verschiedene 
offene Leitfragen für die weitere Analyse. Einige seien hier festge-
halten:

– Welcher Begriff – Textsorte oder Textmuster – schafft einen er-
giebigen Zugang zu der Größe Satzung aus diachroner Perspek-
tive?

– Wie lässt sich das Textsorten- und Textmusterwissen der Teil-
nehmer einer Gesellschaft diachronisch rekonstruieren?

– Wie lassen sich die intertextuellen und außersprachlichen Ein-
flussfaktoren auf die Textgröße Satzung diachronisch erfassen?

– Wie lässt sich die Breite der Randzone einer Textsorte definieren
und wie weit dürfen Änderungen in Form und Funktion einer 

121 Ebenda.
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Textsorte gehen, um noch von einer einheitlichen Textsorte spre-
chen zu können?

– Wie lassen sich Kontinuität und Wandel einer Textsorte/Textmu-
ster in diachroner Perspektive umfassend erfassen und Entwick-
lungen im Kommunikationsprozess verdeutlichen?

– Wie verändern sich die normativen Strukturen des Textmusters 
Satzung und ihre sprachliche Realisierung?

– Wie werden deontische (normative) Sachverhalte textintern struk-
turiert und miteinander verbunden und wie lassen sie sich dia-
chronisch beschreiben? 

– Wie lässt sich an der Entwicklung der Textsorte Satzung das Ver-
hältnis zwischen Textsorten und Textmuster begründen?

Forschungsüberblick
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Die Zielsetzung dieses Kapitels ist es, theoretische Grundlagen für 
die methodische Herangehensweise zu legen. Ausgehend von den 
handlungsorientierten Ansätzen zur Textsortenanalyse – im Beson-
deren zu denen Handlungsstrukturen und Textfunktion – erfolgt eine 
kritische Auseinandersetzung mit den für diese Arbeit grundlegenden 
Begriffen wie Textsorte und Textmuster. Anschließend wird auf das 
Phänomen der Intertextualität eingegangen.



66

Textmuster im Wandel

Der Handlungscharakter des Sprachgebrauchs wird in handlungs-
theoretischen Ansätzen unterschiedlich gesehen bzw. unterschiedlich 
akzentuiert. Eine gemeinsame Grundlage für die Entwicklung dieser 
Theorien hat Hartung (2000) in drei Punkten zusammengefasst:

1) Handeln schließt immer ein, dass ein Handelnder etwas errei-
chen will, dass er ein Ziel hat, dem er sich in bestimmten Schrit-
ten zu nähern sucht. Daraus ist zu schließen, dass Handeln sich 
in Bezug auf Zielgerichtetheit und entsprechende Gliederungen 
beschreiben lässt.

2) Am Handeln sind mehrere Personen beteiligt, es ist Interaktion. 
Diese Interaktion muss koordiniert werden, d.h. die einzelnen 
Handlungen müssen so gerichtet werden, dass jeder Beteilig-
te seinen spezifischen Anteil am Erreichen eines gemeinsamen
Zieles leisten kann. Kommunikative und sprachliche Handlun-
gen sind also in Bezug auf ihre internen und externen Koordina-
tionsleistungen beschreibbar.

3) Sprachliches Handeln als eine interindividuelle Aktivität schafft 
Beziehungen zwischen den Handelnden, eine bestimmte soziale 
Welt und es bedient sich bereits geschaffener sozialer Welten 
samt deren Wirklichkeitskonstruktionen und Sinnzuordnungen. 
Dementsprechend ist sprachliches Handeln also auch als ein suk-
zessives Schaffen und Aushandeln von Sinn beschreibbar122.

Hartung (2000) stellt zugleich fest, dass die drei erwähnten Aspek-
te des Handelns zwar eng miteinander verknüpft sind, es aber trotz-
dem nicht möglich ist, ihren modularen Charakter in einem einzigen 
Ansatz gleichzeitig darzustellen. Nichtsdestotrotz soll für die Zwecke 
dieser Arbeit ein holistisches Handlungsmodell zugrunde gelegt wer-
den, das es möglich machen soll, sprachliche Handlungen als eine 

122 Hartung, W. (2000), S. 88.

3.1 Handlungsorientierte Ansätze zur Textsortenanalyse
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spezifische Form menschlichen Handels darzustellen, in dem der
Handelnde seine Ziele in einer zweckvollen Form realisiert. Deswe-
gen werde ich kurz das von Rehbein (1977:137) entwickelte achtstufi-
ge Handlungsmodell skizzieren, das von Lage-Müller (1995) in sechs 
Handlungsstadien zusammengefasst hat:

1. Eine Handlung entsteht in einem Handlungskontext; es gibt ein 
Vorwissen der Beteiligten über die Situation.

2. Die Situation wird eingeschätzt und bewertet (Situationsein-
schätzung). Daraus entsteht eine Motivation und in der Regel 
gleichzeitig eine Zielsetzung.

3. Um dieses Ziel zu erreichen, werden die Mittel ausgewählt, um 
eine Handlung auf eine bestimmte Art und Weise durchzuführen. 
Es entsteht ein Plan.

4. Eine Handlung wird in einer bestimmten Art und Weise durchge-
führt bzw. ausgeführt (Ausführung).

5. Die Handlung hat ein Resultat oder ein Produkt.
6. Das Ergebnis hat eine oder mehrere Folgen. Die Folgen können 

konventionell oder unkonventionell sein und stellen dadurch in-
tertextuelle Beziehungen her.

Das allgemeine Handlungsmodell ist geeignet für sprachliche und 
nichtsprachliche Formen von Handlungen, wobei „gerade den sprach-
lichen Handlungen im Handlungsprozess spezifische und komplexe
Funktionen zukommen (vgl. Rehbein 1977:91 und 315)123. Dabei ist 
festzuhalten, dass die sprachlichen Handlungen „ein[en] Spezialfall 
der kommunikativen Handlungen“124 darstellen, die im Bezug auf den 
Handlungshintergrund die kommunikativen Ziele mit Hilfe sprachli-
cher Äußerungen realisieren, die als soziale Handlungen verstanden 
werden und dadurch auch weitreichende Folgen haben können. Damit 
ist eine deutliche Unterscheidung zwischen den pragmatischen Vor-
aussetzungen (Handlungszielen) an sich und den zugehörigen sprach-
lichen Handlungsformen gemacht125. Für die weitere Untersuchung 
ist es jedoch wichtig zu fragen, wie sich die sprachliche Handlung im 
diachronen Längsschnitt verändert, welche Elemente konstant blei-
ben und was die möglichen Ursachen dafür sind.

123 von Lage-Müller, K. (1995), S. 48.
124 Motsch, W. / Lüchow, A. (2000), S. 414.
125 Vgl. Adamzik, K. (2001), S. 245.

Theoretische Grundlage
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3.1.1 Handlungsstrukturen von Texten

Handlungstheoretische Ansätze in der Textlinguistik knüpfen an die 
Sprechakttheorien von Austin (1962) und Searle (1969) an. Es wird 
hier vor allen der oben erwähnte intentionale Charakter jedes Han-
delns (Hartung 2000, Rehbein 1977) betont. Auch die Rahmenbedin-
gungen, in denen das Handeln stattfindet, spielen eine wesentliche
Rolle. Deswegen werden die Texte nicht mehr als isoliertes sprachli-
ches Gebilde im strukturalistischen Sinn betrachtet, sondern vor dem 
Hintergrund der angelsächsischen Sprechakttheorie (Austin, Searle) 
als eine komplexe sprachliche Handlung bestimmt126. Diese ist durch 
die Einbettung in eine konkrete Kommunikationssituation gekenn-
zeichnet und für die Handlung ist eine bestimmte kommunikative 
Funktion konstitutiv. Anders ausgedrückt werden Texte als Folgen 
von Handlungen beschrieben, die auf ein übergeordnetes Ziel ge-
richtet sind und in ihrer Sequentialität und Gerichtetheit bestimmte 
Strukturen bilden. Motsch/Vierweger (1981) nehmen an, dass „die 
Struktur einer komplexen sprachlichen Handlung als hierarchisch 
geordnete Verknüpfung von Handlungstypen (Handlungstypenhier-
archie) zu beschreiben ist“127. Eine komplexe Äußerung wird durch 
einen Handlungstyp bestimmt, der ihre kommunikative Funktion 
charakterisiert. Das hat die Konsequenz, dass der Handlungscha-
rakter von Texten genau auf die gleiche Weise klassifiziert wird wie
der von Satzäußerungen. Konkret bedeutet das für die Textanalyse, 
dass sie die Handlungstypen aufzeigen soll, die das Gesamtziel des 
Textes über die Realisierung einer Reihe von Teilzielen bestimmen. 
Diejenigen Sprachhandlungen, die die kommunikative Funktion der 
gesamten Äußerungsfolge ausdrücken, werden dominierende Hand-
lung bzw. Illokution genannt. Die anderen Handlungen, die ebenfalls 
mit einem bestimmten Handlungstyp verbunden sind und in Bezug 
auf andere – die dominierende Illokution – eine untergeordnete Rolle 
spielen, werden von Motsch/Vierweger als subsidiäre Illokution be-
zeichnet. Die Illokutionen, aus denen ein Text besteht, werden Illoku-
tionsstrukturen genannt (Motsch/Pasch 1987:13). 

126 Brinker, K. (2000), S. 175.
127 Motsch, W./Viehweger, D. (1981), S. 125-153.
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Das Illokutionsstrukturkonzept wirft eine Reihe von kritischen Fra-
gen auf. Kritisiert wird besonders die Tatsache, dass den einzelnen 
Sätzen bzw. Propositionen des Textes bestimmte illokutive Rollen 
zugeschrieben werden und die Textfunktion dann von den einzelnen 
illokutiven Typen her aufzubauen versucht wird128. Einen ähnlichen 
Einwand findet man bei Hartung (2000:89), der schreibt, dass die
satzweise Aufgliederung der Intentionalität in Texten zumindest für 
manche Texte wenig plausibel ist. 

Während im sprechakttheoretisch begründeten Modell der Illokuti-
onsstruktur die Handlungsstruktur als eine Hierarchie aus funktional 
aufeinander bezogenen Einzelillokutionen gesehen wird, steht im An-
satz der praktischen Semantik das Modell der Handlungssequenz im 
Mittelpunkt. Dabei steht der Begriff „Sequenz“ nicht für die äußerliche 
Abfolge von Handlungen, sondern auch für einen kommunikativ und 
regelhaft bestimmten Zusammenhang von Handlungen. Grundlegend 
für die Handlungstheorie der Praktischen Semantik ist ein Überblick 
über die möglichen Zusammenhänge von sprachlichen Handlungen. 
Hier sind die zwei wichtigsten Typen der Zusammenhänge zu nennen, 
nämlich die „indem-Zusammenhänge“ und die „Spezialisierung“ so-
wie „und-Zusammenhänge“129. Anknüpfend daran entwickelt Schrö-
der (2003) ein Modell für die Beschreibung der Handlungsstruktur 
von Texten, das im Folgenden kurz vorgestellt wird.

Die Grundlage für die Entwicklung des Modells ist die Annahme, 
dass sich die Texthandlung als komplexe Handlung beschreiben lässt, 
da sie eine Handlung ist und aus mehreren aufeinander folgenden 
und zusammenhängenden Teilhandlungen besteht. Der Zusammen-
hang wird deshalb als „indem-Zusammenhang“ beschrieben: Eine 
Texthandlung wird vollzogen, indem eine Folge von Teilhandlungen 
vollzogen wird.

128 Vgl. Brinker, K. (2000), S. 177.
129 Vgl. Schröder, T. (2003), S. 27. 

Theoretische Grundlage
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Abbildung 2: Texthandlung und Satzhandlung

Texthandlung indem

und dann

und dann

Satzhandlung

Satzhandlung

Satzhandlung

Die Teilhandlungen einer komplexen Handlung sind immer auch 
ein Teil der Gemsamthandlung, leisten einen spezifischen Beitrag zum
Vollzug der Texthandlung und stehen gewissermaßen im Dienste einer 
gemeinsamen Textfunktion. Schröder (2003:35) sieht die Grundkom-
ponenten der komplexen Handlung in einer Teil-Ganzes-Beziehung 
und fasst die Handlungsstruktur von Texten primär im Sinne einer 
Konstituentenstruktur auf.

Im Mittelpunkt der Handlungsstrukturbeschreibung steht der Zer-
legungszusammenhang, der zwischen der Texthandlung und den 
Teilhandlungen besteht. Als die kleinsten Einheiten werden hier die 
einfachen sprachlichen Handlungen gesehen, denen auf der Äuße-
rungsebene in der Regel die Einheit des Satzes entspricht. Hierbei 
werden die Äußerungs- und Handlungsebene parallel betrachtet mit 
der Argumentation, dass wenn „ein Text als Äußerungseinheit ein 
Produkt aus Sätzen ist, auch die Texthandlung als ein Produkt aus 
`Satzhandlungen` gesehen [wird]“130. 

Daraus folgt die weitere Annahme, dass es zusätzlich zu den beiden 
konstitutiven Einheiten, nämlich der Texthandlung und der Teilhand-
lung, weitere Zerlegungsstufen gibt, auf denen nach Textkonstituen-
ten gefragt werden muss. Hier stellt sich nun die Frage nach Teiltex-
ten und den mit ihnen vollzogenen Handlungen. Da die Texte nicht 
nur aus Sätzen bestehen, sondern auch aus größeren Einheiten wie 
Teiltexten, Absätzen oder Paragraphen, werden diese Einheiten im 
Handlungsstrukturmodell als Textkonstituenten verankert, die gleich-
zeitig Teilhandlungen, aber auch komplexe Handlungen sind131.

130 Schröder, T. (2003), S. 35f.
131 Vgl. ebenda, S. 37.
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Abbildung 3: Texthandlung und Textteilhandlungen
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…

Abbildung 3 zeigt das erweiterte Beschreibungsmodell, das sich 
aus drei Konstituententypen zusammensetzt. Auch für die Beschrei-
bungseinheit der Teiltexthandlung wird angenommen, dass sie mit 
einer Einheit auf der Äußerungsebene (eben dem Teiltext) korrespon-
diert. Das bedeutet, dass auch die Teiltexthandlungen (genau wie 
Texthandlungen) aus aufeinander folgenden, zusammenhängenden 
Teilhandlungen bestehen, die in funktionalen, thematischen und se-
quenziellen Beziehungen zueinander stehen.

Die Kategorie des Textthemas wird aus dieser Sicht als Teil der 
Handlungsbeschreibung gesehen. Aus der Beschränkung des The-
mabegriffs auf Texte und die mit ihnen vollzogenen komplexen 
Handlungen leitet Schröder (2003:92) die textkonstituierende Funk-
tion des Themas ab. Thema eines Textes ist nach ihm der Gegenstand, 
auf den mit einer Texthandlung Bezug genommen wird, auf den sich 
die Teilhandlungen gemeinsam beziehen und dessen Teilaspekte in 
den zugehörigen Teilhandlungen behandelt werden.

Theoretische Grundlage
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Auch Sandig (1978:80f, 1987:119, 122) zeigt deutlich, dass Texte 
interne Strukturen aufweisen, was zu einer Hierarchisierung und Se-
quenzierung der in einem Text enthaltenen Sprechhandlungen führt. 
Der Text als eine komplexe sprachliche Handlung besteht aus mehre-
ren sprachlichen Handlungen, die je eine eigene Funktion haben, aber 
gleichzeitlich konstitutiv für die Gesamtfunktion sind (Sandig 1973: 
21). Hier sind Analogien zur Illokutionsstrukturanalyse festzustellen.

Von Lage-Müller (1995) hat die von Sandig (1987) und von Polenz 
(1988) im Rahmen ihrer Textanalyse entwickelten hierarchischen 
Systeme verglichen und sie weiter präzisiert. Für die Umschreibung 
der Gesamtfunktion bzw. der übergeordneten Handlungsintention des 
Textes wird der Begriff „Textillokution“ verwendet, die übergeordne-
ten Handlungen werden als Texthandlungen bezeichnet, denen weitere 
Handlungen untergeordnet sind, die Teilhandlungen genannt werden. 
Teilhandlungen sind mit einer Texthandlung durch eine indem-Rela-
tion verbunden, d.h. eine Texthandlung wird durch eine oder mehrere 
Teilhandlungen realisiert. Gleichzeitlich mit Teilhandlungen vollzo-
gene Handlungen nennt von Lage-Müller Zusatzhandlungen. Sie die-
nen dazu, eine andere Handlung zu ergänzen, und stehen zu anderen 
Handlungen in einem wobei-Verhältnis. Der Gesamttext konstituiert 
sich aus mindestens einer oder mehreren Texthandlungen. Ebenfalls 
ist die Zahl der Teil- und Zusatzhandlungen variabel132. 

Die bisher genannten handlungstheoretisch ausgerichteten Ansät-
ze machen deutlich, dass Texte eine interne Struktur aufweisen, die 
nicht nur Träger des propositionalen Gehaltes ist, sondern durch eine 
regelhafte Sequenzierung gekennzeichnet sind. Anzunehmen ist, dass 
die interne Struktur in unterschiedlichen Texten auf verschiedene Art 
und Weise realisiert wird und dass sich sowohl für die Art als auch 
für die Abfolge der einzelnen Handlungen bzw. Teilhandlungen feste, 
textsortenspezifische Muster herausgebildet haben.

Für die weitere Analyse ist diese Erkenntnis umso wichtiger, als sie 
die innere Organisation einer Handlung den empirischen Zugang zur 
Organisation des Wissens bzw. der Kenntnisse, über die der Sprecher 
verfügen muss, eröffnet. Diese Kenntnissysteme, u.a. auch das Text-
musterwissen (siehe Kapitel 3.2), sollen nach Brandt/Koch/Motsch 
(1983:109) in der wissenschaftlichen Theorie rekonstruiert werden.

132 Vgl. von Lage-Müller, K. (1995), S. 62.
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3.1.2 Normative Textfunktion

Die textfunktionale Analyse basiert in theoretischer Hinsicht auf dem 
handlungstheoretisch orientierten Forschungsansatz. Der Terminus 
„Textfunktion“ bekommt in der Textlinguistik eine sehr unterschiedli-
che Gewichtung. Im allgemeinsprachlichen Gebrauch wird der Begriff 
als „der Sinn bzw. Zweck, den der Text im Rahmen einer Kommu-
nikationssituation erfüllt“, verwendet133. Um die Textfunktion bestim-
men zu können, ist es laut Brinker (1983:131) entscheidend, was der 
Textproduzent zu erkennen geben will, indem er sich auf bestimmte 
Regeln (Konventionen) sprachlicher und kommunikativer Art bezieht. 
Er unterscheidet fünf kommunikative Textfunktionen, die er von Sear-
les` Illokutionstypologie ableitet. Als Kriterium nimmt er die Art des 
kommunikativen Kontakts, den der Emittent mit dem Text dem Adres-
saten gegenüber zum Ausdruck bringen möchte. Er unterscheidet 
zwischen Informations-, Appell-, Obligations-, Kontakt- und Dekla-
rationstexten. 

Im Folgenden soll geklärt werden, wie der Begriff Textfunktion 
für Rechtstexte und im Konkreten für die Vereinssatzung angewendet 
und wie er spezifiziert werden muss. Um die Funktion der Gesetzes-
texte bestimmen zu können, ist – so Busse (1992:80ff) – die vorherige 
Kenntnis der zu erwarteten Funktion eines normativen Textes in einer 
institutionell vorgeprägten Handlungsinstitution notwendig. Damit 
ist gemeint, dass „nicht durch den sprachlichen Charakter der Texte, 
sondern durch ihre Rolle in einem institutionellen Handlungszusam-
menhang Gesetzestexte ihre `normative Funktion` bekommen“134. 
Sämtliche Definitionsversuche der „normativen Textfunktion“ oder
„regulativen“, „direktiven“, „deklarativen“ Sprechakte machen deut-
lich, dass alles nicht ohne Verweis auf das undefiniert bleibende ge-
sellschaftliche Faktum „Normativität“ auskommt. Deswegen schreibt 
Busse (1992:92), dass wir einen Text nicht „aus sich selbst heraus“ 
als normativ erkennen, sondern nur in einem (institutionellen) Hand-
lungszusammenhang, da Texte immer im gesellschaftlichen Hand-
lungskontext wirksam werden und ihre jeweils verschiedene Funk-
tion bekommen.

133 Brinker, K. (2000), S. 175.
134 Busse, D. (1992), S. 91.
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Bevor die Bestimmung der Funktion einer Satzung in ihrem insti-
tutionellen Handlungskontext erfolgt, soll hier kurz auf den Begriff 
„normativ“ eingegangen werden. Große (1976) definiert ihn folgen-
dermaßen:

Am Beginn steht die Unterscheidung zwischen normativen Textfunk-
tionen, die verbindliche Interaktionsregelung signalisieren, und nicht-
normativen Textfunktionen. Sie ergibt sich aus der überragenden Be-
deutung der Regeln für das menschliche nichtsprachliche und sprach-
liche Handeln.135

In der Definition unterschätzt Große, dass normative Texte wie Ge-
setzestexte nicht einfach „Interaktionsregelungen“ für Bürger ausdrü-
cken, sondern häufig Regelungen über Rechtsfolgen von Handlungen 
darstellen136. Ein anderer Aspekt ist das archaische Verständnis von 
„Norm“, „welches mehr mit den Zehn Geboten des Alten Testaments 
zu tun hat, als mit den Wirkungsweisen und sprachlichen Befunden 
moderner Gesetzgebung“137.

Für Große besitzen normative Texte wie Gesetze, Satzungen, Verträ-
ge, Vollmachten etc. noch eine andere Funktion. Sie konstatieren inner-
halb der regelgeleiteten Interaktion einen neuen Moment und sprechen 
explizit bindende Regeln des Verhaltens und des Geltens aus: Rechte, 
Verpflichtungen und Geltungsregeln138. Hier wird die institutionell 
hergestellte Wirkung von Normtexten deutlich. Brinker (1983:140f) 
kritisiert für normative Texte das Merkmal ̀ bindend`, da „[…] das Kri-
terium „bindend“ sich primär auf die rechtliche Geltung (bzw. Wir-
kung) eines Textes im gesellschaftlichen Kontext [bezieht] und […] 
sich mit verschiedenen Textfunktionen (neben der Obligations- und 
Deklarationsfunktion auch mit der Appellfunktion) verbinden [kann]. 
Ob ein Text (im rechtlichen Sinn) `bindend` ist oder nicht, wird we-
sentlich durch die Kommunikationssituation, insbesondere aber durch 
den Handlungsbereich bestimmt, dem der Text zugeordnet ist“139.

135 Grosse, U. (1976), S. 28.
136 Vgl. Busse, D. (1992), S. 88.
137 Ebenda, S. 89.
138 Vgl. Große, U. (1976), S. 29.
139 Brinker, K. (1985), S. 96f.
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Busse (1992:116) betont in diesem Zusammenhang noch den Stel-
lenwert der normativen Texte in der Gesellschaft. Gesetzestexte haben 
ihm zufolge immer mindestens zwei Funktionsrichtungen zugleich: 
„gegenüber den Bürgern durch ihre letztlich immer gesellschafts-re-
gulativ gemeinte Zielrichtung und Begründung; gegenüber den an der 
Rechtsverwirklichung arbeitenden Institutionen (Rechtssprechung, 
Behörden) als unmittelbar wirksame Verhaltensanweisung“140. Davon 
ist abzuleiten, dass Institutionen auch Gesetze sind, da „sie nicht allei-
ne stehen, sondern in komplexen Verflechtungen mit anderen Norm-
texten, welche ihre Wirkung beeinflussen (erweitern, einschränken, 
modifizieren) können. All dies „tun“ die Gesetze natürlich nicht „von 
selbst“, sondern durch die zu ihrer ̀ Auslegung` und ̀ Anwendung` be-
fugten Institutionen bzw. die Menschen, die in ihnen und für die agie-
ren“141. Deswegen plädiert er dafür, bei der Funktionsbestimmung der 
Gesetzestexte, die Normtexte faktisch haben (können), die Bedingun-
gen und Aufgaben der Institution, in denen diese Texte zur Wirkung 
kommen, mit zu berücksichtigen. Dieser Aspekt macht deutlich, in 
welchen Verbindungen die Vereinssatzungen stehen. Zum einen wer-
den die Grundlagen der Satzungen durch die Gesetzeslage (z.B. das 
Grundgesetz der das Bürgerliche Gesetzbuch) und zum Anderen wer-
den die konkreten Bestimmungen weiter durch die Mitglieder ausge-
arbeitet, bezüglich konkreter Aufgaben und Ziele der Vereine spezia-
lisiert, jedoch im Rahmen des durch die Satzung Erlaubten. Sowie 
die Vereine als eine Vermittlungsinstanz zwischen den Mitgliedern 
(Bürgern einer Gesellschaft) und dem Staat gelten, so ist auch die 
Satzung einerseits Verhaltenskodex und Regelwerk für die Mitglie-
der und anderseits Garant für die Realisierung der Verfassung für den 
Staat (konkrete Behörden wie Amtsgericht, Finanzamt usw.).

Wichtig ist jedoch, dass die normativen Texte sich auf ihre Zielberei-
che (Normbereiche) nicht in Form einer Bezugnahme auf Wirkliches, 
sondern als Ausdruck eines Soll-Zustands beziehen. Dabei kommt es 
zu einer spezifischen Verbindung zwischen der außerrechtlichen Wirk-
lichkeit und dem rechtlichen Soll-Zustand. Busse (1992) schreibt, dass 

140 Busse, D. (1992), S. 116f.
141 Ebenda, S. 118.
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jeder Normsatz eine Bezugnahme auf Bezugsgrößen enthalten muss, 
die als „schon vorhanden“ gelten142.

Nussbaumer (2002:184) nennt Gesetzestexte asketische Texte, die 
sich durch strikte Enthaltsamkeit gegenüber aller Deskription, Expli-
kation und Argumentation, allem Expressiven, Appellativen und De-
klarativen auszeichnen. Satzungs- oder Verfassungstexte beschrän-
ken sich auf das rein Normative, indem sie die Organe konstituieren, 
Verfahrensabläufe regeln und Zuständigkeiten verteilen. Diese Tex-
te haben aber neben der Organisationsfunktion auch eine rechtliche 
Leitfunktion und nennen dazu Grundwerte und Ziele. Daraus ergibt 
sich nun eine weitere Funktion, nämlich eine gesellschaftliche Integra-
tionsfunktion, die die Zielgruppe auf einen gesellschaftlichen Grund-
konsens einschwören soll143. In diesen Teilen finden sich auch neben
den nüchternen normativen Sprachhandlungen Deklamatorisches, Ap-
pellatives und Werbendes, Expressives, Feierndes und Feierliches.

Erwähnenswert erscheint mir an dieser Stelle noch der von Busse 
(2000:669) vorgenommene Versuch, die juristische Textsorte zu klas-
sifizieren. Er unterscheidet folgende neun Klassen:

– Textsorten mit normativer Kraft: Verfassung, Gesetz, Verordnung, 
Satzung (Öffentliches Recht wie z.B. eine Gemeindesatzung) und 
Erlass;

– Textsorten der Normtext-Auslegung: Gesetzes-Kommentar, Gut-
achten;

– Textsorten der Rechtssprechung: Gerichtsurteil, Bescheid, Ver-
fügung;

– Textsorten des Rechtsfindungsverfahrens:Anklageschrift,Urkun-
den, Antrag;

– Textsorten der Rechtsbeanspruchung und Rechtsbehauptung: 
Eingabe, Petition, Widerspruch, Verfassungsbeschwerde;

– Textsorten des Rechtsvollzugs und der Rechtsdurchsetzung: An-
zeige, Beschluss, Anordnung;

– Textsorten des Vertragswesens: Vertrag, Satzung (Bürgerliches 
Recht wie Vereinssatzung, Gesellschaftssatzung), Geschäftsord-
nung;

142 Vgl. Busse, D. (1992), S. 265f.
143 Vgl. Nussbaumer, M. (2002), S. 185.
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– Textsorten der Beurkundung (notarielle und amtliche Textsorten): 
Urkunde, Bescheinigung, Beglaubigung, Eintrag, Testament;

– Textsorten der Rechtswissenschaft und –ausbildung: Lehrbuch, 
Rechtswörterbuch, Urteilssammlungen.

In der Klassifikation der juristischen Textsorten von Busse (2000)
wird die Satzung einmal als eine Textsorte mit normativer Kraft ge-
sehen, wenn sie im Dienst des Öffentlichen Rechts steht, und einmal 
als Textsorte des Vertragswesens, wenn sie im Bereich des Bürgerli-
chen Rechts verwendet wird. Die Vereinssatzungen haben nur für die 
Mitglieder einen normativen Charakter, während z.B. das Grundge-
setz für alle Bürger einer Gesellschaft gültig ist. Mit der freiwilligen 
Beitrittserklärung erfolgt die Akzeptanz der in der Satzung kodifizier-
ten Regeln, an die sich ein Mitglied halten muss und im Falle einer 
Weigerung zur Sanktion gezogen werden kann. Da die Satzung ne-
ben solchen Informationen wie Name und Sitz des Vereins vor allem 
Bestimmungen hinsichtlich der Mitgliedschaft, der Organenkompe-
tenzen, der Mitgliederversammlung und der Beurkundung von Ver-
einsbeschlüssen enthält, kann ihre dominierende Funktion als „Ver-
einsnormen definieren“ festgehalten werden. Der Satzung kann aber,
wie Nussbaumer (2002) mit Recht betont, auch unterstützende Funk-
tionen mit einem oft affektiven Charakter zugeschrieben werden. Aus 
den Prämissen ist zu erwarten, dass sich dieser „Freiwilligkeitscha-
rakter“ der Vereinssatzungen stark in der sprachlichen Realisierung 
widerspiegeln muss.

Theoretische Grundlage
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Wie in Kapitel 2.1.1 deutlich wurde, bereitet der Versuch, die Katego-
rie Text zu bestimmen, den Textlinguisten größte Schwierigkeiten. Ein 
Wendepunkt in der Textlinguistik war die Erkenntnis, dass jeder Text zu 
einer Textsorte gehört. Durch dieses Abhängigkeitsverhältnis bestand 
die Notwendigkeit, nicht nur ein Textmodell zu entwickeln, sondern 
sich auch mit der Textsorte auseinanderzusetzen. Wie in Kapitel 2.1.2 
gezeigt ist diese Kategorie je nach Ansatz unterschiedlich definiert.

Der in der Fachliteratur zur Text- und Textsortenlinguistik etablierte 
Begriff „Textsorte“ stößt in der Zeit der kognitiven und handlungsori-
entierten Forschungstendenzen an seine Grenzen, da die textlingui-
stischen kognitiv orientierten Ansätze eine neue Zugriffsmöglichkeit 
auf Texte eröffnen. In diesem Zusammenhang führt Sandig (1983:92) 
den Begriff Textmuster als Beschreibungsgrundlage für die Textsorte 
ein und definiert ihn als „ein standardisiertes (konventionelles) Mittel
zur Lösung in einer Gesellschaft auftretender Standardprobleme“144. 
Weiter beschreibt sie Textmuster als „Zusammenhang von (nicht sprach-
lichem) Handlungstyp und (sprachlicher) Textsorte“145. Damit grenzt 
sie diese beiden Begriffe voneinander ab, auch wenn sie selber nicht 
immer konsequent ist und den Begriff „Textmuster“ (1986:173, vgl. 
1986a: 24 und 1987:117) anstelle von „Textsorte“ verwendet.

Ihr Ausgangspunkt für die Einführung des Begriffs „Textmuster“ ist 
die Anlehnung an die Handlungstheorie und den Musterbegriff von 
Rehbein (1977) und Ehlich/Rehbein (1979). Textmuster wird als eine 
Abkürzung des präziseren Terminus „Texthandlungsmuster“, also als 
eine Form von standardisierten Handlungsmöglichkeiten aufgefasst, 
„die im konkreten Handeln aktualisiert und realisiert werden“146. Dar-

3.2 Handlungsmuster – Textmuster – Textsorte

144 Vgl. Sandig, B. (1997), S. 26.
145 Vgl. Ebenda, S. 27.
146 Ehlich, K. /Rehbein, J. (1979), S. 250.
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aus ergibt sich das Faktum, dass die verschiedenen Formen sprach-
lichen Handelns verschiedene mögliche Szenarien zulassen, so dass 
eine sprachlich handelnde Person für die Realisierung eines Hand-
lungszieles aus verschiedenen potentiellen Handlungswegen den pas-
senden auswählen kann. Der Auswahlprozess findet in „Abhängigkeit 
von den Handlungsbedingungen sowie von Annahmen eines Spre-
chers bezüglich der Fähigkeiten, Kenntnisse, Einstellung und Dispo-
sition der in seine Handlung involvierten Handlungsteilnehmer“147 
statt. Das Wissen über die zur Auswahl stehenden sprachlichen Hand-
lungsmuster ist also ein Teil der kommunikativen Kompetenz. 

Auch Heinemann (2000a, 2002) geht davon aus, dass die kommuni-
kative Kompetenz das Textmusterwissen umfasst, da die Kommunizie-
renden bei sich wiederholenden Aufgaben immer wieder in derselben 
Weise Texte bilden. Die kommunikative Kompetenz „bildet sich in ei-
nem diffizilen Entwicklungsprozess des Individuums auf der Grundlage
kommunikativer Erfahrung heraus und umfasst eine individuell unter-
schiedliche Menge von im Gedächtnis gespeicherten Bewusstseinsin-
halten sowie kognitiven Fähigkeiten“148. Textmuster als „Klassen gei-
stiger Erfahrung“ (Hörmann 1977:172), die aus Abstraktionsprozessen 
entstehen, sind für Heinemann (2000a und 2002) etwas Ideales, sie 
sind abstrakte Muster, die einerseits das Ergebnis der kommunikativen 
Erfahrung (als erfolgsversprechende kognitive Muster) und anderseits 
eine Orientierung für die Bewältigung spezifischer kommunikativer
Aufgaben darstellen. Textsorten dagegen sind für ihn etwas Konkretes, 
sie repräsentieren Textmuster auf niederer Abstraktionsstufe, wodurch 
auch atypische Merkmale zugelassen werden. Hier wird ersichtlich, 
dass Textmuster nicht nur auf das „Textuelle“ bezogen sind, sondern 
das situative Umfeld, die sozialen Rollen der Kommunizierenden sowie 
Einstellung und charakteristische Aktivitäten einschließen149. Sie sind 
also kognitive, auf erfolgreiche kommunikative Erfahrung zurückge-
hende Orientierungsmuster für die Produktion und das Rezipieren von 
Texten. Wilkoń (2002:201) schreibt in diesem Zusammenhang, dass 
Textmuster nicht nur Vorgaben für die Textherstellung umfassen, son-
dern auch die Erwartungen des Rezipienten bestimmen.

147 Viehweger, D. (1982), S. 239.
148 Vgl. Heinemann, W. (2002), S. 122.
149 Vgl. ebenda, S. 517.
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Fragt man nach den Eigenschaften von Textmuster, so soll hier ge-
sagt werden, dass sie neben der konventionellen Geprägtheit einen 
prozessualen, dynamischen und prozeduralen Charakter haben, da sie 
sich auf der Basis der oben erwähnten kommunikativen Erfahrung 
und gesellschaftlicher Lernprozesse sukzessive konstituieren und da-
durch auch entsprechend den wachsenden kommunikativen Aufga-
ben anpassen. 

Ähnlich wie die Texte so lassen sich auch Textmustern nicht auf 
Grund eines Merkmales beschreiben oder nur durch eine Ebene aus-
reichend erfassen. Bei der Konstitution von Textmustern hat man es 
immer mit mehreren Merkmalen zu tun, die auch auf mehreren Ebe-
nen situiert sind. Diese Mehrdimensionalität des Textes und zugleich 
des Textmusters ist heutzutage nicht umstritten, offen ist jedoch ihre 
Ausdifferenzierung. Auch wenn – wie Grochowski (2004:23) feststellt 
– potenziell jedes Element auf einer Ebene über eine textsortenkonsti-
tuierende Eigenschaft verfügen und zu einem konstitutiven Merkmal 
für Textmuster werden kann, spielt das für die Bildung der Textmu-
steridentität keine wesentliche Rolle, da sie nur eine unterstützende 
Funktion hat und keine Voraussetzung für die Identität ist. Grochow-
ski plädiert für ein offenes Konzert des Textmuster (wzorzec gatun-
kowy), das mit einer bestimmten bzw. typischen gesellschaftlichen 
Situation zusammenhängt und sich nicht durch ein Bündel von kon-
kreten Merkmalen beschreiben lässt. Auch wenn die Funktion bzw. 
die kommunikative Absicht eines der wichtigsten Merkmale bei der 
Konstituierung eines Textmuster sein sollte, können die sog. unter-
stützenden Elemente wie thematische Gestaltung, stilistische Prä-
gung oder grammatische Merkmale nicht verdrängt werden150. Dieses 
Postulat ist bisher bei einigen holistischen Modellen berücksichtigt 
worden, wie z.B. bei Heinemann/Heinemann (2002:134), die davon 
ausgehen, dass sich Textmuster durch folgende vier Ebenen beschrei-
ben lassen: Funktionalität, Situativität, Thematizität und Formulie-
rungsadäquatheit, wobei die Gewichtung der einzelnen Dimension 
dem Forscher überlassen wird. Auch Wojtak (2004) schlägt eine ähn-
liche Ausdifferenzierung der Ebenen vor, wobei sich ein Textmuster 
aus folgenden vier Dimensionen bildet: der Struktur/Komposition 
(struktureller Aspekt), dem kommunikativen Kontext (pragmatischer 

150 Vgl. Grochowski, G. (2004), S. 23.
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Aspekt), dem Thema und seiner Darstellungsform (Erkenntnisaspekt) 
sowie den stilistischen Merkmalen (stilistischer Aspekt)151.

Hervorhebung verdient hier die Tatsache, dass ein Textmuster als 
ein Prototyp bzw. mentaler Repräsentant nicht alle Charakteristika 
von möglichen Texten einer bestimmten Textsorte enthält, sondern 
nur jene, die für die Textkonstitution relevant, d.h. „stereotyp“ sind. 
Konkret bedeutet das, dass ein Textmuster ein Bündel von charakte-
ristischen/typischen Merkmalen für diese Kategorie darstellt, die je-
doch selber keine klassifizierende Kategorie ist152. Witosz (2005:73) 
geht noch ein Schritt weiter und behauptet, dass es sich in dem Fall 
um ein Bündel von Voraussetzungen handelt, deren Erfüllung für die 
Zugehörigkeit zu dieser Kategorie entscheidend ist. Hier stellt sich 
die Frage nach dem Grad der Repräsentativität eines Merkmalbün-
dels für ein Textmuster. Da aber Textmuster einen prototypischen 
Handlungsrahmen darstellen und einen Charakter von „Ratschlägen 
bzw. Anweisungen“ haben153, lassen sie sich durch die typische Ei-
genschaften einer Kategorie beschreiben. Wie oben angemerkt, stellt 
nicht nur die Mehrdimensionalität und ihre Ausdifferenzierung eines 
Textmuster eine Herausforderung dar. Vielmehr sind für die Textlin-
guistik die Erforschung der Zusammenhänge zwischen den Ebenen 
und ihre Wechselwirkung von großem Erkenntnisinteresse. Diese bil-
det nach Witosz (2005:74) eine große methodische Herausforderung 
auch deswegen weil die Verfahren zur Beschreibung von Textmu-
stern noch wenig entwickelt sind154. Als eine mögliche Lösung wird 
der Rückgriff auf Inhalte und Umfang des individuellen Textmuster-
wissens vorgeschlagen. Es handelt sich dabei um die Analyse einer 
konkreten Situation, in der ein Text/mehrere Texte gebildet und ver-
wendet werden.

Da Textmuster als Spiegel der gesellschaftlichen Veränderungen 
aufzufassen sind, ist davon auszugehen, dass sie sich durch Flexibili-
tät und Vagheit auszeichnen. Diese Eigenschaften erleichtern jedoch 
nicht die Konstituierung eines Textmusters. Deswegen schlägt Wojtak 

151 Vgl. Wojtak, M. (2004), S. 30.
152 Vgl. Heinemann, M. / Heinemann, W. (2002), S. 135 und Witosz, B. (2005), 

S. 73.
153 Vgl. Wojtak, M. (2004), S. 31.
154 Vgl. Heinemann, M. / Heinemann, W. (2002), S. 135.
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(2004) vor anzunehmen, dass es neben dem kanonischen Textmuster 
(kanoniczny wzorzec) auch ein alternierendes (alternacyjny wzorzec) 
und adaptiertes Textmuster (adapcyjny wzorzec) gibt. Während das 
kanonische Textmuster alle textmusterspezifischen Merkmale ent-
hält, entsteht das alternierende Textmuster im Falle von Veränderun-
gen auf einer der Ebenen des kanonischen Textmuster wie z.B. der 
Erweiterung um ein weiteres Bauelement bzw. dessen Austausch und 
Verschmelzung einiger Strukturen; außerdem verweist das adaptierte 
Textmuster auf die Anknüpfung an die anderen Textmuster155.

Bevor ich zum methodischen Teil übergehe, möchte ich zwecks 
Klarheit auf den Unterschied zwischen den grundlegenden Begriffen 
Textsorte und Textmuster eingehen. Textsorte wird nach Heinemann 
(2000:518) als ein Sammelbegriff verstanden für eine finite Menge
von – durch Übereinstimmung textkonstitutiver Merkmale gekenn-
zeichneten – realen und virtuellen Textexemplaren. Diese Definition
bedarf einer Erklärung, besonders im Hinblick auf das Textmuster, 
wenn man wie Heinemann/Heinemann (2002:140) davon ausgeht, 
dass beide Kategorien kognitive Phänomene sind. Während Textmu-
ster „allgemein kognitive Rahmen-/Verfahrensvorgaben, also kogni-
tive Prozesse zur Generierung und zum Verstehen/Verarbeiten kon-
kreter Textexemplare dar[stellen], […][stellen] Textsorten Ergebnisse 
kognitiver Operationen – bezogen auf konkrete Textexemplare und 
deren Merkmale – in Form von Textklassen dar, deren Fundierung 
sich aus der Merkmalhaftigkeit der Textexemplare ergibt“156. Das be-
deutet auch, dass Textsorten nicht real existieren, die Zuordnung von 
Einzeltexten zu bestimmten Klassen aber aufgrund des real existie-
renden Wissens der Sprachteilnehmer möglich ist. Deswegen wird 
der Begriff Textsorte eher in der Alltagskommunikation verwendet, 
da er auch zum Alltagswissen gehört. Heinemann/Heinemann (2002: 
141) weisen mit Recht darauf hin, dass die Sprachteilnehmer einer 
Gesellschaft mit Textsortennamen operieren, das bedeutet, dass diese 
Bezeichnungen – so Heinemann/Heinemann (2002) – für bestimmte 
Mengen von Texten verwendet werden, die im Alltagsgebrauch zum 
Zwecke der schnelleren Orientierung mit leicht handhabbaren Etiket-
ten versehen werden. Und wenn man von Texten als Repräsentanten 

155 Vgl. Wojtak, M. (2004), S. 31.
156 Heinemann, M. / Heinemann, W. (2002), S. 140.
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einer bestimmten Textsorte auf Textmuster schließen kann, dann sind 
die Textmuster wiederum Voraussetzung für Zuordnungsoperationen 
bei der Bildung von Textklassen auf niederer Abstraktionsstufe157. 
Dadurch werden Textmuster zu einer Schnittstelle zwischen der men-
talen und sprachlichen Wirklichkeit. Die sich verändernden kommu-
nikativen Aufgaben und Herausforderungen prägen neue Steuerungs-
größen für Textproduktionsprozesse, die wiederum ihre Repräsenta-
tion in den konkreten Textexemplaren widerspiegeln und weiter die 
Textmuster determinieren. Nach Kintsch/van Dijk (1978) bildet das 
Schemawissen auch die Grundlage für das Verstehen von Texten, da 
„der Textrezipient dabei den aktuellen Text mit seiner Texterwartung 
vergleichen – und ihn dann einer bestimmten Textsorte zuordnen 
– muss158. Auch für Fix (1991:304) ist das Wissen über Textmuster 
eine Orientierung für die Zuordnung zu einer Textsorte und dement-
sprechend auch eine Vorgabe für die Herstellung von Textexempla-
ren. Und wie oben schon erwähnt erfolgt die Zuordnung eines Tex-
texemplars zu einer Textsorte auf Grund des Wiedererkennens von 
Basiskomponenten eines idealtypischen Textmusters, das die konsti-
tutive Basisstruktur eben dieses Textexemplars ist. Dieses Identifizie-
ren ist nur aufgrund des Textsortenwissens der Kommunizierenden 
möglich, das nach Heinemann (2000a:518) primär durch sprachliche 
Strukturen und -inhalte einer Menge von konkreten Textexemplaren 
geprägt wird. 

Zusammenfassend kann man davon ausgehen, dass die Kommuni-
zierenden einer Gesellschaft über ein Alltagswissen über Textsorten 
und dementsprechend auch ein intuitives Textsortenwissen verfügen 
(vgl. Lux 1981:4f). Dieses Wissen wird auf ganz verschiedene Art 
und Weise realisiert und akzentuiert.

1. In jeder Sprachgemeinschaft gibt es alltagsprachliches Vokabular 
zur Bezeichnung von Textsorten (vgl. Sandig 1978, Rolf 1993).

2. Die Kommunizierenden sind imstande, auf Grund ihres Muster-
wissens eine sprachliche Äußerung einer bestimmten Textsorte 
zuzuordnen. Sie können über die Wohlgeformtheit urteilen, aber 
auch Fehler erkennen und benennen (vgl. Sandig 1987:127). 
Textmusterwissen ist deswegen als Wissen über kognitive Ope-

157 Vgl. Ebenda, S. 138
158 Vgl. Heinemann, W. (2000a) S. 517.
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rationen, vor allem zur Produktion und Rezeption neuer Texte 
zu verstehen (Heinemann/Heinemann 2002:155)

3. Die Sprachteilnehmer einer Gesellschaft können dementspre-
chend bestimmte Merkmale nennen, die typisch oder charakte-
ristisch für eine bestimmte Textsorte sind. Es ist vor allem auch 
möglich, Textsorten allein aufgrund nonverbaler und sprachstruk-
tureller Eigenschaften zu identifizieren. (vgl. Dimter 1981)

4. Die Kommunizierenden können sich an dem Textsortenwissen 
als einem Wissen über soziale Gewohnheiten, Normen und Rou-
tine orientieren; sie können aber auch von der Konvention ab-
weichen (Adamzik 1991:106). Textsortenwissen ist ein Wissen 
über Zuordnungsoperationen zur Klassenbildung auf der Basis 
von Relationen zwischen Texten und prototypischen Merkma-
len von Textexemplaren (Heinemann/Heinemann 2002:155).

5. Das Textmuster- und dementsprechend Textsortenwissen ist kei-
nesfalls „der starr vorgegebene Orientierungsrahmen“ (Gülich 
1986:39), sondern „eröffnet auch individuelle Spielräume für die 
Textgestaltung“ (von Lage-Müller 1995:67).

Aus diesen Prämissen ergibt sich, dass die Aufgabe einer diachro-
nisch orientierten Text(sorten)linguistik die Rekonstruktion des Text-
sorten- und Textmusterwissens der Sprachteilnehmer einer Gesell-
schaft ist. Wie diese Rekonstruktion erfolgen kann, wird im nächsten 
Kapitel erläutert.

3.2.1 Diachrone Analyse von Textmuster und Textsorte 

Im Hinblick auf die diachronisch orientierte textlinguistische Unter-
suchung sollte zunächst die Frage gestellt werden, welcher Begriff, 
also Textsorte oder Textmuster, die Erforschung der historischen Wirk-
lichkeit und damit auch des Textmuster- und Textsortenwissens er-
möglicht. Die dem heutigen Forscher zur Verfügung stehenden Quel-
len und Mittel wie konkrete Satzungstexte, historische Arbeiten zur 
sozialen, wirtschaftlichen, politischen, rechtlichen und gesellschaftli-
chen Situation in einem konkreten Raum bieten eine große Palette an 
Möglichkeiten, das Wissen über Textsorten und Textmuster, über ihre 
Charakteristika/Merkmale/Kennzeichnung und deren Wandel sowie 
ihre Ursachen mit entsprechenden Instrumenten zu rekonstruieren.
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Nimmt man an, dass Textmuster eine kognitive Größe sind, die 
Vorgaben für die Herstellung und das Verstehen von konkreten Tex-
ten darstellen, da sie auf Erfahrungen und Konventionen basieren, 
so muss zunächst festgelegt werden, unter welchen Bedingungen ein 
konkreter Text gebildet und verwendet wird, bevor man sein Text-
muster bildet. Im Fall von Vereinssatzungen kann ich nach Mazur 
(1997) von einem präskriptiven und einem deskriptiven Textmuster 
sprechen. Diese beiden Bezeichnungen zeigen zugleich die methodi-
sche Herangehensweise bei der Rekonstruktion und der Beschreibung 
eines Textmusters. Während das präskriptive Textmuster aus den ge-
setzlichen Grundlagen für eine bestimmte Textsorte abgeleitet wird, 
werden die deskriptiven Textmuster aus der Analyse der konkreten 
Textexemplare abstrahiert, die durch Abstrahierung bzw. die Ermitt-
lung der Handlungsstrukturen ein Textmuster bilden. Im Endeffekt 
handelt es sich beim präskriptiven Textmuster um die Ermittlung 
eines Grundkonstrukts eines Textmusters, das die obligatorischen 
Elemente enthält, und bei den deskriptiven Textmustern um die Er-
mittlung von potenziellen, fakultativen Komponenten, die jedoch ein 
wichtiges Entwicklungspotenzial eines Textmusters aufzeigen. Die-
ses Verfahren deckt sich auch mit der von Wojtak (2004) vorgeschla-
genen Differenzierung der Textmuster in kanonische, alternierende 
und adaptierte Textmuster. Dabei ist davon auszugehen, dass das de-
skriptive Textmuster vom präskriptiven Textmuster auch abweichen 
kann, da das aus der diachronen Analyse konkreter Texte resultierte/
abstrahierte Textmuster ein Spiegel der gesellschaftlichen Verände-
rungen sein soll. Interessant ist an dieser Stelle die Frage, inwieweit 
deskriptive Textmuster (bzw. konkrete Textexemplare) präskriptive 
Textmuster (die juristischen Grundlagen) beeinflussen können. Diese 
Frage ist insofern berechtigt, als nicht selten der Sprachgebrauch die 
Sprachnorm erzwingt, und wenn man dabei noch den Inferenzpro-
zess (als kognitiven Prozess, in dem Text- und Erfahrungsinhalte in 
Beziehung gesetzt werden) berücksichtigt, so ist die Rekonstruktion 
des im vorigen Kapitel definierten Textmusters nur durch die Analyse
des deskriptiven und präskriptiven Textmusters möglich.

In diesem Zusammenhang möchte ich noch mit Wolf die Frage 
(1990:428) stellen „wie es die Mitglieder einer Sprachgemeinschaft 
geschafft haben, die sich stets ändernde Welt sprachlich zu bewälti-
gen?“ Diese Frage ist hier umso wichtiger, als die Analyse von Text-
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mustern vor einem historischen Hintergrund erfolgen muss und die 
Kommunikation eben über Texte stattfindet. Deswegen soll hier kurz
auf das Modell von Sprachgeschichte als Diskursgeschichte von Zie-
gler (2003) eingegangen werden. Der Diskursbegriff ist für ihn „der 
den mentalen Orientierungsrahmen bestimmende Bereich […], der 
das konkrete kommunikative Geschehen bestimmt, das sich in Tex-
ten manifestiert“159. Aus dieser Annahme kann man erschließen, dass 
verschiedene Diskurse „in einen Verbund miteinander treten kön-
nen und somit diskursiv Netzwerke konstituieren“160. Damit betont 
Ziegler den wichtigen Aspekt der Textsorten, nämlich ihre intertex-
tuelle Vernetzung, in deren Rahmen sich die Textsorten gegenseitig 
beeinflussen, miteinander korrespondieren und somit zur Entstehung
bzw. Weiterentwicklung der Textsorten beitragen. Ziegler (2003:26) 
postuliert ferner, dass die Untersuchung eines Textes anhand einer 
konkreten Struktur unternommen werden soll, da „über makrostruk-
turelle Merkmale und Musterbildung ein wie auch immer kognitiv 
repräsentiertes Textmusterwissen (ikonisch, schematisch, prototy-
pisch usw.) der Kommunikationsteilnehmer textlich fassbar wird und 
insofern als historisches Textwissen überprüfbar ist“161. Da Texte von 
den Teilnehmern einer Sprachgemeinschaft erworben werden müs-
sen, um dann die kommunikativen Aufgaben angemessen bewältigen 
zu können, ist davon auszugehen, dass der spezifische historisch-ge-
sellschaftliche Diskurs den Text und somit die Textmusterbildung 
prägt. Der historisch-gesellschaftliche Diskurs ist für all diejenigen 
Bereiche des Wissens der Gesellschaft verantwortlich, die wesentlich 
für die Wahrnehmung, Kategorisierung und Begriffsbildung sind162, 
weshalb sinnvolle Rückschlüsse nur über eine Berücksichtigung kul-
tureller, sozialer und kognitiver Einflüsse möglich sind163. Aus den 
Prämissen ist daher anzunehmen, dass die Analyse bzw. die Rekon-
struktion des Textmusters nur über konkrete historische Texte unter 
komplexer Berücksichtigung der historischen Hintergründe erfolgen 
kann. Die Zusammenhänge zwischen der Textmusterbildung und ei-

159 Ziegler, A. (2003), S. 26f.
160 Ebenda.
161 Ziegler, A. (2003), S. 26.
162 Vgl. Meier, J. (2003), S. 12.
163 Cherubim, D. (1987), S. 99. zitiert nach Ziegler, A. (2003), S. 33.
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nem konkreten Text lassen sich in einem vereinfachten Modell folgen-
dermaßen darstellen:

Abbildung 4: Historisch-gesellschaftlicher Handlungskontext

Historisch-gesellschaftlicher Handlungskontext


Folgen


Text


Ausführung


Textmuster


Zielsetzung


Motivation


Situation

Diese Abbildung (4), die das Handlungsmodell von Rehbein (1977: 
182) in den historisch-gesellschaftlichen Diskurs integriert, könnte 
als abstrahiertes, übertragbares Modell für die Textmusterbildung an 
einer Stelle angefochten werden. Oben wurde mehrmals angemerkt, 
dass die Textmuster zunächst aufgrund mehrerer Erfahrungen als Pro-
totyp abgespeichert werden. In dem Modell erscheint das Textmuster 
sofort als eine selbstverständige Realisierung der Zielsetzung, die 
sich die Kommunizierenden in einer neuen kommunikativen Situa-
tion setzen müssen. Dies lässt sich dadurch rechtfertigen, dass viele 
Textmuster auf Vorläufer zurückgreifen konnte wie z.B. die Satzung 
auf die Zunftordnungen bzw. andere Gesetzestexte. Im Allgemeinen 
zeigt die Abbildung nicht nur die Bildungsprozesse der Textmuster 
und den geschlossenen Kreis der reziproken Einflussnahme des Er-
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gebnisses (Textexemplares) auf den Handlungskontext und umge-
kehrt. Das Modell macht auch die oben genannten Eigenschaften des 
Textmusters wie Prozessualität, Flexibilität und sukzessive Bildungs-
struktur deutlich. Hier wird auch die Notwendigkeit offensichtlich, 
dass Textmuster mit Fragen der Reflexivität von Kommunikation be-
trachtet werden müssen164. Gansel (2006) schreibt mit Recht der Kom-
munikation in einem sozialen System einen reflexiven, vernetzenden
und intertextuellen Charakter zu und plädiert daher, Textmuster als 
„Instanz der Reflexivität von Kommunikation“165 zu betrachten. Die-
se Annahme deckt sich jedoch mit dem oben dargestellten Modell der 
Textmusterbildung, da Textmuster zum einen konventionalisiert und 
zum anderen prozedural offen für Veränderungen sind. Deswegen 
kann man auch nach Gansel (2006:227) feststellen, dass Textmuster 
in ihrer Reflexivität textsortenkonstitutiv sind, denn „die reflexive
Verwendung von bekannten Mustern in einem Kommunikationsbe-
reich führt zur Konsolidierung, Variation im globalen Muster kann 
zu einer neuen Textsorte führen und die lokale stilistische Variation 
führt zu Kreativität und Vielfalt“. Damit eröffnen sich auch Möglich-
keiten, das Textmuster in seinem Wandel und in seiner Kontinuität zu 
erforschen, indem der Handlungskontext rekonstruiert wird. Dieses 
prozedural geprägte Textmuster bringt einen weiteren Vorteil für die 
Analyse, indem es die Erklärung von synchroner und diachronen Va-
riationen bei der Realisierung von Texten einer Textsorte erleichtert. 
Deswegen ist auch davon auszugehen, dass die Textsorte über lange 
Zeiträume hinweg Bestand haben kann, auch wenn im Textsmuster 
Änderungen auftreten. Diese Veränderung des Textmusters eröffnet 
nun neue Dimensionen der Textsortenanalyse und erfordert gleich-
zeitig eine starke situative Einbettung.

Auch die Mehrebenenstruktur von Texten, für die Heinemann (2000a 
und b) plädiert, gewinnt in diesem Zusammenhang insofern seine Be-
gründung, da jeder Bildungsprozess von vielen sprachinternen und 
-externen Faktoren beeinflusst wird, was sich in der Textmusterana-
lyse und -beschreibung widerspiegeln muss.

Abschließend möchte ich betonen, dass der von mir gewählte und 
oben beschriebene Begriff „Textmuster“ für die Erforschung des syn-

164 Vgl. Gansel, Ch. (2006), S. 221.
165 Ebenda, S. 222.
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chronen und diachronen Textsortenwandels grundlegend ist, der auch 
nicht mit dem Begriff Textsorte gleichgesetzt wird, da die Textsorte 
in dieser Arbeit eine klassifikatorische und beschreibungstheoreti-
sche Kategorie ist. Nach Heinemann definiere ich sie als „Repräsen-
tationsform eines Textmusters auf niederer Abstraktionsstufe“166, die 
sich aufgrund der gemeinsamen Merkmale als eine Klasse beschrei-
ben lässt.

166 Heinemann, W. (2000a), S. 518.
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Dass Texte in größeren gesellschaftlichen Kontext wie historischen 
Diskursen (Ziegler) oder in sozialen Systemen (2006) vorkommen 
und in solchen analysiert werden müssen, war Gegenstand des vorhe-
rigen Kapitels. Die Vernetztheit der Texte verweist auf das Phänomen 
der Intertextualität, das in der Textlinguistik zu einem Modephäno-
men geworden ist. Wie aber Linke/Nussbaumer (1997) bemerken, ist 
es wissenschaftsgeschichtlich durchaus keine Novität mehr. Für inter-
textuelle Bezüge interessierte sich der russische Literatur- und Sprach-
theoretiker Michal Bachtin, dessen Theorie der Dialogizität in den 60-
er Jahren von der aus Bulgarien stammenden und in Paris lebenden 
Kultur- und Literaturwissenschaftlerin Julia Kristeva zum Konzept 
der Intertextualität modifiziert wurde. Intertextualität bezeichnet in 
dem Fall den Umstand, dass sich Texte auf Vorläufertexte (Prätex-
te) beziehen und sich im Austausch mit anderen Texten befinden. Im
„Raum eines Textes überlagern sich mehrere Aussagen, die aus ande-
ren Texten stammen und interferieren“167. (Kristeva 1972:245, Proble-
me der Textstrukturation. Köln.)

De Beaugrande/Dressler (1981) stellen Intertextualität als eine der 
sieben Kriterien der Textualität vor, das dafür verantwortlich ist, „die 
Abhängigkeit eines Textes von der Kenntnis eines oder mehrerer vor-
her aufgenommener Texte“168 aufzuzeigen. Hier wird der Zusammen-
hang zwischen Produktion bzw. Rezeption eines gegebenen Textes 
und dem Wissen der Kommunizierenden über andere Texte ersicht-
lich. Dieser Gedanke liegt allen Auffassungen von Intertextualität zu-
grunde. De Beaugrande/Dressler haben dabei drei Aspekte betont:

– die Textanspielung,

3.3 Intertextualität

167 Kristeva, J. (1972), S. 245.
168 De Beaugrande, R.-A., Dressler, W. (1981), S. 12f.
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– aufeinander bezogene Texte im Diskurs, wobei Austausche in 
Konversationen (Frage-Antwort usw.) besprochen werden, Ele-
mente also, die sonst oft als Teile eines dialogischen Textes ge-
wertet und bei der Beschreibung der Makrostruktur berücksich-
tigt werden und,

– Textsorten als Idealtyp von nach diesem Vorbild erstellten Tex-
ten169.

Bei der hier zuletzt genannten Beziehung erklären de Beaugrande/
Dressler (1981), dass die Vermittlung zwischen verschiedenen Tex-
ten am stärksten ausgeprägt sei. Wenn man die von de Beaugrande/
Dressler genannten Aspekte auf einer abstrakten Ebene zusammen-
fasst, gelangt man zu drei Sorten von Beziehungen, nämlich der Be-
ziehung zwischen Textmuster und Textexemplar, zwischen Textex-
emplar und Textexemplar sowie schließlich der zwischen Teiltexten. 
Adamzik (2001:28) ergänzt dieses Spektrum noch um einen Typ: die 
systematische Beziehung zwischen Textsorten im selben Kommuni-
kationsbereich. Sie systematisiert sie in folgender Abbildung.

Abbildung 5: Relationen der Intertextualität nach Adamzik (2001:29)

 TS4

 TS5

 TS1 TS2 TS3

 TE1 TE2           TE3

 TT1            TT2 …

TS = Textsorte a: Relation Textsorte – Textmuster
TE = Textexemplar b: Relation Textexemplar – Textexemplar
TT = Teiltext c: Relation Teiltext – Teiltext
 d: Relation Textsorte – Textsorte

169 Vgl. Adamzik, K. (2001), S. 27.
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Aus der Abbildung geht deutlich hervor, dass die Beziehungen zwi-
schen den Textsorten „eine netzartige Struktur“170 aufweisen. Diese 
Art von Beziehungen nennt Klein (2000a und b) Textsorten-Intertex-
tualität. Es geht hier also um „funktionale Zusammenhänge zwischen 
Textsorten innerhalb bestimmter Interaktionsrahmen“171. Für den Be-
schreibungszweck schlägt er ein Verfahren vor, nach dem man Vor-, 
Parallel- und Nach-Textsorten unterscheidet. Vor-Textsorten sind sol-
che, deren „Exemplare typischerweise modellbildend, subsidiär oder 
motivierend für die Produktion der beschriebenen Textsorten sind“172. 
Parallel-Textsorten sind diejenigen Textsorten, die unter einem ein-
heitlichen Gesichtspunkt gleichzeitig mit der beschriebenen Textsorte 
produziert werden. Als Nach-Textsorten werden diejenigen bezeichnet, 
für die die beschreibenden Textsorten eine Vor-Textsorte darstellen173. 
Am konkreten Beispiel der Textsorte Satzung kann man sagen, dass 
das Allgemeine Landrecht von 1794 und das Bürgerliche Gesetzbuch 
von 1900 eine Vortextsorte sind, da sie Basis und Rechtsquelle für die 
Textsorte Satzung sind. Als Parallel-Textsorte gelten alle Notizen und 
Satzungsentwüfe, die den Entstehungsprozess dieser Textsorte beglei-
ten. Dokumente wie ein Registrierungsbescheid in der Stadtverwal-
tung oder im Gerichtsamt und interne Vereinstexte wie Flugblätter 
werden als Nach-Textsorten bezeichnet.

In der Diskussion über Intertextualität findet man viele Versuche,
Sorten von Intertextualitäten auszugliedern. Krause (2001) unterschei-
det zwischen deiktischer, kooperativer, transformierender, inkorporie-
render und translatorischer Intertextualität.

Unter deiktischer Intertextualität versteht Krause (2001:21) diejeni-
ge Form von Intertextualität, bei der der Textproduzent aus einem vor-
angegangenen Text etwas aufgreift, z.B. einen Begriff oder eine Äu-
ßerung oder in vergleichbarer Weise auf einen kommenden, meist von 
ihm beabsichtigten Text hinweist, d.h. einen Vorverweis anbringt.

Die transformierende Intertextualität versteht sich als Umformung 
eines Ausgangstextes in einen oder mehrere neue Texte. Gemeint sind 
hier solche Transformationsprozesse wie ein Märchen innerhalb einer 

170 Vgl. Adamzik, K. (2001), S. 28.
171 Klein, J. (2000b), S. 34.
172 Klein, J. (2000a), S. 735.
173 Vgl. Klein, J. (2000), S. 735.
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Werbung, ein Gebrauchstext in einem Gebet oder eine Erzählung in 
einen Bericht. Hier kann die Textsortenänderung erfolgen.

Als inkorporierende Intertextualität werden solche Formen von Text-
bezügen zusammengefasst, die „im Spannungsfeld von intra- und in-
tertextueller Determiniertheit stehen, bei denen zu fragen ist, ob sie 
eigenständige Texte darstellen oder nur als Bestandteile anderer fun-
gieren“174. Ein Beispiel hierfür ist die Zusammenfassung am Ende 
eines Artikels oder Fußnoten und Anmerkungen. 

Unter translatorischer Intertextualität versteht Krause (2001) die 
Beziehung zwischen Originaltext und Translat. Die Spezifik dieser
Beziehung liegt darin, dass es sich um Texte verschiedener Sprachen 
handelt, was zur Folge hat, dass es zu einer Musterübertragung oder 
-anpassung kommen kann.

Als letzte Art von Intertextualität nennt Krause (2001) die koope-
rative Intertextualität, bei der es um eine direkte Beziehung zwischen 
Textsorten geht. Ähnlich wie Klein (2000a und b) weist Krause 
(2001) auf die Rolle der „Vortexte“ hin, weil das Produzieren eines 
Textes ein Reagieren auf Vorangegangenes ist, „das in miteinander 
verbundene übergeordnete Tätigkeiten, in soziale Normen oder auch 
individuelle Willensakte eingebettet ist“175. Hier wird wieder das dia-
logische Wesen von sprachlicher Kommunikation betont, das zu den 
Allianzen der Textsorten beiträgt, deren „kooperative Mechanismen 
auch zum intuitiven, naiven Textsorten(muster)wissen der Angehöri-
gen einer Kommunikationsgemeinschaft gehören“176.

Die kooperative Intertextualität ist eine enger gefasste Textsorten-
Intertextualität. Dieser von Klein (2000a und b) eingeführte Begriff 
umfasst ein ganzes Feld von Textsorten, die in bestimmten Kommu-
nikationsbereichen bei der Realisierung bestimmter kommunikativer 
Aufgaben miteinander in mehr oder weniger direkter Weise verbun-
den sind, einander bedingen, motivieren und evozieren, zum Teil de-
finieren177. Deswegen ist die eingangs gestellte Forderung, die Texte, 
Textsorten und Textmuster in Diskurse zu verorten und sie in funktio-
nalen Zusammenhängen zu analysieren, für diese Arbeit grundlegend. 

174 Krause, W.-D. (2001), S. 23.
175 Ebenda, S. 24.
176 Ebenda, S. 25.
177 Vgl. Krause, W.-D. (2001), S. 25.
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Da das Textmuster der Vereinssatzungen zum einen durch die gesetz-
liche Grundlagen (konkrete Gesetze wie Verfassung oder ein Bundes-
gesetz) vorgegeben wird (Textsorten-Textsorten-Beziehung) und zum 
anderen durch die Sprachpraxis und dementsprechend einige Muster-
mischungen und Musterbrüche mitbestimmt wird (Textmuster-Text-
Beziehung), ist davon auszugehen, dass die Rekonstruktion des Text-
musters all diese Abhängigkeiten und insgesamt seinen netzartigen 
Charakter sichtbar machen soll. Hinzu kommt noch die Erkenntnis, 
dass man dadurch den Stellenwert einer Textsorte im Zusammenhang 
eines Diskurses bestimmen kann und „den Stellenwert einer Textsor-
te im Gefüge verwandter und/oder funktional aufeinander bezogener 
Textsorten einschätzen kann“178.

Die Intertextualitätkonzeption liefert noch ein weiteres Argument 
für die Begründung der kognitiven Kategorie Textmuster. Texte wer-
den daher als etwas „Prozessuales, das ständig Werdende, das Nicht-
Feste, als eine Sinnmaschine“179, als „Texte-im-Kopf“, als Produkt 
des Verstehensprozesses aufgefasst. Daraus ergibt sich in der vor-
liegenden Arbeit ein konkreter Text als Produkt einer konkreten so-
zialen Handlung und das Text-Modell nach Grucza (1995) wird als 
„das (text)linguistische Wissen über textuelle Regeln und die textuel-
len Fähigkeiten von Menschen“180 abgegrenzt. Ein so definierter Text
existiert „als eine bestimmte Form kodifizierten Potenzials […], das
erst in den Köpfen von konkreten Menschen und unter Bezugnahme 
auf ihre Wissensbestände, Kenntnissysteme und die kognitive Opera-
tionsfähigkeit konkrete Sinnstrukturen erzeugen kann“181. Diese Fä-
higkeit eines Individuums wird in dieser Arbeit als das Wissen über 
Textsorten und Textmuster dargestellt, dessen Rekonstruktion für die 
diachron angelegten Analysen eben durch die Erforschung der Text-
sorten-Textsorten und Text-Textmuster-Beziehungen möglich ist.

178 Adamzik, K. (2004), 103.
179 Vgl. Linke, A. / Nussbaumer, M. (1997), S. 118.
180 Grucza, S. (1995), S. 126.
181 Żmudzki, J. (1999), S. 250.
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Im vorliegenden Kapitel wird die aufgrund der theoretischen Erörte-
rungen erarbeitete Untersuchungsmatrix begründet. Da die vorliegen-
de Textsortenanalyse ja vorderhand die empirische Erfassung und 
Beschreibung aller für die Textsorte Satzung relevanten Aspekte zum 
Ziel hat, stehen im Mittelpunkt des Kapitels allgemeine Informatio-
nen zur Auswahl des Korpus und zur Bestimmung des Untersuchungs-
zeitraumes. Auch geht es in diesem Abschnitt auch darum, das Mate-
rial hinsichtlich seines Umfangs und seiner Beschaffenheit im Detail 
darzustellen und zu begründen.
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Vor dem Hintergrund dieser theoretischen Auseinandersetzungen 
werde ich im Folgenden eine kombinierte (holistische) Beschreibung-
smatrix entwerfen. Sie soll als theoretische Richtlinie fungieren und 
für die empirische Untersuchung angepasst werden.

Es handelt sich dabei um eine interdisziplinäre Herangehensweise, 
da sich die Entstehung und der Wandel der Textsorte Satzung wegen 
„[…] ihrer Eigenschaften, Struktur und Relationen mit anderen Grö-
ßen nicht im Rahmen nur einer Disziplin möglichst komplex erfassen 
[lässt]“182. Vielmehr soll nach Wawrzyniak (2004:326) in diesem Fall 
Transdisziplinarität eingefordert werden, da Texte immer als „Inter-
aktien mehrerer Dimensionen“ zu betrachten sind. 

Die gesamte Beschreibung der Textmusterentwicklung basiert auf 
folgendem Prinzip: Ausgehend von dem konstruierten Textmuster 
schreitet die Analyse von außen (Kontext) nach innen (Textexemplar) 
voran, also vom Allgemeinen (Gesamthandlung) zum Spezifischen
(sprachliche Handlungsstrukturen und Formulierungsmuster). Des-
wegen steht die Erfassung des Kontextes, in dem der Text entsteht und 
verwendet wird, als erster Schritt in der komplexen Beschreibung der 
Gesamthandlung.

Die Beschreibung der von Rehbein (1977) entwickelten und von 
Lage-Müller (1995) modifizierten sechs Stadien der Gesamthandlung
ermöglicht eine grobe Übersicht über den Verlauf der sprachlichen 
Handlung und zugleich eine komplexe Erfassung des Textmusters Sat-
zung. Ausgehend von dem pragmatischen System, in dem aufgrund 
spezifischer Handlungskontexte/Vorwissen und der Erkenntnis über 
die situativen Spezifika Motivation und Zielsetzung der Handlung
generiert werden, lässt sich der historische Hintergrund komplex be-
schreiben, der die Entstehung der Textsorte Satzung ermöglicht hat. 

4.1 Untersuchungsmatrix

182 Bilut-Homplewicz, Z. (2004), S. 106.
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Im zweiten Schritt wird die Entscheidung über die Mittel zum Errei-
chen der pragmatischen Ziele getroffen. Der Handelnde sucht also 
nach den geeigneten, ihm zur Verfügung stehenden Mitteln. Darunter 
sind sowohl die groben Strukturen eines Handlungsmusters als auch 
die Formulierungsmuster zu verstehen. Adamzik (2001:246) spricht 
in diesem Zusammenhang von einem Abgleich der Handlungsziele 
mit standardisierten Mustern. In der Phase der Ausführung kommt 
die stilistische Gestaltung zur Geltung, deren Ergebnis bestimmte Fol-
gen auslöst. Zwar ist die Untersuchung der Gesamthandlung nicht 
das primäre Ziel, sondern die Entwicklung und der Aufbau der texts-
ortenspezifischen Handlungsstrukturen und deren sprachlicher Anteil
in diesem Handlungsprozess, doch trotzdem ist es nicht zulässig, die 
Entstehungshintergründe und deren Auslöser nicht zu erfassen. Wie 
in den Kapiteln 1.2 und 2.2 erwähnt kann eine diachrone Textmu-
steranalyse nur dann ergiebig werden, wenn sie die sprachliche und 
nichtsprachliche Wirklichkeit erfasst und alle Phasen der sozialen 
Handlung „Vereinsnormen formulieren“ im Vereinswesen berück-
sichtigt. Die Entwicklung oder Realisierung eines Textmusters ist 
nur dann nachvollziehbar, wenn man im ersten Schritt das Textmu-
sterwissen und dementsprechend die Ursachen für sein Entstehen er-
forscht hat. Das Wissen über das Textmuster Satzung hängt eng mit 
der Entwicklung und Etablierung der sozialen und damit auch der 
rechtlichen Rahmenbedingungen in einer Gesellschaft zusammen. 
Mit der zunehmenden Entstehung von Vereinen als einer neuen so-
zialen Organisationsform bedurfte jede Korporation rechtlicher Re-
gelungen, deren Grundlage das Vereinsrecht im ausgehenden 18. bis 
zum Anfang des 20. Jahrhunderts darstellt. Die rechtliche Rechtslage 
waren Vorgaben für die Bildung des Textmusters Satzung, die sich für 
den heutigen Leser anhand der konkreten Gesetze bzw. Vorschriften-
sammlung rekonstruieren lässt. 

Dem präskriptiven183 Textmuster als einem prototypischen Muster 
wird das deskriptive Textmuster gegenübergestellt. Diese Konfron-

183 Präskriptiv verstehe ich hier als auf Vorschriften beruhend und dadurch 
auch prototypisch. Prototypisch definiere ich ähnlich wie Wilske, L. (2000: 
78), der schreibt, dass „Prototypisch bewertete Textsorten […] textlingui-
stisch […] als das mentale Abbild eines typischen Vertreters einer Kate-
gorie bzw. einer Objektklasse angesehen [werden], dem gegenüber alle 
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tation des idealtypischen Textmusters mit dem deskriptiven Textmu-
ster, das neben den obligatorischen Konstituenten bzw. deren Feh-
len auch fakultative Elemente enthält, soll den Vergleichsbezug für 
die diachron angelegte handlungsorientierte Analyse darstellen. Die 
Handlungsstrukturen als Basiselemente des deskriptiven Textmusters 
werden anhand des von Schröder (2003) entwickelten Modells der 
Konstituentenstruktur herausgearbeitet, die ich hier die Indem-Metho-
de nenne. Damit werden die Textmuster konstituierenden Ausprägun-
gen herausgearbeitet, um die Sorte und Anzahl sowie die Aufeinander-
folge und das Verhältnis der für eine Textsorte typischen Handlungen 
zueinander zu bestimmen, die als Unterstützer dazu beitragen, dass 
die Textsorte ihre primäre Funktion erfüllt. Dabei wird, wenn auch nur 
exemplarisch, die Art und Weise der sprachlichen Durchführung der 
einzelnen Teilhandlungen eine wichtige Rolle spielen.

Besonders stark wird die situative Einbettung gefördert, da sie mit 
der Abänderbarkeit der sprachlichen Handlungen, also des Textmu-
sters zusammenhängt. Hier ist noch die von Jakobs (1997:10) vor-
geschlage Aufteilung der situationellen Faktoren in Situationen im 
engeren und im weiteren Sinne sinnvoll. Während die Situation im 
engeren Sinne die wiederkehrenden Faktoren umfasst, die die Pro-
duktion und Rezeption des Textes unmittelbar beeinflussen und eher
als konstante Merkmale gelten, werden die anderen Aspekte generel-
ler Art zur Situation im weiteren Sinne eingestuft. Durch diese Auf-
teilung kann es gelingen, Faktoren der Variation von Faktoren der 
Konstanz zu trennen. Faktoren der Konstanz, die zur Situation im en-
geren Sinne gerechnet werden, gewährleisten die Zugehörigkeit eines 
Textes zu einer Textsorte. Faktoren der Variation, die der Situation 
im weiteren Sinne zugeschrieben werden, helfen dabei zu erklären, 
warum es starke Unterschiede zwischen den Texten gibt, obwohl sie 
zu derselben Textsorte gehören184. An dieser Stelle ist es wichtig zu 

übrigen sog. „poor members“ dieser Kategorie/Objektklasse sind, oder 
es werden innerhalb der Kategorie/Objektklasse Typikalitätsgrade (Pro-
totypikalitätsgrade) angenommen, denen jeweils bestimmte Gruppen von 
Vertretern dieser Objektklasse/Kategorie zugeordnet werden“. Wilske plä-
diert auch dafür, bei der Bildung eines Prototyps oder Textmusterbildung 
die Aspekte der Intertextualität mit einzubeziehen.

184 Vgl. ebenda, S. 12f.
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überprüfen, inwieweit diese Aufteilung der Situation im engeren und 
weiteren Sinne mit dem Vorhandensein der unterschiedlichen Teil-
handlungen einer komplexen Handlung zusammenhängt. 

Wie in Kapitel 3.1.2 erwähnt sind die extratextuellen Faktoren als 
ein wichtiger Bestandteil des Textmusterwissens zu sehen. Infolge 
dessen müssen die nonverbalen Eigenschaften in einer ganzheitlichen 
Textmusterbeschreibung unbedingt berücksichtigt werden (Fries 1990: 
541, von Lage-Müller 1995:73). 

Für bessere Übersichtlichkeit möchte ich das oben beschriebene 
Konzept noch einmal stichwortartig darstellen:

1) Beschreibung des Textmusters / der Gesamthandlung,
2) Bestimmung des präskriptiven Textmusters anhand der gesetzli-

chen Vorgaben (=Intertextualität),
3) Bestimmung des deskriptiven Textmusters anhand des Unter-

suchungskorpus (=Handlungstheorie der Praktischen Semantik, 
konkret Indem-Methode),

4) Beschreibung der nonverbalen Texteigenschaften und,
5) Beschreibung der textmusterkonstituierenden Handlungen im 

diachronen Vergleich anhand der festgelegten Zeitabschnitte.
Diese fünfstufige Beschreibungsmatrix soll eine umfassende Ana-

lyse ermöglichen, die den oben dargelegten theoretischen Ansätzen 
und Forderungen gerecht wird. Dieses Analysemodell verhilft so-
wohl zur Entwicklung des Textmusters Satzung und lässt einen fun-
dierten Ergebnis bezüglich der Varianten des Textmusters und deren 
Ursachen erwarten.

Methodischer Rahmen
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Die zeitliche Bestimmung der einzelnen Korpustexte beginnt mit dem 
Jahr 1794, also mit dem In-Kraft-Treten des Allgemeinen Landrechts 
für die Preußischen Staaten (ALR)185 unter Friedrich Wilhelm III. am 
1. Juni 1794 und erstreckt sich bis zum Anfang des 20. Jahrhunderts, 
da am 01.01.1900 das Bürgerliche Gesetzbuch186 (BGB) in Kraft trat, 
das die notwendigen Rahmenbedingungen auf dem Gebiet des Pri-

4.2 Abgrenzung des Untersuchungszeitraums

185 Das ALR regelte das allgemeine Zivilrecht, Familien- und Erbrecht, Le-
hensrecht, Ständerecht, Gemeinderecht, Staatsrecht, Kirchenrecht, Poli-
zeirecht, Strafrecht und Strafvollzugsrecht in über 19.000 Paragraphen. 
Jeder mögliche Fall sollte exakt geregelt sein. Vgl. http://de.wikipedia.org 
/wiki/Allgemeines_Landrecht (12.10.2005)

186 Den Kodifikationsbestrebungen ging der so genannte Kodifikationsstreit
von 1814 zwischen Anton Friedrich Justus Thibaut und Friedrich Carl von 
Savigny voraus. Während der liberal eingestellte Thibaut eine einheitliche 
Kodifikation des bürgerlichen Rechts forderte, um den „bürgerlichen Ver-
kehr“ (= Wirtschaftsverkehr) zu vereinfachen und zur nationalen Einheit 
beizutragen, stand der konservative Savigny einer Kodifikation negativ
gegenüber. Für eine solche Leistung schien ihm die Rechtswissenschaft 
seiner Zeit noch nicht reif. Zunächst behielt die Auffassung Savignys die 
Oberhand.

 Im Laufe der Zeit, besonders ab Gründung des Deutschen Reiches 1871, 
verstärkten sich aber die Forderungen nach einem bürgerlichen Gesetz-
buch. 1873 beschlossen Reichstag und Bundesrat auf Antrag der Abge-
ordneten Miquel und Lasker die Ausarbeitung eines bürgerlichen Gesetz-
buches. Die 1. Kommission wurde 1874 einberufen und legte 1888 den 1. 
Entwurf vor. Er orientierte sich stark an den Grundsätzen des römischen 
Rechts sowie an den Lehren Savignys und wurde als unsozial, unzeitgemäß 
und schwer verständlich kritisiert. Eine 1890 einberufene 2. Kommission 
legte 1895 den 2. Entwurf vor. Dieser wurde mit geringen Änderungen 
1896 beschlossen und am 18. August verkündet. Vgl. http://de.wikipedia.
org/wiki/Allgemeines_Landrecht (12.10.2005)
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vatrechts und u.a. das Vereinsrecht regelte. Damit war die Vereinheit-
lichung der Rechtsordnung bezüglich des Vereinswesens in Deutsch-
land erreicht, die bis heute gültig ist.

In dieser Zeitspanne erfährt das deutsche Vereinswesen seine Grün-
dung, weitgehende Entwicklung und eine feste rechtliche sowie ge-
sellschaftliche Etablierung. Neben der Entwicklung der rechtlichen 
Grundlagen im Hinblick auf das Vereinswesen ist auch die soziale 
und politische Situation in Preußen interessant, die die Vereinsgrün-
dungen direkt beeinflusste. Der Übergang vom aufgeklärten Absolu-
tismus zur liberalen bürgerlichen Gesellschaft, die Arbeiterbewegun-
gen und die Verselbständigung der Freiheitsidee haben maßgebliche 
Auswirkungen für die Bevölkerung gehabt. Infolge des neuzeitlichen 
Individualisierungs- und Säkularisierungsprozesses löste sich die Ge-
selligkeit aus den Beschränkungen korporativer Sitte, die Sphäre der 
Kultur emanzipierte sich von der Fixierung auf Hof, Aristokratie und 
Kirche und entwickelte sich zu einem eigenständigen Handlungs- und 
Anschauungsbereich der entstehenden bürgerlichen Gesellschaft187. 
Schaut man sich die Geschichte der Entwicklung des Vereinswesens 
an, so kann man folgende Gründe dafür feststellen:

– das Nachlassen der Verbindlichkeit ständisch-korporativer Le-
bensgestaltung ließ neue Formen des geselligen Umgangs der 
Menschen miteinander zu; besonders die Entstehung der Lese-
gesellschaften kanalisierte das gemeinsame Bedürfnis nach Wis-
senserweiterung und vielseitiger, aber auch individueller gestal-
teter Kommunikation,

– der Ausbruch der freien Konkurrenz und die Konfrontation mit 
den Gesetzen des langsam entstehenden nationalen und des in-
ternationalen Marktes, die Freisetzung von Kapital und Arbeit 
aus den ständischen Bindungen führte zur Gründung freiwilliger 
Vereine als Vermittlungsinstitutionen des technischen, wissen-
schaftlichen und betriebswirtschaftlichen Fortschrittes in der 
landwirtschaftlichen, gewerblichen und industriellen Arbeit,

– die liberalen Forderungen des Bürgertums nach einer größeren 
Beteiligung des Volkes an der Politik führte zur Gründung von 
politischen oder halb- und kryptopolitischen Vereine, die sich als 
ein kommunikatives Organ zwischen Staat und Gesellschaft ver-

187 Vgl. Hardtwig, W. (1984), S. 13.
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standen; wodurch die Interessen der Gesellschaft durch politisch 
bewusste Bürger vertreten werden,

– die Verschärfung der sozialen Frage und die öffentliche Anteil-
nahme an sozialen Problemen führten zu immer neuen Vereins-
gründungen. Besonders mit der Entstehung der Arbeiterklasse, 
des 4. Standes, wuchsen die sozialen Konflikte und Probleme in
der Gesellschaft, mit deren Lösung sich auch die Vereine beschäf-
tigt haben,

– mit der industriellen Revolution entstehen Arbeitervereine, deren 
Aufgabe die Interessenvertretung der Arbeiter gegenüber dem Ar-
beitgeber sein sollte. Dies führte auch zur Vereinigung mehrerer 
Arbeiterorganisationen und zur Entstehung von politischen Par-
teien und Gewerkschaften.

Diese gesellschaftlichen Phänomene waren nur ein Ausdruck der 
wirtschaftlichen und politischen Wirklichkeit in ganz Europa. Die 
Neuordnung Europas nach dem Wiener Kongress, die nationale Be-
wegungen nach dem polnischen Novemberaufstand, die Märzrevolu-
tion von 1848, die Nationalversammlung in Frankfurt (1848/1849), 
die Gründung des zweiten Deutschen Kaiserreiches 1871 und der 
Dritten Republik 1890 füllten den Zeitbogen mit den oben genannten 
Änderungen. Es lässt sich erwarten, dass diese Veränderungen eben-
falls starke Auswirkung auf die Satzungstexte gehabt haben.

Dem folgen jedoch wenige Änderungen im Vereinsrecht. Das ALR 
wurde in allen preußischen Provinzen angewandt; in seinem bürger-
lich-rechtlichen Teil blieb es mit wenigen Ausnahmen (das Rhein-
land behielt nach 1815 französisches Recht) bis zur Ablösung durch 
das BGB im Jahre 1900 in Kraft188. Die Reichsverfassung vom 16. 
April 1871, die sog. Bismarcksche Reichsverfassung, beschränkte 
sich auf staatsorganisationsrechtliche Regelungen, so dass vor dem 
In-Kraft-Treten des Bürgerlichen Gesetzbuchs auf dem Gebiet des 
1871 gegründeten Deutschen Reichs Rechtszersplitterung herrschte; 
es galten u. a. Gemeines Recht, Allgemeines Landrecht, Code civil, 
Badisches Recht und das Sächsisches BGB. 

Erwähnenswert ist an dieser Stelle, dass wegen der politischen Si-
tuation in den Preußischen Staaten (doch nicht nur dort) in jenem 

188 http://www.preussen-chronik.de/begriff.jsp?key=Begriff_Allgemeines 
+Landrecht (12.10.2005)
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Zeitraum, besonders während und nach der Revolution von 1848/49 
sowie während der zunehmenden Arbeiterbewegung in den 1880-er 
Jahren viele Restriktionen hinsichtlich der politischen Vereine einge-
führt wurden189. 

Damit stellt die für die Analyse der Entwicklung der Textsorte Sat-
zung ausgewählte Periode einen inhaltlich abgeschlossenen Zeitraum 
und zugleich ein sehr interessantes Forschungsumfeld dar. Zwar ist 
auf diese Weise keine vollständige Textsortengeschichte möglich, 
doch die Beschränkung auf die Zeit der Geltung des ALR sowie die 
Zeit nach der Einführung des BGB rechtfertigt es, Texte in ausrei-
chendem Umfang für eine qualitative Auswertung zu beschaffen und 
zu beschreiben. 

189 Vgl. Verordnung über die Verhütung eines die gesetzliche Freiheit und Ord-
nung gefährdenden Missbrauchs des Versammlungs- und Vereinigungs-
rechtes, vom 11. März 1850 sowie Gesetz gegen die gemeingefährliche 
Bestrebung der Sozialdemokratie, vom 21. Oktober 1878.
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Die bisherigen Erörterungen konnten zeigen, dass eine Darstellung 
der Entwicklungstendenzen der Textsorte Satzung in dem „stürmi-
schen“ Zeitraum notwendigerweise von Texten als komplexen Hand-
lungsmustern auszugehen hat und dass die überlieferten textuellen 
Rechtsquellen dafür besonders geeignet sind. Wie andere sprachhi-
storische Untersuchungen sind die Analysen zur diachronen Entwick-
lung der Textsorte Satzung dabei quellenbezogen zu konzipieren. Die 
historiolinguistische Forderung nach einer empirischen Grundlage 
linguistischer Aussagen bedingt die Notwendigkeit zur korpusorien-
tierten Arbeit. Methodisch erfolgt der Zugang zu Fragen der Texts-
ortenorganisation sinnvollerweise über eine textinduktive Typologi-
sierung von ausgewählten Einzeltexten, die eine hinreichend genaue 
Erfassung textueller Muster garantiert. Da es bei den entsprechenden 
Untersuchungen vor allem darum gehen soll, die konkreten Texten in 
ihrem sozialen Umfeld zu erfassen, ist ein ausgewogenes Korpus als 
Gegenstand der konkreten Textanalyse und des intertextuellen Ver-
gleichens unerlässliches Arbeitsinstrument. 

Bereits die Fülle der überlieferten Satzungstexte und die vielfäl-
tige Zahl der im 19. Jahrhunderts tätigen Vereine kompliziert eine 
auch nur annähernd repräsentative Auswahl der Satzungstexte. Dies 
soll im Hinblick auf die konzeptionelle Funktion einer geeigneten 
Datengrundlage sowie die notwendigen Parameter der Textselektion 
erfolgen. Ein Korpus zur Untersuchung der Entwicklungskonventio-
nen der Textsorte Satzung muss zunächst die Existenz von Texten als 
Nachweis der funktionalen Auswirkung sprachlicher Mittel und Mu-
ster in seinem kommunikativen Umfeld behandeln. Deswegen wurde 
das Untersuchungskorpus aus 60 Satzungstexte zusammengestellt. 
Das Korpus wurde aus einem ursprünglich doppelt so umfangreichen 
Untersuchungsmaterial vorbereitet; ausschlaggebend für die Auswahl 
waren folgende Kriterien:

4.3 Untersuchungskorpus
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– Aus Gründen der intertextuellen Vergleichbarkeit sollten die Ve-
reinssatzungen ausschließlich aus dem Raum stammen, in dem 
das Allgemeine Landrecht für die Preußischen Staaten von 1794 
galt.

– Um die Vergleichbarkeit sicher zu stellen, wurden Satzungen aus 
solchen Vereinen ausgewählt, die sich in einem gleichen und ähn-
lichen Tätigkeitsbereich engagiert haben und nicht primär auf 
einen wirtschaftlichen Gewinn gerichtet waren, wie z.B. Wohltä-
tigkeitsvereine, Kultur- und Kunstvereine oder wissenschaftliche 
Vereine. Überregionale Vereine oder Dachverbände sowie Genos-
senschaften und Gewerkschaften wurden ausgeschlossen.

– Ausgeschlossen wurden auch Satzungen mit unsicherer Datie-
rung sowohl im Hinblick auf die Vereinsgründung als auch auf 
die Annahme der Satzung, dabei spielte die Existenz der überlie-
ferten Informationen über die Vereinstätigkeit eine wesentliche 
Rolle.

– Bei der Auswahl spielte der Umfang der vorgefundenen Satzungs-
texte keine Rolle. Dies wurde dem Zufallsprinzip überlassen.

– Um die Kontinuität und den Wandel in Bezug auf die Entwick-
lung der Textsortenkonvention zu zeigen, wurden absichtlich ei-
nige Satzungen gewählt, die im Laufe der Vereinsaktivität revi-
diert wurden.

Da die Satzungstexte, wie mehrmals betont, in ihrem kommunika-
tiven Umfeld analysiert werden sollen, um deren Spiegelcharakter 
der gesellschaftlichen Prozesse und damit die Entwicklungstendenz 
aufzeigen zu können, erscheint es mir sinnvoll, das Untersuchungs-
korpus temporal zu strukturieren. Dies soll die Erforschung der Aus-
wirkungen bestimmter politischer und gesellschaftlicher Prozesse auf 
die Texte ermöglichen. Dabei ist jedoch zu fragen, wie die Parameter 
zur zeitlichen Einordnung ermittelt werden sollen und bei der Kor-
pusvorstellung abzubilden sind. 

Zwei denkbare Möglichkeiten werden als gängige Methoden vorge-
schlagen; zum einen die Zuordnung zu sprachhistorisch begründeten 
Mikroperioden, zum anderen die statistische Einteilung nach über-
einstimmenden Zeitabschnitten. Zwar gibt es für das 19. Jahrhundert 
keine konsensfähige kommunikations- und funktionsgeschichtlich or-
ientierten Mikroperiodisierung, trotzdem soll der Versuch unternom-
men werden, aufgrund der wichtigsten politischen Ereignissen eine 
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für die vorliegende Arbeit nützliche Periodisierung zu erarbeiten, 
auch um das Verfahren der Korpusstrukturierung nach einheitlichen 
Zeitabschnitten zu vermeiden, da diese Methode meines Erachtens 
nicht präzise genug die Zusammenhänge deutlich macht und nur be-
dingt pragmalinguistischen Forderungen entspricht. 

 Die Entscheidung, den Untersuchungszeitraum in diese Mikro-
perioden zu differenzieren, ergibt sich aus folgenden Überlegungen. 
Abgeleitet von der Zielsetzung der vorliegenden Studie soll es ge-
zeigt werden, welche rechtlichen und textuellen Vorgaben die zwei 
für das deutsche Vereinswesen wesentlichen Gesetze darstellen. Da 
zwischen 1794 und 1914 das deutsche Vereinswesen auch aus poli-
tischen und wirtschaftlichen Gründen seinen Boom erlebte, den man 
an den – objektiv gesehen – für die Entwicklung von Preußen bedeu-
tenden Ereignissen messen kann, habe ich mich für folgenden Zeit-
räume entschieden:

Tabelle 1: Untersuchungsräume

Zeitraum Ereignisse Zahl der 
Satzungstexte

1785–1829 

1794 In-Kraft-Treten des Allgemeinen 
Landrechts für die Preußischen Staaten
1814/15 Wiener Kongress
1815 Gründung der Deutschen 
Burschenschaften
1815 Gründung des Deutschen Bundes
1817 Wartburgfest
1819 Karlsbader Beschlüsse

16

1830–1850 

1830 Novemberaufstand in Polen
1832 Hambacher Fest
1848 Märzrevolution
1848/49 Nationalversammlung / 
Frankfurter Paulskirche
1850 Verfassungsurkunde für den 
Preußischen Staat und Verordnung über  
die Verhütung eines die gesetzliche Freiheit 
und Ordnung gefährdenden Missbrauch des 
Versammlungs- und Vereinigungsrechtes

12
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1851–1870 

1862-66 Festigung der Monarchie 
zur Stärkung Preußens / preußische 
Hegemoniestreben
1867 Gründung des Norddeutschen Bundes
1866-71 Nationale Einigung

8

1871–1896 

1871 Gründung des (zweiten) deutschen 
Kaiserreiches
1878 Verbot der Parteipresse und 
– organisation (Bekämpfung des liberalen 
Bürgertums, politischen Katholizismus und 
der Arbeiterbewegung)
18. August 1896 Ausfertigung, am 24. 
August 1896 Verkündung des Bürgerlichen 
Gesetzbuches

16

1897–1914 

Der neue Kurs Deutschlands
01. Januar 1900 In-Kraft-Treten  
des Bürgerlichen Gesetzbuches
Beginn des ersten Weltkrieges

8

Mit Hilfe der vorgenommenen Mikroperiodisierung soll bei der 
Detailanalyse möglich sein, den Zusammenhang zwischen der Texts-
ortenentwicklung und dem Kontext, in dem der Satzungstext entstan-
den und verwendet wurde, deutlich zu machen und damit den Forde-
rungen der pragmatisch orientierten diachronen Textsortenlinguistik 
gerecht zu werden. 

Im Hinblick auf die Repräsentativität des Korpus und die Validität 
der Untersuchungsergebnisse ist einzuschränken, dass das gesam-
melte Korpus keinem systematischen und mit statischen Methoden 
kontrollierbaren Repräsentativitätsbegriff genügen kann190. Aufgrund 
der Zufälligkeit des verfügbaren Textmaterials und der notwendigen 
Begrenzung seines Umfangs bleibt die abzubildende Grundgesamt-
heit fiktiv, so dass das Untersuchungskorpus nur eine „sinnvolle Ver-
treterfunktion“ erfüllen und damit als exemplarisch gelten kann.

190 Vgl. Hoffmann, W. (1998), S. 880.
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In diesem Kapitel werde ich das in den vorangestellten theoretischen 
Kapiteln entwickelte Beschreibungsmodell für Textmuster anwen-
den und an Beispielen explizieren. Hierbei stütze ich mich auf das 
gesamte in Kapitel 4.3 präsentierte Korpus aus 60 Satzungen. Da 
eine Einzelanalyse aller Texte im Rahmen dieser Arbeit unmöglich 
ist, habe ich eine statistische Vorerfassung aller Text vorgenommen 
und die detaillierte Analyse an zwei exemplarischen Texten durch-
geführt. Aus diesen beiden Satzungen werde ich die prototypischen 
textsortenspezifischen Realisierungen der Handlungstypen dieses
Textmusters (deskriptives Textmuster) herauszufiltern versuchen, die
die Haupttendenzen der Entwicklung der Textsorte Satzung wider-
spiegeln. Die Analyse der weiteren Satzungen aus meinem Korpus 
soll dann alternative Realisierungen von textsortenspezifischen Ei-
genschaften aufzeigen sowie die Ergebnisse der exemplarischen Ana-
lyse überprüfen.
Meine Vorgehensweise ist deswegen so konzipiert, weil sie die Ana-
lyse der Entwicklung des Textmusters Satzung von den allgemeinen 
Bedingungsfaktoren einer begrenzten Anzahl von Texten eines Mu-
sters hin zu den Besonderheiten einzelner Textexemplare aus dieser 
Menge ermöglicht.
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Dieses Kapitel ist eine Beschreibung der sechs Stufen der Gesamt-
handlung des Textmusters Satzung nach dem in Kapitel dargestellten 
Modell von Rehbein (1977), basierend auf dem für diese Arbeit zu-
sammengestellten Textkorpus.

In der Analyse werde ich unter Rückgriff auf diese Aufsplitterung 
der Gesamthandlung die einzelnen Phasen in Bezug auf die von mir 
untersuchten historischen Textmuster umreißen und dabei auf die 
historisch-gesellschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
hinweisen. Der Untersuchungszeitraum der Satzungstexte spannt den 
Bogen von der Einführung des Allgemeinen Preußischen Landrech-
tes von 1794 über die 14 Jahre nach dem In-Kraft-treten des Bürger-
lichen Gesetzbuches am 01. Januar 1900.

5.1.1 Handlungskontext / Vorwissen

Die Geschichte des Vereinswesens in Deutschland/Preußen hängt sehr 
eng mit den Rahmenbedingungen zusammen, die durch das Vereins-
recht gesetzt wurden. Sie haben Gründungstätigkeit und Vereinsle-
ben, Satzung und Selbstverständnis der Vereine sehr stark geformt191. 
Das Allgemeine Preußische Landrecht von 1794, mit dem die neuere 
Gesetzgebung beginnt, sanktionierte die soziale Wirklichkeit, die Ent-
stehung eines weit verzweigten und vielseitigen Vereinswesens. Das 
Allgemeine Preußische Landrecht von 1794, die Verfassungsurkunde 
für den Preußischen Staat vom 31. Januar 1850 und das Bürgerliches 
Gesetzbuch vom 01.01.1900 besagen, dass die Preußen/Deutschen 
das Recht haben, sich in geschlossenen Räumen zu versammeln und 
Vereine zu gründen.

5.1 Gesamthandlung des Textmusters Satzung

191 Vgl. Hardtwig, W. (1984), S. 11.
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In diesem Zusammenhang soll betont werden, dass das Vereins-
recht im 19. Jahrhundert sehr kontrovers diskutiert wurde. Ein Verein 
als neue Organisationsform in der Gesellschaft brauchte neben einer 
gesetzlichen Basis ein rechtsfähiges Selbstverständnis. Zahlreiche 
Rechtswissenschaftler, Juristen und Philosophen haben unterschied-
liche Ansätze zur Rechtsnatur der juristischen Personen als „eines 
vom Gesetzgeber mit eigenen Rechten und Pflichten ausgestatteten
Gebildes“192. Sie stellen eine Grundlage für die heftige Diskussion 
über die Rechtsfähigkeit von Personenverbindungen, also der Verei-
ne dar. Der Verein als soziale Erscheinung entsteht durch die Verei-
nigung der ihn gründenden Personen mittels eines Gründungsaktes. 
Daraus resultiert die Frage, ob dieser Akt allein den Verein zu einem 
von seinen Mitgliedern verschiedenen Rechtssubjekt macht. Laut der 
gängigen Theorien und Praktiken war das nicht möglich und legitim. 
Deswegen forderten viele Theoretiker die Anerkennung der Körper-
schaftseigenschaften durch die Rechtsordnung für die Vereine. Im 19. 
Jahrhundert haben sich die folgenden drei Systeme herausgebildet: 
Konzessionssystem, das System der freien Körperschaftsbildung und 
das System der Normativbestimmung193. Während das Konzessions-
system für den Erwerb der juristischen Persönlichkeit einen im Ein-
zelfall vorzunehmenden ausdrücklichen hoheitlichen Verleihungsakt 
verlangte, forderte das System der freien Körperschaftsbildung, dass 
die Körperschaft, sobald sie von den Mitgliedern konstituiert wur-
de, ohne jede weitere staatliche Mitwirkung auch als Rechtssubjekt 
existieren musste. Im Klartext sollte die Erlaubnis zur Bildung juri-
stischer Personen von der Rechtsordnung ganz allgemein erteilt wer-
den. Die Anhänger des Normativsystems versuchten, die Vorteile der 
beiden oben genannten Systeme miteinander zu verbinden. Sie ver-
zichteten einerseits auf das Erfordernis der staatlichen Verleihung der 
Rechtsfähigkeit, versuchten aber anderseits, dem Erfordernis einer 
öffentlichen Feststellung der Entstehung juristischer Personen und 
damit der Verkehrssicherheit zu genügen. Meurer (1889) schreibt: 
„Der Erwerb der Rechtsfähigkeit hängt davon ab, dass ein Verein 
gewisse, im Gesetz bestimmte Voraussetzungen, die eine geordne-
te innere Organisation und die Sicherheit des Verkehrs mit Dritten 

192 Vgl. Vormbaum, T. (1976), S. 8.
193 Vgl. ebenda, S. 9.
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gewährleisten soll, erfüllt, und dass diese Erfüllung durch einen be-
hördlichen Akt – die Eintragung in einem Register – öffentlich doku-
mentiert wird“194. 

Die Normativbestimmungen gehen davon aus, dass der Verein bei 
gleichzeitiger Vorlage bestimmter Dokumente wie der Vereinssatzung 
und Angaben über seine Mitglieder gegründet werden kann. An die 
Satzung eines Vereins werden bestimmte Mindestanforderungen ge-
stellt, die aus dem Preußischen Landrecht 1794, aus dem sechsten 
Titel: von Gesellschaften überhaupt, und von Corporationen und Ge-
meinen insbesonderheit, resultieren.

5.1.2 Situationseinschätzung / Motivation  
/ Gesellschaftlicher Zweck

Aus dem Handlungskontext wird die Situation eingeschätzt, in der 
Vereine entstehen und sich als rechtliche Subjekte konstituieren. Je-
der Verein muss laut des Preußischen Landrechts und des Bürgerli-
chen Gesetzbuches eine Satzung besitzen. Der Satzung werden zwei 
Ziele gesetzt: zum einen stellt sie einen Akt der Vereinsbildung dar 
und zum anderen ist sie der inhaltliche, ideale und strukturelle Weg-
weiser, das Rückgrat jedes Vereins.

Da jeder Verein bei der örtlichen Aufsichtsbehörde angemeldet 
werden musste, bildete die Satzung die Grundlage für die Registrie-
rung beim Polizeiamt. Aufgrund dieses Textes wurden und werden 
seitens der Obrigkeit die Ziele des Vereins, die Struktur/Organe und 
die Mitglieder überprüft. Da Anfang des 19. Jahrhunderts bestimmte 
Vereinstypen wie politische Vereine streng verboten waren, musste 
sich der Staat das Recht vorbehalten, die Entstehung solcher Vereine 
zu kontrollieren. Die Anmeldepflicht der Vereine ergab sich aus den
rechtlichen Rahmenbedingungen. Im Falle der eingetragenen Vereine 
musste dem Amtsgericht die vom Vorstand unterzeichnete Urschrift 
der Satzung und die Abschrift der Urkunden über die Bestellung des 
Vorstandes zugestellt werden. Durch die Erlangung der Rechtsfähig-

194 Maurer, W. (1898): Das Reichsgesetz betreffend die Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften, Berlin. zitiert nach Vormbaum, T. (1976), S. 10.
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keit für die Vereine entstand eine Körperschaft, die in organisierter 
Form gewisse soziale Aufgaben des Staates übernahm. 

Darüber hinaus stellte die Satzung die wichtigste normative Grund-
lage des Vereinslebens dar. Im Satzungstext wurden nicht nur die 
Ziele des Vereins niedergeschrieben, sondern auch die Rechte und 
Pflichten der Mitglieder, das Bestellungsmodus der Organe wie z.B.
des Vorstandes, also alle relevanten Bestimmungen, die die Vereins-
wirklichkeit (vor allem für die Mitglieder) bestimmten.

5.1.3 Plan / Mittel

Der Plan dieser Handlung wird im Fall der Satzung von konkreten 
Gesetzen vorgegeben. Das bedeutet, dass die Mindestanforderungen, 
die vom Allgemeinen Landrecht für Preußischen Staaten und vom 
Bürgerlichen Gesetzbuch gestellt wurde, von jeder Vereinssatzung 
erfüllt werden mussten. Diese Forderungen der Gesetze stellen somit 
die Vorgabe und den Plan für die Bildung des Textmusters Satzung 
dar, die sich am Ende des 18. Jahrhunderts neu konstituieren musste. 
Das war aber nur eine Basis für die formale Ausgestaltung des neuen 
Textmusters, das von anderen Elementen ergänzt bzw. an weitere in-
haltliche Rahmen angepasst werden musste. Aus dieser Stelle möchte 
ich auszugsweise die grundlegenden Paragraphen des Allgemeinen 
Landrechts anführen, die zu Beginn des 19. Jahrhunderts das Stütz-
werk für jede Satzung darstellten und somit die Grundlage des prä-
skriptiven Textmusters bildeten.

I. Grundverfassung derselben
§ 27. 
Die solchergestalt bestimmten Rechte und Pflichten der Gesell-
schaft und ihrer Mitglieder, so wie die wegen des Betriebs der 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten getroffenen Einrichtungen, 
machen die Verfassung dieser Corporation aus.
§ 28. 
Soweit dadurch der Zweck der Gesellschaft, um solche Mittel, 
ohne welche dieser Zweck nicht erreicht werden kann, bestimmt 
sind, gehören dieselben zur Grundverfassung.

Empirische Analyse
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§ 29. 
Grundverfassungen können nur in so weit geändert werden oder 
abgeschafft werden, als die Corporation selbst aufgehoben wer-
den kann. 

II. Innere Rechte
§ 43. 
Die Corporation ist berechtigt, Mitglieder, welche diesem Zwecke 
vorsetzlich, oder sonst beharrlich zuwider handeln, auszustoßen.
§ 48. 
Die Corporation hat das Recht, neue Mitglieder, mit Vorwissen 
und Beystimmung des Staates aufzunehmen.
§ 49. 
Rechte und Vorzüge, welche einer Corporation oder Gemeine 
vom Staate beygelegt sind, kommen der Regel nach allen gegen-
wärtigen und künftigen Mitgliedern derselben zu statten.

Berathschlagung und Schlüsse
§ 51. 
Die inneren Angelegenheiten einer Corporation werden durch 
Berathschlagung und Schlüsse der Mitglieder angeordnet.
§ 52. 
Bey gewöhnlichen Vorfällen, und in den ein für allemal dazu be-
stimmten Versammlungen entscheidet der Schluß der in dieser 
Versammlung gegenwärtigen Mitglieder.
§ 53. 
Bey außerordentlichen Vorfällen, deren Verhandlungen in den Stif-
tungsgesetzen den ordinairen Versammlung nicht beygelegt ist, 
müssen sämmtliche Mitglieder ausdrücklich eingeladen werden.
§ 54. 
Ist bey der Einladung zu solchen außerordentlichen Versamm-
lungen zugleich der Gegenstand der Berathschlagung angezeigt 
worden: so können die erscheinenden Mitglieder, ohne Rücksicht 
auf ihre Anzahl, einen gültigen Schluß abfassen.
§ 55. 
Ist aber eine solche ausdrückliche Bekanntmachung des Gegen-
standes der Berathschlagung nicht geschechen: so müssen we-
nigstens zwey Drittel der Mitglieder gegenwärtig seyn, wenn ein 
Schluß zu Stande kommen soll.
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§ 60. 
Abwesende Mitglieder können den Versammlungen auch durch 
Bevollmächtigte beywohnen.
§ 62. Die Schlüsse der Gesellschaft werden nach der Mehrheit der 
Stimmen abgefasst.

III. Aeußere Rechte
§ 81. 
Corporationen und Gemeinen stellen in den Geschäften des bür-
gerlichen Lebens eine moralische Person vor.

IV. Repräsentanten
§ 114. 
Die Ausübung der Gesellschaftsrechte kann einzelnen Personen, 
als Repräsentanten oder Stellvertretern der Gesellschaft, übertra-
gen werden.
§ 117. 
Den Repräsentanten einer Corporation kommt nur die Ausübung 
der äußern Rechte der Gesellschaft, und die Besorgung der Ge-
schäfte derselben mit Fremden außer ihr zu.
§ 121. 
Dass eigentliche Repräsentanten durch besondere Instruktion 
mehr, als die öffentlich bekannte Verfassung der Gesellschaft, 
oder die Landesgesetze mit sich bringen, eingeschränkt sind, wird 
nicht vermuthet.
§ 126. 
Von den Schlüssen der Repräsentanten gilt in der Regel alles, was 
von den Schlüssen der Gesellschaft verordnet ist.
§ 131. 
Die Repräsentanten sind der Corporation von ihren Handlungen 
Rechenschaft abzulegen verbunden.

V. Vorsteher
§ 137. 
Jede Corporation muß wenigstens Einen Vorsteher haben.
§ 138. 
Ob deren mehrere, und wie viele seyn sollen, hängt, wenn es in 
der Verfassung nicht ein- für allemal bestimmt ist, von dem Be-
schlusse der Corporation ab.

Empirische Analyse
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§ 139. 
Die Wahl der Vorsteher gebührt in der Regel der Corporation.
§ 140. 
Diese Wahl gehört zu den außerordentlichen Angelegenheiten, 
welche durch die Mehrheit der Stimme, nach vorhergegangener 
Einladung sämmtlicher Mitglieder, entschieden werden müssen.
§ 141. 
Die Vorsteher der Gesellschaft haben das Recht und die Pflicht,
alles zu thun, was zur guten Ordnung in den Geschäften und Ver-
handlungen, und zum gewöhnlichen nützlichen Betriebe der ge-
meinsamen Angelegenheiten erforderlich ist.
§ 142. 
Zu ihrem Amte gehört es, Versammlungen zu berufen; die Direk-
tion in selbigen zu führen; die Gegenstände der Berathschlagung 
vorzutragen; die Stimme zu sammeln; und selbigen den Schluß 
abzufassen.
§ 143. 
Insbesonderheit ist es ihre Pflicht, darauf zu sehen, dass nichts
wider die Stiftungsgesetze, und wider die Rechte des Staats vor-
genommen und beschlossen werde.
§ 145. 
Die Befugniß, die Vorsteher über ihre Amtsführung zur Rechen-
schaft zu ziehen, kann der Corporation durch einen auch einmü-
thigen Beschluß sämtlicher gegenwärtigen Mitglieder, für die Zu-
kunft nicht entzogen werden.
§ 146. 
Bey erfolgendem Abgabe eines Vorstehens, muß sein Amt bis zu 
dessen anderweitig geschehener Besetzung, von demjenigen, wel-
cher ihm nach der in der Gesellschaft eingeführten Ordnungen 
der nächste ist, wahrgenommen werde.

VI. Beamte
§ 147. 
Auch die Verwaltung der gemeinschaftliche Güter einer Corpora-
tion kann gewissen Beamten übertragen werden.
§ 148. 
Zur Betreibung ihrer Rechts-Angelegenheiten kann die Corpora-
tion einen Syndicum bestellen.
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§ 151. 
Die Rechte und Pflichten eines Gesellschafts-Beamten und Syndi-
ci sind nach ihren Bestellungen und Amts-Instruktionen, übrigens 
aber nach der Lehre von Vollmachts-Aufträgen zu beurtheilen.

VII. Dauer
§ 177. 
Corporationen und Communen dauern fort, wenn auch nur noch 
Ein Mitglied vorhanden ist.

VIII. Austritt einzelner Mitglieder.
§ 182. 
In der Regel kann jedes Mitglied einer Corporation dieselbe nach 
Gutfinden wieder verlassen.
§ 183. 
Das austretende Mitglied muß aber seinen Vorsatz dem Vorsteher 
der Gesellschaft gehörig anzeigen.

IX. Aufhebung der Corporation und Gemeinen.
§ 189. 
Wenn der im Grundvertrage vorgeschriebene Zweck einer Cor-
poration oder Gemeine nicht ferner erreicht werden kann, oder 
gänzlich hinwegfällt: so ist der Staat berechtigt, sie aufzuheben.
§ 190. 
Ein Gleiches findet statt, wenn dieser Zweck wegen veränderter 
Umstände, dem gemeinen Wohl offenbar schädlich wird.

Aus dem Gesetz ergeben sich folgende obligatorische Bestandteile 
für jede Satzung und somit die Grobstruktur des Textmusters:

– Rechte und Pflichten der Mitglieder,
– Regelung zu Eintritt und Austritt, 
– Zweck des Vereins und Mittel zu seiner Umsetzung, 
– struktureller Aufbau der Organisation,
– Aufgaben der Vereinsgremien ,
– Versammlungen und Beschlüsse sowie
– Auflösung des Vereins.
Am Ende des 19. Jahrhunderts wurden, vor allem durch das In-

Kraft-Treten des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB), das als zentrale 
Kodifikation des deutschen allgemeinen Privatrechts die wichtigsten
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Rechtsbeziehungen zwischen Privatpersonen regelt195, mehrere Ver-
einsformen differenziert. Diese Differenzierung wurde schon in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in die Wege geleitet, so dass es zu-
vor eine gesonderte Regelung für eine Genossenschaft oder für einen 
wirtschaftlich orientierten Verein gab. Das BGB differenziert folgende 
Vereinsformen: einen altrechtlichen Verein (eine Übergangsregelung), 
einen eingetragenen Verein, einen wirtschaftlichen Verein und einen 
nicht eingetragenen (nicht rechtsfähigen) Verein. Jede Vereinsform er-
hält damit eine gesonderte Regelung, wobei im großen Maße all die 
erwähnten Vereinsformen eine gemeinsame Rechtsgrundlage haben 
und vergleichbare Anforderungen an die Vereinssatzung stellen.

Für die vorliegende Arbeit sind die eingetragenen Vereine von In-
teresse, weshalb anhand der im BGB enthaltenen Paragraphen eine 
Mustersatzung entworfen werden soll, die eine Orientierung für die 
Bildung der Satzungen um 1900 darstellen. Die dafür notwendigen 
Regelungen sind im BGB unter dem zweiten Titel: Juristische Perso-
nen, Untertitel: Vereine zu finden. Dieser Untertitel wird in zwei Ka-
pitel gegliedert, im ersten Kapitel sind die Allgemeine Vorschriften 
(§ 21-54), im zweiten Regelungen zum eingetragenen Verein (§ 55-
79) enthalten. Wichtig sind § 57 „Mindesterfordernisse an die Ver-
einssatzung“ und § 58 „Sollinhalt der Vereinssatzung“, die folgende 
Bestimmungen enthalten:

§ 57
Mindesterfordernisse an die Vereinssatzung

195 Das BGB ist in fünf Bücher unterteilt:
 a) Allgemeiner Teil – er enthält wesentliche Grundregeln für das zweite 

bis fünfte Buch (vgl. Klammertechnik); 
 b) Schuldrecht – das römischrechtlich geprägte Schuldrecht enthält Re-

gelungen für verpflichtende Verträge, wie Kaufverträge, Mietverträge 
oder Dienstverträge; 

 c) Sachenrecht – das deutschrechtlich geprägte Sachenrecht enthält insbe-
sondere Regelungen für Eigentum und Besitz; 

d) Familienrecht – das deutschrechtlich geprägte Familienrecht enthält in-
zwischen die wesentlichen Regelungen zu Ehe und Familie; 

e) Erbrecht – das deutschrechtlich geprägte Erbrecht enthält umfangreiche 
Regelungen zu Testament, Erbfolge und Erben.
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1) Die Satzung muss den Zweck, den Namen und den Sitz des Ver-
eins enthalten und ergeben, dass der Verein eingetragen wer-
den soll.

2) Der Name soll sich von den Namen der an demselben Orte 
oder in derselben Gemeinde bestehenden eingetragenen Verei-
ne deutlich unterscheiden.

§ 58
Sollinhalt der Vereinssatzung
Die Satzung soll Bestimmungen enthalten: 
1) über den Eintritt und Austritt der Mitglieder,
2) darüber, ob und welche Beiträge von den Mitgliedern zu leisten 

sind
3) über die Bildung des Vorstands,
4) über die Voraussetzungen, unter denen die Mitgliederversamm-

lung zu berufen ist, über die Form der Berufung und über die 
Beurkundung der Beschlüsse.

Daraus ergeben sich folgende Teilhandlungen, die für das präskrip-
tive Textmuster Satzung konstitutiv sind:

– Name und Sitz des Vereins,
– Zweck des Vereins,
– Rechte und Pflichten der Mitglieder,
– Regelung über den Eintritt und Austritt, 
– Beitragsregelungen,
– struktureller Aufbau der Organisation / die Bildung der Vereins-

organe,
– Einberufung der Mitgliederversammlung,
– die Beurkundung der Versammlungsbeschlüsse und,
– Auflösung des Vereins.
Vergleicht man die beiden präskriptiven Textmuster, so fällt zu-

nächst auf, dass sie sich nur in einigen Punkten voneinander unter-
scheiden. Die Vorgaben für das Textmuster Satzung, die sich aus dem 
BGB ergeben, sind präziser im Bereich der Versammlung, Beitrags-
regelung sowie bei Name und Sitz des Vereins.

Angesichts der feinen Abweichungen ist es wichtig zu fragen, wa-
rum sich das Textmuster in diese Richtung entwickelt hat. Hier ist 
zu vermuten, dass die Vereins-bzw. Satzungspraxis, die durch poli-
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tische und soziale Umstände bedingt ist, die gesetzlichen Vorgaben 
beeinflusst hat, die eine Veränderung im Textmuster zur Folge haben 
musste.

5.1.4 Ausführung

Die Handlung „Rechtsnormen für das Vereinsleben formulieren“ 
wird als sprachliche Handlung durchgeführt, indem sie von Juristen, 
Polizeibeamten und Mitgliedern schriftlich kodifiziert und weiter
bearbeitet wird. Hier erfolgt der Rückgriff auf ein bereits etablier-
tes bzw. sich etablierendes Textmuster und entsprechende Mittel zu 
dessen Realisierung. Da es Anfang des 19. Jahrhunderts noch keine 
Ratgeber gab, die eine Hilfestellung bei der Erstellung des Satzungs-
textes bieten konnten, ist davon auszugehen, dass sich die Textverfas-
ser auch im sprachlichen Bereich stark an die gesetzlichen Vorgaben 
gehalten haben. Auch die Vorläufer wie Zunftordnungen oder andere 
Gesetzestexte waren eine solide Grundlage im textorganisatorischen 
wie auch im stilistischen Bereich. Deswegen kann die Ausführung 
konventionell oder auch abweichend sein, besonders in der Entste-
hungsphase wird das sehr deutlich, dass sich die Satzungstexte in vie-
len Fällen voneinander unterschieden. Dies zeugt auch davon, dass 
trotz des gemeinsamen Plans z.B. der textuelle Aufbau, die Reihen-
folge der notwendigen Elementen oder die graphische Ausgestaltung 
noch keine Norm erreicht haben. Auch im Bereich der fakultativen 
Handlungen sind große Abweichungen festzustellen, die nicht in je-
dem Fall durch eine unterschiedliche inhaltliche Vereinstätigkeit zu 
begründen sind.

5.1.5 Ergebnis

Als Ergebnis der sprachlichen Handlung entsteht der Text, der zuerst 
zwecks der Anmeldepflicht an das Polizeiamt geht und dann an den
Verein und seine Mitglieder. Er ist dann zugänglich für alle und bildet 
damit die Grundlage für die Arbeit des Vereins. Der konkrete Text 
kreiert, je nachdem in welchem Verein er seine Verwendung findet,
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eine neue normative Vereinswirklichkeit. Damit ist er auch eine Form 
der Wissenskonstitution aus dem untersuchten Zeitraum.

5.1.6 Folgen der Handlung

Das Ergebnis hat eine dauerhafte Wirkung für die Mitglieder und den 
Verein, da der Text auch ein Auslöser für weitere sprachliche Handlun-
gen ist. Der normative Charakter dieser Textsorte prägt das Handeln 
der Mitglieder des Vereins. Die Satzung als Quelle des Normativen 
hat im Vereinskontext seine Folgen in der weiteren Kommunikation 
nach unten – mit den Mitgliedern – sowie nach oben – mit den dafür 
zuständigen Behörden. Sie bildet auch die Basis für die weiteren Tex-
te im Verein wie Faltblätter, Anzeigen in Zeitungen usw.

Empirische Analyse
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Wie bereits mehrmals angedeutet liegt der Schwerpunkt der empiri-
schen Untersuchung auf der quantitativen und qualitativen Erfassung 
sowie Beschreibung der textmusterspezifischen Handlungsstruktur.
Das Ziel des vorliegenden Kapitels ist es, einerseits Einblick in die 
Struktur des deskriptiven Textmuster Satzung zu gewinnen und an-
derseits ihre Entwicklungstendenzen aufzuzeigen.

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, die Frage aufzuwerfen, wie 
rechtliche Normen in Satzungen a) sequenziell aufgebaut und b) mit 
welchen Mitteln sprachlich realisiert werden. Deswegen ist die Analy-
se so angelegt, dass sie im ersten Schritt die Erfassung und Beschrei-
bung der textmusterspezifischen Handlungsstruktur der Satzungen er-
möglicht und im zweiten Schritt ihre Formulierungsmuster aufdeckt.

Eine schwierige Entscheidung betrifft die Frage, wie die Analy-
seergebnisse am übersichtlichsten dargestellt werden können. Dies 
ist prinzipiell auf verschiedene Weisen möglich. So könnten z.B. die 
einzelnen Texte nacheinander individuell und in chronologischer 
Reihenfolge beschrieben werden. Eine Alternative ist die Behand-
lung aller Texte nach einem ausgewählten Kriterium. Hinter beiden 
Vorgehensweisen versteckt sich ein gewisses Risiko der Unübersicht-
lichkeit. In einer individuellen chronologischen Herangehensweise 
gelingt möglicherweise die Darstellung der Entwicklungsprozesse 
einzelner Aspekte nicht so deutlich, bei einer Analyse nach einzel-
nen Aspekten besteht die Gefahr, die Texte nicht ganzheitlich erfas-
sen zu können. Da eine umfassende individuelle Analyse aber nur 
für sehr wenige Texte möglich wäre und so die Vielfalt individueller 
Unterschiede, die besonders in älteren Texten auftreten, nicht gezeigt 
werden könnte, habe ich mich ähnlich wie Ylönen (2001) für eine 
Kompromisslösung entschieden. Ich werde zuerst zwei Texte aus den 
Jahren 1803 und 1907 nach dem in Kapitel 4.1 entworfenen Kriterien-
katalog qualitativ analysieren und danach im Ergebnisteil (Kapitel 6) 

5.2 Realisierung des Textmusters Satzung
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auf die allgemeinen Entwicklungsrichtungen der Textsorte Satzung 
eingehen. Diese intensive exemplarische Analyse wird es möglich 
machen, die typischen Eigenschaften des deskriptiven Textmusters zu 
identifizieren und mit den präskriptiven Textmustern zu vergleichen.

Im letzten Schritt der empirischen Analyse werde ich die tendenzi-
ellen Entwicklungen einzelner Textmusterkomponenten wie Zweck 
und Mittel des Vereins, Mitgliedschaft, Organisation des Vereins, Mit-
gliederversammlung und Beurkundung der Versammlungsbeschlüsse 
in den jeweiligen Zeitabschnitten analysieren und ihre Entwicklungs-
stadien vergleichen.

Die Untersuchung der Formulierungsmuster aller Teilhandlungen 
würde den Rahmen dieser Arbeit sprengen, ohne die Qualität der Ana-
lyse erhöht zu haben, weshalb dieses Phänomen exemplarisch an den 
zwei ersten Satzungstexten aus dem Jahre 103 und 1907 analysiert wird.

Meine Studie ist in erster Linie qualitativ, auch wenn Aufzählungen 
einiger Phänomene und die Berechnung ihrer relativen Vorkommens-
häufigkeiten zur Veranschaulichung des Herausbildungsprozesses der
Textsorte Satzung herangezogen werden. Einige ausgewählte Merk-
male werde ich also aufzählen, um den Prozess ihrer Konventiona-
lisierung besser hervorheben zu können. Um aber einen möglichst 
ganzheitlichen Eindruck zu vermitteln, werde ich bei der Erläuterung 
der Durchschnittswerte auf einige Texte ausführlicher eingehen.

5.2.1 Vergleich zweier Satzungen von 1803 und 1907

Im Folgenden werde ich auf zwei Satzungstexte eingehen, die den 
Untersuchungszeitraum umspannen. Der erste Satzungstext stammt 
aus dem Jahr 1803, die zweite Satzung aus dem Jahr 1907. Es ist zu-
gleich zu erwarten, dass der erste Text die Vorgaben des ALR und der 
zweite die Vorgaben des BGB realisiert.

Die beiden Satzungen stammen von der Gesellschaft der Freunde, 
die im Januar 1772 in Berlin auf Initiative des aus Königsberg ausge-
wanderten Publizisten Isaac Euchel gegründet wurde. Ziele der Or-
ganisation sollten einerseits die Durchsetzung der Ideale der Aufklä-
rung und die Emanzipation der preußischen Juden und anderseits die 
gegenseitige Unterstützung der Mitglieder in Fällen von Krankheit, 
Armut, Arbeitslosigkeit und Tod sein. Die Arbeit sollte unter dem 
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Motto Moses Mendelssohns, des Begründers der Berliner jüdischen 
Aufklärung stehen: „Nach Wahrheit forschen, Schönheit lieben, Gu-
tes wollen, das Beste thun.196“

Die Gesellschaft der Freunde war der erste Verein in Berlin, der 
den jüdischen Aufklärern eine Plattform bot, von der aus sie sich kri-
tisch mit überkommenen Traditionen wie dem Brauch der früheren 
Beerdigung auseinandersetzen konnten der erste, der seine Geschäfte 
und Verhandlungen vollkommen in deutscher Sprache durchführte 
und in welchem die Mitglieder durch eine regelmäßig stattfindende
Vollversammlung und freie, gleiche und geheime Wahlen demokrati-
sche Verhaltensweisen einübten.

Alle jüdischen Vereinsgründungen in Berlin während der folgen-
den Jahrzehnte orientierten sich am Beispiel dieser Organisation. Ei-
nige verfolgten ähnliche Ziele, z. B. die Gesellschaft Magine Rèim 
(gegr. 1804) und der Brüderverein (gegr. 1815). Andere, wie die Ge-
sellschaft zur Beförderung der Industrie unter den Juden im Preußi-
schen Staate (gegr. 1812) und der Verein für Cultur und Wissenschaft 
der Juden (gegr. 1819), wurden von Mitgliedern der Gesellschaft 
mitbegründet, die ihre Vereinserfahrungen damit auf andere Felder 
des gesellschaftlichen Engagements übertrugen. Die Gesellschaft der 
Freunde war zu einem Prototyp des modernen jüdischen Vereinswe-
sens geworden.

In den ersten Jahrzehnten ihres Bestehens setzte sich die Gesell-
schaft innerhalb der jüdischen Gemeinde intensiv für Reformen im 
Sinne der Aufklärung ein und wurde so politisch tätig. Zwischen 1810 
und 1820 – nach dem preußischen Judenemanzipationsedikt von 
1812, der nach 1815 einsetzenden Restauration und den antijüdischen 
Hep-Hep-Krawallen von 1819 – verschob sich das Gewicht auf den 
gesellschaftlichen Bereich. Das Haus der Gesellschaft der Freunde 
nahe dem Alexanderplatz wurde zu einem Zentrum des jüdischen 
Berlins mit Kultur-, Vergnügungs- und Bildungsveranstaltungen, zu 
einem Ort, an dem sich auch andere Vereine mit ähnlichen Zielen der 
Wohltätigkeit oder Kulturarbeit versammelten. Der sich tief greifend 
wandelnden jüdischen Identität wurde damit – sowohl organisatorisch 
als auch stadttopographisch – ein Raum geschaffen.

196 http://www.gesellschaftderfreunde.de/ (15.06.2005)
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In den Jahren bis zur Bildung des Deutschen Kaiserreichs 1871 fand 
ein ständiger sozialer Aufstieg der Mitglieder der Gesellschaft der 
Freunde statt. War der Verein von aufklärerischen Junggesellen, die 
wirtschaftlich in ungesicherten oder abhängigen Verhältnissen stan-
den, gegründet worden, so vergrößerte sich bald der Anteil an jungen 
Bankiers, Kaufleuten und Industriellen, die eigene Unternehmen auf-
bauten und zum Erfolg führten. Diese Entwicklung setzte sich über 
mehrere Generationen hinweg fort und mündete schließlich in der 
dritten Phase des Wirkens der Gesellschaft. Zur Zeit des Kaiserreichs 
und der Weimarer Republik war dieser Verein das inoffizielle Zen-
trum des in Berlin ansässigen führenden deutschen Finanz- und Wirt-
schaftsbürgertums jüdischer Abstammung. Die Spitzen von Großun-
ternehmen wie Ullstein, AEG, Deutsche Bank oder Agfa, Familien 
wie die Mendelssohns, die Rathenaus und die Mosses waren hier 
versammelt. Zudem stieg, wenn auch langsam, der Anteil der Mit-
glieder ohne jüdischen Hintergrund: Hjalmar Schacht, Hans Luther, 
Friedrich Reinhart und Carl Friedrich von Siemens sind die promi-
nentesten Beispiele für diesen deutlichen Schritt in Richtung einer 
deutsch-jüdischen Integration im Bereich der Wirtschaft.

Das Verbot der Gesellschaft durch die Nationalsozialisten 1935 wi-
derspiegelt die Zerschlagung des jüdischstämmigen Wirtschaftsbür-
gertums. Die Schicksale der ehemaligen Mitglieder nach 1933 waren 
vielfältig: Neben Emigration und Neuanfang im Ausland standen 
der Tod in Gefängnissen und Konzentrationslagern ebenso wie das 
– immer bedrohte – Überleben im feindlichen Deutschen Reich. Der 
erfolglose Versuch ehemaliger Vorstandsmitglieder in den 1950er 
Jahren vor einem Berliner Wiedergutmachungsamt, das Vermögen 
des Vereins zurück zu bekommen, beendete die Geschichte dieses 
Vereins197.

Die Gesellschaft der Freunde hat im Zeitraum ihrer aktiven Tätig-
keit, also von der Gründung bis zum Anfang des 20. Jahrhunderts ihre 
Satzung fünfmal revidiert. Die erste aus dem Jahre 1792 stammende 
Satzung wurde 1803, 1827, 1874, 1907 und 1923 geändert. Damit 
bildet sie eine solide Grundlage für die Forschung der Textsortenent-
wicklung, indem sie ein homogenes Material darstellt.

197 Vgl. www.gesellschaftderfreunde.de (15.06.2005)
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5.2.1.1 Satzungstext aus dem Jahre 1803

5.2.1.1.1 Bestimmung und Beschreibung der textmusterspezifischen
Handlungsstruktur

Das Statut der Gesellschaft der Freunde aus dem Jahre 1803 besteht 
aus zwei Abschnitten, die dann jeweils mit weiteren Überschriften 
versehen sind. Der Text ist insgesamt in 71 Paragraphen unterteilt, 
wobei einige Paragraphen noch detaillierter in Unterpunkten mit kur-
siv markierten Überschriften beschrieben und oft durch „Anmerkun-
gen“ ergänzt sind.

Der erste Abschnitt mit dem Titel „Von dem Wesentlichen der Ge-
sellschaft“ erstreckt sich über acht Seiten. Hier werden folgende As-
pekte thematisiert:

Erster Abschnitt. Von dem Wesentlichen der Gesellschaft
Das Personale
Zweck und Name der Gesellschaft
Mittel der Gesellschaft. 
Pflichten der Gesellschaft
Allgemeines 
Besondere Pflichten, Unterstützung
Unterstützung eines Verarmten
Unterstützung eines zu jedem Erwerb unfähig gewordenen  

Mitgliedes
Unterstützung der Kranken
Unterstützung durch Empfehlung
Allgemeine Pflichten der Mitglieder
Besondere Pflichten

Der zweite Abschnitt trägt den Namen: „Von dem Formalen der 
Gesellschaft“ und behandelt die interne Struktur sowie die Arbeits-
weise der Gesellschaft. Im Inhaltsverzeichnis sind folgende Punkte 
aufgeführt:

Zweiter Abschnitt. Von dem Formellen der Gesellschaft
Allgemeine Konvention
Besondere Konventionen
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Urkunden
Lokale
Wahl der Vorgesetzten
Aufnahme der Mitglieder
Verwaltung der Kasse 
Führung der Bücher
Funktionen der Glieder des engern Ausschusses
A. Der Vorsteher
B. Der Pflegevater
C. Der Kassierer
D. Der erste Sekretär
E. Der zweite Sekretär
F. Die Oekonomen
G. Die Assessoren
Funktionen der besoldeten Beamten
A. Der Arzt
B. Der Krankenwärter
C. Der Bote
Funktion des größern Ausschusses
Dauer der Aemter
Funktion der Mitglieder bei Krankenbesuchen
Leichenbegängniß
Aufrechthaltungsmittel
Zwangsmittel
I. Geldstrafen 
II. Ehrenbuße 
Aufmunterungs-Mittel

Um aus dem oben dargestellten Inhaltsverzeichnis des Statuts der 
Gesellschaft der Freunde die Handlungsstruktur, also das deskriptive 
Textmuster abzuleiten, bediene ich mich der in Kapitel 3.1.1 darge-
stellten und von Schröder (2003) entwickelten „indem-Zusammen-
hang“- Methode. 

Der erste Ausschnitt des Statutes regelt das Wesentliche der Gesell-
schaft, indem er

– die Zielgruppe in Bezug auf die potenziellen Mitglieder genau 
festlegt,
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– den Zweck und Namen der Gesellschaft bestimmt,
– die Mittel der Gesellschaft, also die Ausführung der Ziele be-

schreibt und
– Pflichten der Gesellschaft und der Mitglieder detailliert darstellt.
Der zweite Ausschnitt des Statutes regelt das Formelle der Gesell-

schaft, indem er
– die allgemeinen und besonderen Konventionen auflistet,
– die Wahl der Vorgesetzten festlegt,
– die Aufnahme der Mitglieder klärt,
– die Verwaltung der Kasse und Führung der Bücher beschreibt,
– die Funktion der Mitglieder des engeren Ausschusses deklariert,
– die Funktionen der besoldeten Beamten darstellt,
– die Funktion des größeren Ausschusses bestimmt,
– die Dauer der Ämter festsetzt,
– die Funktion der Mitglieder bei Krankenbesuchen beschreibt,
– das Verfahren bei der Beerdigung eines Mitglieds festlegt und
– die Aufrechthaltungsmittel der Mitglieder, Zwangsmittel sowie 

Aufmunterungsmittel definiert.
Die lange Liste der einzelnen Teilhandlungen zeugt davon, dass 

das Statut sehr detailliert vereinsrelevante Verfahren und Regel be-
schreibt. Dies ist darauf zurückzuführen, dass am Anfang des 19. 
Jahrhunderts noch wenig Vorbilder und wenig Erfahrung in der Ver-
einspraxis den Mitgliedern zur Verfügung standen. Dementsprechend 
waren die meisten Formulierungen vage und die Regeln vorsichtig. 
Auch die fehlende Vereinsgesetzgebung war Ursache für die ausführ-
lichen Ausformulierungen, die sich nicht nur in der Menge, sondern 
auch in der Tiefe der Selbstregulierungen ausdrückten. Die Paragra-
phen zur internen Verfassung, die in Kapitel 5.1.3 aufgelistet sind, 
konnte man zwar im 1794 verabschiedeten preußischen Allgemeinen 
Landrecht finden, aber die weiteren Vorschriften über Entscheidungs-
findung, Wahlmodi oder Rechenschaftslegung existierten noch nicht.

Im nächsten Schritt möchte ich nun die einzelnen Textteilhandlun-
gen genauer analysieren, um einen Einblick in die Struktur und das 
Verfahren der Gesellschaft der Freunde zu gewinnen und damit auch 
die interne Gestaltung der Teilhandlungen unter dem textuellen As-
pekt zu eruieren. 
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A) Bestimmung der Zielgruppe im Hinblick auf die potenziellen 
Mitglieder

Dieser Teil besteht aus drei Paragraphen, die ausführlich darüber in-
formieren, wer Mitglied der Gesellschaft sein darf. Der erste Para-
graph weist darauf hin, dass sich die Gesellschaft der Freunde als 
ein offener Verein definiert und sich an jede Person männlichen Ge-
schlechts richtet, die sich den Pflichten der Organisation unterwirft.
Ganz präzise beschrieben ist aber, wer von dem Mitgliederkreis ausge-
schlossen ist. Darunter fallen verheiratete Männer und Witwen sowie 
Personen, die ihren Lebensunterhalt nicht sichern können. Offenheit 
der Gesellschaft zeigt sich hingegen darin, dass auch Ausländer und 
minderjährige Kinder als Mitglieder aufgenommen werden dürfen.

B) Festlegung des Zwecks und Namens der Gesellschaft

Dieser Teil besteht aus fünf kurzen Paragraphen. Drei von ihnen wer-
den durch eine Aufzählung konkretisiert. Im ersten Paragraph erfolgt 
die Nennung der strategischen Zielsetzung sowie des Vereinsnamens.

§. 4. 
Die bestmögliche Beförderung des Wohls, und die Belebung des 
Gemeingeistes aller ihrer Mitglieder, ist der Zweck dieser Gesell-
schaft. Es verbinden sich daher alle in dieselbe aufgenommene 
Mitglieder, nicht nur das Institut nach ihren besten Kräften auf-
recht zu erhalten, sondern auch gegenseitig unter sich ein huma-
nes Betragen und freundschaftliches Interesse obwalten zu lassen. 
Daher nennt sich diese Korporation die Gesellschaft der Freun-
de, welcher Name nie abgeändert werden soll.

Die operativen Ziele werden im folgenden Paragraph aufgelistet. 
Zu den Zielen gehören:

1) Unterstützung der Bedürftigen
2) Verpflegung der Kranken und
3) Verwendung des Verdienstes
Interessant ist an dieser Stelle, dass die oben genannten operati-

ven Ziele in weiteren drei Paragraphen konkretisiert werden, die 
den Mitgliedern genaue Informationen und Erklärungen liefern, was 
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tatsächlich mit der jeweiligen Zielsetzung erreicht werden soll. Die-
se ausgearbeiteten Ziele im Statut dienen in den ersten Jahren der 
Vereinspraxis der realen Tätigkeitsbeschreibung sowohl den unerfah-
renen Mitgliedern und somit dem Verein selbst sowie der polizeili-
chen Registrierung. Dies sollte den Verdacht ausräumen, dass sich 
die Gesellschaft versteckt für politische Zwecke engagiert. Durch die 
dreistufig formulierten Zwecke der Gesellschaft werden jegliche ver-
dächtige Vereinstätigkeiten ausgeschlossen.

C) Beschreibung der Mittel zur Realisierung  
der Gesellschaftsziele

Diese Teilhandlung besteht aus vier Paragraphen, die eine Aufzäh-
lung von Mitteln beinhalten, die zur Umsetzung der Gesellschafts-
zwecke beitragen. Zu den wichtigsten gehören hierbei: 

– Versammlungen, 
– Vereinsbudget (gemeinschaftliche Kasse), 
– Vereinsgremien (Direktion) sowie
– Gesetze und Mitarbeiter (besoldete Beamte).
Die weiteren drei Paragraphen sind eine detaillierte Erläuterung 

der Punkte, die sich auf Budget, Vereinsgremien und Versammlung 
beziehen. In Paragraph 10 wird die Höhe der Mitgliedsbeiträge und 
ihre Zweckbestimmung festgelegt. 

Die Verwaltung der Gesellschaft wird zwei Organen übertragen, 
dem engeren und dem größeren Ausschuss. Der engere Ausschuss be-
steht aus neun Personen: einem Vorsteher, einem Pflegevater, einem
Kassierer, zwei Sekretären, zwei Ökonomen und zwei Assessoren. 
Diesem Gremium sind drei besoldete Beamten und zwar ein Arzt, ein 
Krankenwärter und ein Bote untergeordnet. Der größere Ausschuss 
besteht aus zwei Beisitzern und vier vom engeren Ausschuss zu jeder 
Sitzung gesondert berufenen Mitgliedern.

Der letzte Paragraph informiert über die Versammlungen, indem 
genau beschrieben wird, welches Gremium sich wann zu einer Sit-
zung treffen soll.

D) Darstellung der Pflichten der Gesellschaft und der Mitglieder

Die Teilhandlung, die über die Pflichten der Gesellschaft und der Mit-
glieder informiert, ist in zwei Punkte unterteilt: die Pflichten der Ge-
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sellschaft im Allgemeinen sowie im speziellen sowie die allgemeinen 
und besonderen Pflichten der Mitglieder.

Die allgemeine Einführung in die Pflichten der Gesellschaft hat ei-
nen recht gefühlvollen und emphatischen Charakter:

§. 13. 
Die Gesellschaft verpflichtet sich gegen jedes einzelne Mitglied,
das einen unbescholtenen Ruf mit sich in dieselbe gebracht hat, 
und solchen zu erhalten [S. 6] sucht, es stets als eine ihrer Fürsor-
ge obliegende Person zu betrachten, sich seiner in jedem Vorfalle 
nach ihren besten Kräften anzunehmen, ihm mit Rath und That an 
die Hand zu gehen, ihm in der Noth beizustehn, Mangel von ihm 
abzuwenden, physische Uebel auf das bestmögliche zu erleich-
tern, und selbst bis jenseits des Grabes ihr freundschaftliches In-
teresse für ihn nicht aufzuheben.

Weiter erfolgt die genaue Präzisierung der Pflichten, die sich in
jeweiligen Unterpunkten widerspiegelt: 

– Unterstützung eines Verarmten, 
– Unterstützung eines zu jedem Erwerb unfähig gewordenen Mit-

gliedes, 
– Unterstützung der Kranken und
– Unterstützung durch Empfehlung. 
All diese Punkte beinhalten ausführliche Vorschriften dazu, wie den 

Bedürftigen in unterschiedlichen Situationen zu helfen ist. 
Ähnlich sind die Pflichten der Mitglieder formuliert. In der Einlei-

tung steht:

§. 29. 
Jedes Mitglied verpflichtet sich im Allgemeinen, so viel in seinen
Kräften steht, alles anzuwenden, um die Gesellschaft aufrecht zu 
erhalten, die Ehre und den guten Ruf derselben stets als seinen 
eignen zu betrachten, und die etwaigen Mängel derselben nicht 
zum Vorwande seines erkalteten Eifers für dieselbe zu nehmen, 
sondern vielmehr, so viel in seinen Kräften steht, zur Abstellung 
derselben mitzuwirken.

Unter dem Punkt „Besondere Pflichten“ sind sowohl die mora-
lisch-ideellen als auch die finanziell-substanziellen Verpflichtungen
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der Mitglieder gegenüber den anderen Mitgliedern sowie der Gesell-
schaft im Allgemeinen aufgezählt.

E) Festlegung der allgemeinen und besonderen Konventionen

Die Teilhandlung „allgemeine und besondere Konventionen“ infor-
miert die Mitglieder über das „geistige“ Übereinkommen zwischen 
den Mitgliedern und dem Verein. Dieser Teil des Vertrags klärt dar-
über hinaus das Grundsätzliche materieller Art im Verein.

Im Abschnitt zu den allgemeinen Konventionen sind metakommu-
nikative Elemente zu finden, die davon zeugen, dass die Satzungsver-
fasser jegliche Sanktionen als solche vor den Mitgliedern rechtferti-
gen möchten.

§. 1. 
Obgleich das Formelle der Gesellschaft von dem Wesentlichen 
derselben seiner Natur nach verschieden ist, so sind dennoch alle 
Mitglieder darin übereingekommen, daß bei allen Gelegenheiten 
mit der größten Aufmerksamkeit auf die Form gesehen und gehal-
ten werden, und die kleinste Verletzung derselben nie ungerügt 
bleiben soll. Daher hat die Gesellschaft, die in ihrem Geschäfts-
gange sowohl, als bei sonstigen die Verbindung angehenden Hand-
lungen, erforderlichen Formen und Observanzen den Gesetzen 
einverleibt, und es ist ihnen dadurch die bestmögliche Sanktion 
gegeben worden.

Die erkennbar observante Herangehensweise an das Vereinswesen 
oder zumindest die schriftlich festgelegten Regeln in der Satzung 
weisen darauf hin, dass die Vereinspraxis im Bewusstsein der Mit-
glieder noch nicht ausreichend präsent war.

Auch in dem Teil zu den besonderen Konventionen, die genauer 
über die Urkunden und Lokale informieren, sind detaillierte Beschrei-
bungen zu solchen Punkten wie dem Erwerb und Besitz von Statuten 
oder dem Unterhalt des Vereinslokals zu finden.

Darunter fallen solche Hinweise wie der folgende:

§ 2.
Da aber keine Sammlung menschlicher Gesetze ohne Irrthümer 
ist, welche erst in der Ausübung entdeckt werden; da ferner Zeit 
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und veränderte Umstände auch Veränderungen in denselben nö-
thig machen; so steht es jedem Mitgliede nicht nur frei, sondern 
es ist Pflicht desselben, entweder seinen Tadel des Fehlerhaften
in einem oder dem andern Gesetze, und seine Idee zu dessen Ver-
besserung, oder auch Vorschläge zu neuen Gesetzen und Erwei-
terungen des wohlthätigen Zweckes der Gesellschaft dem engern 
Ausschusse schriftlich mitzutheilen.

Diese präzise Erläuterung metakommunikativer Art beweist die 
Lernbereitschaft der Gesellschaft und betont damit auch die kollek-
tive Identifizierung der Mitglieder mit dem allgemein anerkannten
Regelwerk.

Interessant sind zudem die weiteren Präzisierungen zu den Lokalen, 
die neben der genauen Auflistung der Räumlichkeiten und der Kosten-
arten eine Beschreibung der Sitzordnung bei den Versammlungen be-
inhalten.

§. 9
Bei den großen Versammlungen der ganzen Gesellschaft befin-
den sich Bänke mit numerirten Plätzen, von welchen jedes Mit-
glied den mit seiner Nummer bezeichneten einnimmt (Abschn. 
II. §. 10.). Der engere Ausschuß aber sitzt an einem besonders 
dazu eingerichteten Tische, und zwar in folgender Ordnung: In 
der Mitte der Vorsteher, ihm zur Rechten der Pflegevater und zur
Linken der Kassierer. Diesen zur Seite sitzen die Assessoren, dar-
auf folgen die beiden Oekonomen, und an den beiden Enden des 
Tisches sitzen die Sekretäre.
Anmerkung: In eben dieser Ordnung werden auch die Protokolle 
und Dokumente unterschrieben.

§. 10. 
Zur Erhaltung der Ordnung und Abwendung aller Rangstreitig-
keiten wird jedem Mitgliede bei seiner Aufnahme eine Nummer 
gegeben, nach welcher es in den Versammlungen aufgerufen, zur 
Wahl (Abschn. II. §. 11.) aufgezeichnet wird, und seinen Platz in 
den Versammlungen einnimmt. Die Reihe der Nummern wird beim 
Anwachs der Zahl der Mitglieder, wie es sich von selbst versteht, 
fortgesetzt; jedoch ist erst darauf zu sehen, daß die alten alle be-
setzt bleiben, so, daß wenn ein Mitglied von der Gesellschaft ab-
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geht, dem zunächst neu aufgenommen Mitgliede die durch [S. 16] 
jenes vacant gewordene Nummer gegeben werden soll. Nummern, 
die mehreremale besetzt werden, wird man durch Buchstaben A. 
B. C. u. s. w., besonders bezeichnen.

Auch der Mangel an Erfahrung im diplomatisch-politischen Be-
reich wird in den oben erwähnten Paragraphen deutlich. Darüber hin-
aus lässt sich hier wieder erkennen, dass die Satzung keine Lücke in 
den Regelungen zulässt, die einen möglichen Streit unter den Mit-
gliedern auslösen würde. Da es sich um keine hierarchischen Struk-
turen handelt, sondern um eine partnerschaftliche Organisation, die 
einen gleichrangigen Umgang miteinander voraussetzt, wird ein Sy-
stem mit Nummern eingeführt.

F) Beschreibung des Wahlmodus des Vorgesetzten

Die Teilhandlung besteht aus drei Paragraphen, die über jeden Schritt 
bei den Wahlen des engeren Ausschusses und der zwei perpetuellen 
Mitglieder des größeren Ausschusses informieren. In den Paragra-
phen 11 und 12 wird dies folgendermaßen beschrieben:

§ 11.
Diese geschieht auf folgende Weise: acht Tage vorher werden die 
Mitglieder von den Oekonomen durch besonders dazu verfertig-
te Karten zur großen Versammlung, mit Bestimmung des Tages 
und der Stunde, eingeladen. Eine Stunde nach der auf den Einla-
dungskarten bestimmten Zeit werden die Thüren geschlossen, die 
versammelten Mitglieder ersucht, ihre Plätze einzunehmen, und 
die Sitzung nimmt ihren Anfang. Der Vorsteher eröffnet dieselbe 
mit einer kurzen Anrede über den Zweck der heutigen Versamm-
lung. Hierauf wird zur Wahl des engern und der zwei perpetuellen 
Beisitzer des größern Ausschusses folgendermaßen geschritten. 
Jedem Mitgliede wird bei der Einladung zur Versammlung ein 
dazu eingerichteter Zettel gereicht, worauf er die Nummern der-
jenigen schreibt, die er zum Vorsteher, Pflegevater und Kassierer
erwählt wissen will, ferner die Nummern von noch acht Mitglie-
dern, welche ihm zu den übrigen Stellen die tauglichsten schei-
nen, ohne aber das Amt anzugeben, das jeder von ihnen beklei-
den soll. Diese Zettel werden beim Eintritt in die Versammlung 
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in einen verschlossenen Kasten geworfen, welcher nunmehr ge-
öffnet wird. Der Vorsteher ruft drei anwesende Mitglieder durch 
das Loos auf, welche neben ihm, dem ersten und zweiten Sekretär 
sitzen müssen, während er die ersten drei Nummern jedes Zettel 
mit Benennung des Amtes, die letzten acht aber ohne Benennung 
desselben den beiden Sekretären vorsagt, und die auf einem hier-
zu eingerichteten Bogen bei jeder Nummer bemerken, wie oft sie 
vorkomme, so daß am Ende erhelle, wer zu den ersten drei Aem-
tern die meisten Stimmen habe; diese sind dann erwählt. Nimmt 
Einer ein Amt nicht an, so tritt der in Rücksicht der Mehrheit 
nächst folgende an seine Stelle, und so fort. Ferner erhellt, wel-
che acht Mitglieder die meisten Stimmen zu den acht unbestimm-
ten Aemtern haben, und der bisherige Vorsteher, Pflegevater und
Kassierer nebst den drei assistirenden Mitgliedern gehen in ein 
anderes Zimmer, um unter sich auszumitteln, welches Amt jeder 
von den acht erwählten Mitgliedern bekleiden soll. Der Bote kün-
digt diese nach der Ordnung (Abschn. I. §. 11.) der versammelten 
Gesellschaft an. Verweigert Einer oder der andere die Annahme 
des ihm übertragenen Amtes, so tritt derjenige, welcher auf der 
Stimmenliste nach jene achten die Mehrheit für sich hatte in seine 
Stelle, und so fort. Unter diesen sechs deliberirenden Mitgliedern 
darf übrigens keiner seyn, welcher sich unter den acht Erwählten 
befindet, sondern es muß statt eines solchen ein anderes Mitglied 
durch das Loos gezogen werden. Die Stimmenlisten werden von 
dem ganzen abgehenden engern Ausschuß unterschrieben, und zu 
den Papieren der Gesellschaft gelegt.

Die detailreiche Beschreibung des Wahlmodus mit der genauen 
Verfahrensordnung sowie den Zuständigkeiten der jeweiligen Organe 
kreiert eine neue rechtliche Wirklichkeit und Vereinswahrnehmung. 
Dies zeugt auch davon, dass dieses Prozedere einen relevanten As-
pekt im Vereinswesen darstellt. 

G) Bestimmung der Mitgliederaufnahme

Die Teilhandlung, die das Prozedere der Mitgliederaufnahme erörtert, 
besteht aus drei Paragraphen. Hier werden die Bedingungen erklärt, 
unter welchen die Aufnahme eines neuen Mitglieds erfolgt. Auch die-
ses Verfahren wird eingehend beschrieben:

Empirische Analyse



140

Textmuster im Wandel

§. 14. 
Wenn sich einer oder mehrere zur Aufnahme melden, so beruft der 
Vorsteher einen größeren Ausschuß, wobei er vorzüglich darauf 
sehen muß, daß die vier besonders berufenen Mitglieder (Abschn. 
I. §. 11.) die Gemeldeten schon einigermaßen kennen. Unter dem 
Zirkular müssen die Namen der Gemeldeten nebst einer kurzen 
Notiz von ihrem Geschäfte, Aufenthalt u. s. w. stehen, und die-
ses Zirkular muß (Abschn. II. §. 26. A. I. c.) fünf Tage vor der 
Sitzung schon in den Händen der Eingeladenen gewesen seyn. 
Wer von allen Eingeladenen wegen gegründeter Ursachen nicht 
kommen kann, in dessen Stelle muß ein anderes Mitglied einge-
laden werden, nemlich in die Stelle eines Mitgliedes der engern 
und der zwei perpetuellen Mitglieder des größern Ausschusses 
andere Mitglieder von der Stimmenliste der Wahl (Abschn. II. §. 
11.) nach der Folge der Mehrheit; in die Stelle der übrigen vier 
jedes andere Mitglied, von dem man voraussehen kann, daß es 
die Gemeldeten kenne. Bleibt während der Sitzung jemand aus, 
so muß der Vorsteher ein anderes etwa in der Nähe sich befinden-
des Mitglied herbeirufen lassen; wenn aber kein solches zu fin-
den, und also der größere Ausschuß nicht vollzählig ist, so kann 
die Aufnahme doch nur durch eine Pluralität von acht Stimmen 
entschieden werden. Ist diese nicht vorhanden, so bleibt die Auf-
nahme bis zur nächsten Sitzung suspendirt. Allen eingeladenen 
Mitgliedern liegt ob, so viel wie ihnen möglich Erkundigungen 
über die Gemeldeten einzuziehen, und es dürfen daher in keiner 
Sitzung mehr als drei ballotirt werden. Der Vorsteher darf nie-
mand, welcher sich zur Aufnahme meldet, langer als vier Wochen 
auf die Entscheidung warten lassen.

Das komplizierte System der Mitgliederaufnahme hängt auch damit 
zusammen, dass das Vereinswesen zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
noch keine bürgerliche bzw. gesellschaftliche Selbstverständlichkeit 
war und sich die Vereine wegen unerwünschter Mitglieder einerseits 
und der großen staatlichen Kontrollen anderseits schützen wollten.

Ein wichtiger Aspekt ist hier die Tatsache, dass die Satzung auch 
solche Fälle beschreibt, in denen potentiellen Mitgliedern die Mit-
gliedschaft verweigert wurde. Dies ist wieder ein Zeichen dafür, dass 
die sich bewerbenden Mitglieder nach Transparenz strebten. Im Fal-
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le der Verweigerung der Aufnahme konnte sich die Gesellschaft da-
durch auch unangreifbar machen.

H) Beschreibung der Kassenverwaltung und Buchführung

Dieser Teil besteht insgesamt aus neun Paragraphen, die die Kassen-
verwaltung und Buchführung beschreiben. Auch hier erfolgen präzi-
se Erklärungen wie:

§. 17. 
Dem Kassierer wird nie mehr als hundert und zwanzig Thaler von 
den Gesellschaftsgeldern in Händen gelassen, und er hat darauf 
zu sehen, stets einen Vorrath von wenigstens zwanzig Thalern an 
sich zu halten.

Die Teilhandlung informiert die Mitglieder, auf welche Weise das 
Vereinsvermögen verwaltet wird und welche internen Verfahren not-
wenig sind, um eine gewisse Transparenz und Sicherheit zu gewähr-
leisten. Genaue Beschreibungen wie:

§. 19. 
In der darauf folgenden Sitzung wird die Obligation dem engern 
Ausschusse übergeben, in einen Umschlag gethan, mit dem Siegel 
des Kassierers und ersten Sekretärs versiegelt, und einstweilig 
bei dem Vorsteher deponirt, welcher dann einen Depositenschein 
darüber ausfertigt, und ihn dem Kassierer einhändigt.

§. 20. 
Mehr als dreihundert Thaler sollen nie in einen Umschlag kom-
men. Sobald mehr als diese Summe vorräthig ist, soll ein zwei-
ter Umschlag gemacht, und bei einem andern Mitgliede deponirt 
werden.

zeugen von fehlender Verwaltungspraxis und -erfahrung. Da auch das 
Bankensystem noch nicht ausreichend entwickelt war, wird in diesem 
Teil eine neue „Finanzwirklichkeit“ geschaffen, wie etwa diese:

§. 22. 
Diese Pfandbriefe werden in Umschläge gethan, (worauf die Num-
mer, das Quantum, der Name des Guts, auf welchem sie haften, 
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bemerkt wird,) und alsdann mit dem großen Siegel der Gesell-
schaft sowohl, als mit dem Privatsiegel aller Glieder des engern 
Ausschusses versiegelt. Nachdem nun von dem allen in dem De-
positenbuch (Abschn. II. §. 25.) Notiz genommen werden, sollen 
diese Pfandbriefe gegen Depositenscheine bei reichen und soli-
den Männern in der Stadt unter der Ueberschrift: Eigenthum der 
Gesellschaft der Freunde, deponirt werden. Auf dem Umschlage 
wird ferner bemerkt, daß ein solches Depot nicht anders ausgelie-
fert werden soll, als bis über den Depositenschein von allen neun 
Gliedern eines jedesmaligen engern Ausschusses quittirt worden.

In diesem Teil wird ersichtlich, wie sich ein Kontrollsystem in ei-
ner Organisation entwickelt und sich dadurch auch eine äußerst aus-
gebaute, aber ausgewogene Machtverteilung in den Vereinsstruktu-
ren stabilisiert.

Auch die Zahl und Vielfalt der von der Gesellschaft geführten Bü-
cher weisen auf ein ausgeprägtes Verwaltungsbewusstsein der Mit-
glieder hin. Neben vielen ins Detail gehenden Informationen beinhal-
tet dieser Teil die für das reibungslose Funktionieren der Gesellschaft 
relevanten Lösungen. 

I) Beschreibung der Funktion der Mitglieder im engeren  
und größeren Ausschuss sowie der besoldeten Beamten

Diese Teilhandlung liefert Informationen über die jeweiligen Funk-
tionen und Verantwortlichkeiten der einzelnen Posten in der Gesell-
schaftsstruktur. Im Folgenden eine kurze Beschreibung der Verpflich-
tungen bestimmter Ämter:

Der Vorsteher

Der Vorsteher, als erste Person der Gesellschaft genannt, hat die Pflicht, 
die Sitzungen des engeren und des größeren Ausschusses sowie die 
Versammlung der Gesellschaft vorschriftsmäßig einzuberufen und 
zu leiten. Auch die Kontrolle des Kassenbestandes unterliegt dem 
Vorsteher. Als wichtiger Verantwortungsbereich wird die Anwesen-
heit des Vorstehers bei wichtigen Zeremonien wie einem Begräbnis 
genannt.
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Der Pflegevater

Dem Pflegevater kommt laut Satzung „eine Menge beschwerlicher,
aber auch höchst wohltätiger Pflichten“ zu. In elf Punkten werden
sehr detailliert seine Aufgaben beschrieben wie z.B.:

§ 26 B I. 
Sobald ein Mitglied sich krank meldet, begiebt sich der Pflege-
vater zu ihm, und fragt nach der Art von Fürsorge, die es von 
der Gesellschaft fordere: ob es sich dem Arzte der Gesellschaft 
anvertrauen wolle, oder einen andern verlange […]

Seine Aufgaben erstrecken sich von der Feststellung der notwen-
digen Fürsorgeart über das Veranlassen entsprechender Instrumente, 
die den Gesundheitszustand verbessern hin zur vorläufigen Verwal-
tung des Vermögens der Kranken und zur Koordinierung der Rekon-
valeszenz. Da die Aufgaben sehr vielseitig und aufwendig sind, darf 
sich der Pflegevater eine Hilfe holen:

§ 26 B V
Ihm wird es daher obliegen, zu diesem wohlthätigen Geschäfte 
solche Mitglieder einzuladen, und bei dem Kranken abwechseln 
zu lassen, die hierzu Willen, Muth und Geschicklichkeit haben, da 
es nicht einem jeden gegeben ist, bei Kranken zu seyn oder mit 
ihnen umzugehen.

Interessant ist hier die Beschreibung der für den Umgang mit Kran-
ken geeigneten Personen. Daraus ist zu erschließen, dass der Pflege-
vater bei seiner Aufgabenverteilung auf die persönliche Befindlich-
keiten achten muss.

Weiter liegt in seinen Kompetenzen das Fällen von Entscheidungen 
finanzieller Art, die er dem engeren Ausschuss gegenüber zu verant-
worten hat. Ebenso fällt die Verwaltung der Dokumentation der gelei-
steten Hilfe in seinen Aufgabenbereich:

§ 26 B IX. 
Er führt das kleine Register, worin jedes Mitglied sein Folio hat; 
und bemerkt bei jedem, was er bereits von der Gesellschaft genos-
sen, und was es wiederum für sie gethan, welches sich vorzüglich 
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in Rücksicht auf Krankenbesuche und andere Liebesdienste aus-
gezeichnet hat, und welchem der Reihe nach die nächsten Dienste 
bei Krankenbesuchen und Leichenbegleitungen zukommen.

Der Kassierer

Auch beim Kassierer lassen sich zahlreiche technokratische Verfah-
ren erkennen:

§ 26 C I. 
Dieser läßt monatlich durch den Boten gegen die mit seinem Na-
men unterschriebenen und vom Kontrolleur gestempelten (Ab-
schn. II. §. 6.) Quittungen die Beiträge einkassieren, und stattet 
in der nächsten Sitzung dem engern Ausschusse Bericht über den 
Kassenbestand ab, um erforderlichen Falles mit demselben nach 
obiger Vorschrift (Abschn. II §. 17 u. f.) zu verfahren.

Die strikten Regeln sollen den Umgang mit dem Vermögen der Ge-
sellschaft und den in der Gesellschaft noch nicht etablierten Zahlungs-
vorgängen transparent machen.

Der erste und zweite Sekretär

Die Sekretäre sind vor allem für den internen und externen Schriftver-
kehr verantwortlich und sind dem Kassenkontrolleur behilflich.

Die Ökonomen

Die Ökonomen betreuen aufsichtsführend die Ausgaben der Gesell-
schaft und die organisierende Vorbereitung der Gesellschaftsveranstal-
tungen. Darüber müssen sie dem engeren Ausschuss genaue Rechen-
schaft ablegen.

§ 26 F II. 
Zahlen sie die Miethe, Heitzung und Beleuchtung der Zimmer, so 
wie jede andere kleine Ausgabe in der Oekonomie der Gesell-
schaft, als Druckkosten für Diplome, Quittungen, Listen und Bi-
lanz, Briefporto, Reparaturen u. s. w., und reichen monatlich ihre 
Rechnungen nebst Belägen in der Sitzung des engern Ausschusses 
ein, um eine Anweisung auf die Kasse dafür zu erhalten
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Die Auflistung der Ausgaben soll den Vereinsalltag und Büroabläu-
fe sichtbar machen und sie auch in den Vereinsstrukturen etablieren.

Solche Arbeitsaufträge wie:

§ 26 F V. 
Sie besorgen ferner das Arrangement der Zimmer zur Sitzung und 
Wahl, und übernehmen die Bestellung der Mahlzeit am Abend des 
Versammlungstages.

§ 26 F VI. 
Ferner müssen sie auf die Ordnung während der großen Versamm-
lung sehen, daß die Anwesenden ihre Plätze gehörig einnehmen, 
sobald die Stunde nach der in den Einladungskarten bestimmten 
Zeit verflossen ist, daß alsdann niemand mehr eingelassen wird, 
daß ferner kein Mitglied die Versammlung zu früh verläßt; und 
endlich nach deren Aufhebung nehmen sie jedem der Anwesenden 
seine Karte ab, und statten nach deren Durchsicht dem engern 
Ausschusse in der nächsten Sitzung Bericht ab, wer entweder 
nicht erschienen oder zu früh weggegangen ist, damit die darauf 
weiter unten gesetzten Strafgelder eingefordert werden können.

zeigen, dass es sich hier eigentlich um eine Beschreibung der Wahl-
verfahren handelt, die sich bereits etablieren. Der strenge Umgang 
mit den Regeln weist darauf hin, dass das Freiwilligkeitsprinzip des 
Vereiswesens anders gedeutet wurde.

Die Assessoren

Die Gesellschaft hat zwei Assessoren. Einer von ihnen ist Archivar, 
der andere Kassenkontrolleur und fertigt die jährliche Bilanz. In der 
Anmerkung zu diesem Teil ist wiederum eine Regelung des Wahlm-
odus im engeren Ausschuss zu finden:

§ 26 G
Alle Glieder des engern Ausschusses haben übrigens in den Sitzun-
gen gleiche Rechte und Stimmen; nur in dem Falle, wenn die ver-
sammelten Glieder aus einer geraden Zahl bestehen, soll der Vor-
steher, um den Ausschlag geben zu können, zwei Stimmen haben.

Diese Regelung stärkt die Position des Vorstehers der Gesellschaft.
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Der Arzt

Der Arzt ist dazu verpflichtet, den kranken Mitgliedern der Gesell-
schaft zur Seite zu stehen. Von ihm wird eine enge Zusammenarbeit 
mit dem Pflegevater gefordert. Auch hier sind solche Anmerkungen
zu finden, die nicht allein den Aufgabenbereich beschreiben, sondern
auch die Art und Weise der Ausführung vorgeben:

§ 27 A II. 
Da der Gesellschafts-Arzt mit seinem Amte bei der Gesellschaft 
auch zugleich das Mitgliederrecht hat, so ist es zwiefach seine 
Pflicht, sich des Kranken auf das freundschaftlichste anzuneh-
men, in erforderlichen Fällen seine Besuche zu vermehren und zu 
verlängern, ja bei bedenklichen Fällen selbst des Nachts sich in 
der Nähe des Kranken aufzuhalten, damit man sich schnell seines 
Rathes bedienen könne.

Dieses soziale System, das sich die Gesellschaft der Freunde auf-
baut, könnte man darauf zurückführen, dass zum damaligen Zeit-
punkt der Staat keine Sozialhilfe leisten konnte. Deswegen war für 
diese Mikrowelt eine genaue Erklärung des komplizierten Apparats 
notwendig.

Der Krankenwächter

Die Krankenwächter sind dem Pflegevater weisungsgebunden. Zu ih-
ren Tätigkeit gehört vor allem, die kranken Mitglieder zu betreuen.

§ 27 B II. 
Er muß darauf sehen, daß es dem Kranken weder an Pflege, noch
an irgend etwas von dem mangele, was ihm helfen und angenehm 
seyn könnte, und im Falle er etwas dergleichen braucht, es vom 
Pflegevater fordern.

Der Bote

Der Bote der Gesellschaft untersteht dem Vorsteher und dem Pflegeva-
ter und sorgt dafür, dass die Kommunikation zwischen dem Vorsteher 
und den Mitgliedern gewährleistet ist. Er ist auch für die Einforderung 
der Monatsgelder und anderer Beiträge der Gesellschaft zuständig. 



147

Auch hier sind detaillierte Beschreibungen der Aufgaben mit zahlrei-
chen Hinweisen zu ihren Ausführungsmodalitäten zu finden:

§ 27 C I. 
Dieser ist verpflichtet, täglich in der Morgenstunde beim Vorste-
her und beim Pflegevater anzufragen, ob keine Geschäfte für ihn 
vorhanden sind, und, wenn ihm solche aufgegeben werden, sie 
sogleich pünktlich zu besorgen.

§ 27 C V. 
Es versteht sich von selbst, daß der Bote sich in seinen Botschaften 
an die Mitglieder bescheiden und artig betragen muß; aber auch 
umgekehrt erwartet die Gesellschaft von den Mitgliedern, daß sie 
dem Boten nie unartig begegnen werden. Wer sich eine solche Un-
art zu Schulden kommen läßt, erregt Mißtrauen gegen seine Huma-
nität, und wird vom engern Ausschuß dieserhalb zur Rede gestellt.

An diesen Posten sind jedoch bestimmte Voraussetzungen geknüpft:

Anmerkung 1. 
Da der Bote oft ansehnliche Summen von den Gesellschaftsgel-
dern in Händen hat, so ist festgesetzt, daß Niemand diesen Posten 
erlangen kann, der nicht wenigstens für eine Summe von dreihun-
dert Thalern Bürgschaft zu stellen im Stande ist. 

Anmerkung 2. 
Aus besonderen Gründen ist auch beschlossen worden, daß nie 
einem Mitgliede der Gesellschaft die Botenstelle, noch einem Bo-
ten das Recht eines Mitgliedes gegeben werden soll.

Der größere Ausschuss

Diese Teilhandlung besteht aus einem Paragraphen, der durch fünf 
Anmerkungen ergänzt wird. Es wird hier über den Berufungsmodus 
des größeren Ausschusses, der aus 15 Personen besteht, und über sei-
ne Aufgaben informiert. Die Aufgaben des größeren Ausschusses, der 
sich viermal im Jahr versammelt, sind in erster Linie die Entschei-
dung über die Aufnahme neuer Mitlieder, Beratung der Vorschläge 
des engeren Ausschusses und die Revidierung des Kassenrestanten. 
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J) Regelung der Amtsdauer

Dieser Teil regelt die Amtsdauer und das Verfahren der Amtsüberga-
be. Auffallend ist, dass sich die Formulierungen durch eine gewisse 
Entschlossenheit oder sogar Härte auszeichnen, die Obligationen zum 
Ausdruck bringen.

§. 29. 
Niemand von den Vorgesetzten hat das Recht, sein Amt ohne sehr 
starke, vom engern Ausschusse dafür anerkannte Gründe mitten 
im Jahre niederzulegen. Wohl aber steht es jedem frei, zu Ende 
des Gesellschafts-Jahres, d. i. in der großen Jahresversammlung, 
ohne daß er einen Grund anzugeben braucht, seinem Amte zu ent-
sagen. Die Erklärung, ob er dieses thun will oder nicht, hat ein 
jeder erst dann zu geben nöthig, wenn er von der Wahlversamm-
lung in seinem Amte auf das folgende Jahr bestätigt wird. Diese 
Bestätigung kann jedes Mitglied des engern, und die beiden Bei-
sitzer des größern Ausschusses, als einen ehrenvollen Beweis ih-
rer guten Amtsführung erhalten; aber nicht öfter als Einmal, mit 
Ausnahme des Vorstehers, des Pflegevaters und des Kassierers.
Da die Geschäfte dieser drei Aemter beschwerlich, ihre gewis-
senhafte Ausführung äußerst verdienstlich ist, und die Subjekte, 
welche Fähigkeit mit gutem Willen für dieselben verbinden, nicht 
häufig sind: so ist die öftere Prorogation eben so nützlich für die 
Gesellschaft, als sie eine ehrenvolle Belohnung für das Verdienst 
ist. Ein jeder der übrigen Vorgesetzten muß nach zwei Jahren sei-
nen Posten verlassen, kann aber nach Verlauf des dritten Jahres 
wiedergewählt werden, und sein Amt zwei Jahre behalten.

Aufgrund der relativ komplizierten Struktur der Gesellschaft ist es 
notwendig zu definieren, wie die Amtsdauer der jeweiligen Verein-
sposten geregelt ist. Charakteristisch ist hier, dass die Regelungen 
zugleich durch eine Bewertung wie „es ist nützlich für die Gesell-
schaft…“ begeleitet werden, was man als Unsicherheit bzw. Bedarf 
nach Rechtfertigung oder Erklärung (mit argumentativen Charakter) 
interpretieren könnte.
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K) Beschreibung der Funktion der Mitglieder bei  
Krankenbesuchen

Interessant ist die Bestimmung über die abzustattenden Krankenbe-
suche, die nicht nur Hinweise und Ratschläge allgemeiner Natur ent-
halten, sondern auch genaue Verhaltensweisen vorschreiben, die sich 
sehr stark auf die Emotionen jedes Individuum konzentrieren.

§. 30. 
Das Mitglied, das zu Krankenbesuchen vom Pflegevater eingela-
den wird, soll entweder bei schweren Operationen und dergl., sei-
nem bedrückten Freunde Muth und Trost durch seinen Beistand 
einflößen, oder in bedenklichen Stunden einer zu befürchtenden 
Veränderung ihm nahe seyn, oder auch, wenn er reconvalescirt, 
sich bemühen, ihm angenehme Zeitverkürzung zu verschaffen. Der 
Pflegevater soll daher jederzeit darauf sehen, bei jedem besondern
Falle solche Subjekte zu wählen, die Kraft, Geschicklichkeit und 
guten Willen dazu haben. Um aber kein Mitglied von der Theil-
nahme an dieser wohlthätigen Handlung auszuschließen, soll er 
der Reihe nach, so wie die Namen der Mitglieder in der Liste auf 
einander folgen, zu jeder Art von Besuchen diejenigen wählen, 
die dazu am fähigsten sind. Die Besuche sollen wenigstens zwei 
Stunden dauern, und die Mitglieder, die dazu eingeladen werden, 
haben darauf zu sehen, daß sie nach Verhältniß der Umstände 
ihren kranken Freund mit angenehmer Lektüre, interessanten Er-
zählungen, und allenfalls leichten Spielen, die das Gemüth nicht 
angreifen, unterhalten.
Anmerkung. 

Hier wird nochmals deutlich, welcher Stellenwert dem sozialen 
Netzwerk und der Erfüllung der strategischen Vereinsziele eben dem 
angemessenen Umgang mit kranken Mitgliedern beigemessen wird. 

L) Festlegung des Verfahrens bei der Beerdigung eines Mitglieds

Einen besonderen Platz im Statut nimmt die Beschreibung des Lei-
chenbegräbnisses ein. Ähnlich wie beim Krankenbesuch ist diese Re-
gelung als savoir vivre bei Begräbnissen zu verstehen.

Empirische Analyse
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§. 31. 
Wenn ein Mitglied stirbt, soll mit ihm ganz nach dem Königl. Edikt 
vom Jahre 1794 verfahren werden, um den schrecklichen Vorwurf 
einer zu schnellen Beerdigung und der daraus entstehenden gräß-
lichen Folgen wenigstens von dieser Gesellschaft abzuwenden. 
Dem Pflegevater soll daher dieses Edikt beim Antritte seines Amtes
übergeben werden, um sich genau darnach richten zu können. Der 
löbl. Gesellschaft der Leichenbesteller (Gemiloth Chassadim) soll 
nach einem mit ihr im Februar 1794 geschlossenen Vertrage (von 
welchem der Pflegevater ebenfalls eine Abschrift in Händen ha-
ben soll) erst am Abend vor dem Beerdigungstage die Anzeige ge-
macht werden, daß dieses Mitglied gestorben, und der kommende 
Morgen zu seiner Beerdigung bestimmt sey. Der Vorsteher läßt zu 
dem Leichenbegängnisse zwölf Mitglieder nach der Folge in der 
Liste einladen, welche zur bestimmten Stunde anständig geklei-
det, (wo möglich mit schwarzen Unterkleidern und dreieckigem 
Hute) vor dem Sterbehause erscheinen, woselbst ihnen von den 
Oekonomen schwarze Mäntel zugestellt werden. Diese nehmen sie 
um, und folgen dem (von der löbl. Gesellschaft der Leichenbestel-
ler oder andern Leichenbestattern getragenen) Leichnam ihres 
Freundes Paarweise in der besten Ordnung bis zur Grabstätte, 
woselbst sie bis zur Einsenkung des Sarges bleiben müssen.

Dies hängt damit zusammen, dass die Mitglieder der Gesellschaft 
der Freunde eher jüdischer Herkunft waren und entsprechend ihrer 
Religion sehr auf eine an Tradition geknüpfte Beerdigung achteten. 
Damit wurde auch die Kontinuität der Rituale sichergestellt.

M) Definierung der Aufrechthaltungsmittel der Mitglieder,
Zwangsmittel sowie Aufmunterungsmittel

Als Folge mangelnder Vereinspraxis sind Freiwilligkeitsprinzip, Eh-
renamtlichkeit, soziales Engagement und Ähnliches zu diesem Zeit-
punkt ein Novum. Dies wird auch an den Ausführungen zum Mora-
lischen ersichtlich:

§. 32. 
Obwohl von den Gesinnungen derjenigen, die sich aus eigenem 
reinen Triebe zu Mitgliedern dieses Instituts bekennen, zu erwar-
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ten steht, daß jeder mit allem Eifer die übernommenen Pflichten
erfüllen wird, und es mithin überflüssig wäre, sie durch Zwangs-
mittel daran zu halten, oder durch Belohnungen dazu [S. 33] auf-
muntern zu wollen, so hat dennoch die Erfahrung gelehrt, daß 
manche für den guten Zweck der Gesellschaft sehr eingenomme-
nen Mitglieder sich über die Formen, als über unbedeutende Ne-
bendinge, leicht hinwegsetzen, und daß Fälle eintreten können, 
wo die Sorglosigkeit über einen der geringsten Punkte dem In-
stitute äußerst nachtheilig werden könnte. Daher haben die Mit-
glieder für gut befunden, folgende Mittel zur Aufrechthaltung der 
Gesellschaft und Beförderung des durch sie beabsichtigten Guten 
zu bestimmen, und ihren Gesetzen einzuverleiben.

Zu den Mitteln der Aufrechthaltung gehören vor allem Geldstrafen 
und Ehrenbuße. Daneben wird aber eine Ehrentafel für diejenigen 
geführt, die sich um die Gesellschaft verdient gemacht haben.

5.2.1.1.2 Ebene der textuellen Mikrostruktur 

Im dritten Schritt der Textanalyse soll untersucht werden, wie die 
Satzungen strukturell und sprachlich aufgebaut sind, also wie die in 
Kapitel 2.4.3 diskutierten deontischen Sachverhalte und normativen 
Strukturen sprachlich realisiert werden. 

Dabei ist anzunehmen, dass die Satzung, die als logisch und juri-
stisch geordnete Menge schriftlicher Rechtsnormen verstanden wird 
und deren Funktion die Vermittlung von Normen ist, als Gesetzestext 
auf bestimmte Art und Weise Gebote, Verbote und Erlaubnisse sprach-
lich realisiert. Deswegen soll die Satzung dahingehend erforscht wer-
den, welche verschiedenen sprachlichen Mittel zum Ausdruck deon-
tischer Modalitäten verwendet werden und in welchem qualitativen 
Verhältnis im Text sprachlich explizit markierte modalisierte Äuße-
rungen zu formal nicht modalisierten im Text stehen.

Die geläufigsten sprachlichenAusdrucksmittel, die zur Realisierung
der deontischen Sachverhalte gebraucht werden, werden in linguisti-
schen Arbeiten in drei Gruppen eingeteilt (Sayatz 1996, Mattheier 
1986, Viehweger/Spies 1987, Brandt 1996):

1) Modalverben wie können, müssen, dürfen und sollen
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2) Ersatzformen wie verpflichtet sein, berechtigt sein, befugt sein,
erforderlich sein, Recht haben, verantwortlich sein, (un)zulässig 
sein, (bedürfen/brauchen)

3) modale Infinitivkonstruktionen mit haben zu und sein zu
Diese drei Gruppen bedürfen an dieser Stelle einer kurzen Erläute-

rung. Nach Brandt (1996:231) nenne ich die drei Gruppen als verbale 
Modallexeme, da sie „das modale Verhältnis zwischen dem Repräsen-
tanten des Subjekts und dem Verbalgeschehen charakterisieren“198. 
Mit Modalverben sind hier gemeint: müssen, sollen, dürfen, können, 
wollen, mögen. Unter Ersatzformen sind Lexeme zu verstehen, die se-
mantisch und syntaktisch die Modalverben ersetzen können. Es han-
delt sich einerseits um Vollverben wie brauchen, bedürfen, obliegen, 
besonders auch um passivisch gebrauchte Vollverben, z.B. berechtigt 
sein, verboten sein, verbunden sein, verpflichtet sein, anderseits um 
Lexeme, die aus Kombinationen von Verben mit Substantiven und 
Adjektiven bestehen, z.B. die Macht, das Recht, die Pflicht haben,
fähig, erforderlich, verantwortlich, frei stehen, befugt sein usw. Eine 
modale Infinitivkonstruktion ist ein Gefüge der Form sein + Infinitiv
mit zu oder haben + Infinitiv mit zu.

Das Modalverb müssen wird im untersuchten Satzungstext am 
häufigsten (56) mal eingesetzt und bringt in den meisten Fällen eine 
Notwendigkeit und damit ein Handlungsgebot zum Ausdruck. Dies 
verleiht dem Verb einen starken deontischen Charakter, der zur Fol-
ge hat, dass die mit müssen ausgedrückten Handlungsobligationen 
direkte Rechtsfolgen nach sich ziehen. Wichtig ist, dass Muss-Vor-
schriften einen Ermessensspielraum kategorisch ausschließen. 

Auffallend ist auch der Gebrauch des Verbs müssen in diesem 
Satzungstext: das Modalverb müssen findet eher Verwendung in der
Beschreibung der Aufgaben der Boten und dem Aufnahmeverfahren 
von neuen Mitgliedern sowie bei den Sanktionen. 

Die außerordentlichen Geschäfte der Gesellschaft, wie solche wei-
ter unten bestimmt sind, müssen einem größeren Ausschusse vor-
getragen, und ihm darüber beschlossen werden.

Beide Arten der Dürftigen müssen aber, wenn Genesung oder ver-
besserte Umstände ihre fernere Unterstützung unnöthig machen, 

198 Heidolph, K.-E./Fläming, W./Motsch, W. (1981), S. 536.
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nach einem Jahre von der letzten Gabe an gerechnet, ihre Beiträge 
wiederum zahlen, oder nach dreimonathlicher Frist ausgeschlos-
sen werden.

Diese Diplom sowohl als alle schriftliche Verhandlungen der Gesell-
schaft, Protokolle, Verträge, Anzeigen, Ordres, Rechnungen, Bücher 
u. s. w. müssen in Deutscher Sprache und Schrift abgefaßt werben

Er muß daher zu diesem Geschäfte Stunden des Tages wählen, in 
denen er die Mitglieder gewöhnlich anzutreffen weiß. Trifft er ein 
Mitglied nicht, so muß er bis zum drittenmale versuchen, es zu tref-
fen, und es dann dem Vorsteher anzeigen, damit derselbe in der 
Stelle jenes Mitgliedes ein andres ernenne.

Ein jeder der übrigen Vorgesetzten muß nach zwei Jahren seinen 
Posten verlassen, kann aber nach Verlauf des dritten Jahres wie-
dergewählt werden, und sein Amt zwei Jahre behalten.

Hier ein Beispiel für die Verwendung des Modalverbs müssen zum 
Ausdruck der Sanktion:

So auch muß ein jedes Glied des engern Ausschusses seine Nicht-
erscheinung in den Versammlungen des engern und größern Aus-
schusses mit fünf Thalern, die der Jahresversammlung mit acht 
Thalern, und jede Stunde, welche er in diesen Versammlungen zu 
spät gekommen, mit einem Thaler büßen.

Unter diesen sechs deliberirenden Mitgliedern darf übrigens kei-
ner seyn, welcher sich unter den acht Erwählten befindet, sondern
es muß statt eines solchen ein anderes Mitglied durch das Loos 
gezogen werden.

Das Modalverb sollen, das im Satzungstext 41 Mal vorkommt, 
verfügt über einen klar deontisch fordernden Charakter und gilt als 
sprachlicher Ausdruck deontischer Notwendigkeit. Beim Verb sollen 
ist die unterschiedliche Verwendung in der Satzung auffällig. Ähnlich 
wie bei Sayatz (1996:285) kann im untersuchten Material festgestellt 
werden, dass sollen deontisch schwächer gebraucht wird. Das hängt 
damit zusammen, dass man hier mit einer intendierten Abstufung 
zwischen Gesetzen mit Verboten/ Geboten einerseits und mit Satzun-
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gen als Festlegungstexten zu tun hat. Die meiste Verwendung findet
das Verb sollen bei den Beschreibungen der Aufgaben der jeweiligen 
Posten in der Gesellschaft, seltenere bei den rechtliche Normen fest-
legenden Ausdrücken. 

Der Pflegevater soll daher jederzeit darauf sehen, bei jedem be-
sondern Falle solche Subjekte zu wählen, die Kraft, Geschicklich-
keit und guten Willen dazu haben.

Um nun jedes Mitglied in den Stand zu setzen, die Gesetze der 
Gesellschaft genau zu kennen, und sich darnach zu richten, soll 
sie jederzeit ihre Statuten gedruckt unter Verwahrung des Oe-
konomen vorräthig haben, und es soll dem Mitgliede bei seiner 
Aufnahme, gegen ein geringes Honorarium, ein Exemplar davon 
zugestellt werden.

Die Beispiele zeigen, dass es sich hier eher um eine normative 
Empfehlung handelt. Hält sich ein Mitglied nicht an die formulier-
ten Regeln, so wird es eher selten mit Sanktionen konfrontiert, es sei 
denn, es folgt anschließend eine Konkretisierung der Vorschrift mit 
den Rechtsfolgen. 

Bei einigen Ausdrücken ist ersichtlich, dass durch das Verb sol-
len Entscheidungsfreiräume geschaffen werden, innerhalb derer die 
jeweiligen Gremien entscheiden; der Ermessensspielraum wird also 
durch die Soll-Vorschriften eingeräumt. 

Alle Glieder des engern Ausschusses haben übrigens in den Sitzun-
gen gleiche Rechte und Stimmen; nur in dem Falle, wenn die ver-
sammelten Glieder aus einer geraden Zahl bestehen, soll der Vor-
steher, um den Ausschlag geben zu können, zwei Stimmen haben.

Ein Mitglied, das sich in der Gesellschaft unruhig und inhuman 
beträgt, auf die vom Vorsteher darüber an ihn gerichtete Ermah-
nung nicht achtet, soll ein ganzes Jahr hindurch zu keinem Amte 
fähig seyn, und zu keiner Wahl gelassen werden,

Im letzten Fall wird deutlich, dass das Verb sollen in sofern eng 
mit dem Modalverb müssen verwandt ist als die Handlung von ei-
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nem fremden Willen verursacht ist und so ein Handlungsgebot aus-
gedrückt wird.

Zum Unterstreichen der deontischen Stärke wird in vielen Fällen 
das Verb sollen in verneinter Form verwendet. Das letzte Beispiel 
macht auch den Unterschied der Bedeutungsvarianten von sollen 
deutlich. Vergleicht man die beiden unten aufgeführten Sätze, so fällt 
auf, dass sich der erste Satz durch einen schwächeren Grad des Ver-
bietens auszeichnet als der zweite. Während im ersten Satz das ne-
gierte Verb das Verbotes schwächt, ist die zweite Bedeutungsvariante 
von sollen eher eine Empfehlung.

Daher nennt sich diese Korporation die Gesellschaft der Freun-
de, welcher Name nie abgeändert werden soll

Die Gesellschaft verbindet sich ferner, dafür zu sorgen, daß der 
Patient nie ohne Aufsicht bleiben soll, und daß, je nachdem es 
die Umstände erfordern, die Mitglieder der Gesellschaft mit ihren 
Besuchen bei ihm abwechseln sollen.

Das Modalverb können (im untersuchten Material 49-Mal) weist 
viele Bedeutungsschattierungen auf und bringt dadurch eine gewisse 
Ambivalenz in den Satzungstext ein, weil es sowohl eine deontische 
als auch eine altethische Möglichkeit bezeichnen kann. 

In den meisten Fällen (23) wird das Modalverb können zum Aus-
druck einer Handlungsoption, einer normativen Möglichkeit verwen-
det. Die Belege aus dem Satzungstext zeigen auch, dass das Verb 
können als eine Erlaubnis ausgelegt wird, an die keine unmittelbaren 
Sanktionen geknüpft sind.

Die altethisch-potenzielle Möglichkeit wird dann ausgedrückt, wenn 
die Möglichkeit des Subjekts, eine Handlung zu vollziehen oder sie 
zu unterlassen, auf den Eigenschaften des Subjekts selbst oder auf 
äußeren Umständen beruht. Im Satzungstext wird können in dieser 
Funktion 26-Mal verwendet.

§ 9
Um nun diese hier gedachten Absichten erreichen zu können, be-
dient sich die Gesellschaft sowohl der Einsichten als des Vermögens 
ihrer Mitglieder und hat zu diesem Ende folgende Mittel gewählt
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oder

§ 34
Es versteht sich von selbst, daß bei ansteckenden Krankheiten nie-
manden solche Besuche aufgelegt werden können.

Mit Kann-Vorschriften gibt der Gesetzgeber den Betroffenen die 
Möglichkeit, selbst zu wählen, ob sie von diesem Recht Gebrauch 
machen wollen oder nicht.

Auch bemittelte Mitglieder können, wenn sie es verlangen, auf 
Kostenauslage der Gesellschaft, und unter ihrer völligen Aufsicht, 
bei einem jeden Krankheitsvorfalle verpflegt werden.

Dagegen erhält jedes Mitglied bei seiner Aufnahme ein von dem 
Vorsteher und dem ersten Sekretair unterschriebenes, und mit dem 
großen Siegel der Gesellschaft bedrucktes Diplom, Kraft dessen 
es auf alle Rechte, die ihm vermöge der Statuten zukommen, An-
spruch machen kann.

Wie aus der Disposition der Rechtsnorm hervorgeht, kann jedes 
Mitglied selbst entscheiden, ob er sich an seine Rechte hält oder nicht.

Bei der deontischen Verwendung des Modalverbs können wird durch 
Negierung aus der deontischen Möglichkeit (= Erlaubnis) eine deon-
tische Nichtmöglichkeit (= Verbot). 

§19 
Minderjährige Kinder können auf diese beiden Arten von Unter-
stützung keine Ansprüche machen.

§ 33
Jede andere Abhaltung kann nicht von der unten festgesetzten 
Strafe befreien

§ 37
Endlich ist die Verpflichtung gegen die Gesellschaft ganze drei
Jahre, von Tage der Aufnahme an gerechnet, gültig, und binnen 
dieser Zeit kann niemand die Gesellschaft verlassen, ohne ihr die 
etwa rückständigen Beiträge, alles, was noch bis zum Ende der 
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drei Verpflichtungs-Jahre zu entrichten wäre, und überdies eine 
Summe von zehn Thalern zu geben. 

Das Modalverb dürfen (im untersuchten Material elfmal) schließt 
in seiner Bedeutung immer den Willen einer fremden Instanz ein, 
der eine Möglichkeit ausdrückt. Mit diesem Verb als sprachlichem 
Ausdruck für „erlaubt sein“ und somit mit einer starken deontischen 
Prägung werden stets negative Sanktionen ausgeschlossen. In dem 
analysierten Satzungstext kommt das Modalverb dürfen fast immer 
in verneinten Konstruktionen vor und dient primär dazu, ein Hand-
lungsverbot zu formulieren.

Der Vorsteher darf niemand, welcher sich zur Aufnahme meldet, 
langer als vier Wochen auf die Entscheidung warten lassem.

Unter diesen sechs deliberirenden Mitgliedern darf übrigens kei-
ner seyn, welcher sich unter den acht Erwählten befindet, sondern
es muß statt eines solchen ein anderes Mitglied durch das Loos 
gezogen werben

Wer ihn aber angenommen, und den Einladungsumlauf mit sei-
nem vidi bezeichnet hat, darf ohne sehr gegründete Ursache nicht 
ausbleiben,

Eine weitere Konstruktion zum Ausdruck der deontischen Modali-
tät ist das sein-Gefüge, das im Satzungstext viermal auftritt. Es kann 
sowohl Möglichkeit als auch Notwendigkeit zum Ausdruck bringen. 
Alle der vier Verwendungen des sein-Gefüges weisen die Bedeu-
tungsvariante Notwendigkeit auf. 

Jedoch ist darauf zu sehen, daß an den Orten, wo sich eine hin-
längliche Anzahl von Mitgliedern befindet, besondere Gesellschaf-
ten gebildet werden, die mit der hiesigen in Korrespondenz und 
freundschaftlicher Verbindung stehen soll.

In diesen so wie in allen anderen Fällen, wo in Ansehung der 
Minderjährigen Ausnahmen Statt finden, ist zu bemerken, das die 
Minderjährigkeit, in Rücksicht auf die Gesellschaft, nach zurück-
gelegtem achtzehnten Jahre aufhört.
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Die modale Konstruktion haben + zu kommt im Satzungstext acht-
mal vor und hat eindeutig die Gebotsfunktion des Modalverbs müs-
sen, ist also Ausdruck deontischer Notwendigkeit.

Interessant ist, dass diese Konstruktion sechsmal mit dem Verb 
sehen verwendet wird, das in dem Zusammenhang sich nach etwas 
richten bzw., verlangen bedeutet.

§ 34
und der engere Ausschuß hat darauf zu sehen, daß die Namen de-
rer, die sich durch pünktliche Beobachtung ihrer Pflichten, beson-
ders in Rücksicht der Krankenbesuche und des sonstigen Beistan-
des der Hülfsbedürftigen, auszeichnen, darauf gesetzt werden. 
und hat darauf zu sehen, daß keine Briefe länger, als es den Um-
ständen nach nöthig ist, unbeantwortet bleiben

§ 15
Hierauf hat das Mitglied beim Kassierer das Eintrittsgeld gegen 
Quittung zu entrichten.

Die Tabelle zeigt eine Auswertung der im untersuchten Satzungs-
text vorkommenden Modallexeme.

Tabelle 2: Modallexeme im Satzungstext von 1803

Lexeme Gesamt Prozentualer Anteil

müssen  56  38 %

sollen  41  28 %

können  26 (49)  17,8 %

dürfen (nicht)  11  7,5 %

hat …zu  8  5,7 %

ist … zu  4  3 %

Summe  146  100 %
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Modale Ersatzformen

Die am häufigsten verwendeten Formen, die im Satzungstext gebraucht 
werden, sind verschiedene Varianten des Lexems sich verpflichten, 
das sowohl als Verb wie auch als Adverb (verpflichtet sein) und als 
Substantiv (die Verpflichtung) vorkommt. Die lexikalische Bedeu-
tung dieser Lexeme impliziert, dass jemandem etwas als Pflicht auf-
erlegt wird, wobei hier das Einverständnis des Betroffenen vorhan-
den ist. Auch diese Konstruktion wird zum Ausdruck der deontischen 
Notwendigkeit verwendet.

§. 14. 
Sie verpflichtet sich ferner, stets auf die Reinheit der Sitten bei 
ihren Mitgliedern ein wachsames Auge zu haben, so daß ein Mit-
glied, welches nach einem öffentlichen Erkenntnisse menschliche 
und bürgerliche Pflichten verletzt hat, sofort von ihr ausgeschlos-
sen wird.

§. 20. 
Die Gesellschaft ist verpflichtet, sich eines jeden Mitgliedes, das 
in eine Krankheit verfällt, anzunehmen, und zu fragen, in welchen 
Fällen es ihren Beistand verlangt. 

§. 37. 
Endlich ist die Verpflichtung gegen die Gesellschaft ganze drei 
Jahre, von Tage der Aufnahme an gerechnet, gültig, und binnen 
dieser Zeit kann niemand die Gesellschaft verlassen, ohne ihr die 
etwa rückständigen Beiträge, alles, was noch bis zum Ende der 
drei Verpflichtungs-Jahre zu entrichten wäre, und überdies eine 
Summe von zehn Thalern zu geben. 

§ 1
Den Vorgesetzten der Gesellschaft wird es daher zur Pflicht ge-
macht, bei der Aufnahme neuer Mitglieder äußerst behutsam zu 
seyn, und bei jedem Kandidaten […]

Die letzte Formulierung zeigt eine neue Perspektive des Verfassers. 
Denn diese Formulierung zeichnet sich durch einen aktiven Charak-
ter aus und verpflichtet bewusst die Vorgesetzten dazu, eine Handlung
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auszuführen. Dies macht deutlich, wie wichtig diese Regel für die Be-
troffenen ist. Paraphrasierend kann der Inhalt des Syntagmas mit dem 
Modalverb müssen ersetzt werden.

Ein anderes Lexem, das im Satzungstext einen statischen Charakter 
hat, wird viermal gebraucht.

§ 2
[…] so steht es jedem Mitgliede nicht nur frei, sondern es ist 
Pflicht desselben, entweder seinen Tadel des Fehlerhaften in ei-
nem oder dem andern Gesetze, und seine Idee zu dessen Verbes-
serung, oder auch Vorschläge zu neuen Gesetzen und Erweite-
rungen des wohlthätigen Zweckes der Gesellschaft dem engern 
Ausschusse schriftlich mitzutheilen.

Eine semantische Ähnlichkeit zu sich verpflichten weisen auch die 
Lexeme sich verbinden und verbunden sein auf. Mit diesen Ausdrü-
cken wird eine Handlung als erforderlich dargestellt und in diesem 
Kontext als Ersatzform für das Modalverb müssen verwendet.

§ 24
Die Gesellschaft ist alsdann verbunden, eine Deputation (nach 
Abschn. II. §. 26. B. II.) entweder von Mitgliedern, die er selbst 
ernannt, oder von zwey vom engern Ausschusse gewählten Mit-
gliedern, nebst dem Pflegevater und dem zweiten Secretär, in die 
Wohnung des Kranken zu schicken, um seine Effekten in Obhut zu 
nehmen, …

§. 25. 
Die Gesellschaft verbindet sich ferner, dafür zu sorgen, daß der 
Patient nie ohne Aufsicht bleiben soll, und daß, je nachdem es 
die Umstände erfordern, die Mitglieder der Gesellschaft mit ihren 
Besuchen bei ihm abwechseln sollen.

Das Syntagma das Recht haben kommt im Satzungstext viermal 
vor. Seine Bedeutung impliziert, dass der Betroffene Anspruch oder 
Berechtigung hat, eine bestimmte Handlung auszuführen. Diese For-
mulierung wird im Satzungstext zum Ausdruck einer Erlaubnis ver-
wendet.
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§ 11
Solchergestalt, daß diese ganze Versammlung, den engern Ausschuß 
mit eingerechnet, aus funfzehn Gliedern besteht, welche bei allen 
Geschäften, die ihre Zusammenkunft nöthig machen, das Recht ha-
ben, den Sinn des Gesetzes zu bestimmen, es dem vorliegenden Fal-
le anzupassen, und hiernach gültige Beschlüsse zu nehmen.

Das Verb obliegen wird im vorliegenden Satzungstext fünfmal ver-
wendet und verweist auf eine Aufgabe oder Pflicht, die dem Betrof-
fenen zufällt. Damit gewinnt auch dieses Verb die Bedeutung der de-
ontischen Notwendigkeit.

§ 14
Allen eingeladenen Mitgliedern liegt ob, so viel wie ihnen möglich 
Erkundigungen über die Gemeldeten einzuziehen, und es dürfen 
daher in keiner Sitzung mehr als drei ballotirt werden. 

Mit der Formel verantwortlich sein, die im Text nur einmal vor-
kommt, wird ausgedrückt, dass der Betroffene eine Verpflichtung der
Gesellschaft gegenüber und als Mitglied bestimmte Aufgaben oder 
Handlungen zu realisieren hat, was somit als Soll-Vorschrift interpre-
tiert wird.

C
Weiset ihn aber jemand ab, und bestellt ihn wieder zu kommen, so 
muß er sich solches bis zum drittenmal gefallen lassen; hat er aber 
auch alsdann nichts erhalten, so giebt er die Quittung zurück, und 
ist weiter für nichts verantwortlich.

Die Bedeutung der Verben freistehen (dreimal) und offen stehen 
(einmal) beinhaltet, dass der Betroffene einen Ermessensspielraum 
hat, ihm also eine Entscheidung überlassen wird. Damit erhalten bei-
de Verben die Bedeutung der deontischen Möglichkeit.

§. 16. 
Wird einem Kandidaten die Aufnahme verweigert, so steht es ihm 
frei, nach sechs Monaten abermals, und auf den Fall der wieder 
erhaltenen Verweigerung, nach nochmaligen sechs Monaten wie-
derum sich vorschlagen zu lassen. 

Empirische Analyse
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§. 1. 
Die Gesellschaft, deren Gesetze dieses Buch enthält, bindet sich 
an keine bestimmte Anzahl von Mitgliedern, und steht auf immer 
jeder Person männlichen Geschlechts offen, die sich den Pflich-
ten, welche sie ihren Mitgliedern auflegt, freiwillig unterwerfen.

Auch die Formulierungen anheim stellen sowie die Passivform an-
heim gestellt bleiben drücken eine Option für die Betroffenen aus, da 
ihm eine Entscheidung überlassen bleibt. Auch dieses Syntagma wird 
zum Ausdruck der deontischen Möglichkeit verwendet.

§ 1 c
Das meiste muß also immer der Gewissenhaftigkeit und Einsicht 
der Vorgesetzten anheim gestellt bleiben.

§ 19
Die Beurtheilung dieser Umstände, und die Bestimmung der Geld-
unterstützung nach denselben, wird dem größern Ausschusse an-
heim gestellt.

Das Adverb nötig wird im Satzungstext elfmal zum Ausdruck der 
deontischen Notwendigkeit gebraucht. Es werden bestimmte Hand-
lungen als erforderlich bzw., sogar als eine Voraussetzung gekenn-
zeichnet.

[…] die Erfahrung hat jedoch gelehrt, daß die größte Vorsicht bei 
der Aufnahme von Studenten nöthig sey, und daß bei diesen nicht 
nur ihre Fähigkeiten und Fleiß, sondern auch die Mittel, die sie 
zur Vollendung ihrer Studien bis zu ihrem Etablissement haben, in 
Betracht gezogen werden müssen.

Einmal wird die Konstruktion in der Macht sein verwendet, die die 
Befugnis eines Gremiums ausdrückt, wobei sie hier in der verneinten 
Form vorkommt und dadurch die Bedeutung eines Handlungsverbo-
tes gewinnt.

[…] jedoch ist es nicht in der Macht des engern Ausschusses allein, 
hierüber zu entscheiden, sondern er muß dieses Gesuch einem grö-
ßern Ausschusse vortragen, der alsdann darüber beschließen, und 
das von ihm bestimmte Quantum auf die Kasse anweisen kann.
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Auch die Konstruktion die Disposition haben, die im Satzungstext 
ebenfalls einmal vorkommt, umfasst die Kompetenz des verfügen Kön-
nens, also die deontische Möglichkeit.

Der engere Ausschuß hat die Disposition darüber in so fern, daß 
er bis zur Summe von fünfzig Thalern auch einem solchen Mit-
gliede geben darf, welches noch (Abschn. I. §. 17. Anm. 2) kein 
Recht auf Unterstützung hat; 

Die Vollverben brauchen und benötigen werden in der Infinitiv-
konstruktion als Ersatzform für müssen gesehen und drücken somit 
gleichfalls die deontische Notwendigkeit aus.

Wohl aber steht es jedem frei, zu Ende des Gesellschafts-Jahres, d. i. 
in der großen Jahresversammlung, ohne daß er einen Grund anzuge-
ben braucht, seinem Amte zu entsagen. 

Die Tabelle zeigt die Auswertung der im untersuchten Text vorkom-
menden Lexeme, die zum Ausdruck der deontischen Sachverhalte ver-
wendet werden:

Tabelle 3: Deontische Lexeme im Satzungstext von 1803

Lexeme Gesamt Prozentualer Anteil

verpflichtet sein / sich verpflichten  
/ Verpflichtung  17  28 %

Pflicht  5  8,3 %

verbunden sein  6  10 %

… verbindet sich …  2  3,4 %

nöthig sein  11  18,4 %

Recht haben  4  6,6 %

bedürfen / brauchen  1  1,7 %

Obliegen  5  8,4 %

Verantwortlich  1  1,7 %

Es steht frei  3  5 %

Empirische Analyse
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anheim gestellt bleiben  3  5 %

nicht in der Macht sein  1  1,7 %

die Disposition haben  1  1,7 %

Summe  60  100 %

Lexeme mit den Bedeutungen müssen und sollen drücken dabei 
Gebote aus, Lexeme mit den Bedeutungen nicht dürfen, nicht können 
und nicht sollen hingegen Verbote. Ihnen gegenüber stehen die Mo-
dallexeme, die entweder eine Erlaubnis, also dürfen oder können oder 
eine Freistellung, also nicht müssen, zum Inhalt haben.

Im Satzungstext aus dem Jahr 1803 werden insgesamt 206 sprach-
liche Ausdrucksmittel verwendet, die die deontische Modalität reali-
sieren. 

Tabelle 4: Gebote, Verbote und Erlaubnisse im Satzungstext von 1803

Gebote Verbote Erlaubnisse Insgesamt

157 12 37 206

76,21 % 5,82 % 17,97 % 100 %

Die Zusammenstellung zeigt deutlich, dass in diesem Text Gebote 
mit 76,21 % dominieren, während Verbote und Erlaubnisse in der 
deutlichen Minderheit sind.

Syntaktisches

Im folgenden Abschnitt soll die syntaktische Komplexität der Sätze der 
Satzung analysiert werden. Der untersuchte Satzungstext umfasst ins-
gesamt 296 Sätze. Im Durchschnitt besteht ein Satz aus 38 Wörtern.

Im Text kommen 32 einfache Sätze (ca. 11 %) und 264-mal zusam-
mengesetzten Sätze (ca. 89 %) vor, auf die hier eingegangen wird. 
Als formales Kriterium der Abgeschlossenheit eines Satzes dient der 
Punkt als orthographisches Zeichen des Satzendes.
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Die zusammengesetzten Sätze lassen sich in Parataxen und Hypo-
taxen einteilen. Während der Anteil an parataktischen Verbindungen 
5,06 % (15 Sätze) beträgt, machen die hypotaktischen Satzgefüge 
94,94 % (249 von 296 Sätzen) aus.

Die meisten Parataxen im Text haben disjunktiven, kopulativen oder 
adversativen Charakter und bestehen aus zwei bzw. drei nebengeord-
neten Hauptsätzen, wie folgende Beispiele zeigen:

Nach Verlauf dieses Jahres muß entweder wieder seine Beiträge 
zahlen, oder es wird, nach einer dreimonatlichen Frist, ausge-
schlossen.

Die Stimmenlisten werden von dem ganzen abgehenden engern 
Ausschuß unterschrieben, und zu den Papieren der Gesellschaft 
gelegt.

Er reicht ferner den Dürftigen die ihnen zugestandene Unterstüt-
zung, und bezahlt dem Arzt und Krankenwärter ihre Besoldung 
baar oder durch Anweisung auf den Kassierer.

Die Hypotaxen dominieren in der Syntax des untersuchten Textes. 
Dabei fällt die Länge der Sätze auf. Es gibt viele Relativsätze, Folgen 
von Nebensätzen, Parenthesen und nachgestellte Appositionen. Die 
meisten Nebensätze sind Konditional- und Relativsätze, die aneinan-
der gereiht sind. Die unten angeführten Beispiele zeigen die komple-
xen Sätze der Satzung.

§ 1 Abs. b
Den Vorgesetzten der Gesellschaft wird es daher zur Pflicht ge-
macht (Hauptsatz), 
bei der Aufnahme neuer Mitglieder äußerst behutsam zu seyn, 
und bei jedem Kandidaten, welches Gewerbes er auch sey (Attri-
butsatz), darauf zu sehen, 
ob er die zu seinem Gewerbe nöthigen Kenntnisse und Talente 
und den guten Willen habe (Objektsatz), den gehörigen Gebrauch 
von denselben zu machen (Infinitivkonstruktion), und 
ob überhaupt seine Lage von der Beschaffenheit sey (Objektsatz), 
daß, allem Vermuthen nach, durch seine Aufnahme der Fonds der 
Gesellschaft nicht gefährdet wird (Attributtsatz/Kausalsatz).

Empirische Analyse
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Der aus fünf Nebensätzen bestehende Satz ist wegen der kompli-
zierten syntaktischen Struktur wenig verständlich, da die zwei gleich-
rangigen Objektsätze jeweils durch Attributivsätze ergänzt werden 
und damit auch die Verständlichkeit beeinträchtigen. Solche Hypota-
xen tauchen in dem Satzungstext sehr oft auf.

§ 18
Meldet sich ein Mitglied zur Unterstützung (Konditionalsatz), 
[dessen Thätigkeit durch physischen Uebel, als Blindheit, Alters-
schwäche, Lähmung und dergleichen, solchergestalt aufgehoben 
worden (Attributsatz), daß es nunmehr gänzlich unfähig ist (At-
tributsatz/Objektsatz), sich seine Nahrung selbst zu erwerben (In-
finitivkonstruktion)], 
so wird sein Gesuch einem größern Ausschuse vorgetragen (Kon-
ditionalsatz), welcher alsdann untersucht (Attributsatz), ob die 
Umstände wirklich der Angabe gemäß sind (Attributsatz), und 
auf diesen Fall den Kassierer beordert (Konditionalsatz), diesem 
Mitgliede ein Stipendium bis zwei Thaler wöchentlich auszuzah-
len (Infinitivkonstruktion), welche, so lange die Umstände des 
Dürftigen dieselben bleiben (Temporalsatz), unveränderlich fort-
gesetzt wird (Attributsatz); 
jedoch soll der Zustand dieses Dürftigen jedes halbe Jahr von 
demselben größeren Ausschusse untersucht, und die Unterstüt-
zung von ihm bestätigt werden.

Auch in diesem Beispiel wird die syntaktische Komplexität deutlich. 
Der Konditionalsatz wird hier durch vier syntaktisch unterschiedlich 
realisierte Attributsätze sowie weiteren Infinitivkonstruktionen un-
terbrochen. Die inhaltliche Dichte wird zwar durch die syntaktische 
Komplexität gelockert, trägt aber dazu bei, dass der Text im Allgemei-
nen nur schwer verständlich ist. 

Die derart gebauten Sätze, von denen die meisten Konditionalsätze 
sind, verweisen auf die sprachliche Gestalt der Rechtsnorm. Der In-
halt einer Rechtsform hat eine logische Struktur mit folgenden Ele-
menten: Hypothese, Disposition und Sanktion. Vereinfacht gesagt, 
entsprechen diese drei Elemente jeweils einer folgender drei Fragen:

1) Unter welcher Bedingung gilt die Rechtsregel? (Hypothese)
2) Was ist die Rechtsfolge? (Disposition)
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3) Welche Folgen hat das Nichteinhalten bzw. die Nichtbeachtung 
dieser Regel? (Sanktion)?199

Diese drei Elemente bilden zusammen die Grundform einer Rechts-
norm, die einen konditionalen Charakter hat, da jede Rechtsnorm Be-
dingungen enthält, unter denen sie gilt.

Das obige Beispiel aus dem Satzungstext bestätigt diese Regel. Die 
Paragraphen 15 und 16 garantieren allen Mitgliedern Unterstützung 
(Regel/ Disposition), deren Realisierung unter den oben erwähnten 
Bedingungen erfolgen muss. Bei Nichtbeachtung dieser Regeln wer-
den entsprechende Sanktionen gültig, die in den Paragraphen 33 und 
35 aufgelistet sind. Das Besondere dabei ist, dass die Beschreibung 
der Bedingungen, die in zahlreichen Relativsätzen realisiert wird, sehr 
detailliert ist. Diese Relativsätze konkretisieren die Bedingungen ein-
schränkend oder erweiternd.

An diesem Beispiel ist auch ersichtlich, dass die vollständige Form 
einer „abgeschlossenen“ Rechtsform nur in Form einer Synopse aus 
verschiedenen Paragraphen oder Abschnitten zu entnehmen ist, die 
nicht unbedingt direkt nacheinander vorkommen müssen.

Lexikalisches

Die lexikalische Analyse möchte ich mit Hilfe so genannter Frames200 
durchführen. Mit der Beschreibung und Darstellung der Aufgaben 
eines Vereins und seiner Organe, die aus der Verfassung abgeleitet 
werden, sollen die obligatorischen Bestandteile der Gesellschaft her-
ausgefiltert werden, die das Funktionieren des Vereins als solchem
ermöglichen. Die zu der Ausführung der inhaltlichen Vereinsziele 
berufenen Funktionen und Posten werden hier nicht berücksichtigt, 
da sie keine Basis für den angestrebten Vergleich und damit das Auf-
zeigen einer lexikalischen Entwicklung darstellen.

Das Funktionieren eines Vereins kann man auf drei wichtige Be-
reiche zurückführen, die eng mit der Existenz bestimmter Organe 
zusammenhängen:

199 Vgl. Ejov, D. (2003), S. 183.
200 Nach Zhong (1995:83ff) verstehe ich unter dem Begriff Frame ein wortar-

tenübergreifendes Arsenal von lexikalischen Einheiten zur Verbalisierung 
von Wissensbeständen zu einem bestimmten Realitätsbereich.

Empirische Analyse
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1) die Mitglieder,
2) die Leitungsgremium / -gremien sowie
3) Mitgliederversammlung.
Diese drei Elemente konstituieren die Vereinswirklichkeit und er-

möglichen beim Einsetzen bestimmter Verfahren sein funktionsfähi-
ges Bestehen.

Anhand dieser drei Bereiche sollen im Folgenden die dazugehöri-
gen Lexeme aus dem Satzungstext beschrieben werden.

Mitglieder

Mitglieder sind diejenigen Personen, die sich mit den Zielen des Ver-
eins identifizieren und sich auch freiwillig für sie einsetzen. Als ein 
wichtiges Frame konnten die Mitgliedsbeiträge identifiziert werden.
Im Satzungstext sind dazu folgende Syntagmen zu finden:

– zur gemeinschaftlichen Kasse ein bestimmtes Quantum beitragen,
– von einem jeden Mitgliede ein Kontingent von acht Groschen 

monatlich erhalten,
– seine Beiträge zahlen,
– beim Kassierer das Eintrittsgeld gegen Quittung entrichten, 
– Beiträge einkassieren.

Leitungsgremium

Die Direction oder Verwaltung der Gesellschaft wird vom engeren 
Ausschuss geführt, der aus neun Gliedern besteht; einem Vorsteher, 
einem Pflegevater, einem Kassierer, Sekretär, Oekonoem und Asses-
sor. Als Überbegriff wird in diesem Kontext das Lexem Vorgesetzter 
verwendet.

Vorsteher bedeutet so viel wie Leiter oder Vorgesetzter einer Ge-
meinschaft. Seine Tätigkeit wird unterstützt durch einen Kassierer, 
der den Haushalt der Gesellschaft verwaltet, einen Sekretär, der die 
Protokollbücher und die Korrespondenz der Gesellschaft führt, ei-
nen Ökonom, der zahlungstechnische Tätigkeiten ausführt, und einen 
Assessor, der für die Archivierung der Unterlagen der Gesellschaft 
verantwortlich ist. 

Bestimmte Kompetenzen werden in der Gesellschaft einem weite-
ren Organ, dem großen Ausschuss, übertragen, der aus vier Mitgliedern 
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des engeren Ausschusses und zwei perpetuellen [beständigen] Beisit-
zern besteht. Beide Gremien halten regelmäßig Versammlungen ab. 

Zu den Sitzungen des Gremiums wird Folgendes aufgeführt:

Daß er sich jedes Quartal wenigstens einmal versammle, um neue 
Mitglieder aufzunehmen, über sonstige Angelegenheiten der Ge-
sellschaft sich zu besprechen, so wie über Vorschläge, die ihm 
vom engern Ausschusse, oder von einzelnen Mitgliedern gemacht 
werden, zu berathschlagen, und dieselben, wenn sie vor sein Fo-
rum gehören, zu beurtheilen, oder, wenn dies nicht der Fall ist, 
nach Maßgabe an die ganze Gesellschaft zu verweisen.

Aus dem Lexem-Cluster Sitzung kommen folgende Wendungen vor:

– Session betreiben, 
– Sitzung versäumen, halten, ausschreiben, zur Sitzung berufen, 

einladen.

Die weitgehende Tätigkeit des Leitungsgremiums wird im Text als 
Geschäft bezeichnet und in folgenden Konstellationen gebraucht:

– Geschäfte abmachen, betreiben, verrichten, aufgeben, besorgen, 
übertragen, vortragen, dispensieren, endigen, zukommende Ge-
schäfte.

Einige Handlungen werden dabei auch konkretisiert:

– Den Auftrag geben, beordnen, anweisen, eine Anweisung erhalten.

Mitgliederversammlung

Einmal im Jahr findet die Versammlung statt, an der alle Mitglieder 
teilnehmen sollen. Nachdem während der Versammlung der alte Vor-
stand über die geleisteten Tätigkeiten inhaltlicher und finanzieller Art
berichtet und Rechenschaft abgelegt hat, wird der neue Vorstand ge-
wählt.

Im Satzungstext wird das Lexem Versammlung 39-Mal verwendet, 
in vielen Fällen jedoch mit einer Präzisierung: 

– Jahres-Versammlung, 
– außerordentliche Versammlung, 
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– jährliche Versammlung, 
– große Versammlung, 
– Wahlversammlung, 
– Vollversammlung. 

Als Synonym dazu kommt das Lexem Jahrestag der Gesellschaft 
oder Session vor.

Folgende Wendungen finden sich in diesem Zusammenhang:

– Versammlung halten, zur Versammlung einladen,
– den Tag der Versammlung anberaumen, 
– den Ruf zur Versammlung ausschlagen, ablehnen, annehmen.

Ziel der Versammlung ist, so die Satzung, 

sich über Gegenstände der Humanotätsbeförderung unterhalten, 
über die Anwendung ihrer erlangten Kraft zu Rathe gehen, und das 
Bessere beschließen.

Die Einladung zu den Versammlungen ist wie folgt vorzunehmen: 

acht Tage vorher werden die Mitglieder von den Oekonomen durch 
besonders dazu verfertigte Karten zur großen Versammlung, mit 
Bestimmung des Tages und der Stunde, eingeladen.

Zu den Aktivitäten während der Mitgliederversammlung gehören:

– Bericht abstatten, berichten,
– Bilanz anfertigen, fertigen,
– entscheiden, beschließen, den Beschluss nehmen,
– Rechenschaft ablegen, fordern, geben, zur Rechenschaft ziehen, 
– zur Wahl streiten.

Für die Verkündung der Wahlergebnisse gilt:

Ferner erhellt, welche acht Mitglieder die meisten Stimmen zu den 
acht unbestimmten Aemtern haben, und der bisherige Vorsteher, 
Pflegevater und Kassierer nebst den drei assistirenden Mitgliedern 
gehen in ein anderes Zimmer, um unter sich auszumitteln, welches 
Amt jeder von den acht erwählten Mitgliedern bekleiden soll.
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Dazu gehören lexikalische Bereiche wie Posten, Amt, Stelle, Funk-
tion, Stimmen:

– den Posten erlangen, verlassen, in den Posten der Vorgesetzten,
– das Amt bekleiden, annehmen, erlangen, niederlegen, behalten, 

übertragen, entsagen,
– eine Stelle antragen, vertreten, an eine Stelle (an)treten, in eine 

Stelle gewählt werden, erwählen, wählen lassen, einladen, set-
zen, ernennen, 

– Funkction anweisen, verrichten, in der Funktion verbleiben,
– die Stimmenmehrheit, die Stimmensammlung, die meisten Stim-

men haben, durch die Pluralität von acht Stimmen entscheiden.

Im Satzungstext werden zahlreiche Ausdrücke gebraucht, die man 
im Allgemeinen dem Bereich der Verwaltung zuordnen kann:

– Rechnungen mit Belägen einreichen (1), 
– Aufsicht über etw. haben (6), 
– in Obhut nehmen, (3), 
– einen Anspruch auf etw. machen (2), 
– unter Verwahrung, 
– Aufbewahrung der Gesellschaft-Papiere, 
– Unterstützung genießen,
– Obligation besorgen, übergeben,
– Nach obiger / nach oben gegebenen Vorschrift verfahren, befolgen,
– Gesuch vortragen, 
– Bürgschaft stellen,
– vermöge der Statuten, vermöge der Annahme seines Amtes, ver-

möge der Unterschrift.

All diese Erscheinungen auf lexikalischer Ebene kann man als Indi-
katoren dafür sehen, dass die Sachverhalte, um die es geht, noch nicht 
durchgängig so versprachlicht worden waren, dass ihre institutionelle 
Einbindung und Spezifik auch in Begriffsbildung und Formulierung
zum Ausdruck kommt.

Empirische Analyse
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5.2.1.2 Satzungstext aus dem Jahre 1907

5.2.1.2.1 Bestimmung und Beschreibung der textmusterspezifischen
Handlungsstruktur

Das Statut der Gesellschaft der Freunde aus dem Jahre 1907 besteht 
aus 54 Paragraphen, die in sieben Bereiche aufgeteilt sind:

 I. Name, Sitz und Zweck der Gesellschaft
 II. Mitgliedschaft
 III. Von der Wirksamkeit der Gesellschaft
 IV. Organe der Gesellschaft
 V. Kassen- und Rechnungswesen
 VI. Statutänderungen und Auflösung der Gesellschaft
 VII. Übergangsbestimmungen
Ähnlich wie im Fall der Satzung aus dem Jahre 1803 bediene ich 

mich der von Schröder (2003) entwickelten „indem-Zusammenhang“- 
Methode. Der Satzung vom 1907 ist folgende Handlungsstruktur zu 
entnehmen:

Die Satzung regelt den Aufbau und die Struktur des Vereins, indem sie
– den Namen, den Sitz und Zweck der Gesellschaft festlegt,
– die Aufnahme der Mitglieder beschreibt,
– die Bereiche der Tätigkeit festsetzt,
– die Funktion der Vereinsorgane beschreibt,
– das Kassen- und Rechnungswesen klärt,
– die Bedingungen einer Satzungsänderung, der Auflösung sowie 

die Übergangsbestimmungen bestimmt.

Bestimmung des Namens, Sitzes und Zwecks der Gesellschaft 

Dieser Teil besteht aus drei Paragraphen, die knapp gefasste Informa-
tionen zum Zweck der Gesellschaft enthalten – 

§ 2.
Die Gesellschaft bezweckt die Ausübung von Freundespflichten
gegen Mitglieder, die des Beistandes bedürfen.

– sowie zu den Mitteln, die zur Erreichung des Zwecks zur Verfügung 
stehen. Den Informationen ist ein Hinweis auf die Gründung der Ge-
sellschaft und auf die neue Grundverfassung vorangestellt.
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Bestimmung der Mitgliedschaft

Dieser Teil besteht aus sieben Paragraphen, die das Verfahren der Mit-
gliederaufnahme und des Austrittes regeln.

§ 4.
Als Mitglied kann jeder unbescholtene Deutsche aufgenommen 
werden, der das einundzwanzigste Lebensjahr zurückgelegt hat 
und die Gesellschaftszwecke zu fördern bereit und geeignet ist.

Die Aufnahmegesuche werden beim Vorsitzenden des Vorstandes 
schriftlich eingereicht, die Entscheidung darüber wird danach in ei-
ner Sitzung des Verwaltungsausschusses durch geheime Abstimmung 
getroffen. Im Fall einer positiven Entscheidung werden die neuen 
Mitglieder aufgefordert, das Eintrittsgeld und den ersten Jahresbei-
trag zu zahlen. Erst dann erhalten sie die Mitgliedsurkunde und eine 
Mitgliedsnummer.

In diesem Teil werden auch die Ehrenmitgliedschaft und der Aus-
tritt aus der Gesellschaft thematisiert. In diesem Zusammenhang wer-
den auch die Regeln benannt, die im Falle eines Verstoßes zum Aus-
schluss aus der Gesellschaft führen:

Der Verwaltungsausschuß kann den Ausschluß aus der Gesell-
schaft verhängen
a) wenn ein Mitglied mit seinen Beiträgen über die bewilligte 

Zahlungsfrist im Rückstande bleibt,
b) wenn ein Mitglied die Statuten gröblich verletzt oder sonst ein 

Verhalten an den Tag gelegt hat, nach welchem dasselbe un-
würdig erscheint, Mitglied der Gesellschaft zu bleiben.

In letzterem Falle kann der Beschluß nur bei Anwesenheit von 
mindestens fünfzehn Mitgliedern und mit einer Mehrheit von min-
destens drei Viertel der bei der Abstimmung Anwesenden gefaßt 
werden.

Das technokratische Verfahren bei der Aufnahme neuer Mitglieder 
ist darauf zurückzuführen, dass sich die Gesellschaft einerseits vor 
unerwünschten „Kunden“ schützen wollte, anderseits ist es ein Bei-
spiel für die ausgebildete Bürokratie. 

Empirische Analyse
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Beschreibung der Tätigkeitsbereiche der Gesellschaft

In den neun Paragraphen werden im Einzelnen die Tätigkeitsbereiche 
der Gesellschaft skizziert:

§ 11.
Die Gesellschaft gewährt ihren hilfsbedürftigen Mitgliedern Geld-
unterstützungen in Fällen der Erkrankung, der Erwerbsunfähigkeit 
und der Verminderung der Erwerbsfähigkeit.
Ueber die Unterstützungsfrage an sich, sowie über das Maß, die 
Art und die Dauer der Unterstützung entscheiden ausschließlich 
die Organe der Gesellschaft.
Geldunterstützungen mit Ausnahme der zur Krankenpflege erfor-
derlichen, können nur solchen Mitgliedern gewährt werden, wel-
che der Gesellschaft seit mindestens fünf Jahren angehören. 

Hier findet man nicht nur die Beschreibung der Zielgruppe, an die
sich die Unterstützung richtet, sondern auch die Form und das weite-
re Verfahren der Hilfeleistung. Dieses Regelwerk beinhaltet sehr viel 
Substanz inhaltlicher und struktureller Art und ist vergleichbar mit 
der Geschäftsordnung eines Vereins. Neben den knapp und konkret 
formulierten Aufgabenstellungen und Bewältigungsmaßnahmen sind 
auch folgende Formulierungen zu finden, die sich durch einen wür-
devollen Charakter auszeichnen:

§ 18.
Die Gesellschaft hegt das Vertrauen, daß ein Mitglied, welches 
aus ihren Mitteln Geldunterstützungen erhalten hat, sich durch 
Ehre und Gewissen für verpflichtet erachten wird, solche, soweit
es seine Verhältnisse zulassen, ganz oder teilweise zu erstatten.

§ 19.
Es ist die Pflicht des Pflegevaters, einem verstorbenen Mitgliede
die letzte Ehre zu erweisen, oder dafür zu sorgen, daß den Hinter-
bliebenen die Teilnahme der Gesellschaft in sonst geeigneter Form 
seitens des Vorstandes zum Ausdruck gebracht wird.

Die letzten zwei Paragraphen unterscheiden sich ihrer Formulie-
rung von den anderen und zeugen davon, dass diese Aufgaben der 
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Gesellschaft mit Feingefühl und großer Sorgfalt bewältigt werden 
sollen. Die Worte sollen die Mitglieder dafür sensibilisieren und emo-
tional motivieren. 

Festlegung der Vereinsorgane und Beschreibung und ihrer 
Kompetenzen

In diesem Teil, der aus 28 Paragraphen besteht, werden die Struktu-
ren und ihr Funktionieren innerhalb Gesellschaft beschrieben.

§ 20.
Die ständigen Organe der Gesellschaft sind:
a) der Vorstand,
b) der Verwaltungsausschuss,
c) die Revisoren,
d) die Hauptversammlung.

In den ersten zwölf Paragraphen werden der interne Aufbau des 
Vorstandes und seine Kompetenzen im Allgemeinen beschrieben. 
Ferner werden die Aufgabenbereiche der einzelnen Vorstandmitglie-
der dargestellt und der Wahlmodus des Gremiums erläutert. Der Vor-
stand besteht aus:

– dem ersten Vorsitzenden,
– dem zweiten Vorsitzenden, 
– dem Pflegevater,
– dem Schriftführer,
– dem Kassierer,
– dem Rechnungsführer,
– dem Schriftwart (Archivar),
– dem Ordner,
– den beiden Deputierten der Zweiganstalt zur Unterstützung von 

Witwen und Waisen verstorbener Mitglieder sowie
– vier Beisitzern.
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für ein Jahr ge-

wählt und ist für folgende Aufgaben zuständig:
– Ansprechpartner in allen Angelegenheiten der Gesellschaft,
– Führung der gesamten Verwaltung,
– Vertretung nach innen und außen.

Empirische Analyse
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Das zweite Vereinsorgan ist der Verwaltungsausschuss, der sich aus 
19 Mitgliedern zusammensetzt, nämlich aus den Mitgliedern des Vor-
standes sowie fünf anderen Mitgliedern. Diese Mitglieder werden für 
jede Sitzung neu ausgelost. Der Verwaltungsausschuss ist zuständig 
für folgende Ausgabenbereiche:

– Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern,
– Unterstützung sowie
– die Einberufung der Hauptversammlung.
Die Revisoren werden für jeweils ein Jahr von der Mitgliederver-

sammlung gewählt. Ihre Aufgabe ist es, den Rechnungsabschluss vor 
dem Einreichen an den Vorstand zu prüfen und der Hauptversamm-
lung über den Befund Bericht zu erstatten.

Als letztes Gremium der Gesellschaft wird die Hauptversammlung 
beschrieben und die Modalitäten ihrer Berufung und Durchführung 
erklärt. 

§ 38.
Die ordentliche Hauptversammlung der Mitglieder findet inner-
halb der ersten drei Monate jeden Jahres statt. Die Einberufung 
erfolgt mit einer Frist von mindestens acht Tagen; hierbei sind 
der Tag der Bekanntmachung und der Tag der Hauptversamm-
lung nicht mitzurechnen.
Die Einladung ist von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer 
zu erlassen und muß die Tagesordnung angeben. Die Hauptver-
sammlung gilt als vorschriftsmäßig berufen, wenn die Einladung 
im Deutschen Reichsanzeiger veröffentlich ist. Der Vorstand kann 
noch andere Blätter für die Bekanntmachung bestimmen.
Dem Einladungsschreiben sind ein Abdruck des Rechnungsab-
schlusses, des Mitgliederverzeichnisses, der Vorschlagliste (§ 42), 
ein Stimmzettel und die Tagesordnung beizufügen.

§ 39.
Die ordentliche Hauptversammlung beschließt über den vorge-
legten Rechnungsabschluß, über Erteilung der Entlastung und 
über inzwischen nicht erledigte Erinnerungen der Revisoren und 
vollzieht die erforderlichen Wahlen. (Vergl. §§ 21, 37.)
Ueber Anträge, welche nicht spätestens bis zum fünfzehnten Janu-
ar einschließlich schriftlich dem Vorsitzenden eingereicht worden 
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sind, können Beschlüsse nicht gefaßt werden. Hiervon ist jedoch 
der Beschluß über den in einer Hauptversammlung gestellten An-
trag auf Berufung einer außerordentlichen Hauptversammlung 
ausgenommen.

Ferner wird der Wahlmodus der Vereinsorgane und das weiteren 
Prozedere bezüglich Stimmenauszählung, Annahmeerklärungen, Le-
gitimationsattest und eventueller außerordentlicher Hauptversamm-
lungen detailliert erläutert. 

Die Beschreibung der Vermögensverwaltung

In diesem Teil werden die Bestandteile des Grundvermögens und die 
Einkünfte der Gesellschaft aufgelistet. 

§ 48.
Dem Grundvermögen treten hinzu:
a) alle Zuwendungen, welche mit der Bestimmung gemacht wer-

den, daß sie dem Grundvermögen der Anstalt zufließen, und wel-
che, ohne Zweckbestimmung gemacht, den Betrag von fünfhun-
dert Mark erreichen,

b) die zur Erwerbung der immerwährenden Mitgliedschaft ge-
zahlten Beträge,

c) der am Ende jeden Jahres sich ergebende Ueberschuß.

§ 49.
Zu den Einkünften werden gerechnet:
a) die jährlichen Beiträge der Mitglieder,
b) die Eintrittsgelder der neu aufgenommenen Mitglieder,
c) die Zinsen angelegter Gelder,
d) alle ohne Zweckbestimmung gemachten Zuwendungen unter 

fünfhundert Mark und solche, welche ausdrücklich für die lau-
fenden Einnahmen bestimmt werden,

e) die wiedererstatteten Geldunterstützungen.

Die genaue Beschreibung der Finanzierung ist aus zwei Gründen 
wichtig. Einerseits gewährleistet sie Transparenz im Umgang mit den 
Geldmitteln, anderseits weist sie auf die Abhängigkeit der Organisa-
tion von anderen Geldinstitutionen wie Banken, Finanzämtern und 

Empirische Analyse
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Steuerämtern, die sich zu dem Zeitpunkt entwickelt haben, hin. Die 
Verwendung der zur Verfügung stehenden wirtschaftlichen Mittel 
durch Hypotheken oder Wertpapiere sind auch ein Beweis dafür, dass 
ein Verein unternehmerisch auf dem Finanzmarkt handeln musste 
und sich auch in dieser Hinsicht in den Gesellschaftsstrukturen als 
wichtige Partner etabliert hat. Dies ist ebenfalls ersichtlich aus dem 
nicht zufälligen festgelegten Abstimmungsprozedere des Vorstandes 
mit den oben genannten Institutionen.

Bestimmung der Satzungsänderung, Auflösung der Gesellschaft

In einem Paragraphen wird das Verfahren bei einer Satzungsänderung 
und zur Auflösung der Gesellschaft dargestellt. Neben den vereinsin-
ternen Modalitäten bei einer Satzungsänderung wie Beschlussfähig-
keit und Bedingungen einzelner Prozedere wird auf die Abhängigkeit 
vom Königlichen Ober-Präsidenten der Provinz Brandenburg hinge-
wiesen.

5.2.1.2.2 Ebene der textuellen Mikrostruktur

Ziel dieses Abschnittes ist es, ähnlich wie in Abschnitt 5.2.1.1.2 den 
Satzungstext aus dem Jahr 1907 unter semantischem und syntakti-
schem Aspekt zu analysieren. 

Im ersten Schritt soll die sprachliche Realisierung der deontischen 
Modalität im Text untersucht werden. Dazu werden zunächst die Mo-
dalverben, die modalen Infinitivkonstruktionen und weitere modale
Lexeme analysiert. 

Das Modalverb müssen wird viermal verwendet und drückt in je-
dem Kontext die deontische Notwendigkeit aus.

Die Einladung ist von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer zu 
erlassen und muß die Tagesordnung angeben. 

Die Protokolle müssen die Ergebnisse der Verhandlungen und Ab-
stimmungen enthalten und sind von dem Vorsitzenden, dem Schrift-
führer und von wenigstens noch einem Mitgliede zu vollziehen.

Das Modalverb sollen tritt hingegen nur einmal als Ausdruck der 
deontischen Notwendigkeit auf.
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In außerordentlichen Fällen soll auf Antrag eines Mitgliedes, 
welches, abgesehen von Geldunterstützungen, den Rat oder den 
Beistand der Gesellschaft in Anspruch nimmt, der Vorstand eine 
besondere Kommission von drei Mitgliedern ernennen, die auf 
Wunsch des Antragstellers auch andere, selbst der Gesellschaft 
nicht angehörige Personen, zuziehen kann

25 Mal wird das Verb können im Satzungstext verwendet, zudem 
kommt das Verb 23 Mal als Ausdruck der deontischen Möglichkeit vor.

§ 4.
Als Mitglied kann jeder unbescholtene Deutsche aufgenommen 
werden, der das einundzwanzigste Lebensjahr zurückgelegt hat 
und die Gesellschaftszwecke zu fördern bereit und geeignet ist.

§ 8.
Auf Vorschlag des Vorstandes kann die Hauptversammlung einem 
Mitgliede, auch einem verstorbenen, die immerwährende Ehren-
mitgliedschaft verleihen.

In der altethischen Funktion wird das Modalverb können nur zwei-
mal gebraucht.

Ist eine Krankheit von längerer Dauer, so tritt nach dem vierzig-
sten Tage eine bestimmte monatliche Unterstützung bis zu hun-
dertundfünfzig Mark ein, der noch die Kosten der Heilmittel und 
des Arztes hinzutreten können. 

In der verneinten Form kommt das Verb können im Satzungstext 
nur ein einziges Mal vor und drückt ein Verbot aus.

Ueber Anträge, welche nicht spätestens bis zum fünfzehnten Ja-
nuar einschließlich schriftlich dem Vorsitzenden eingereicht wor-
den sind, können Beschlüsse nicht gefaßt werden. 

Das Modalverb dürfen findet fünfmal Anwendung, dreimal wird 
es in einer negierten Konstruktion verwendet und drückt dadurch ein 
Handlungsverbot aus.

Empirische Analyse
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Kein Mitglied darf an der Beratung und Abstimmung über eigene 
Angelegenheiten oder die seiner Ehefrau oder seiner Angehörigen 
teilnehmen. 

Zweimal kommt dürfen als Ausdruck der deontischen Möglichkeit 
vor.

Außerordentliche Unterstützungen dürfen für dieselbe Person 
höchstens zweimal innerhalb eines Jahres gewährt werden.

Das haben-Gefüge wird im Satzungstext zwölfmal gebraucht. Es 
gilt in allen Beispielen als Ersatzform für müssen, die eine Gebots-
funktion übernimmt und die deontische Notwendigkeit ausdrückt.

§ 27.
Der Rechnungsführer hat Gegenrechnung über die Kasse zu füh-
ren und alle Quittungen des Kassierers gegenzuzeichnen. 

§ 41.
Der Vorsitzende ernennt aus der Zahl der erschienenen Mitglie-
der drei Stimmzähler und hat über die Art der Abstimmung An-
ordnung zu treffen. 

Die sein-Konstruktion wird im Satzungstext viermal verwendet, 
dreimal als Ausdruck der deontischen Notwendigkeit und einmal als 
Ausdruck der deontischen Möglichkeit.

§ 38.
Die Einladung ist von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer zu 
erlassen und muß die Tagesordnung angeben.

Diese Passivform drängt den Handlungsträger in die syntaktische 
Position eines Präpositionalobjektes oder sogar eines Nominalattri-
butes.

In diesem Beispiel wird die Realisierung der deontischen Möglich-
keit deutlich. 

Eine außerordentliche Hauptversammlung ist zu berufen, wenn 
dies von dem Vorstand oder dem Verwaltungsausschuß beschlos-
sen, oder von mindestens fünfzig Mitgliedern schriftlich unter An-
gabe der Gründe bei dem Vorsitzenden beantragt wird. 
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Da an den Hauptsatz ein Konditionalsatz angehängt ist, gewinnt 
das sein-Gefüge in diesem Zusammenhang die Bedeutung der deon-
tischen Möglichkeit, deren Bedingungen im Nebensatz konkretisiert 
werden.

Die Tabelle zeigt die Auswertung der Verwendung der Modalver-
ben und modalen Konstruktionen im Satzungstext von 1907.

Tabelle 5: Modallexeme im Satzungstext von 1907

Lexeme Gesamt Prozentualer Anteil

Müssen  4  8,2 %

Sollen  1  2 %

Können  25 (d: 23, a: 2)  51 %

dürfen (nicht)  5 (3 negiert)  9,1 %

hat …zu  12  23,5 %

ist … zu  4  8,2 %

Summe  49  100 %

Modale Lexeme

Hier soll noch kurz auf die einzelnen Lexeme eingegangen werden, 
die die deontische Modalität sprachlich realisieren. 

Das Lexem sich verpflichten kommt im Satzungstext in Form eines 
Adverbs zweimal und als Substantiv Pflicht einmal vor und drückt die 
deontische Notwendigkeit aus. 

§ 18.
Die Gesellschaft hegt das Vertrauen, daß ein Mitglied, welches 
aus ihren Mitteln Geldunterstützungen erhalten hat, sich durch 
Ehre und Gewissen für verpflichtet erachten wird, solche, soweit 
es seine Verhältnisse zulassen, ganz oder teilweise zu erstatten.

In dieser Form wird die deontische Modalität für verpflichtet er-
achten abgeschwächt.

Empirische Analyse
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§ 31.
Die Mitglieder sind zur Verschwiegenheit über die Verhandlun-
gen verpflichtet.

§ 19.
Es ist die Pflicht des Pflegevaters, einem verstorbenen Mitgliede
die letzte Ehre zu erweisen, oder dafür zu sorgen, daß den Hinter-
bliebenen die Teilnahme der Gesellschaft in sonst geeigneter Form 
seitens des Vorstandes zum Ausdruck gebracht wird.

Das Verb bedürfen wird im Satzungstext dreimal verwendet, sein 
Synonym brauchen nur einmal. Beide dienen dazu, die deontische 
Notwendigkeit auszudrücken.

§ 53.
Anträge des Vorstandes oder Verwaltungsausschusses an die Haupt-
versammlung, die auf Abänderung oder Ergänzung des Statuts 
gerichtet sind, bedürfen der vorgängigen Beschlussfassung einer 
Kommission von fünfundzwanzig Mitgliedern. 

Das Lexem obliegen tritt im Satzungstext zweimal auf und dient 
als Ausdruck der deontischen Notwendigkeit.

Die spezielle Führung der laufenden Geschäfte der Zweiganstalt 
liegt den von der Hauptversammlung in den Vorstand der Gesell-
schaft gewählten zwei Deputierten (§ 22) ob.

Die Lexeme verantwortlich sein und erforderlich sein drücken auf 
semantischer Ebene eine Verpflichtung aus, die der Betroffene einge-
gangen ist. Erforderlich sein bedeutet, dass etwas notwendig ist, dass 
etwas ausgeführt werden muss. Damit sind auch diese Konstruktio-
nen Ausdruck der deontischen Notwendigkeit.

Er führt das Kassabuch und das Verzeichnis der Beitrag zahlen-
den Mitglieder, er hat jede Ausgabe mit Quittung zu belegen und 
ist der Gesellschaft für etwaige Fehlbeträge verantwortlich. 

Ist zum Zwecke der Wiederherstellung eine außerordentliche Geld-
unterstützung erforderlich, so kann dieselbe auch neben der vor-
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stehend bestimmten Unterstützung bis zur Höhe von fünfzehnhun-
dert Mark gewährt werden.

Das letzte Lexem, berechtigt sein, ist semantisch dem Syntagma das 
Recht haben ähnlich. Im Satzungstext gilt es als Kann-Vorschrift und 
drückt die deontische Möglichkeit aus. 

Ein ausgeschiedenes oder ausgeschlossenes Mitglied ist nicht be-
rechtigt, von seinen Beiträgen oder anderen in seiner Eigenschaft 
als Mitglied geleisteten Zahlungen oder sonstigen Zuwendungen 
irgend etwas zurückzufordern.

Die Tabelle zeigt zusammenfassend die Auswertung der verwende-
ten Modallexeme.

Tabelle 6: Deontische Lexeme im Satzungstext von 1907

Lexeme Gesamt Prozentualer Anteil

Verpflichtet sein / sich
verpflichten 2  10 %

Pflicht 1  5 %

bedürfen / benötigen / 
brauchen 3 + 1  20 %

obliegen 2  10 %

verantwortlich 1  5 %

berechtigt 2  10 %

erforderlich 7  35 %

verbindlich 1  5 %

Summe  20  100 %

Ähnlich wie in Abschnitt 5.2.1.1.2 zeigt die untere Tabelle das Ver-
hältnis zwischen Geboten, Verboten und Erlaubnissen im Satzungs-
text. 

Empirische Analyse
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Tabelle 7: Gebote, Verbote und Erlaubnisse im Satzungstext von 1907

Gebote Verbote Erlaubnis Insgesamt

38 3 28 69

55,07 % 4,34 % 40,59 % 100 %

Syntaktisches

Der Satzungstext aus dem Jahr 1907 besteht aus 169 Sätzen, 63 da-
von sind einfache Sätze (37 %), 106 sind zusammengesetzte Sätze 
(63 %). Von den zusammengesetzten Sätzen sind 47 Parataxen (44,34 
%) und 59 Hypotaxen (55,66 %).

Auf der Ebene der parataktischen Verbindungen ist zunächst der 
Gebrauch konjunktionaler Verbindungen zu konstatieren. 

Der Vorstand ernennt aus seiner Mitte einen Stellvertreter des 
Pflegevaters und für den Fall längerer Behinderung eines Vor-
standsmitgliedes einen Vertreter desselben aus der Zahl der nicht 
beamteten Mitglieder der Gesellschaft.

Demnächst findet die Neukonstituierung des Vorstandes statt, bis
dahin bleiben die bisherigen Mitglieder in ihren Aemtern.

Die meisten Hypotaxen bestehen aus einem oder zwei gleichran-
gigen Nebensätzen oder auch Nebensätzen verschiedenen Grades. 
Der dritte Grad der Unterordnung ist unter den Hypotaxen eher eine 
Seltenheit. 

Die meisten Nebensätze, die im Satzungstext vorkommen, sind 
Konditional-, Attribut- und Objektsätze.

Es fällt weiterhin auf, dass Attributsätze unter den Nebensätzen 
dominieren, da sie mit der Attributbedeutung ein wichtiges syntakti-
sches Mittel für die Präzisierung juristischer Sachverhalte sind.

Die Wahlen erfolgen durch Abgabe von Stimmzetteln, welche von 
den Wählern nicht unterschrieben zu werden brauchen.

§ 37.
Zwei Revisoren, welche alljährlich aus der Zahl der nicht zur Ver-
waltung der Gesellschaft gehörenden Mitglieder von der Haupt-
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versammlung gewählt werden, haben dem Rechnungsabschluß 
(§ 52) vor der Einreichung an den Vorstand zu prüfen und der 
Hauptversammlung über den Befund Bericht zu erstatten.

Auch Konditionalsätze, die einen relevanten syntaktischen Bestand-
teil der Gesetzestexte ausmachen, sind in diesem Text zahlreich ver-
treten.

Ist eine Krankheit von längerer Dauer, so tritt nach dem vierzig-
sten Tage eine bestimmte monatliche Unterstützung bis zu hun-
dertundfünfzig Mark ein, der noch die Kosten der Heilmittel und 
des Arztes hinzutreten können. 

Ergibt sich Stimmengleichheit, so entscheidet bei Wahlen das vom 
Vorsitzenden zu ziehende Los, in allen anderen Fällen die Stimme 
des Vorsitzenden.

Die Hauptversammlung gilt als vorschriftsmäßig berufen, wenn 
die Einladung im Deutschen Reichsanzeiger veröffentlich ist. 

Lexikalisches

Ähnlich wie bei dem älteren Text sollen hier die Lexem-Cluster aus 
den drei Bereichen analysiert werden.

– Mitglieder,
– Leitungsgremium / – gremien und
– Mitgliederversammlung
In diesem Satzungstext können im Bereich Mitglieder zwei Fra-

mes identifiziert werden. Der eine bezieht sich auf die Mitgliedsbei-
träge und der andere auf das Prozedere der Mitgliedsaufnahme.

Im ersten Bereich werden folgende Lexemen und Syntagmen ver-
wendet:

– Antragsteller, 
– Aufnahmegesuch anbringen, 
– Mitgliedsurkunde, 
– Mitgliederverzeichnis, 
– Stammrolle.

Folgende Bezeichnungen werden für die Mitgliedsbeiträge ge-
braucht:

Empirische Analyse
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– das Eintrittsgeld, der Beitrag, 
– der Jahresbeitrag, den Betrag erheben, 
– Jahresbeiträge einziehen.

Zu den ständigen Leitungsorganen der Gesellschaft, die zustän-
dig für alle Angelegenheiten der Gesellschaft sind, gehören: der Vor-
stand, der Verwaltungsausschuss und die Revisoren.

Der Vorstand besteht aus folgenden Mitgliedern: dem ersten Vor-
sitzenden, dem zweiten Vorsitzenden, dem Pflegevater, dem Schriftfüh-
rer, dem Kassierer, dem Rechnungsführer, dem Schriftwart (Archi-
var), dem Ordner, den beiden Deputierten der Zweiganstalt zur Un-
terstützung von Witwen und Waisen verstorbener Mitglieder und vier 
Beisitzern.

Neben den neuen Bezeichnungen für die Leitungsgremien sind fol-
gende Wendungen aus dem Bereich Sitzungen des Vorstandes (13-
Mal) sowie weiteren Vereinstätigkeiten zu finden:

– die Sitzungen des Vorstandes berufen, 
– die Einladungen zu den Sitzungen zustellen, 
– Vorstandssitzungen,
– in den Sitzungen Protokoll führen.

Erwähnenswert ist die Verwendung der synonymen Lexeme für Sit-
zung, also Verhandlung (8-mal) und Beratung (einmal):

– die Gegenstände der Verhandlungen des Vorstandes, 
– der erste Vorsitzende leitet die Verhandlungen, 
– die Ergebnisse der Verhandlungen, 
– an der Beratung und Abstimmung teilnehmen.

Im Text erscheint auch zweimal das Lexem Tagesordnung:

– auf der Tagesordnung gestellt sein, 
– Tagesordnung angeben.

Auch der Bereich der Vorstandskompetenzen wird mit Hilfe neuer 
Lexemen verbalisiert:

– auf Beschluss des Vorstandes, 
– beschlussfähig sein, 
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– Beschlussfassung, 
– Beschluss über, 
– zur Beschlussfassung unterbreiten, 
– Beschluss fassen.

Hochinteressant gestaltet sich die Verwendung der beiden Lexeme 
entscheiden / Entscheidung und beschließen / Beschluss. Das Verb 
beschließen (7-mal) wird nur dann gebraucht, wenn vorher in einem 
Gremium eine Diskussion und Beratung stattgefunden hat, während 
das Verb entscheiden (6-mal) nur in Zusammenhang mit „Stimmen“ 
verwendet wird. 

– Die Mehrheit entscheidet, 
– die Stimme des Vorsitzenden entscheidet, 
– das vom Vorsitzenden zu ziehende Los ,
– über die Anlage größerer Beträge beschließt der Vorstand,
– Der Verwaltungsausschuss, der Vorstand beschließt über, 
– die ordentliche Hauptversammlung beschließt über, 
– die Kommission beschließ.t

Im Bereich Mitgliederversammlung können mehrere Frames iden-
tifiziert werden, die die Aufgaben dieses Organs und die obligatori-
schen Verfahren verbalisieren.

Folgende Kombinationen mit dem Lexem Versammlung werden 
gebraucht:

Generalversammlung, Hauptversammlung, ordentliche / außeror-
dentliche Hauptversammlung, berufen, findet statt, beschließt über.

Ein weiteres Feld umfasst die Wendungen aus dem Bereich Wahlen:

– passives / aktives Wahlrecht ruht, 
– die erforderlichen Wahlen vollziehen, 
– die Wahlen erfolgen, Wahlschluss, 
– den Schluss der Wahlen verkünden, 
– Wahlergebnis feststellen, 
– bei der Wahl die meisten Stimmen erhalten, 
– Stimmengleichheit, 
– bei Gleichheit der Stimmen, 
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– bei gleicher Stimmenzahl, 
– die Stimme des Vorsitzenden, 
– Stimmenmehrheit, 
– mit einer Mehrheit von mindestens drei Viertel der bei der Ab-

stimmung Anwesenden, mit einfacher Mehrheit, 
– mit einer Mehrheit von drei Vierteln der an der Abstimmung teil-

nehmenden Mitglieder, die Mehrheit der bei der Abstimmung An-
wesenden, 

– geheime Abstimmung.

In diesem Satzungstext dominiert das Lexem das Amt, während die 
Begriffe Posten und Stelle völlig verschwunden sind.

– vor dem Ablauf seiner Amtsdauer ausscheiden, 
– das Amt erlischt, 
– das erledigte Amt, 

Auffällig sind auch neue Bezeichnungen für einige vereinsrelevan-
ten Instrumente, die die Verantwortlichkeit des Vorstandes gegenüber 
den Mitgliedern thematisiert. Dazu gehören vor allem jegliche Hand-
lungen, die mit Rechenschaft zusammenhängen.

– die Erteilung der Entlastung, 
– die Entlastung des Vorstandes, 
– den Jahresbericht erstatten, berichten.

Im Satzungstext können zwei Arten von Rechenschaftsberichten 
unterschieden werden. Die Bezeichnung Rechnungsabschluss um-
fasst eine rein finanzielle Rechenschaft, die der Vorstand den Mit-
gliedern vorlegt und die auch die Grundlage für das Erteilen der Ent-
lastung darstellt.

– den Rechnungsabschluss feststellen, ziehen, vorlegen. 

Der Begriff Jahresrechnung bezieht sich wiederum den inhaltli-
chen und finanziellen Bericht, den jeder Verein einer entsprechenden
Aufsichtsbehörde vorlegen muss. Folgende Wendungen werden in die-
sem Zusammenhang gebraucht:

– Jahresrechnung genehmigen, einreichen 
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Ein weiteres lexikalisches Feld umfasst die wortbildenden Kombi-
nationen mit dem Lexem Antrag:

– Antrag stellen auf, 
– beantragen, Antragsteller, 
– auf erneuten Antrag, 
– dem Antrage widersprechen, 
– Anträge an jemanden richten, einreichen.

Im Satzungstext fällt die Fülle solcher Verb-Substantiv-Verbindun-
gen auf. Am häufigsten finden sich semantisch relativ leere Verben,
also Funktionsverben wie erfolgen, eintreten, stattfinden, die die prä-
dikative Verwendung von Nominalisierungen erlauben.

Das Verb erfolgen wird kombiniert mit folgenden Substantiven:

die Aufnahme, die Entscheidung, die Auslosung, die Einberufung.

Das Verb eintreten tritt mit folgenden Substantiven auf:

Unterstützung, Fürsorge.

Das Verb stattfinden findet sich in Kombination mit folgenden Sub-
stantiven:

die Versammlung, die Abgabe von Stimmzetteln, die Neukonstru-
ierung des Vorstandes.

Noch weitere Funktionsverbgefüge (FVG) werden im Text ver-
wendet:

– in Kraft treten, 
– Mitteilungen machen, 
– Verwendung finden,
– Anwendung finden,
– Maßnahme treffen, 
– Antrag stellen, 
– Anordnung treffen,
– zur Kenntnis bringen, 
– in Vorschlag bringen, 
– Rechnungsabschluss ziehen.

Empirische Analyse
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Dass zum damaligen Zeitpunkt einige der genannten FVG noch kei-
ne grammatikalisch festen Wendungen waren, zeigt auch die Offen-
heit der Strukturen für weitere adjektivische und Genetivobjekte wie 
zur Kenntnis der Mitglieder des Verwaltungsausschusses bringen.

Neu sind in dem Satzungstext außerdem folgende Begriffe:

– die Annahme-Erklärungen der (Gewählten)
– Legitimationsattest für den Vorstand

Sie definieren einen bestimmten Akt, der durch die Annahme eini-
ger Funktionen vollzogen wird.

Interessant ist auch die Verwendung der folgenden Bezeichnungen, 
die sich auf andere Gesetzt beziehen. Darunter fallen die Worte Be-
stimmungen und Vorschrift. Im Text dominiert das Wort Bestimmung 
(10-mal), Vorschrift kommt zweimal vor.

– besondere Bestimmungen, 
– für die Vorstandssitzungen gegebene Bestimmungen, 
– folgende Bestimmungen, 
– die Bestimmung XY wird nicht berührt, 
– geltende Bestimmungen, 
– die Vorschrift gilt.

Auffällig ist in diesem Satzungstext die Konsolidierung der Inhalte 
in wenigen Begriffen. Dies bedeutet, dass eine semantische Verdich-
tung stattgefunden hat, die eine Standardisierung auch auf syntakti-
scher Ebene zur Folge hatte.

5.2.1.3 Zusammenfassender Vergleich der Satzungen von 1803 
und 1907

Im folgenden Abschnitt sollen die beiden Satzungstexte einander ge-
genübergestellt werden, um die Entwicklungskonventionen im text-
musterorganisatorischen, sprachlichen sowie lexikalischen Bereich 
herauszustellen.

Vergleicht man die beiden Texte, so wird deutlich, dass Satzungs-
texte keine unveränderlichen Größen sind. Beide Texte stellen die 
normative Grundlage für die Gesellschaft der Freunde dar und wer-
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den mit ähnlichen sprachlichen Mitteln der deontischen Modalitäten 
realisiert. Unter textmusterorganisatorischen Aspekt unterscheiden 
sich die beiden Texte jedoch grundlegend. Auch im lexikalischen Be-
reich sind viele Veränderungen feststellbar.

Textsortenorganisatorische Ebene

Vergleicht man die beiden Satzungstexte unter dem Aspekt der Text-
konstituenten, so fällt auf, dass sich die Texte auf den ersten Blick 
voneinander unterscheiden. Unterschiedlich ist zunächst die Länge 
des Textes: der erste hat 24 Seiten, der zweite ist um 10 Seiten kürzer.

Viel wichtiger erscheint aber neben den äußeren Eigenschaften 
die innere Struktur der beiden Texte. Während der Satzungstext aus 
dem Jahr 1903 aus 71 Paragraphen besteht, die noch um weitere Un-
terpunkte ergänzt werden, ist die Struktur des zweiten Textes über-
sichtlicher. Er ist in 54 Paragraphen aufgeteilt, die in sieben Bereiche 
gegliedert sind.

Zur besseren Übersicht wird in der Tabelle die Struktur der beiden 
Satzungstexte und ihrer Texthandlungsmuster gegenüber gestellt.

Tabelle 8: Struktur der Satzungstexte von 1803 und 1907

Satzungstext (1803) Satzungstext (1907)

Erster Abschnitt
Von dem Wesentlichen der Gesell-
schaft.
Das Personale
Zweck und Name der Gesellschaft
Mittel der Gesellschaft. 
Pflichten der Gesellschaft
Allgemeine 
Besondere Pflichten, Unterstützung
Unterstützung eines Verarmten
Unterstützung eines zu jedem Erwerb 
unfähig gewordenen Mitgliedes. 
Unterstützung der Kranken
Unterstützung durch Empfehlung
Allgemeine Pflichten der Mitglieder
Besondere Pflichten

 I. Name, Sitz und Zweck der Ge-
sellschaft

 II. Mitgliedschaft
 III. Von der Wirksamkeit der Gesell-

schaft
 IV. Organe der Gesellschaft
 V. Kassen- und Rechnungswesen
 VI. Statutänderungen und Auflö-

sung der Gesellschaft
 VII. Übergangsbestimmungen
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Zweiter Abschnitt. 
Von dem Formellen der Gesellschaft
Allgemeine Konvention
Besondere Konventionen
Urkunden
Lokale
Wahl der Vorgesetzten
Aufnahme der Mitglieder
Verwaltung der Kasse
Führung der Bücher
Funktionen der Glieder des engern 
Ausschusses
A. Der Vorsteher
B. Der Pflegevater
C. Der Kassierer
D. Der erste Sekretär
E. Der zweite Sekretär
F. Die Oekonomen
G. Die Assessoren
Funktionen der besoldeten Beamten
A. Der Arzt
B. Der Krankenwärter
C. Der Bote
Funktion des größern Ausschusses
Dauer der Aemter
Funktion der Mitglieder bei Kran-
kenbesuchen
Leichenbegängniß
Aufrechthaltungsmittel
Zwangsmittel
I. Geldstrafen
II. Ehrenbuße
Aufmunterungs-Mittel

Konstituenten der Textmuster Konstituenten der Textmuster

Die Satzung konstituiert die Vereins-
ordnung, indem sie
– die Zielgruppe im Bezug auf die 

potenziellen Mitglieder genau 
festlegt,

– den Zweck und Namen der Ge-
sellschaft bestimmt,

Die Satzung regelt die Vereinsord-
nung, indem sie
– den Namen, den Sitz und Zweck 

der Gesellschaft festlegt,
– die Aufnahme der Mitglieder 

beschreibt,
– die Bereiche der Tätigkeit festsetzt,
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– die Mittel der Gesellschaft, also 
die Wege der Ausführung der 
Ziele beschreibt,

– Pflichten der Gesellschaft und der
Mitglieder detailliert darstellt.

– die allgemeinen und besonderen 
Konventionen auflistet,

– die Wahl der Vorgesetzten festlegt,
– die Aufnahme der Mitglieder klärt,
– die Verwaltung der Kasse und 

Führung der Bücher beschreibt,
– die Funktion der Mitglieder des 

engeren Ausschusses angibt,
– die Funktionen der besoldeten 

Beamten darstellt,
– die Funktion des größeren Aus-

schusses bestimmt,
– die Dauer der Ämter festsetzt,
– die Funktion der Mitglieder bei 

Krankenbesuchen beschreibt,
– das Verfahren bei der Beerdigung 

eines Mitglieds festlegt,
– die Aufrechthaltungsmittel der 

Mitglieder, Zwangsmittel sowie 
Aufmunterungsmittel definiert.

– die Funktion der Vereinsorgane 
beschreibt,

– das Kassen- und Rechnungswesen 
klärt,

– die Bedingungen der Satzungs-
änderung, der Auflösung sowie 
die Übergangsbestimmungen 
bestimmt.

Wie sich aus der Zusammenstellung der beiden Satzungstexte und 
den daraus abgeleiteten Konstituenten des Textmuster ergibt, ist der 
Text aus dem Jahr 1803 in seiner Struktur inkonsequent und für den 
heutigen Leser nur bedingt nachvollziehbar. Zwar dient die Eintei-
lung des Textes in zwei Abschnitte der Orientierung, wobei im ersten 
Teil das für die Gesellschaft Wesentliche im Bezug auf die Verfas-
sung thematisiert wird und im zweiten das Formelle. Bei der Struktur 
der Unterteilung ist jedoch eine gewisse Sprunghaftigkeit feststellbar. 
Dies betrifft weniger die Zuordnung bestimmter Inhalte zu den je-
weiligen Einheiten oder Abschnitten, da hier eine „saubere“ Eintei-
lung vorhanden ist, sondern eher den unsystematischen Aufbau und 
die Vielzahl der Unterpunkte. Während im Satzungstext von 1907 
eine schlüssige Gestaltung in Punkte von I bis VII, die in weitere 
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Paragraphen geteilt sind, dominiert, ist der Satzungstext von 1803 
durch eine vierstufige Struktur gekennzeichnet: Abschnitt, themati-
sche Überschrift, Punkte bzw. Unterpunkte und durchgehende Para-
graphen-Gliederung.

Die Länge der beiden Satzungstexte ist einfach zu erklären. Da die 
Rechtssprechung im Hinblick auf das Vereinswesen zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts noch nicht ausreichend entwickelt war, mussten viele 
vereinsrelevante Regelungen im Satzungstext selbst enthalten sein.

Zum Zwecke einer besseren Übersichtlichkeit werde ich noch ein-
mal die anhand der Gesetze ermittelten Elemente beider präskriptiver 
Textmuster anführen.

Textmuster Satzung von Anfang des 19. Jahrhunderts: 
– Rechte und Pflichten der Mitglieder,
– Regelung über den Eintritt und Austritt, 
– Zweck des Vereins und Mittel zu dessen Umsetzung, 
– struktureller Aufbau der Organisation,
– Aufgaben der Vereinsgremien,
– Versammlungen und Beschlüsse,
– Auflösung des Vereins.

Textmuster Satzung von Ende des 19. Jahrhunderts:
– Name und Sitz des Vereins,
– Zweck des Vereins,
– Rechte und Pflichten der Mitglieder,
– Regelung über den Eintritt und Austritt, 
– Beitragsregelungen,
– struktureller Aufbau der Organisation / Bildung der Vereinsorgane,
– Einberufung der Mitgliederversammlung,
– Beurkundung der Versammlungsbeschlüsse,
– Auflösung des Vereins.
Stellt man die präskriptiven Textmuster den deskriptiven Textmu-

stern gegenüber, so stellt man auf den ersten Blick fest, dass das de-
skriptive Textmuster von 1907 fast deckungsgleich mit dem präskrip-
tiven Textmuster ist, während das deskriptive Textmuster von 1803 in 
einigen Bereichen von seinem präskriptiven Textmuster abweicht. Bei 
der eingehenden Analyse werden die Abweichungen geringer. Beide 
deskriptiven Textmuster mit ihren spezifischen Handlungsstrukturen
orientieren sich an den vorgegebenen präskriptiven Textmustern. Un-
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terschiedlich sind hier die sprachliche und die sequenzielle Realisie-
rung der beiden Textmuster.

Auffallend ist, dass die Zahl der Komponenten des Textmusters zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts zwar umfangreicher geworden, aber der 
tatsächliche Umfang der Satzungstexte geringer geworden ist, was 
auch an den analysierten Satzungstexten ersichtlich ist. Die Reduk-
tion der Textlänge trotz der Zunahme der Mindestanforderungen an 
Satzungen ist damit zu erklären, dass die Satzung als solche im End-
effekt durch andere Bestimmungen des Vereinsrechtes entlastet wer-
den konnte. Deswegen erübrigten sich viele Einzelregelungen und 
Bestimmungen, in im Satzungstext von 1803 noch sehr viel Platz in 
Anspruch nahmen. 

Viel Raum im Satzungstext von 1803 wird der Beschreibung der 
inhaltlichen Tätigkeit und den damit notwenigen weiteren Regelun-
gen gewidmet, die im Satzungstext von 1907 nicht vorkommen, da 
sie wahrscheinlich in anderen Texten wie z.B. der Geschäftsordnung 
niedergeschrieben sind.

Die Ergänzung des anhand des BGB ermittelten Textmusters um 
die drei Elemente Beitragsregelungen, Einberufung der Mitglieder-
versammlung und Beurkundung der Versammlungsbeschlüsse ist 
auch dadurch bedingt, dass das Vereinsrecht zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts von einem basisdemokratischen Vereinsmodell ausging und 
Regelungen anstrebte, die Klarheit und Transparenz sicherten. Die 
neuen mit der Demokratisierung zusammenhängenden gesellschaft-
lichen Entwicklungstendenzen wie Pluralität, Mehrheitsprinzip, ein 
anderes Verständnis von Freiwilligkeit sowie ein bewusstes Bedürf-
nis nach Informationen und Überschaubarkeit hatten beachtliche 
Auswirkungen auf die Veränderung des Textmusters Satzung. Das 
hat zu bedeuten, dass die Vereinspraxis und auch die Satzungspra-
xis den Normenwechsel im textuellen Bereich, von dem auch Bilut-
Homplewicz (2004:109) sprach, „erzwungen“ hat. Die Ausbreitung 
neuer sozialer, politischer und wirtschaftlicher Phänomene brachte 
auch eine Veränderung auf der Ebene des Textmusters mit sich. In 
dem Zusammenhang stellt sich die Frage, wann und auf welche Art 
und Weise Textsorte und Textmuster ihre Umbruchsphase erfahren. 

Es muss an dieser Stelle noch betont werden, dass trotz der kleinen 
Veränderungen auf der Ebene des Textmusters die primäre Funktion 
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„Vereinsnormen formulieren“ unverändert bleibt. Es ändert sich – wie 
oben angemerkt – nur der Charakter, der Inhalt der neuen Normen. 
Eine eingehende Analyse der Entwicklung der Texthandlungsmuster 
in den Satzungstexten erfolgt im 6. Kapitel.

Textuelle Mikrostruktur

Vergleicht man die beiden Texte unter dem Aspekt der sprachlichen 
Realisierung der deontischen Modalität, so fällt auf, dass sich in die-
ser Hinsicht die untersuchten Texte auf den ersten Blick wenig von-
einander unterscheiden. 

Auf stilistischer Ebene sind indes relativ große Differenzen fest-
zustellen. Während der Satzungstext aus dem Jahr 1803 eher einen 
persönlichen, an manchen Stellen sogar poetischen Charakter hat, 
zeichnet sich der zweite Satzungstext durch Unpersönlichkeit und 
Sachlichkeit aus. Dafür gibt es im Satzungstext von 1803 eine enor-
me Detailliertheit, die häufig mit allgemeinsprachlichen und verbalen
Formulierungen realisiert wird. Diese wirken einerseits anschaulich 
anderseits vage und teilweise unschlüssig.

Die Sachbetontheit des späteren Satzungstextes ist dadurch bedingt, 
dass er mit präzisen und inhaltlich komprimierten sprachlichen Aus-
druckmitteln realisiert wird. Dazu trägt vor allem die Dichte der über-
wiegend nominalen Fachwörter bei. Deswegen wirkt der Text auch 
objektiv und statisch.

In beiden Texten werden neben den Modalverben auch modale 
Konstruktionen und andere modale Lexeme verwendet. Sie werden 
jedoch unterschiedlich gebraucht. 

Auffällig ist der Rückgang der Modalverben müssen und sollen, die 
in beiden Texten eindeutig einem Gebot ausdrücken. Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass einerseits die modalen Konstruktionen mit ha-
ben und sein diese Funktion übernommen haben und dass anderseits 
die Verwendung der Gebote als solche im zweiten Text zugunsten der 
Erlaubnisse reduziert wurde. Vor dem Hintergrund der Entwicklungs-
konvention der Satzungstexte als Gesetzestexte ist eine Verschiebung 
auf der deontischen Ebene deutlich. Während im ersten Satzungstext 
die Gebote, also die damit ausgedrückten Handlungsobligationen do-
minieren, ist der zweite Text durch den verstärkten Gebrauch von mo-
dalen Lexemen geprägt, die eine Option zum Ausdruck bringen. Hier 
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spielt auch der Rückgang von solchen Lexemen wie sich verpflichten,
verbinden eine wichtige Rolle, während die Verwendung des Modal-
verbs können im Laufe der Zeit zugenommen hat.

Die Zusammenstellung zeigt das Auftreten der Modallexeme in 
den beiden analysierten Satzungstexten.

Tabelle 9: Modallexeme in den Satzungstexten von 1803 und 1907

Modallexeme Wortzahl Wortzahl

müssen  6  4

sollen  41  1

können  26 (49)  23 (25)

dürfen (nicht)  11 
(alle negiert)

 5 
(davon 3 negiert)

hat …zu  8  12

ist … zu  4  4

verpflichtet sein / sich
verpflichten  18  2

Pflicht  5  1

verbunden sein  6  -

… verbindet sich …  2  -

nöthig sein  12  -

Recht haben  4  -

bedürfen / benötigen  1  4

obliegen  5  2

verantwortlich  1  1

ist festgesetzt  3  -

Es steht frei  3  -

berechtigt  -  2

erforderlich  -  7

Empirische Analyse



198

Textmuster im Wandel

Zusammenfassend kann hierbei festgehalten werden, dass sich die 
Satzungstexte aus den Jahren 1803 und 1907 auch darin unterschei-
den, in welchem Verhältnis die Realisierungen der Gebote, Verbote 
und Erlaubnisse zueinander stehen.

Tabelle 10: Gebote, Verbote und Erlaubnisse in den Satzungstexten  
von 1803 und 1907

Satzungstexte Gebote Verbote Erlaubnisse Insgesamt

aus dem Jahr 
1803

157 12 37
206 (1,87 % 
aller Lexeme 

im Text)

76,21 % 5,82 % 17,97 % 100 %

aus dem Jahr 
1907

38 3 28
69 (1,7 % 

aller Lexeme 
im Text)

55,07 % 4,34 % 40,59 % 100 %

Aus der Analyse wird ersichtlich, dass im ersten Text die Gebote 
mit 76,21 % überwiegen, während ihre Position im zweiten Text um 
21,14 % schwächer geworden ist. Zugunsten dieser Abnahme ge-
winnt die Verwendung der Erlaubnisse, die im zweiten Text um 22,62 
% zunimmt. Interessant dabei ist der konstante prozentuale Anteil an 
modalen Lexemen in beiden Satzungstexten. 

Die Veränderung des Obligation-Option-Verhältnises in den beiden 
Satzungstexten ist aus meiner Sicht auf folgende Aspekte zurückzu-
führen. Man könnte behaupten, sie bestätige die allgemeinsprachliche 
Entwicklungstendenz der Gesetzessprache, die den Übergang von ei-
ner absolutistisch-obrigkeitsstaatlichen zu einer konstitutionell-mo-
narchistischen Rechtsordnung widerspiegelt, welche zunehmend die 
demokratischen Bürgerrechte berücksichtigt, widerspiegelt, da die 
Obligationen als Beschränkungen und die Optionen als Sicherung 
der Bürgerrechte und -freiheiten interpretiert werden können. Diese 
Antwort scheint mir allerdings nicht sehr aufschlussreich zu sein. Die 
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Satzungen als Texte sind zwar eng in einem sozialen und rechtlichen 
Kontext verordnet, aber nur unmittelbar von den zentralen Aufsichts-
behörden abhängig. Dennoch zeigt dies, dass jegliche Gesetze und 
Bestimmungen ein Muster und eine Maßgabe auch für die Satzungen 
waren.

Auch Wahrnehmung und Ansehen der Vereine, ihr ´Image´ in der 
Gesellschaft – die Betonung der Freiwilligkeit, des Sozialen und De-
mokratischen – spiegeln sich in der Sprache der Satzungen in der 
Zunahme der Optionen wider.

Konzentriert man sich auf die lexikalische Ebene der beiden Sat-
zungstexte, so muss zuerst eine methodische Schwierigkeit angespro-
chen werden. Das Hauptproblem besteht dabei in der Bestimmung 
und Abgrenzung von Ausdrücken als fachsprachlich. Denn die Unter-
suchung der Textsorte Satzung nach dem Aufkommen von Fachaus-
drücken wird dadurch erschwert, dass die Qualifizierung von Ausdrü-
cken als fachlich oder nicht-fachlich zugleich von dem individuellen 
Vorwissen des Rezipienten abhängig ist. Dazu kommt noch bei einer 
diachronen Untersuchung die Schwierigkeit des Fachwortschatzes, 
da der fachliche Lexemaufwand referenziellen Erfordernissen folgt. 
Im Fall von Satzungen nimmt der notwendige Aufwand im Laufe des 
Untersuchungszeitraumes durch die rasche Entwicklung des Verwal-
tungs- und Rechtswesens stark zu. Deswegen sollen in der vorliegen-
den Arbeit die wichtigsten lexikalischen Entwicklungen mittels der 
Frames aufgedeckt werden. Auch auf die Verwendung der Funktions-
verbgefüge wird hier eingegangen.

Vergleicht man die zwei Satzungstexte, so fällt die Entwicklung 
derjenigen Fachbegriffe auf, die verwaltungsspezifischer und recht-
licher Sachverhalte möglichst eindeutig und mit hoher Informations-
dichte ausdrücken. Zu bemerken ist auch die Standarisierung einiger 
Begriffe. Während im ersten Text mehrere Bezeichnungen für das-
selbe Denotat gebraucht werden, zeichnet sich der zweite Text durch 
einen einheitlichen Gebrauch der vereinsrelevanten Lexeme aus.

Eine Standardisierung ist auch bei der Festigung einiger Funktions-
verbgefüge festzustellen, die in der folgenden Tabelle aufgelistet sind.

Empirische Analyse
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Tabelle 11: Funktionsverbgefüge in den Satzungstexten von 1803  
und 1907

Satzungstext von 1803 Satzungstext von 1907

In Obhut nehmen
Ehre erzeigen

Erkundigungen einziehen
In Betracht ziehen

In Kraft treten, bleiben
In Anspruch nehmen
Das Vertrauen hegen

Kenntnis erhallen
Maßnahmen treffen

Sorge tragen
Anwendung finden
Anordnung treffen

In Vorschlag bringen
Betrag erheben

Auffällig ist ebenfalls der Rückgang oder sogar das Verschwinden 
solcher Ausdrücken wie alsdann (13), mithin (1), zum Behufe (2), 
nebst (4), derselbe (31), dieselbe (11), dasselbe (6), solchergestalt, dass 
(3) und vermöge (3).

Eine mögliche Erklärung für den Rückgang ist die deutliche Tendenz 
zur Präzisierung im nominalen Bereich zu Ungunsten dieser Ausdrücke.

Auch auf der Satzebene sind wesentliche Unterschiede erkenn-
bar. Beim ersten Satzungstext sind Länge und Komplexität der Sät-
ze auffällig. 1803 haben die Sätze noch durchschnittlich 38 Wörter, 
also einen Satzlängen-Wert, der fast dem der zweiten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts201 entspricht. Im Satzungstext aus dem Jahr 1907 tref-
fen wir dagegen auf Sätze mit nur noch 23 Wörtern durchschnittlich. 
Die vielen Relativsätze, Folgen von Nebensätzen und Parenthesen im 
älteren Text tragen dazu bei, dass der transportierte Inhalt durch die 
zahlreichen Einschübe zwar anschaulich wirkt, aber das Verstehen in 
gewissem Maße beeinträchtigt wird. 

Die komplexe Syntax des ersten Satzungstextes ist auch dadurch be-
dingt, dass er in vielen Fällen die noch nicht definierte normative Wirk-
lichkeit der Gesellschaft umreißen und weiter konkretisieren musste.

201 Vgl. Brandt, W. (1991), S. 402. Brandt analysiert und vergleicht in diesem 
Beitrag die Gesetzestexte des 18., 19. und 20. Jahrhunderts.
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Vergleicht man die beiden Satzungstexte, so fällt die allgemein-
sprachliche Entwicklungstendenz auf, dass Nebensätze als explizite 
Ausdrucksweise für eingebettete, verknüpfte oder zusätzliche Aussa-
gen durch Nominalisierung und adnominative Attribute ausgedrückt 
werden202. Für diese Erscheinung sollen hier einige Beispiele ange-
führt werden:

1803 Der engere Ausschuss […] beruft alsdann einen größeren 
Ausschuss und alle neuen Vorgesetzten […].

1907 […] auf Berufung des Vorsitzenden tritt der Verwaltungs-
ausschuss zusammen.

1803 diese Zettel werden beim Eintritt in die Versammlung in 
einen verschlossenen Kasten geworfen.

1907 die Wahlen erfolgen durch die Abgabe der Stimmzetteln.
1803 Hierauf hat das Mitglied beim Kassierer das Eintrittsgeld 

gegen Quittung zu entrichten. Mit dieser Quittung verfügt 
es sich zum Vorsteher, um die Statuten zu unterschreiben, 
und erhält hierauf sein Diplom.

1907 Nach Zahlung des Eintrittsgeldes und des ersten Jahresbei-
trages erhält das aufgenommene Mitglied eine von dem 
Vorsitzenden und dem Schriftführer vollzogene Mitglied-
surkunde.

Auch der Prozess der Nominalisierung wird beim Vergleich der bei-
den Satzungstexte deutlich. Während der erste Text einen eher verba-
len Charakter hat, ist der zweite durch zahlreiche Nominalisierungen 
geprägt. 

§ 8.
Mit Zustimmung des Verwaltungsausschusses kann durch Zah-
lung von mindestens fünfhundert Mark auch für ein verstorbenes 
Mitglied zur Ehrung seines Andenkens die immerwährende Mit-
gliedschaft erworben werden.

Dies trägt dazu bei, dass der Satz zwar syntaktisch schlichter, die 
Verständlichkeit jedoch durch die nominale Erfassung der Sach-
verhalte beeinträchtigt wird. Die Tendenz zu Nominalisierungen ist 

202 Vgl. von Polenz, P. (1988), S. 41.
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aus pragmalinguistischer Betrachtung ein Signal für eine inhaltliche 
Komprimierung, Systematisierung und Präzision. 

Am Beispiel der Handlung „Zweck der Gesellschaft“ möchte ich 
zeigen, mit welchen sprachlichen und syntaktischen Mitteln sie rea-
lisiert wird. Auch hierbeit unterscheiden sich die verglichenen Sat-
zungstexte. Während wir für diese Handlung im ersten Satzungstext 
folgende Formulierung finden:

Obwohl nun von der gemeinschaftlichen Thätigkeit, und dem ge-
genseitigen Ideenwechsel mehrerer gebildeter Männer sich man-
ches Gute für das Allgemeine, besonders in Rücksicht der Sitten-
veredelung, erwarten läßt, so kennt doch die Gesellschaft für jetzt, 
nach Maßgabe ihrer gegenwärtig anwendbaren Kräfte, noch kei-
nen andern Zweck, als:

1) Unterstützung der Dürftigen
2) Verpflegung der Kranken, und
3) Verwendung für das Verdienst.

ist sie im zweiten Text reduziert auf einen Satz:

Die Gesellschaft bezweckt die Ausübung von Freundespflichten
gegen Mitglieder, die des Beistandes bedürfen.

Die Einleitung zu den grundsätzlichen Zielen der Gesellschaft zeich-
net sich im früheren Text durch einen offenen Charakter aus, der je-
doch eine gewisse Unsicherheit ausdrückt, die besonders in der For-
mulierung erwarten lässt erkennbar ist. Im späteren Satzungstext ist 
die Zielformulierung viel prägnanter und konkreter.

Weiterhin seien noch einige Bemerkungen zu den Lexemen ange-
fügt, die das Individuelle und Persönliche in beiden Satzungstexten 
hervorheben. Darunter fallen vor allem die alltagssprachlichen For-
mulierungen und die schmückenden Adjektive.

Im Satzungstext von 1803 sind viermal folgende Syntagmen zu 
finden:

Es versteht sich von selbst, daß sowohl die Kranken, als die gänz-
lich außer Thätigkeit gesetzten Dürftigen von allen Bei- [S. 9] 
trägen an die Gesellschaft befreit sind.
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Im Satzungstext von 1907 werden solche Formulierungen nicht mehr 
gebraucht. Diverse alltagssprachliche Elemente verschwinden aus dem 
Satzungstext, da sie nicht mehr zum Satzungsmuster passen. Im ersten 
Satzungstext erfüllen sie die Funktion einer Brücke zwischen dem For-
malen und dem Individuellen. Diese Formulierung weist darauf hin, 
dass der Inhalt des weiterführenden Satzes als selbstverständlich ange-
sehen werden kann. 

Auch solche metakommunikativen Wendungen zeugen davon, dass 
die Verfasser des Satzungstextes von 1803 sich in den Vereinsrechts-
normen ausgekannt und die üblichen Formulierungen gebraucht ha-
ben, jedoch an einigen Stellen ihre eigenen Erfahrungen unterstrei-
chen wollten. 

[…] so hat dennoch die Erfahrung gelehrt, daß manche für den 
guten Zweck der Gesellschaft sehr eingenommenen Mitglieder 
sich über die Formen, als über unbedeutende Nebendinge, leicht 
hinwegsetzen,[…] 

Im Satzungstext von 1907 sind solche Syntagmen nicht mehr zu fin-
den. Die metakommunikativen persönlichen Elemente verschwinden 
zugunsten von Objektivität und Sachlichkeit.

Dies ist auch ersichtlich an den schmückenden Adjektiven, die als 
Attribute bestimmte Sachverhalte oder Handlungen näher beschrei-
ben. Im ersten Satzungstext kommen zahlreiche solcher Kombinatio-
nen vor, die meistens eine metaphorische Gestalt annehmen.

Im erstern Falle hören ihre Theilnahme und Rechte bei der hiesi-
gen Gesellschaft auf, und schränken sich die gegenseitigen Rela-
tionen nur auf freundschaftliche Korrespondenz und Empfehlun-
gen ein.

Sie verpflichtet sich ferner, stets auf die Reinheit der Sitten bei
ihren Mitgliedern ein wachsames Auge zu haben, so daß ein Mit-
glied,[…]

Nach der Verpflichtung der Gesellschaft, jedes ihrer Mitglieder
auch im Tode nicht zu verlassen, wird sie nach einem weiter unten 
ausgeführten Gesetze dem Sterbenden nicht nur in dem entschei-
denden Augenblicke seines Ueberganges freundschaftlich beiste-
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hen, sondern ihm auch die letzte Ehre erzeigen, seinen Leichnam 
begleiten, und im nöthigen Falle auch für seine Beerdigung Sorge 
tragen. 

[…] daß alle übrigen Glieder ihre Funktionen ordentlich und 
pünktlich verrichten, und bei den Sessionen die Geschäfte mit An-
stand, Thätigkeit und den Statuten gemäß betrieben werden.

Mit dem Posten desselben sind eine Menge beschwerlicher, aber 
auch höchst wohlthätiger Pflichten verbunden, deren Ueberneh-
mung und pünktliche Erfüllung sehr verdienstlich sind, und zur 
größten Ehre gereichen. 

Dass dieser Satzungstext viele Elemente der Alltagsprache besitzt, 
ist nicht verwunderlich, da es noch keine etablierte Vereinspraxis 
und dementsprechend keine Muster für diese Textsorte gab. Im Ver-
gleich zum Satzungstext von 1907 erscheint der frühere Text als eine 
Sammlung von Anordnungen und Vorschriften, deren Verständlich-
keit durch vage Formulierungen und detaillierte Beschreibungen, die 
sich auch in der syntaktischen Komplexität niederschlagen, beein-
trächtigt wird.

Das Anschauliche im Satzungstext von 1803 wird noch deutlich in 
den offenen Formulierungen, die weniger einen deontischen Charak-
ter aufweisen als alternative Bedingungen der Normgültigkeit dar-
stellen.

Sobald ein Mitglied sich krank meldet, begiebt sich der Pflegevater
zu ihm, und fragt nach der Art von Fürsorge, die es von der Gesell-
schaft fordere: ob es sich dem Arzte der Gesellschaft anvertrauen 
wolle, oder einen andern verlange; ob es auf Kosten derselben 
kurirt seyn wolle, oder ob dieses nicht nöthig sey; ob im letzteren 
Falle jedoch die Gesellschaft die Auslage für seine Kur und Pflege
machen solle, und ob es seine Effekten und übriges Vermögen der 
Obhut derselben anvertrauen wolle oder nicht.

oder

So auch ist es seine Pflicht, wenn er bei einem andern Patienten,
der nicht zu Gesellschaft gehört, in Wartung ist, und zu einem 
Mitgliede gerufen wird, entweder bei jedem Kranken einen ande-
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ren Wärter in seine Stelle zu setzen, und zu dem Mitgliede der Ge-
sellschaft zu gehen, oder diesem einen erfahrnen und geschickten 
Krankenwärter anstatt seiner zu verschaffen.

Das Mitglied, dessen Einladungskarte unter denen, welche die Oe-
konomen nach der Jahresversammlung zurückerhalten (Abschn. II. 
§. 12.), aus dem Grunde nicht befindlich ist, weil dasselbe entwe-
der gar nicht, oder erst nachdem die Versammlung eröffnet war, er-
schienen, oder endlich zu früh weggegangen ist, zahlt drei Thaler.

Solche Handlungsmöglichkeiten aufzeigende Beschreibungen las-
sen dem Betroffenen keine Ermessensspielräume, sondern `verdon-
nern` ihn zur blinden Ausführung seiner Pflicht. Dass solche Passagen
im zweiten Text nicht vorkommen, bedeutet nicht, dass dieser Stil 
aus der Vereinspraxis verschwunden ist. Hier ist vielmehr eine Ver-
änderung des Textmusters auf der Makroebene zu verzeichnen. Denn 
solche Auftragsbeschreibungen und Bestimmungen zu einzelnen Ver-
fahren sind nicht länger in den Satzungen zu finden, sondern in den
Geschäftsordnungen der jeweiligen Vereine. Darauf verweisen im 
Satzungstext von 1907 folgende Formulierungen.

Bezüglich der Einberufung der Kommission, der Leitung der Ver-
handlungen derselben, der Protokolle usw. finden die für die Vor-
standssitzungen gegebenen Bestimmungen sinngemäße Anwendung.

Für die Prüfung des Rechnungsabschlusses und die Entlastung 
des Vorstandes sind die für die Jahresrechnung der Gesellschaft 
der Freunde geltenden Bestimmungen maßgebend.

Trotz der Zunahme vereinsrelevanter Gesetze bleibt die Satzung 
die Grundverfassung eines jeden Vereins.

An dieser Stelle ist es wichtig, noch einen anderen Punkt anzu-
sprechen, nämlich die Kohärenz stiftenden Elemente. Im ersten Sat-
zungstext verursachen die offenen und poetischen Formulierungen 
einige Kohärenzbrüche und auch der Aufbau der Rechtsnorm ist 
nicht durchgehend kohärent. Ein Verweis auf die Querverbindungen 
im Text wird durch folgende Mechanismen erreicht:

Alles in den letzten drei §. §. Enthaltene ist auf auswärtige Mit-
glieder nicht anwendbar; wohl aber dasjenige, was von der Un-
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terstützung eines Dürftigen, gänzlich außer Thätigkeit Gesetzten 
und chronisch Kranken festgesetzt worden. 

Im zweiten Satzungstext wird ein ähnliches Kohärenzinstrument 
verwendet:

Geht rechtzeitig die Annahme-Erklärung eines Gewählten nicht 
ein oder ist eine Wahl abgelehnt worden, so findet die Bestim-
mung des letzten Absatzes des § 21 Anwendung.

Das Mitglied, dessen Einladungskarte unter denen, welche die 
Oekonomen nach der Jahresversammlung zurückerhalten, aus 
dem Grunde nicht befindlich ist, weil dasselbe entweder gar nicht,
oder erst nachdem die Versammlung eröffnet war, erschienen, 
oder endlich zu früh weggegangen ist, zahlt drei Thaler.

In diesem Text verschwinden solche Verbindungselemente wie als-
dann und alsbald.

Die Gesellschaft als solche wird in den Satzungstexten von den 
Verfassern unterschiedlich wahrgenommen. Während zum Beispiel 
im ersten bestimmte Posten personifiziert werden, ist dies im zweiten
Text nicht der Fall. Hier haben wir es mit einem Perspektivwechsel 
zu tun.

denn von ihm [dem Vorgesetzten] wird Rechenschaft über alles, 
was die Gesellschaft angeht, gefordert.

§ 39.
Die ordentliche Hauptversammlung beschließt über den vorge-
legten Rechnungsabschluß, über Erteilung der Entlastung und 
über inzwischen nicht erledigte Erinnerungen der Revisoren und 
vollzieht die erforderlichen Wahlen. 

Im ersten Beispiel wird der Handlungsträger hervorgehoben, jedoch 
in einer passivischen Form. Im zweiten Satz wird eine unpersönliche 
Formulierung verwendet, die den Betroffenen /die Betroffenen gar 
nicht verbalisieren. Diesen Perspektivwechsel in der Wahrnehmung 
der Gesellschaft kann man darauf zurückführen, dass der Gesell-
schaft ein viel persönlicherer Stellenwert beigemessen wurde als dies 
hundert Jahre später der Fall war. Dies hängt auch damit zusammen, 
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in welchem Verhältnis Optionen und Obligationen in den Satzungs-
texten stehen.

Diese am Beispiel der beiden Satzungstexte vom Anfang des 19. 
und vom Anfang des 20. Jahrhunderts aufgedeckten Entwicklungs-
tendenzen sollen als exemplarisch angesehen werden. Die empirische 
Untermauerung einiger ausgewählten Aspekte erfolgt im nächsten 
Kapitel.

Empirische Analyse
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6. Entwicklung von Textmusterkonventionen
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In diesem Kapitel werden die 60 als Untersuchungskorpus identifizierten
Satzungstexte von 1787 bis 1912 analysiert. Die Analyse umfasst unter 
dem Aspekt der textsortenspezifischen Handlungsstruktur die Texte in
erster Linie, die einem diachronen Vergleich unterzogen werden.

Wie die ausführliche Untersuchung der Satzungstexte der Gesell-
schaft der Freunde von 1803 und 1907 gezeigt hat, ist es für die Er-
forschung der Entwicklungskonventionen von Satzungen relevant, 
die interne Struktur der konkreten Satzungstexte zu untersuchen, um 
dabei die Kontinuität und den Wandel dieser Textmuster festhalten 
zu können. Dabei ist die Analyse aus textsortenorganisatorischer Per-
spektive deswegen so wichtig, da die Teilhandlung als eine Mikro-
Einheit den Kern jeder Satzung ausmacht. Nur die Erfassung der Ver-
änderungen auf der Ebene der Teilhandlungen ermöglicht es ein kom-
plexes Bild der Entwicklung und Standardisierung der untersuchten 
Textsorte abzugeben.

 Davor wird die Aufmerksamkeit auf die außersprachlichen Ele-
mente der Textsorte „Satzung“ gelenkt und auf die nonverbalen festen 
Bestandteile eingegangen. Ferner werden die 60 Korpustexte analy-
siert, verglichen und somit die Entwicklungstendenzen der einzelnen 
Teilhandlungen im Laufe der Zeit aufgezeigt.
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6.1.1 Beschreibung der nonverbalen Eigenschaften

Die Untersuchung der nonverbalen Eigenschaften von Textmustern 
halte ich wie von Lage-Müller (1995) im Rahmen einer holistischen 
Analyse für unverzichtbar, „da formale Merkmale […] auch textsor-
tenspezifische Funktionen haben, wobei jedoch allein diese Merkma-
le in der Regel nicht ausreichen, um Textsorten abschließend zu klas-
sifizieren und zu beschreiben“203. Allerdings können die nonverbalen 
Eigenschaften nicht das ausschlaggebende Kriterium bei der Textmu-
sterbeschreibung sein, sie sollen aber wegen der textmusterspezifi-
schen Vorgaben bei der Textsortenanalyse mit einbezogen werden.

Solche Merkmale wie Erscheinungsort, typographische Aufmachung, 
Satzspiegel, Schrifttyp, Textanordnung und –verteilung und Rubrizie-
rung sind für die Identifizierung von Texten als Exemplare bestimm-
ter Texttypen mit bestimmten Textfunktionen wichtig. Zimmermann 
(1978:57f) macht darauf aufmerksam, dass „die extratextuellen Fak-
toren keine marginale Funktion [haben] […], sondern eine eminent 
wichtige Rolle [haben]: 1. bei der Sinnkonstitution: Sie […] geben 
dem Leser eine vorgängige Instruktion, wie der Text zu rezipieren 
ist. 2. Diese Faktoren steuern das Überhaupt der Rezeption. […] 3. 
Einige Faktoren dienen weiterhin zur Verkettung von Einzeltexten zu 
Einheiten noch höherer Ebene“ […] „Allein diese Beispiele haben 
gezeigt, dass diese Faktoren so etwas mit sich tragen, was man wohl 
Bedeutung nennen muss, denn sie werden von den Rezipienten als 
Indikatoren für bestimmte Qualitäten entziffert und augenscheinlich 
auch von den Produzenten als solche eingesetzt“204. Diese bewusste 
Signale oder Instruktionen hängen insofern eng mit dem zweiten As-

6.1 Textsortenorganisatorische Aspekte

203 von Lage-Müller, K. (1995), S. 105.
204 Zimmermann, K. (1978), S. 57f.
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pekt, dem Verwendungskontext zusammen, als dass sie sich in einem 
bestimmten Handlungsbereich als feste Elemente etabliert haben.

Im Rahmen dieser Studie werden folgende Merkmale berücksich-
tigt: die Textbegrenzung, der Textumfang, die Anordnung der Textele-
mente sowie typographische bzw. graphische Aspekte.

Die im Untersuchungskorpus gesammelten Satzungstexte liegen 
meistens in gedruckter Form vor. Sie wurden den Mitgliedern sowohl 
handschriftlich als auch in gedruckter Form zur Verfügung gestellt, 
öfters auch mit Berichten und dem Verzeichnis der Mitglieder. Auch 
für die Aufsichtsbehörde wurden die Satzungstexte entweder hand-
schriftlich angefertigt oder in gedruckter Form eingereicht. Daher ha-
ben die meisten Satzungstexte die Form einer Broschüre oder eines 
Büchleins verschiedener Größe, wobei die Größe DIN A5 dominiert.

Die meisten Satzungstexte haben auch ein Deckblatt mit Angaben 
zum Verein, dem Datum und Ort der Annahme der Satzung sowie 
dem Ort und Datum des Druckes. Dabei wurden auch zahlreiche gra-
phische Elemente verwendet.

Tabelle 12: Übersicht über Satzungen mit und ohne Deckblatt

Prozentualer Anteil

Satzungen mit Deckblatt 58 %

Satzungen ohne Deckblatt 42 %

Im Korpus gibt es insgesamt 35 Satzungen, die über ein Deckblatt 
verfügen. Der Rest, also 25, haben keins. Wichtig ist es an dieser Stel-
le, die Frage zu stellen, wie die Deckblätter der Satzungen aufgebaut 
sind und wie sie sich im Laufe der Zeit verändert haben.

Die Beispiele zeigen die graphische und topographische Vielfalt des 
Deckblattes.

Neben dem Titel, der sich zentriert im oberen Teil des Deckblatts be-
findet, werden zwei graphische Elemente verwendet, die hier schmü-
ckenden Charakter haben und vor allem als Platzhalter fungieren. Im 
unteren Teil des Deckblattes tauchen zudem Angaben zum Ort der 
Veröffentlichung und der Druckerei auf.

Entwicklung von Textmusterkonventionen
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Abbildung 6: Statut des Kunst-Vereins für Neu-Vorpommern und Rügen

Im zweiten Beispiel, dem Statut des Erziehungs-Vereins in Altona 
von 1897, erscheint das Deckblatt ohne jegliche graphische Schmuck-
elemente. Es zeichnet sich durch Schlichtheit und Sachlichkeit aus, 
zumal das Deckblatt auch die wesentlichen Informationen zur Ver-
einigung wie das Gründungsjahr, den Gründungsvater sowie Anga-
ben zur Druckerei enthält. Ergänzend dazu wird im unteren Teil des 
Deckblatts eine prachtvolle Zierlinie verwendet, die hier ebenfalls die 
Funktion eines Platzhalters übernimmt. 
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Abbildung 7: Statut des Erziehungs-Vereins in Altona von 1877 

Ganz ähnlich ist das Deckblatt des Vereins „Herold“ von 1882 struk-
turiert. Auffällig ist an diesem Deckblatt einzig das Vereinswappen, 
das hier noch um einige Schmuckelemente ergänzt wurde.

Entwicklung von Textmusterkonventionen
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Abbildung 8: Statut des Vereins „Herold“ zu Berlin

Als erstes Ergebnis zeigt sich bei der Analyse, dass die Deckblät-
ter der meisten Satzungen sehr ähnlich aufgebaut sind und ähnliche 
Zierelemente verwendet wurden. Die topographische Gestaltung der 
Deckblätter ändert sich auch im Laufe des Untersuchungsraumes 
nicht. Nicht konstant sind jedoch die schmückenden Elemente. Seit 
den 1870-er Jahren ist die Tendenz zu verzeichnen, dass die Deck-
blätter fast nur mit einer Zierlinie bzw. einem graphischen Element 
versehen sind. Die Verwendung dieser Elemente hängt insgesamt mit 
Entwicklungen in der Drucktechnik zusammen, die man jedoch nicht 
als vereinspezifisch bezeichnen kann.

Anhand der ermittelten Daten über die Deckblätter lässt sich eine 
idealtypische formale Grundstruktur des Deckblatts einer Satzung 
feststellen:
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Abbildung 9: Muster-Deckblatt

STATUT

des Vereins

NAME

in

Ort

Graphisches Element

Gedruckt in

Wie sich aus dem Vergleich ergeben hat, ist das Deckblatt bei 42 % 
der Satzungen nicht vorhanden. Das Fehlen des Deckblattes ist in 
meisten Fällen erklärbar. Zum einen sind die Satzungstexte aus einer 
Sammelpublikation eines Vereins kopiert worden, in der auch andere 
Vereinstexte wie Berichte und Mitgliederverzeichnisse veröffentlicht 
waren. Zum anderen waren einige Satzungsbroschüren so produziert, 
dass sie nur aus einen Umschlag und dem eigentlichen Text bestanden. 
Dies ist besonders bei kleineren Vereinen festzustellen, die aus finan-
ziellen Gründen auf das Deckblatt verzichteten. In vielen Fällen konn-
ten die graphischen Elemente insofern gerettet werden, als die ersten 
Seiten des Satzungstextes mit einer Überschrift geschmückt wurden.

Eine Balkenüberschrift tritt fast immer dann auf, wenn eine Sat-
zung über kein Deckblatt verfügt. Anhand der gesammelten Materi-
alien lassen sich folgende Überschriftarten erkennen:

– Überschrift mit einem Initialbuchstaben,
– Überschrift mit Zierschrift,
– Überschrift mit normaler Schrift.
Durch die Überschrift wird für den Rezipienten die Möglichkeit 

eines selektiven Lesens geschaffen. Der Inhalt der Überschrift ist in 
allen untersuchten Satzungstexten darauf beschränkt, den Namen des 
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Vereins anzugeben. Auch hier werden weitere kleinere graphische Ele-
mente benutzt, die die Überschrift vom eigentlichen Text trennen. Am 
häufigsten werden Zierlinien verwendet, die in diesen Satzungstexten
überwiegend die Funktion einer Textklammer übernehmen und für ein 
klammereröffnendes bzw. klammerschließendes Element stehen.

Im Korpus gibt es nur einen Satzungstext, in dem die Überschrift mit 
einem vergrößerten und verzierten Anfangsbuchstaben vorkommt.

Abbildung 10: Gesetze des Montags-Klubs von 1787

Hier stellt die Zierschrift mit zum Buchstaben passenden Graphi-
ken illustrierte Initialen dar.

Wie sich das Verhältnis der Überschriften mit Zierschrift zu denen 
mit normaler Schrift darstellt, zeigt die folgende Tabelle.
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Tabelle 13: Überschriftsform in den Satzungen

I. 
Periode

II. 
Periode

III. 
Periode

IV. 
Periode

V. 
Periode

Überschrift mit 
Zierschrift 57 % 60 % 60 % 40 % -

Überschrift mit 
normaler Schrift 43 % 40 % 40 % 60 % 100 %

Wie der Tabelle zu entnehmen ist, sind Überschriften mit Zier-
schrift besonders in den ersten drei Zeitabschnitten vertreten. Nur im 
Zeitraum von 1897 bis 1915 wird die Überschrift mit einer normalen 
Schrift und ohne jegliche Zierelemente dargestellt. 

Abbildung 11: Statut des Miethe-Hülfs-Vereins in Altona von 1869
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Das obige Beispiel zeigt, wie sich eine besonders feierliche und mit 
einigen Zierelementen versehene Überschrift mit Hilfe einer Zierli-
nie vom Text abhebt. Verzierungen und die kunstvolle Gestaltung der 
Überschriften erfreuten sich im 19. Jahrhundert großer Beliebtheit. 
Eine Zierschrift stellt im Sinne der klassischen Lesetypographie keine 
innovative Bereicherung des Alphabets dar, da in ihrer Formgebung 
der grafische Entwurf und nicht die Ästhetik im Sinne der Lesbarkeit
im Vordergrund steht. Sie wird in Satzungstexten deshalb überwie-
gend – meist in großen Schriftgraden – als Trend- und Schmuck-
schrift bzw. als Gestaltungselemente verwendet. 

Ein wichtiges Instrument zur Beschreibung der Entwicklungskon-
vention der Textsorte Satzung ist der Umfang dieser Textsorte. Da die 
Größe der Satzungstexte von der Schriftgröße abhängig ist, ist es äu-
ßerst schwierig, den Umfang der Texte für wissenschaftliche Zwecke 
angemessen manuell zu erfassen. Deswegen habe ich mich entschie-
den, die Zahl der Paragraphen der Textumfangsanalyse zugrunde zu 
legen.

Tabelle 14: Paragraphenzahl in den Satzungen

I. 
Periode

II. 
Periode

III. 
Periode

IV. 
Periode

V. 
Periode

Durchschnittliche 
Paragraphenzahl 40 33 24 26 25

Es zeigt sich also, dass die Zahl der Paragraphen in den Satzungs-
texten in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts sukzessive abnimmt 
und in der zweiten Hälfte fast konstant bleibt. Eine interessante Beob-
achtung lässt sich machen, wenn man sich die Diskrepanz der Paragra-
phenzahl innerhalb des ersten Zeitabschnittes anschaut: Auf der einen 
Seite gibt es im Korpus Satzungstexte mit zehn Paragraphen, auf der 
anderen Seite gibt es einige Satzungen, deren Paragraphenzahl sich 
auf über 100 beläuft. Als einen Grund hierfür sehe ich die Größe der 
Vereine, ihre komplexen Strukturen und ihre überregionale Tätigkeit.

Die Abnahme der Paragraphenzahl fällt in den Zeitraum von 1850 
bis 1870 und ist meines Erachtens nur im Kontext der politischen 
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Ereignisse zu interpretieren. Mit den Restriktionen im Bereich des 
Vereinswesens vom 11. März 1850, die Einschränkungen vor allem 
im Versammlungsrecht zur Folge hatte, ist die Zahl der Vereinsgrün-
dungen zwar nicht zurückgegangen. Die Restriktionen haben jedoch 
vermutlich die Qualität des Satzungstextes dahingehend beeinflusst,
dass einzelne Bestimmungen knapper und komplexer festgelegt wur-
den. Die Satzungstexte sind in ihrem Umfang geringer geworden und 
die Aufbaustrukturen überschaubarer, ohne jedoch den wesentlichen 
und notwendigen Inhalt verloren zu haben. 

6.1.2 Außersprachliche Gliederungselemente

Unter Gliederung versteht man die Aufteilung eines ganzen Textes in 
mehrere strukturelle Bereiche, die in sich weitgehend abgeschlossen 
sind, aber aus dem Ganzen als Einheit nicht entfernt werden können, 
ohne es unvollständig zu machen. Ein wichtiges Gliederungselement 
von normativen Texten ist das Paragraph. Die Gliederung einer Sat-
zung nur mit fortlaufend nummerierten Paragraphen kann nach obiger 
Definition bestimmte thematische Bereiche voneinander abgrenzen.
Bei längeren Texten kann es ebenfalls möglich sein, dass diese Pa-
ragraphengliederung mit zusätzlichen Elementen wie Überschriften 
versehen wird. Eine Überschrift umfasst kurz und prägnant den Inhalt 
der darauf folgenden Paragraphen. Im Fall von Satzungen beinhal-
ten die Überschriften den inhaltlichen Kern und dienen der groben 
Orientierung. Zwei Bespiele sollen zeigen, wie die Überschriften in 
unterschiedlichen Satzungstexten formuliert wurden.

Das Beispiel der Naturforschenden Gesellschaft zu Danzig von 
1834 zeigt darüber hinaus, dass die fortlaufend nummerierten Para-
graphen mit den Überschriften übereinstimmen können.

§. 1. Zweck der Gesellschaft, 
§. 2. Mittel zur Erreichung ihres Zweckes, 
§. 3. Form der Gesellschaft, 
§. 4. Ämter, 
§. 5. Versammlungen, 
§. 6. Ordentliche Versammlungen, 
§. 7. Vorlesungen und Versuche, 
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§. 8. Einführung von Gelehrten oder Freunden der Wissenschaft, 
§. 9. Ausserordentliche Versammlung, 
§. 10. Berathschlagung, 
§. 11. Beschlüße, 
§. 12. Fonds und Beiträge, 
§. 13. Sammlungen der Gesellschaft, 
§. 14. Wahl und Einführung neuer Mittglieder, 
§. 15. Austritt und Auschluss aus der gesellschaftlichen Verbin-

dungen,
§. 16. Gedächtnissfeier verstorbener Mitglieder, 
§. 17. Vorbehalt der Mitglieder

Die Überschriftenstruktur in der Satzung der Gesellschaft der Freun-
de von 1896

 I. Von der Gesellschaft im Allgemeinen (§. 1-5), 
 II. Organe der Gesellschaft (§. 6-22), 
 III. Mitgliedschaft (§. 23-29.), 
 IV. Von den Mitteln der Gesellschaft und deren Verwendung 

(§. 30-40), 
 V. Hauptversammlung und Wahlen (§. 41-46), 
 VI. Statutsänderung und Auflösung der Gesellschaft (§. 47), 

Staatsaufsicht (§. 48), Übergangsbestimmungen (§. 49)

Betrachtet man die Satzungen, die über eine Überschriftenstruktur 
verfügen, so fällt zunächst auf, dass sich die Überschriftensyntax nicht 
voneinander unterscheidet. In den meisten Fällen referieren sie die in-
terne Struktur einer Rechtsnorm. Dies wird besonders dann deutlich, 
wenn man die Satzungstexte mit der von Schröder (2003) entwickel-
ten Indem-Methode analysiert und die internen Handlungsstrukturen 
aufzeigt, die sich mit den Überschriften decken.

Nun soll es ein Blick auf die Gliederung der Satzungstexte gewor-
fen werden. Die Entwicklung der normativen Textgestalt hat eine Fül-
le von Gliederungsmitteln auf der Textebene hervorgebracht. Auf die 
Paragraphen und Überschriften wurde schon oben hingewiesen, wes-
halb jetzt nur noch auf die möglichen Kombinationen verschiedener 
Gliederungsmittel eingegangen werden soll. Für die Analyse ergeben 
sich drei Kategorien der Satzungsgliederung:
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a) Satzungen nur mit durchnummerierten Paragraphen
b) Satzungen mit Überschriften und
c) Satzungen mit Überschriften und weiteren Gliederungselementen
Ein Beispiel für eine Satzung mit Überschriften ist die des Berliner 

Kinderschutz-Vereins von 1881.

Zweck des Vereins Überschrift
§. 1.-2a. Paragraphen
Mittel zum Zweck Überschrift
§. 3 A u. B Paragraphen
Mitgliedschaft Überschrift
§. 4 a, b, c Paragraphen

Die Überschriften können im Weiteren mit römischen bzw. arabi-
schen Ziffern oder Buchstaben wie A, B, C versehen werden.

Als Beispiel für eine Satzung mit Überschriften und weiteren Glie-
derungselementen lässt sich das Statut (bzw. die Grundgesetze) für 
die Casino-Gesellschaft in Berlin (1809) heranziehen. Hier findet sich
eine große Zahl an möglichen zusätzlichen Gliederungselementen: 

Erster Abschnitt Abschnitt
1. Zweck der Casinogesellschaft Überschrift
§. 1-5. Paragraphen
2. Ordentliche monatliche Versammlungen Überschrift
§. 6-10 Paragraphen
Zweiter Abschnitt Abschnitt

Oder das Statut der historisch-theologischen Gesellschaft (1830):

§. 1 Paragraph
Gebiet ihrer Tätigkeit Überschrift
I. Im Allgemeinen Unterpunkt
II. Im Besonderen Unterpunkt
1) In Ansehung der Quellen Unterpunkt
2) In Ansehung der Thatsachen Unterpunkt
§. 5 Paragraph
Übungen der Gesellschaft Überschrift
1) Von Seiten des Präses Unterpunkt
2) Von Seiten der Mitglieder Unterpunkt
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Diese Form der Satzungsgliederung ist für den Leser nicht immer 
nachvollziehbar oder sogar befremdlich, da eine solche Mehrfach-Ein-
teilung eine sich überschneidende Struktur schafft, die es erschwert, 
die Stufen der Wichtigkeit zu erkennen und die Inhalte zuzuordnen.

Ein weiteres Element, das teilweise auch Gliederungsfunktion über-
nimmt, ist die kursive Markierung. Diese Art der Hervorhebung dient 
dazu, die Übersichtbarkeit und damit auch die Verständlichkeit zu 
erhöhen. Auch der Absatz ist ein wichtiges Gliederungsmittel, das in 
vielen Fällen eine Gliederungsfunktion innerhalb eines Paragraphen 
übernimmt.

In der Tabelle soll gezeigt werden, welche Überschriftart in welcher 
Periode dominiert.

Tabelle 15: Überschriftarten in den Untersuchungszeiträumen

I. 
Periode

II. 
Periode

III. 
Periode

IV. 
Periode

V. 
Periode

Satzungen nur mit 
durchnummerier-
ten Paragraphen

36 % 50 % 62 % 44 % 38 %

Satzungen mit 
Überschriften 52 % 50 % 38 % 56 % 62 %

Satzungen mit 
Überschriften und 
weiteren Gliede-
rungselementen

12 % - - - -

Insgesamt lässt sich eine deutliche Zunahme derjenigen Zahl der 
Satzungen feststellen, die mit durchnummerierten Paragraphen und 
Überschriften versehen sind. Nur in der dritten Periode steigt die Zahl 
der Satzungen mit nur durchnummerierten Paragraphen. Dies mag 
auch daran liegen, dass einige Satzungstexte aus diesem Zeitrahmen 
eher aus kleineren Vereinen kommen und die Texte auch vom ihren 
Umfang her relativ überschaubar sind. Dies zeigte die Paragraphen-
zahl: Sie beläuft sich durchschnittlich auf 24 und bedarf aufgrund des 
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geringen Umfangs auch keiner weiteren Gliederungsmittel. Ersicht-
lich ist hier auch die allgemeine Tendenz zu mehr Überschaubarkeit, 
die sich eben in der systematischen Strukturierung ausdrückt.
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In diesem Kapitel werden die einzelnen Teilhandlungen des Textmu-
sters Satzung, die als notwendige Satzungsinhalte nach dem BGB gel-
ten, jeweils einer detaillierten Analyse unterzogen. Sie erfolgt nach 
den in Kapitel 4.3 beschriebenen Zeiträumen. Konkret bedeutet dies, 
dass exemplarisch ein Textausschnitt aus einer Satzung untersucht 
wird, der die jeweilige Bestimmung zum Gegenstand hat, die wieder-
um für das angenommene Zeitsegment repräsentativ ist.

Als Pflichtbestandteile einer Vereinssatzung gelten nach §§ 21 ff. 
BGB Bestimmungen über:

– den Namen und Sitz des Vereins,
– den Zweck und die Mittel des Vereins,
– die Form des Ein- und Austritts der Mitglieder,
– die zu leistenden Beiträge der Mitglieder,
– die Bildung des Vorstandes,
– die Einberufung der Mitgliederversammlung sowie
– die Beurkundung der Beschlüsse.
Diese Bestimmungen bilden die Grundlage und den Ausgangspunkt 

für die weitere Analyse, da sie die Grundelemente des Textmusters 
Satzung ausmachen. Die Gründe für diese Vorgehensweise wurden 
im Kapitel 4.1 dargestellt.

Das Ziel dieser Analyse ist es sichtbar zu machen, wie sich die Teil-
handlungen innerhalb des angenommen Zeitraumes entwickelt haben. 
Diese vorgeschlagene Herangehensweise ermöglicht einen umfassen-
den Einblick in die Zusammenhänge und Relationen der einzelnen 
Teilhandlungen untereinander sowie ihre Entwicklungsstadien. Da-
bei wird das Hauptaugenmerk auf den Inhalt und die Aufgaben dieser 
Teilhandlung gelenkt. 

6.2 Erfassung der Konstituenten des Textmusters Satzung
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6.2.1 Der Name des Vereins

Der Name einer Vereinigung ist Individualitäts- und Identitätskenn-
zeichen und dient zugleich der Unterscheidung von anderen Organi-
sationen. Jeder Verein durfte und darf seinen Namen grundsätzlich 
frei wählen, doch sind dabei die Grundsätze der Namenswahrheit, der 
Namensklarheit und des Namensschutzes Dritter zu beachten. Dem 
Name einer Vereinigung kommt ferner auch eine Integrationsfunkti-
on zu: Er ist die Bezeichnung, unter der sich die Mitglieder sammeln 
und als Verein in der Öffentlichkeit auftreten. 

Betrachtet man die Namen der im Korpus befindlichen Vereinigun-
gen, so kann man feststellen, dass sie in der Struktur unterschiedlich 
sind. Im Untersuchungskorpus sind in erster Linie folgende Grund-
wörter von jedem Namen zu erkennen: Gesellschaft, Club oder Ver-
ein. Vor der Analyse der Verwendung der Grundwörter in den Verei-
nigungsnamen soll kurz auf die Bedeutung dieser Bezeichnungen 
eingegangen werden. 

Historische Wörterbücher wie die von Adelung (1793) und Grimm 
belegen folgende Bedeutung dieser Bezeichnungen. Während Ade-
lung Gesellschaft als Die persönliche Versammlung mehrerer zu ei-
nem gemeinschaftlichen Endzwecke definiert und auf Phänomene der 
Geselschaft hinweist wie z.B. „die Versammlung zum freundschaftli-
chen Umgange. […] Eine einfache Gesellschaft, einzelne zu Einem 
Zwecke verbundene Personen, im Gegensatze einer zusammen ge-
setzten, in welcher sich ganze einfache Gesellschaften als einzelne 
Personen und Glieder verhalten“, ist die Gesellschaft für Grimm als 
Ausdruck für „genossenschaft, die zu gewissen zwecken gestiftet ist 
oder bestimmte verpflichtungen hat“. Neu ist hier die Rede von Ver-
pflichtungen, die darauf hinweisen, dass die Mitgliedschaft in einer
Gesellschaft auch bestimmte Rechte und Pflichten mit sich bringt.
Ferner werden bei Grimm einige Beispiele für Gesellschaften aufge-
führt: gelehrte, wissenschaftliche gesellschaft. Darüber hinaus findet
man bei Grimm auch einen wichtigen Hinweis zur Verwendung die-
ses Begriffs: vielgebraucht im bürgerlichen leben, corporation, ver-
ein, z. b. zur förderung und pflege von künsten und fertigkeiten, der 
bildung, gesittung, der geselligkeit, zur wahrung gewerblicher u. a. 
interessen u.s.w. 
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Weniger ausführlich sind die Angaben in beiden Wörterbüchern zu 
dem Lexem Verein. Adelung beschreibt den Verein als ein von dem 
Zeitworte vereinen nur im Oberdeutschen übliches Hauptwort, für Ve-
reinigung, Verbindung. Grimm definiert den Begriff als verbindung 
zur einheit […] das durch vereinigung verbundene.

Auch das Lexem Club/Klub findet kein so großes Interesse und wird 
bei Adelung definiert als „eine Gesellschaft mehrerer Personen zu ei-
ner gewissen Absicht und bei Grimm als geschlossene gesellschaft“.

Tabellarisch lässt sich die Verteilung der Häufigkeitsvorkommen
der verschiedenen Grundwörter in den Vereinigungsnamen wie folgt 
veranschaulichen:

Tabelle 16: Häufigkeitsvorkommen der Grundwörter

I. 
Periode

II. 
Periode

III. 
Periode

IV. 
Periode

V. 
Periode

Gesellschaft 70 % 16 % 12 % 12 % 12 %

Club 12 %   9 % - 19 % -

Verein 18 % 75 % 88 % 69 % 88 %

Es zeigt sich also, dass diese Grundwörter in den jeweiligen Zeit-
abschnitten unterschiedliche Verwendung gefunden haben. Während 
im ersten Zeitsegment die Bezeichnung Gesellschaft mit 70 % do-
miniert, so wird in den nächsten vier Zeitabschnitten das Grundwort 
Verein verwendet. Eine Alternative dazu stellt das Wort Club/Klub dar, 
das im Korpus, besonders im vierten Zeitsegment in 19 % der Namen 
vorkommt. 

Betrachtet man die Namen der untersuchten Vereinigungen, so fällt 
zunächst auf, dass sie syntaktisch auf unterschiedliche Weise das Be-
stimmungswort herangezogen haben. Insgesamt lassen sich folgende 
Typen der Namensstruktur differenzieren:

1) Grundwort + Präposition + Zweckbestimmung + Zweckbeschrei-
bung

 – Verein zur Erziehung sittlich verwahrloster Kinder in Berlin
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 – Deutsche Gesellschaft zur Erforschung vaterländischer Spra-
che und Alterthümer

 – Schlesische Gesellschaft für vaterländische Cultur
 – Evangelischer Verein für soziale Zwecke

2) Zweckbestimmung + Grundwort + Wirkungsort
 – Historisch-theologische Gesellschaft zu Leipzig
 – Vorschuß-Verein im Riesengebirge zu Schmiedeberg in Schle-

sien 
3) Grundwort + Wirkungsort

 – Danziger Club
 – Club-Gesellschaft zu Aurich

4) Grundwort + Zweckbestimmung
 – Gesellschaft der Freunde
 – Humanitäts-Gesellschaft

5) Grundwort + Eigennamen (+ Zweckbestimmung)
 – Verein „Herold“ zu Berlin
 – Deutsche Zentralstelle für Jugendfürsorge e.V.

Zusammenfassend kann hier festgehalten werden, dass anhand des 
Untersuchungskorpus folgende Tendenzen bei der Namensstruktur 
und Namensgebung zu verzeichnen sind: Es wird bei der Namensge-
bung auf die Klarheit geachtet und das Besondere dieser Vereinigung 
betont. Allerdings halten sich nicht alle Vereine an diese Regel. Ferner 
fällt auf, dass die Vereine des ausgehenden 19. Jahrhunderts seltener 
als zuvor Grundwörter wie Verein, Gesellschaft oder Klub gebrauchen 
und stattdessen eher den Eigennamen in den Vordergrund stellen.

6.2.2 Zweck und Mittel des Vereins

Der Angabe des Vereinszwecks in der Satzung kommt in mehrfacher 
Hinsicht eine besondere Rolle zu. Sie war im 6. Titel des ALP (von 
Gesellschaften überhaupt) § 28 sowie in § 57 Abs. 1 BGB zwingend 
vorgeschrieben für einen Verein, der die Eintragung ins Vereinsregi-
ster erstrebte. Die Notwendigkeit ergab sich auch aus anderen Grün-
den. Da z.B. in der Zeit des Vormärz die Bildung von politischen Ver-
einen nicht zulässig war, konnte das Programmatische eines Vereins 
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nur aufgrund der niedergeschriebenen Ziele erkannt werden. Auch 
konnte die Registrierung eines Vereins im Vereinsregister nur dann 
erfolgen, wenn er keine wirtschaftlichen Ziele verfolgte.

Der Zweck des Vereins beschreibt das Ziel und das Programm der 
Organisation und ist damit auch der Beweggrund der zielgerichteten 
Vereinstätigkeit. Damit steckt er ebenfalls den Handlungsrahmen für 
die Vereinsorgane ab, deren Tätigkeit sich an den Vereinszweck hal-
ten muss. Der Zweck des Vereins kann strategisch und/ oder operativ 
definiert werden. Darüber hinaus werden neben den Vereinszielen 
auch die Mittel aufgelistet, mit denen die vereinbarten Zwecke bzw. 
Aufgaben erreicht werden können. Die Unterscheidung von Zielen 
und Aufgaben erlaubt eine abgestufte Konkretisierung. Die Ziele 
werden in meisten Fällen eher allgemein und dauerhaft formuliert 
und haben auch ideellen Charakter. Dadurch gewinnt der gemeinsa-
me Vereinszweck auch eine Integrationsfunktion. Ein Zweck wird in 
einem kausalen Verhältnis definiert und ist abhängig von einem die 
Zwecksetzung und -verwirklichung kalkulierenden Willen. In dieser 
Kausalität geht der Zweck dem gewählten Mittel – dem zwischen 
Zweck und Wirkung liegenden –, dem die Wirkung oder das Ziel 
folgt, voraus. Deswegen treten die beiden Teilhandlungen in allen Sat-
zungstexten nacheinander auf.

Zusammenfassend kann man folgendes Muster für die Beschrei-
bung von Zweck und Mittel eines Vereins festhalten:

Der Zweck eines Vereins wird definiert, indem aufgeführt wird,
– welchen Bedarf die Vereinstätigkeit decken soll und
– welche Wirkung die zielgerichtete Handlung haben soll
Die Mittel des Vereins werden definiert, indem beschrieben wird,
– welcher Instrumente sich der Verein bedient, um die Ziele zu er-

füllen.
Die untersuchten Satzungstexte enthalten alle Bestimmungen über 

den Zweck und die Mittel der Vereine, unabhängig vom Zeitabschnitt.
Nun soll an einigen Beispielen aufgezeigt werden, wie die Teilhand-

lungen „Vereinsziele und Mittel des Vereins“ in den fünf Zeitabschnit-
ten sprachlich und substanziell realisiert werden.

Die Schlesische Gesellschaft für vaterländische Cultur (I/1812) de-
finiert ihre Ziele folgendermaßen:
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§. 1. Es sollen viele Männer von Geist, von Kenntnissen, Einsichten 
und Gemeinsinne in Schlesien mit einander verbunden werden.
§. 2. Diese vereinigen sich zu belehrenden Unterhaltungen, zu ge-
meinschaftlichen Untersuchungen wissenschaftlicher oder solcher 
Gegenstände, welche den Namen gemeinnütziger verdienen.
§. 3. Zur vollständigen Erreichung dieser Absicht wollen sie sich 
insbesondere bemühen, die Hülfsmittel zu wissenschaftlichen und 
anderen Untersuchungen, welche für die Beförderung der Geistes- 
und Gewerbscultur oder für das Wohl des Vaterlandes überhaupt 
von Wichtigkeit sind, aufzubringen und ein Museum zu stiften, in 
welchem besonders die der Provinz Schlesien eigenthümlichen 
Schätze der Literatur, Natur und Kunst in der möglichsten Voll-
ständigkeit aufgesammelt werden sollen.

In diesem Ausschnitt ist ersichtlich, wie pathetisch und würdevoll 
die Zweckformulierung wirken sollte. Ausdrücke wie Männer von 
Geist, von Kenntnissen weisen darauf hin, dass sich die Gesellschaft 
eher an Intellektuelle richtet, die sich zwecks Weiterbildung und Pfle-
ge der vaterländischen Kultur versammeln. 

Interessant ist hier auch der kohärente Aufbau von Zielen und Auf-
gaben, der mit dem Ausdruck zur vollständigen Erreichung dieser 
Absicht wollen sie… hergestellt wird. Auch die Aufgaben wie Unter-
suchungen, welche für die Beförderung der Geistes- und Gewerbscul-
tur oder für das Wohl des Vaterlandes überhaupt von Wichtigkeit sind, 
aufzubringen sind sehr allgemein und gehoben definiert. So konnten
die Männer von Geist ihr Engagement legitimieren, indem sie sich 
für das Wohl des Vaterlandes als höchstes Gut einsetzen.

Diese teilweise abstrakten Formulierungen im Hinblick auf Zweck 
und Aufgaben sind üblich im ersten untersuchten Zeitabschnitt. Spür-
bar ist eine gewisse Naivität und Ahnungslosigkeit in Bezug auf die 
Realisierbarkeit der sich selbst gestellten Ziele und deren Anpassung 
an entsprechende Mittel. 

Viel konkreter wurde diese Bestimmung in der Satzung des Vereins 
der Kunstfreunde im Preußischen Staate (II/1832).

Zweck des Vereins und Mittel zu dessen Erreichung
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§. 1.
Der Zweck des Vereins ist die Beförderung der Kunst und die Ver-
bindung des Antheils an derselben.
§. 2.
Er umfasst alle bildenden Künste, namentlich die Bildnerei in 
Marmor und Erz, die Malerei, die Baukunst, das Kupferstechen, 
das Steinschneiden und Prägen von Denkmünzen.
§. 3.
In der Absicht die Kunst im höchsten Sinne des Wortes zu beför-
dern, und in der Überzeugung, dass auch bedeutende Mittel durch 
Zersplitterung unwirksam werden, beschränkt der Verein seine Tä-
tigkeit auf Unterstützung zur Hervorbringung oder Herausgabe 
ausgezeichneter Kunstwerke.
§. 4.
In der ersten Beziehung wird er Preisbewerbungen für anzuferti-
gende Kunstwerke anstellen und schon vorhandene ankaufen, in 
der letzteren zur Ausführung von Modellen in Marmor oder Erz, 
von Zeichnungen in Gemälden, so wie zur Herausgabe architec-
tonischer Entwürfe, einzelner Kupferstiche und ganzer Kupfer-
werke Unterstützung gewähren.
§. 5.
Bis ihm seine Hülfsmittel eine Erweiterung seines Wirkungskrei-
ses erlauben, wird der Verein bei den Preisbewerbungen stehen 
bleiben, und auch diese wiederum für so lange nur auf die Künst-
ler richten, die, um sich in ihrer Kunst zu vervollkommnen, Italien 
zu besuchen. Die Wichtigkeit, den Künstler gerade in der Periode 
seiner höheren Bildung und in dem Lande, welches ihm alle Mit-
tel dazu darbietet, mit der Arbeit zu beschäftigen, deren Zweck 
selbst allein die Kunst ist, rechtfertigt diese Beschränkung.
§. 6.
Da der Zweck des Vereins ausschließlich auf die Beförderung der 
vaterländischen Kunst gerichtet ist, so kann er seine Mittel nur 
auf Werke Preußischer Künstler verwenden. Doch ist es nicht noth-
wendig, dass sie gerade im Preußischen Staate oder von Preußi-
schen Eltern geboren sind, sondern es reicht hin, dass sie durch 
Vollendung ihrer Studien in Preußen und dasselbe genommenen 
Wohnsitz einheimisch geworden sind.
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Dem Beispiel kann man entnehmen, wie die Vereinsziele das Pro-
grammatische verkörpern. Das dreistufige Modell der Zweckformu-
lierung – das Ziel so allgemein wie möglich definieren, den Wirkungs-
kreis argumentativ abgrenzen und Einschränkungen in Hinblick auf 
die Zielgruppe und regionale Aktivitäten nennen – erweckt den Ein-
druck von Sachlichkeit und Klarheit. Mit dem nachvollziehbar struk-
turierten Zweck des Vereins konnten die Vereine angesichts der zuneh-
menden Aufsicht der staatlichen Behörden sicherstellen, dass durch 
präzise und konkrete Formulierungen kein Verdacht politischer Akti-
vität erweckt werden konnte. 

Auch das nächste Beispiel, das aus dem Evangelischen Verein für 
kirchliche Zwecke in Berlin (1864) stammt, zeichnet sich durch Kon-
kretheit und Sachlichkeit aus.

§. 2.
Seine Aufgabe ist die Förderung des Reiches Gottes durch Pfle-
ge kirchlichen Sinnes und Lebens auf dem Gebiete der deutschen 
evangelischen Kirche.
§. 3.
Auf diesem Gebiet will der Verein keine zur Erreichung seiner Zwe-
cke dienende Art der Tätigkeit ausschließen, jedoch dabei zunächst 
die Tzstände und Bedürfnisse der Stadt Berlin im Auge behalten.
§. 4.
Seine Zwecke sucht der Verein auf dem bisher von Gott ihm ge-
zeigten Wege zu erreichen durch
Förderung brüderlicher Gemeinschaft im lebendigen Glauben an 
Jesum Christum,
regelmäßige Vorträge zur Förderung christlicher Erkenntnis und 
zu gegenseitiger Erbannung,
wissenschaftliche Vorträge christlichen Charakters,
Anregung freier Liebesthetigkeit durch Vorträge und Besprechungen,
Herausgabe eines Evangelisch-Kirschlichen Anzeigers für Berlin 
sowie Vorbereitung oder Herausgabe guter Schriften,
Pflege christli-geselligen Vereinslebens, besondere durch Jüng-
lingsvereine und durch Verwaltung einer „Herberge zur Heimat“, 
eines Nothauses für hier lebende junge Handwerker, sowie För-
derung christlichen Herbergswesens in Deutschland.
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Auch ist der Verein bereit, wie bisher, Liebesgaben zur Abhülfe 
der Noth von Glaubensgenossen in Empfang zu nehmen.

An diesem Beispiel kann man außerdem eine neue sprachökonomi-
sche Tendenz erkennen; die Form der Auflistung erleichtert das Nach-
vollziehen der konkreten Instrumente, die zur Erfüllung der gestell-
ten Ziele dienen sollen und trägt zu einer gewissen Übersichtbarkeit 
des Textuellen bei. Auch die neue Konstruktion sucht … zu erreichen 
durch…, in der die Präposition ausgeklammert ist, ist Beispiel für 
die neue Art der sprachlichen Kohärenz, die für Verwaltungs- sowie 
Gesetzestexte typisch ist. Ebenfalls neu an diesem Beispiel sind die 
erfassbaren Instrumente der Zielrealisierung.

Interessant ist hier die Formulierung in § 3, in der eine negierte Kon-
struktion vorkommt. Dadurch erfolgt eine Aufwertung des Engage-
ments des Vereins, die alle genannten Methoden der Zielrealisierung 
rechtfertigt.

Die Zielnennung erfolgt in einem klar und schlicht ausformulierten 
Satz, der die emotionalen Erwartungen der Mitglieder abdeckt, indem 
auf das Ideale und Vollkommene hingewiesen wird.

Anders als zuvor wird in der Satzung des Königsberger Turn-Club 
von 1891 der Zweck des Clubs definiert:

§. 1.
Zweck des Clubs ist, seinen Mitgliedern Gelegenheit zu turneri-
scher Ausbildung zu geben und die Geselligkeit unter seinen Mit-
gliedern zu fördern.

Die Knappheit und Sachlichkeit in der Zielformulierung ist durch-
aus charakteristisch für dieses Zeitsegment, wobei der Textausschnitt 
zu den kürzeren gehört. Die Struktur dieser Teilhandlung ist schlicht: 
es wird eine Infinitivkonstruktion verwendet, die deutlich und klar
auf die zwei wichtigsten Zwecke des Vereins hinweist.

Die nächste Teilhandlung kommt vom Vaterländischen Frauen-
Verein Altona II (1902).

§. 2.
Der Verein verfolgt gleich dem Hauptverein in Berlin nachstehen-
de Zwecke:
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1. In Kriegszeiten übt er unter Oberleitung des Preußischen Lan-
desvereins vom Roten Kreuz Fürsorge für die im Felde Ver-
wundeten und Erkrankten und befördert jede Art der Liebestä-
tigkeit für die im Felde stehenden Truppen.

2. In Friedenszeiten beteiligt er sich, abgesehen von der Vor-
bereitung seiner Kriegstätigkeit, bei Linderung außerordent-
licher Notstände in allen Teilen Vaterlandes und stellt sich 
besonders als Aufgabe die Beseitigung und vorbeugende 
Verhütung gesundheitlicher, sowie auch wirtschaftlicher und 
sittlicher Not in seinem Bezirke. Namentlich will er auch eine 
systematisch vorbereitende Krankenpflege unter der ärmeren 
Klasse der Bevölkerung durch seine Mitglieder und durch die 
zu dem Zwecke angestellten Schwestern unentgeltlich üben.

Die Struktur dieses Teiltextes ist kennzeichnend für die Formulie-
rungen von Vereinszielen zu jenem Zeitpunkt. Der erste Satz funktio-
niert als Einleitung, wonach eine mit Ziffern versehene Aufzählung 
der konkret gefassten Ziele erfolgt. Untypisch für diesen Zeitraum ist 
jedoch die Textlänge und die syntaktische Komplexität, die nur da-
durch zu begründen sind, dass – auch wenn der Satzungstext aus dem 
Jahre 1902 stammt – er eine revidierte Version eines älteren Textes ist, 
der nur den neuen rechtlichen Rahmen angepasst wurde, wobei das 
Sprachliche außer Acht blieb.

Resümierend kann hier festgehalten werden, dass die Teilhandlung 
„Zweck und Mittel des Vereins“ als Einheit konstant geblieben ist. 
Sie tritt bis auf zwei Satzungstexte in allen Quellen auf. In allen Kor-
pussatzungen wird dieser Teilhandlung eine bedeutende Rolle bei-
gemessen. Sie kommt in allen Satzungstexten als erste Einheit im 
Text vor. Im Laufe der Zeit ändern sich jedoch die konzeptionelle 
Form und damit auch die sprachliche Realisierung. Die Vereinzwek-
ke werden zu Beginn des 19. Jahrhunderts eher allgemein, würdevoll 
und sehr gehoben formuliert. Dabei wurden die Mittel und Aufgaben 
eher knapp bis spärlich ausgearbeitet oder auch sehr majestätisch be-
schrieben. Dies ändert sich Mitte des 19. Jahrhunderts, also in der 
Zeit des restriktiven Umgangs mit neu gegründeten Vereinen. Infolge 
dessen mussten die Vereinsgründer eine sorgfältige Überprüfung der 
Ziele und deren Realisierbarkeit sowie der Nutzbarkeit vornehmen. 
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Dies hatte zur Folge, dass die Ziele in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts sachlicher und konkreter artikuliert wurden. 

Zu bemerken ist, dass die Teilhandlung einer dynamischen Wand-
lung unterlag, die sich um 1850 etablierte. Hier kann von einer star-
ken Ökonomisierung gesprochen werden, die sich besonders im Be-
reich des Graphischen und Sprachlichen vollzogen hat.

6.2.3 Mitgliedschaft

Die Mitglieder eines Vereins tragen den Verein, deswegen kann es ohne 
Mitglieder auch keinen Verein geben. Die Mitgliedschaft ist nach dem 
BGB zugleich ein subjektives Recht und Rechtverhältnis, das bei nicht 
wirtschaftlichen Vereinen personenrechtlich bestimmt ist.

Die Mitgliedschaft begründet daher Rechte und Pflichten zwischen
dem Mitglied und dem Verein als Körperschaft und impliziert die 
Anerkennung der Regeln und Statuten des Vereins. Sie entsteht teil-
weise durch bestimmte Symbolhandlungen, durch eine mit Ritualen 
verbundene Aufnahme oder durch Beitritt. Ferner kann die Mitglied-
schaft an Voraussetzungen geknüpft sein. Die Regelungen zur Mit-
gliedschaft spielte im untersuchten Zeitraum eine wesentliche Rolle. 
Mit der Entwicklung des Vereinswesens und der zunehmenden Dis-
kussion über die körperschaftlich organisierten Personenvereinigun-
gen änderte sich dynamisch der Stellenwert dieser Regelungen.

Vergleicht man die Rechtslage zum Vereinswesen und analysiert 
die Satzungstexte mit der „indem-Methode“, kommt man auf folgen-
des Muster der Bestimmung der Mitgliedschaft.

Die Mitgliedschaft wird geregelt, indem definiert wird,
– wer Mitglied sein kann,
– welche Arten von Mitgliedern es gib,
– unter welchen Bedingungen die Aufnahme erfolgt,
– welche Gegenleistung / Beitrag von den Mitgliedern erwartet wird,
– welche Rechte und Pflichten die Mitglieder haben und
– wann die Mitgliedschaft erlischt.
Diese Muster-Regelung ist Ergebnis eines langen und mühsamen 

Prozesses, der am Ende des 19. Jahrhunderts als abgeschlossen gelten 
kann. Mit dem Inkrafttreten des BGB sind die rechtlichen, aber auch 
die sprachlichen und normativen Grundlagen dafür geschaffen wor-
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den. Im ALP sind noch keine Regelungen über die Form des Ein- und 
Austritts von Mitgliedern als einen notwendigen Satzungsinhalt auf-
geführt. In § 58 BGB hingegen ist diese Bestimmung unabdingbar. 
Das Gesetz stellt jedoch frei, wie sie umgesetzt wird. Den beiden Re-
gelwerken ist die Bestimmung gemeinsam, dass die Mitglieder zum 
Austritt aus dem Verein berechtigt sind.

Darüber hinaus hat jede Satzung nach § 58 Nr. 2, 60 BGB Be-
stimmungen darüber zu enthalten, ob und welche Beiträge von den 
Mitgliedern zu leisten sind. Der Begriff „Beiträge“ kann dabei weit 
interpretiert werden. Er umfasst Geld- und Sachbeiträge, Arbeitslei-
stungen, Umlagen und Ordnungsstrafen. In der Satzung muss ledig-
lich die Art der Beiträge festgelegt werden, jedoch nicht ihre Höhe. 

Im folgenden Schritt soll an Beispielen veranschaulicht werden, 
wie sich diese Teilhandlung im 19. Jahrhunderts entwickelt hat.

Im ersten Zeitabschnitt enthalten alle Satzungstexte Bestimmun-
gen über die Mitgliedschaft. Bei eingehender Betrachtung der Quel-
len sind jedoch die Feindifferenzierungen sehr unterschiedlich. Eine 
Regelung zum Ein- und Austritt ist bei 76, 4 % der Satzungen zu 
finden. Nur 47 % aller Satzungen aus diesem Zeitraum enthalten eine
Bestimmung zu dem zu leistenden Beitrag der Mitglieder. Auch ein 
expliziter Hinweis auf die Rechte und Pflichten der Mitglieder ist nur
bei 70, 6 % der Satzungstexte zu finden.

Das Beispiel von der Teutschen Gesellschaft zu … (1815) zeigt, wie 
die Teilhandlung sprachlich ausgeführt wird.

1.
Es kann Niemand Mitglied sein, der nicht ein Teutscher von Ge-
burt ist.
2.
Nur Bekenner der christlichen Religion werden aufgenommen.
3.
Wer im Rufe der Mäßigkeit, Ehrliebe, Arbeitslust und Gottes-
furcht steht, ist der Gesellschaft ein annehmbares, willkommenes 
Mitglied.
4. 
Nie findet Aufnahme, wer den Fremden freiwillig und freudig an-
gehangen, wer französische Grundsätze geübt, nach ihnen gehan-
delt hat.
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5.
Sie erhält nicht der Falsche, Ausschmeißende, Ehrlose, Müßige 
und Feige.
6. 
Niemanden scheidet der Stand aus. Vom Bürger und Bauer an, bis 
zum Grafen und Fürsten, wird jeder teusche Mann aufgenommen.
7.
So wie dermalen zwölf Männer diesen Verein begründen, so kann 
er auch nicht fortbestehen, und er neuer nicht geschaffen werden, 
wann an dieser Zahl Mangel erscheint.
8.
Die Gesellschaft vermehrt sich durch Aufnahme neuer Glieder.
9.
Wer die Aufnahme wünscht, meldet sich bei dem Vorsteher oder 
einem Mitglied. Er wird in einer der gewöhnlichen Versammlun-
gen vorgeschlagen. Wann in solcher wenigstens zwei Drittheile 
aller Glieder beisammen sind, dann wird über die Aufnahme ge-
stimmt, und die Mehrheit entscheidet für die Aufnahme oder Ab-
weisung.

Die hier erfolgte Auflistung, wer Mitglied werden darf und wer
nicht, ist für den heutigen Leser kaum nachvollziehbar. In den Vor-
dergrund werden die Eigenschaften eines Menschen und nicht seine 
Kompetenzen und Interessen gestellt. Man kann an dieser Stelle fest-
stellen, dass die Vereine für eine bestimmte Zielgruppe von Interesse 
waren, nämlich „die edlen Bürger“, die sich durch Mäßigkeit, Ehrlie-
be, Arbeitslust und Gottesfurcht auszeichnen. Dies ist auch dadurch 
begründbar, dass die zu diesem Zeitpunkt gegründeten Vereine eher 
Unterhaltungscharakter hatten und Eigenschaften wie die oben ge-
nannten in erster Linie dem Bürgertum zugeschrieben werden konn-
ten. Die Mitgliedschaft in einem Verein ermöglichte es den Bürgern, 
im Kreis von Gleichgesinnten zu bleiben. Aus der so formulierten 
Klausel kann man ableiten, dass es einen Unterschied zwischen der 
Soll-Vorschrift und der tatsächlichen Vereinspraxis gab. 

Kennzeichnend für die Formulierungen aus diesem Zeitraum sind 
die zahlreichen hochtrabenden Bezeichnungen der potenziellen Mit-
glieder. Dies kann man als eine Aufwertung interpretieren, die einer-
seits noch die „Vereinslosen“ motivieren sollte, Mitglied zu werden 
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und anderseits auch die Mitglieder würdigen sollte, um sich von einer 
anderen Gesellschaftsschicht abzugrenzen.

Einen großen Platz in den Satzungen nimmt die Beschreibung der 
Aufnahmemodalitäten neuer Mitglieder ein. Wie an diesem Beispiel 
ersichtlich ist, wird das Verfahren sehr detailliert erläutert, was auch 
sehr charakteristisch für die anderen Satzungen ist.

Im zweiten Zeitraum sind ebenfalls in allen Satzungstexten Regelun-
gen zur Mitgliedschaft enthalten. Neben der großen Vielfalt von Arten 
der Mitglieder werden auch die anderen Bestandteile dieser Teilhand-
lung ausgeführt. Eine Regelung über den Ein- und Austritt kommt in 
91 % aller Satzungstexte vor. In 72 % der untersuchten Quellen sind 
auch Bestimmungen über den Mitgliedsbeitrag sowie über die Rech-
te und Pflichten der Mitglieder vorhanden. Die Beschreibungen sind
nach wie vor sehr umfangreich und ausführlich, wie die der Deut-
schen Gesellschaft zu Leipzig (1836) zeigt:

§. 2.
Der Verein besteht aus ordentlichen, aus correspondierenden und 
aus Ehrenmitgliedern.
§. 3.
Die ordentlichen Mitglieder bilden den Stamm der Gesellschaft 
und vereinigen in sich das Gesamtrecht desselben. Sie allein ha-
ben Stimm- und Wahlrecht bei Ernennung der Mitglieder, der Be-
amten und anderer Bevollmächtigter, so wie das Befugnis über 
Vermögen und Sammlungen, überhaupt über alle ökonomischen 
und wirtschaftlichen Angelegenheiten der Gesellschaft in ihren 
Versammlungen zu beschließen, so weit sie dies nicht Beamten 
oder anderen Bevollmächtigten übertragen haben.
§. 4.
Dieselben haben ein Eintrittsgeld von drei Thalern und einen 
jährlichen, zu Michaelis fälligen, Beitrag, hiesige mindestens zwei 
Thaler, auswärtige einen Thealer, zu entrichten.
§. 5. 
Correpondierende Mitglieder sind diejenigen gewählten auswärti-
gen Theilnehmer der Gesellschaft, welche ihr durch Unterhaltung 
einer wissenschaftlichen Verbindung nützlich geworden sind, oder 
zu werden versprechen.
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§. 6.
Zu Ehrenmitgliedern werden solche auswärtige Gelehrte ernannt, 
welche sich um deutsche Sprache und Alterthumsforschung aner-
kennenswerthe Verdienste erworben haben, und von welchen der 
Verein wollwollende Förderung seiner Zwecke hofft.

Dieser Ausschnitt veranschaulicht idealerweise die Abstufung der 
Mitglieder, ihre Aufnahme sowie ihre Pflichten. Dies ist nur ein Bei-
spiel für eine ganze Reihe von Satzungstexten, besonders in den er-
sten zwei Zeiträume, die die Mitglieder in ordentliche und auswärtige 
bzw. außerordentliche sowie Ehrenmitglieder unterteilt. 

Wie den oben angeführten Paragraphen zu entnehmen ist, ist diese 
Regelung im Vergleich zur Muster-Regelung lückenhaft. Sie enthält 
zwar die Information, wie korrespondierende Mitglieder und Ehren-
mitglieder ernannt werden und was sie an Beiträgen zu zahlen haben, 
beinhalten aber keinerlei Informationen, darüber wie man ordentli-
ches Mitglied wird. Auch Angaben zu Rechten und Pflichten sind in
diesem Satzungstext nicht zu finden. Eine solche Mangelhaftigkeit
ist in den Satzungstexten dieser Zeit verbreitet. Dies widerspiegelt 
auch die Rechtslage, die solche Vorschriften noch nicht explizit vor-
geschrieben hat. Hier stellt sich die Frage, warum einige Vereine be-
stimmte Elemente dieser komplexen Teilhandlung in ihren Satzungen 
realisieren.

Im dritten Zeitabschnitt haben ebenfalls alle Satzungstexte Bestim-
mungen zur Mitgliedschaft. Bei 73 % der Texte sind Regelungen zum 
Beitrag sowie zu den Rechten und Pflichten der Mitglieder aufgeli-
stet. In diesem Zeitabschnitt zeichnet sich eine Tendenz zu zuneh-
mender Transparenz ab, die am Beispiel des Evangelischen Vereins 
für kirchliche Zwecke (1854) deutlich zu sehen ist.

§. 8.
Mitglied des Vereins ist Jeder, welcher auf Grund dieses Statuts 
dem Verein beitritt, und einen laufenden Beitrag von jährlich min-
destens 15 Sgr. zur Vereinskasse zahlt. Durch einjährigen Rück-
stand des Beitrags geht die Mitgliedschaft wieder verloren. Jedes 
Mitglied erhält eine Beitrittskarte vom Schatzmeister oder dessen 
Stellvertreter (§. 14) ausgefertigt und mit dem Vereinsstempel ver-
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sehen, die ihm zugleich als Eintrittskarte in die Versammlungen 
und zur Legitimation bei den Beschlüssen des Vereins dient.

Es wird explizit benannt, dass jedes Mitglied werden kann, der sich 
mit den Zielen des Vereins identifiziert und die in der Satzung enthal-
tenen Regeln befolgt. Es zählt vor allem das Interesse an der Sache. 
Auch das klar formulierte Verhältnis von Leistung und Gegenleistung 
bestätigt die These, dass die Vorschriften in den Satzungstexten des 
dritten Zeitrasters in einer Umbruchsphase sind. Die Beschreibungen 
diesbezüglich sind zwar nicht mehr so umfangreich, jedoch sachli-
cher und für den heutigen Leser nachvollziehbarer.

Ähnlich ist auch im nächsten Zeitrahmen. Bestimmungen zu Ein- 
und Austritt kommen in 95 % aller Satzungstexte vor. Ebenso zahl-
reich erscheinen Beitragsregelungen. Im Gegenteil dazu ist die Zahl 
der Bestimmungen, die auf die Rechte und Pflichten der Mitglieder
verweisen, wesentlich geringer geworden und beläuft sich auf 56 % 
der untersuchten Satzungstexte. Dies bestätigt auch das angeführte 
Beispiel des Evangelischen Bürger-Vereins (1871):

§. 4.
Die Aufnahme neuer Mitglieder geschieht durch persönliche Mel-
dung bei einem Mitgliede des Vorstandes.
Der Vorsitzende macht in der nächsten Versammlung des Vereins 
von dieser Anmeldung Mittheilung, und in der nächsten Versamm-
lung kein Einspruch dagegen statt, so wird die Anmeldung als ge-
nehmigt angenommen, das neue Mitglied unter Nennung seines 
Namen dem Verein vorgestellt, und erklärt dasselbe seinen Beitritt 
durch Unterschrift der Statuten, welche ihm überreicht werden.

Geregelt werden die Aufnahmemodalitäten, die sich im Vergleich 
zu den früheren durch große Offenheit und Transparenz auszeichnen. 
Auch wenn es an Regelungen zu den Rechten und Pflichten der Mit-
glieder mangelt, kann man davon ausgehen, dass sie sich aus den 
Zielen und Aufgaben des Vereins ableiten lassen, denen durch das 
Ritual der Statutübergabe und der Unterschrift ein größerer Identifi-
kationswert beigemessen wird. 

Diese oben genannten Entwicklungen werden auch im nächsten 
und letzten Zeitabschnitt fortgesetzt. Man könnte sogar behaupten, 
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dass die Bestimmungen zur Mitgliedschaft das Stadium erreicht ha-
ben, das bis heute noch fortwirkt. Alle Satzungen besitzen Feindiffe-
renzierungen bezüglich der Mitgliedschaft. Die Rechte und Pflichten
werden nicht so wie in den ersten zwei Zeiträumen als gesonderte 
Regelungen in den Satzungen ausgeführt, sondern immer gekoppelt 
an die Aufnahmebedingungen. Dies ist am besten am Beispiel des Va-
terländischen Frauen-Vereins (1900) ersichtlich:

II. Mitglieder
§ 3.
Mitglieder des Hauptvereins sind außer den Mitgliedern des Haupt-
vorstandes alle seine Zweigvereinen und Verbänden als ordentliche 
oder außerordentliche Mitglieder oder als Vorstandsmitglieder an-
gehörigen Personen.
In Berlin kann der Hauptverein auch unmittelbare Mitglieder ha-
ben, welche einen Beitrag von mindesten 6 Mark jährlich zahlen.
§ 4.
Befähigt zur Aufnahme als ordentliches Mitglied ist jede unbe-
scholtene Frau oder Jungfrau ohne Unterschied des Glaubens und 
Standes, welche sich verpflichtet, während der Dauer ihrer Mit-
gliedschaft einen Jahresbeitrag von mindestens einer Mark an die 
betreffende Vereinskasse zu entrichten und nach Maßgabe des Be-
dürfnisses und ihrer Kräfte für die Vereinszwecke thätig zu sein.
Außerordentliches Mitglied kann jeder werden, der sich verbindlich 
macht, einen regelmäßigen Beitrag an die Vereinskasse zu zahlen 
und die Vereinsaufgaben zu fördern. Alle sonstigen Bestimmungen 
über den Erwerb und den Verlust der Mitgliedschaft und die aus 
derselben für die Mitglieder erwachsenden Rechte und Pflichten
bleiben, in soweit sie nicht dieser Satzung oder den Satzungen der 
Verbände enthalten sind, den Satzungen der Zweigvereine vorbe-
halten, die auch einen höheren Mindestbeitrag festsetzen können.

Paragraph 4 veranschaulicht die Koppelung des Eintritts neuer Mit-
glieder an ihre Rechten und Pflichten. Die grundsätzlichen Rechte 
und Pflichten der Mitglieder können deswegen weggelassen werden, 
da sie im BGB kodifiziert sind.

Tabellarisch lässt sich das Vorkommen einzelner Teilhandlungen 
folgendermaßen veranschaulichen:
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Tabelle 17: Regelungen zur Mitgliedschaft

I. 
Periode

II. 
Periode

III. 
Periode

IV. 
Periode

V. 
Periode

Regelung zum 
Ein- und Austritt 76 % 91 % 92 % 95 % 100 %

Regelung zu dem 
zu leistenden 

Beitrag
47 % 72 % 73 % 95 % 100 %

Regelung zu den 
Rechten und 
Pflichten der
Mitglieder

71 % 72 % 73 % 56 % 100 %

Wie sich aus der Tabelle ergibt, stellen die ersten zwei Perioden 
eine Umbruchphase für die Entwicklung und Etablierung dieser Teil-
handlungen dar. Konstant bleibt sowohl inhaltlich als auch strukturell 
die Bestimmung zum Ein- und Austritt der Mitglieder. Bei den weite-
ren Teilhandlungen ist zu bemerken, dass sich die Veränderungen im 
Bezug auf Form und Inhalt mühsam vollzogen haben.

Zu beobachten ist im Laufe der Zeit eine deutliche Reduzierung 
der Arten von Mitgliedern. Während zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
in vielen Vereinen ordentliche, außerordentliche, korrespondierende 
sowie Ehrenmitglieder identifiziert werden, gibt es in den Vereinen
des ausgehenden 19. Jahrhunderts meisten ordentliche Mitglieder 
und Ehrenmitglieder. Diese inhaltliche Veränderung, die als Folge 
des Demokratisierungsprozesses zu sehen ist, widerspiegelt sich in 
der Struktur der Teilhandlung. Hier wird der Vereinheitlichungspro-
zess deutlich.

Kennzeichnend für die Entwicklung dieser Teilhandlung ist die 
sprachliche Schematisierung, die als Folge der zunehmenden Stei-
gerung der Transparenz der Aufnahme neuer Mitglieder zu sehen 
ist. Das Verschwinden der Feindifferenzierungen, die im ersten und 
zweiten Zeitabschnitt noch sehr verbreitet sind, führt nicht zu einer 
Lücke in der Struktur der Teilhandlung. Diese Einheiten gewinnen 
vielmehr an inhaltlicher Dichte.

Entwicklung von Textmusterkonventionen
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6.2.4 Die Organisation des Vereins 

Eine körperschaftlich organisierte Struktur bedarf eines Leitungsor-
gans. Deswegen muss jeder Verein „wenigstens einen Vorsteher ha-
ben“, wie es im ALR steht, oder „der Verein muss einen Vorstand 
haben“, wie BGB vorschreibt. Ein Verein als Zusammenschluss meh-
rerer Personen kann nur durch einen Vorstand handeln. Der Vorstand 
kann aus mehreren Personen bestehen. 

Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich; 
er ist jedoch nicht gesetzlicher Vertreter des Vereins, sondern hat nur 
die Stellung eines gesetzlichen Vertreters (§ 26 Abs. 2, Satz 1 BGB). 
Das heißt, dass der Vorstand dem Verein nicht als Dritter gegenüber-
steht, sondern selbst Teil der Vereinsorganisation ist: durch den Vor-
stand tritt der Verein handelnd im Rechtsverkehr auf.

Zur Bewältigung laufender Vereinsgeschäfte können der Vorstand 
und die Mitgliederversammlung noch weitere Vereinsorgane ins Le-
ben rufen wie z.B. einen Verwaltungsausschuss oder eine Geschäfts-
führung. 

Das BGB sieht vor, dass ein Verein neben dem Vorstand ein weiteres 
Organ hat, nämlich die Mitgliederversammlung. In der Mitgliederver-
sammlung werden diejenigen Angelegenheiten des Vereins diskutiert, 
die nicht vom Vorstand bewältigt werden können. Es ist nicht das 
Ziel dieser Arbeit festzustellen, welches Organ für das Funktionieren 
eines Vereins wichtiger ist und wie sich Strukturen und Kompetenz-
verteilung im 19. Jahrhundert entwickelt haben. Für die vorliegende 
Arbeit ist es jedoch wichtig, dass nach dem BGB, nicht aber nach der 
ALR diese zwei Organe für jeden Verein grundlegend sind:

– der Vorstand und
– die Mitgliederversammlung.
Mit Rückgriff auf die „indem-Methode“ soll hier eine Muster-Re-

gelung in Bezug auf die Organisation eines Vereins abgeleitet werden. 
Die Organisation eines Vereins wird geregelt, indem definiert wird,

– wie die Vereinsgremien organisiert sind,
– wie die Vereinsorgane gebildet werden und
– welche Aufgaben die Vereinsorgane übernehmen.
Diese drei Punkte sind inhaltlich sehr umfangreich, und da hier auch 

eine große Vielfalt an Entwicklungsmöglichkeiten zu vermuten ist, 
werde ich die jeweiligen Punkte in einzelnen Kapiteln behandeln.
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6.2.4.1 Struktur des Vereinsgremiums

Die Vereinsgremien sind in Vereinen des 19. Jahrhunderts sehr un-
terschiedlich organisiert. Dies liegt an den verschiedenen möglichen 
Modellen der Vereinsführung sowie an solch strukturellen Faktoren 
wie der Größe des Vereins und der Vereinserfahrung ihrer Mitglieder. 
Als konstantes Element bleibt ein Vereinsorgan205, das meistens Vor-
stand genannt wird. Die Funktionsträger haben von der Satzung vor-
gegebene Formalia zu beachten und öffentlich-rechtliche Pflichten zu
erfüllen.

Nach der indem-Methode lässt sich folgende Muster-Struktur die-
ser Teilhandlung bestimmen. Die Struktur eines Vereinsgremiums ist 
festgelegt, indem definiert wird,

– welche Gremien es gibt,
– in welchem Verhältnis die Gremien zueinander stehen und
– welche Posten in den Gremien belegt werden.
Die Wahnnehmung der Vereinsorgane zu Beginn des 19. Jahrhun-

derts unterscheidet sich weitgehend von der, die der heutige Bürger hat. 
Das Vereinswesen stellte damals eine Alternative zur ständisch-korpo-
rativen und absolutistischen Gesellschaft dar, weshalb zu erwarten ist, 
dass sich auch die Strukturen eines Vereins entsprechend organisieren 
mussten. Die ersten Vereine des ausgehenden 18. Jahrhunderts haben 
mit dem heutigen Demokratieverständnis wenig zu tun. Erst im Laufe 
des 19. Jahrhunderts ändern sich das Bewusstsein und demzufolge 
auch der Aufbau sowie das Funktionieren dieser Organe. An einzel-
nen Beispielen aus den fünf Zeitabschnitten soll gezeigt werden, wie 
die Satzungen die Wirklichkeit eines Vereins geprägt haben.

Gemeinsam ist allen Vereinen, dass sie ein Vertretung- und Füh-
rungsgremium hatten und wie oben auch angedeutet, handelt es sich 
dabei grundsätzlich um den Vorstand. Die Bezeichnungen für ihn sind 
jedoch sehr unterschiedlich, von der Bestellung der Vereinsgremien 
ganz zu schweigen206.

205 Da zu Beginn des 19. Jahrhunderts der Stellenwert der Mitgliederversamm-
lung mit dem des Vorstandes nicht gleichrangig war, verwende ich hier 
den Begriff „Vereinsorgan“ sowohl für die Mitgliederversammlung als 
auch für den Vorstand.

206 Dazu mehr Czachur, W. (2007)
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Die große begriffliche Vielfalt ist besonders im ersten Zeitraum fest-
zustellen, der auch in vielen Fällen durch Inkonsequenz bei der Ver-
wendung der Benennungen gekennzeichnet ist. Schaut man sich den 
Überblick an, so fällt zunächst auf, dass einige Vereine keinen Sam-
melbegriff für das Vereinsgremium gebrauchen. Der Begriff Vorstand 
kommt in den analysierten Satzungstexten dieser Zeit gar nicht vor. 
In den meisten Fällen werden Directorium oder Präsidium verwendet 
wie z.B. in der Naturforschenden Gesellschaft (1800):

§. 3.
Sie [die Gesellschaft] hat einen Präsidenten und einen Secretär, 
welche Beide Ordentliche Mitglieder sein müssen

Von einem Vorstand ist in diesem Text auch keine Rede. Ähnlich 
ist es in der Casino-Gesellschaft in Berlin (1809), die die Leitung der 
Gesellschaft Direktion nennt.

§. 56.
Die Mitglieder der ersten Klasse des Casino übergeben die Di-
rektion der gesellschaftlichen Angelegenheiten nach §. 4. Sechs 
Directoren, welche sie jährlich im Monat Januar aus ihrer Mitte 
durch die Mehrheit der Stimmen erwählen.
§. 57.
Diesen Sechs Direktoren werden 12 Directions-Assistenten beige-
geben. Sie ersetzen diejenigen Directoren, welche durch Krankheit, 
Abwesenheit oder Abdankung verhindert werden, die Geschäfte zu 
besorgen.
§. 60.
Um alles dieses mit desto größerer Ordnung und Genauigkeit be-
wirken zu können, hat die Direction ihre Geschäfte nach Gutdün-
ken unter sich zu theilen, und nach jeder Wahl mittelst Anschlags 
an einer Tafel anzuzeigen, wer von ihr das
a) Amt des Rechnungsführers,
b) Amt des Sekretärs,
c) Amt des Bibliothekars,
d) Amt des Censors,
e) Amt des Intendanten,
f) Amt des Administrators übernommen hat.
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Interessant ist hier die Aufteilung in sechs Ämter, die ohne Leitung 
bleiben. Allein die Verwendung des Begriffs Amt ist schon deswe-
gen nennenswert, da er vielmehr in Behörden gebraucht wurde und 
nicht in Vereinen. Auch die Formulierung Um alles dieses mit desto 
größerer Ordnung und Genauigkeit bewirken zu können, die hier als 
Einleitung zur Aufgabenbeschreibung verstanden wird, impliziert 
zwei mögliche dahinter stehende Gedanken: die Aufwertung und 
die Rechtfertigung. Zum einen wird durch die Betonung der größe-
re Ordnung und Genauigkeit auf die große Verantwortung des Vor-
standes bei der Bewältigung der gestellten Aufgaben hingewiesen, 
zum anderen kann dieser Ausdruck deswegen als eine Rechfertigung 
verstanden werden, da anschließend eine nicht geringe Zahl an Vor-
standsposten aufgelistet ist. Schaut man sich noch die Benennungen 
für das Leitungsgremium an, so dominiert in diesem Zeitabschnitt die 
Bezeichnung Vorsteher, die in 40 % der Satzungstexte erscheint.

Im zweiten Zeitabschnitt ist die Situation stabiler geworden. Man 
kann von einer konstanten Entwicklungstendenz der Vereinsbegriff-
lichkeiten aus dem organisatorischen Bereich sprechen. 36 % der 
Vereinigungen benutzen den Sammelbegriff „Direktorium“, in 56 % 
der Texte dominiert die Bezeichnung „Vorstand“. Die Naturforschen-
de Gesellschaft zu Danzig (1834) gehört hierbei zur Minderheit.

§. 4
Aemter
Die gesellschaftlichen Angelegenheiten werden geleitet durch ei-
nen Direktor, Vice-Direktor, Secretair, Schatzmeister, Bibliothekar, 
mehrere Inspektoren für die verschiedenen Sammlungen ihres Ka-
binets, und mehrere Referenten für verschiedenen Theile der Na-
turwissenschaft.

An dieser Stelle soll noch angesprochen werden, welche Bezeich-
nungen für die weiteren Vorstandsmitglieder gebraucht werden. Auch 
hier ist eine große Vielzahl an Begriffen zu treffen. Als konstante 
Bezeichnungen werden meistens Secretär, Schreiber und Schatzmei-
ster verwendet. Darüber hinaus kommt bei verschiedenen Posten ein 
Stellvertreter vor. Für die zweckmäßigen Aufgaben werden in den 
Vereinigungen auch weitere Stellen wie Bibliothekar, Referent oder 
Archivar in Leitungsgremien besetzt. Für den Leitungsposten gibt es 
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meistens folgende Bezeichnungen Direktorium, Haupt, Vorsteher, 
Präsident sowie Vorsitzender.

Im Berliner Frauen-Verein zur Abhülfe der Noth (1849) erscheint zum 
ersten Mal ein wichtiger Hinweis zur Macht- und Kompetenzvertei-
lung im Vereinswesen. Nicht mehr das Präsidium, Direktorium oder 
der Vorstand steht im Mittelpunkt, sondern es wird eine souveräne 
Kompetenzkonstruktion entwickelt, die den heutigen Vereinsstandards 
und dem basisdemokratischen Vereinsleitungsmodell entspricht.

§. 9.
Der Verein wird vertreten
a) durch die Gesamtheit seiner Mitglieder in der General-Versam-

mlung,
b) durch den Ausschuss

Den Mitgliedern wird neben den „üblichen“ Rechten und Pflichten
explizit bewusst gemacht, dass sie die Mitgliederversammlung kon-
stituieren und damit auch den Kern der Vereinigung bilden. Diese For-
mulierung darf keinesfalls als Realisierung einer rechtlichen Vorgabe 
verstanden werden, da es eine solche zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
gab. Sie ist ein Ergebnis des zunehmenden Demokratisierungsprozes-
ses und der Entwicklung des basisdemokratischen Bewusstseins.

Das nächste Beispiel aus dem dritten Zeitabschnitt ist die Satzung 
des Berliner Vereins zur Förderung der Erwerbsfähigkeit des weibli-
chen Geschlechts (1866). 

§ 4.
Die Angelegenheiten des Vereins werden theils durch den Aus-
schuß, theils durch den Vorstand, theils von der Generalversamm-
lung wahrgenommen.
§ 5.
Der Ausschuß besteht aus außer den nach § 3 etwa abgeordneten 
Vertretern verwandter Vereine, aus zwanzig von der Generalver-
sammlung aus den Vereinsmitgliedern gewählten Männern. […]
§. 9
Der Vorstand hat die obere Leitung der Vereinsangelegenheiten. 
Er wird von dem Ausschusse aus seiner Mitte alljährlich mit abso-
luter Stimmenmehrheit gewählt und besteht aus fünf Mitgliedern: 
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1) dem Vorsitzenden, 2) dessen Vertreter, 3) dem Schatzmeister, 4) 
dem Sekretär, 5) den stellvertretenden Sekretär.

Auch hier ist die Macht- und Kompetenzverteilung ganz deutlich. 
Neben dem Vorstand und der Generalversammlung tritt ein weite-
res Vereinsorgan auf, dessen Aufgaben auch in der Satzung definiert
werden. Die sprachliche Realisierung und graphische Ausgestaltung 
dieser Teilhandlung ist zu diesem Zeitpunkt in einer Umbruchsphase. 
Am gewählten Beispiel ist zudem zu sehen, wie die Nennung der 
Vorstandsmitglieder in einem Fließtext erfolgt. In den Satzungstexten 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts werden diese Textteile eher 
mit Hilfe einer Aufzählung realisiert, die zusätzlich mit Buchstaben 
oder Ziffern versehen wird. 

Eine Mischung dieser beiden Formate ist beim Berliner Krippen-
Verein (1888) zu finden. Während die Organe des Vereins in Form 
einer Aufzählung aufgeführt werden, werden die Vorstandsmitglieder 
in einem fortlaufenden Text der Reihe nach genannt.

§ 6.
Die Organe des Vereins sind:
1) der Vorstand (§§ 7, 8);
2) die General-Versammlung (§ 9);
3) die Lokal-Comites (§§ 10, 11).
§ 7.
Der Vorstand besteht aus mindestens 12 Mitgliedern, und zwar 
dem Vorsitzenden, dem Schriftführer, dem Schatzmeister, bezw. de-
ren Stellvertreter, und den Beisitzern, bezw. Beisitzerinnen.“

Ein Novum ist hier die Nennung der Paragraphen, die die Kompe-
tenzen und Aufgaben der angeführten Gremien definieren und damit
auch einen Zusammenhang schaffen. Leicht zu erkennen ist an dieser 
Stelle, dass diese Teilhandlung im dritten, vierten und fünften Zeit-
raum fast keiner inhaltlichen Wandlung unterliegt. Veränderungen im 
graphischen Bereich waren für den um 1840 eingeschlagenen Ent-
wicklungsweg kaum noch beeinflussbar. Dies bestätigt auch das letz-
te Beispiel der Deutschen Zentrale für Jugendfürsorge (E.V.) (1907).

Organe der Zentrale
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§ 6.
Die Organe der Zentrale sind: 1. das Präsidium, 2. die Ausschüs-
se, 3. die Mitgliederversammlung.
Präsidium.
Zusammensetzung
§ 7.
Das Präsidium besteht aus mindesten 15 Mitgliedern, welche von 
der Mitgliederversammlung durch widerspruchslose Zustimmung 
oder mit einfacher Stimmenmehrheit aus den Mitgliedern der 
Zentrale gewählt werden. […]

Obliegenheiten und Befugnisse
§ 8.
Das Präsidium wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, einen 
ersten und zweiten stellvertretenden Vorsitzenden, sowie einen 
Schatzmeister und dessen Stellvertreter; er ernennt ferner einen 
Geschäftsführer und dessen Stellvertreter. […]

Erwähnenswert ist an dieser Stelle der Kontext, in dem die Struk-
tur der Vereinigung behandelt wird. In allen untersuchten Quellen ist 
dies als gesonderte Einheit identifizierbar. Meistens ist sie durch eine
Überschrift markiert wie Verwaltung der Gesellschaft, Ämter, von der 
Verwaltung, die Organisation des Vereins, Vorstand oder Organe des Ve-
reins. Ergänzend dazu werden auch Hinweise zur Bildung dieser Gre-
mien geliefert. Da die Bildung solcher Organe ein wichtiger Aspekt de-
mokratischer Prozesse ist, möchte ich sie auch gesondert behandeln.

Zusammenfassend ist hier festzustellen, dass die inhaltliche und 
sprachliche Struktur dieser Teilhandlung bis Ende der 1830er Jahre 
einer großen Wandlung unterlag. Zunächst herrschte ein eher patriar-
chalisches Modell der Vereinsführung vor sowie Willkür im Hinblick 
auf die Bezeichnungen für die Leitungs- und Vertretungsorgane, die 
nur in der Struktur des Vereins ein einziges Leitungsorgan zugelassen 
hat. Die Etablierung der Mitgliederversammlung um 1850 als das für 
die grundsätzlichen Fragen zuständige Gremium ändert ihren Stellen-
wert und dementsprechend auch die Struktur dieser Teilhandlungen. 
Um diese Zeit stabilisiert sich auch die Architektonik dieser Einheit 

Ab der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts dominiert fast ausschließ-
lich der Sammelbegriff Vorstand für das wichtigste Vereinsgremium. 
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Auch die Bezeichnungen für die weiteren Vorstandmitglieder zeigen 
einen eindeutigen Entwicklungsweg. Zu überprüfen wäre noch die 
Verwendung dieser Benennungen in unterschiedlichen Vereinstypen.

6.2.4.2 Die Bildung eines Vereinsgremiums

Wie oben bereits angedeutet, sind ein weiterer notwendiger Inhalt ei-
ner Satzung die Bestimmungen zur Bildung der Vereinsorgane. 

Während das ALP besagt, dass die Wahl des Vorstehers in der Re-
gel der Korporation gebührt, ergibt sich aus § 27 BGB, dass die Be-
stellung des Vorstands durch Beschluss der Mitgliederversammlung 
erfolgt. Die Bestellung kann auf zweierlei Weise erfolgen: entweder 
durch Wahl oder durch Ernennung.

Der Wahl wird in demokratisch funktionierenden Organisationen 
eine besondere Rolle zugeschrieben. Sie ist eine Abstimmung über 
Personen oder Handlungsoptionen. Wahlen dienen vor allem der po-
litischen Willensbildung und Entscheidungsfindung. Damit erfüllen 
sie auch die wesentliche Aufgabe der Legitimation der gewählten Or-
gane, der Kontrolle sowie der Integration. Aus diesem Grund erfolgt 
die Bildung der Gremien in Vereinen am häufigsten durch Wahl. Ob
die Wahl durch die Mitgliederversammlung oder durch ein anderes 
Organ geschieht, hängt nur von den in der Satzung niedergeschrie-
benen Vorschriften ab. Als wahlberechtigte Gremien gelten z.B. ein 
Aufsichtsrat oder ein Kuratorium. Eine körperschaftliche Struktur 
erfordert ebenfalls eine transparente Regelung der Bildung der Ver-
einsorgane. Im 19. Jahrhundert wurden – wie oben schon mehrmals 
angedeutet – verschiedene Modelle der Bildung von Vereinsorganen 
erprobt. Vor allem in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts machten 
die verschiedenen Typen von Mitgliedern und die damit verbundenen 
unterschiedlichen Rechte und Pflichten verschiedene Handlungsräu-
me für die Wahlverfahren möglich. Ein weiterer Punkt diesbezüglich 
ist auch das zunehmende Bewusstsein für basisdemokratische Ar-
beitsformen, das sich zu diesem Zeitpunkt, besonders in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts rasch entwickelte.

An folgenden Beispielen soll verdeutlicht werden, wie die Bildung 
der Organe erfolgte und wie diese auch sprachlich realisiert wurde.
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In der Gesellschaft naturforschender Freunde in Berlin (1810) 
wechselt die Leitung unter den ordentlichen Mitgliedern. Die Auf-
nahme als ordentliches Mitglied ermöglicht zwangsläufig allen Mit-
gliedern die Übernahme dieser Position.

III. Director
§. 18.
Das Directorat alternirt unter den zur Gesellschaft gehörigen 
Personen nach der Zeitfolge ihrer Aufnahme als ordentliche Mit-
glieder; doch werden neu erwählte ordentliche Mitglieder zu er-
sten Male übergangen, und sie verwalten das Direktorat erst dann, 
wenn die Reihe von neuem an sie kommt. Die Uebernahme ge-
schieht jederzeit auf 3. Monate, und der Wechsel nach den Quarta-
len des Kalenderjahrs.

Diese Form der Vorstandsbestellung ist zu diesem Zeitpunkt keine 
Ausnahme. Nur in 58 % der Satzungen findet man Angaben zum Bil-
dungsmodus des Vereinsgremiums von denen nur die Hälfte auf der 
Wahl in einer Versammlung basiert. 

Im zweiten Zeitraum ändert sich die Situation zugunsten einer grö-
ßeren Mitbestimmung der Mitglieder. Wie im Verein zur Förderung 
der Kunst und der Wohltätigkeit in Potsdam (1833) können sich alle 
Mitglieder als Kandidaten aufstellen lassen.

Verfassung des Vereins
[…]
§ 9.
Die Besorgung der Geschäfte des Vereins übernimmt eine Directo-
rium, aus zwölf Mitgliedern bestehend. Diese Mitglieder werden 
in den General-Versammlungen aus sämmtlichen Theilnehmern 
gewählt.

Im Gesamtüberblick ist diese Einheit in 95 % der Satzungen vertre-
ten, jedoch wird nur in 42 % der Texte wird der Wahlmodus genannt.

Für den nächsten Zeitabschnitt dient die Club-Gesellschaft zu Au-
rich (1870) als Beispiel für den erreichten Entwicklungsstand dieser 
Teilhandlung.

III. Vorstand der Gesellschaft.
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§. 7.
Der Vorstand besteht aus 9 in der General-Versammlung von den 
Erschienenen mit relativer Stimmenmehrheit gewählten Mitglie-
dern.
Drei der letzten bilden die Direktion, welcher sie laufenden Ge-
schäfte obliegen; sechs derselben dagegen den engeren Ausschuß, 
welcher bei Aufnahmen neuner Mitglieder, bei Beschlussfassung 
über die anzuschaffenden Zeitungen, sowie bei anderen wichtigen 
Angelegenheiten zugleich mit den Direktoren thätig wird.“

In diesem Ausschnitt wird explizit definiert, nach welchen Re-
geln die Auswahl der Vorstandsmitglieder erfolgen soll. Auffallend 
ist hier die Informationsdichte in einem Satz; der Vorstand wird in 
der Versammlung aus dem Kreis der teilnehmenden Mitglieder ge-
wählt, wenn er über 50 % aller Stimmen auf sich vereinigt. Die so 
ausformulierte Bestimmung ist zu diesem Zeitpunkt keinesfalls eine 
Ausnahme, da alle untersuchten Satzungen diese Regelung enthal-
ten. Ferner haben auch alle einen Hinweis dazu, wie die Abstimmung 
durchzuführen ist.

Nicht anders stellt sich die Tatsache im vierten Zeitabschnitt dar, 
wie dem Beispiel aus dem Verein „Herold“ zu Berlin (1882) zu ent-
nehmen ist.

§ 12.
Die Wahl des Vorstandsmitglieder, des Revisors und der Sections-
Chef erfolgt durch Stimmzettel. Ergibt sich bei der Wahl eines 
der Vorstandsmitglieder pp. nicht sofort die nach § 11 Abs. 3 er-
forderliche Majorität, so sind bei einem zweiten Wahlgange nur 
diejenigen beiden Mitglieder zur engeren Wahl zu bringen, für 
welche vorher die der absoluten Majorität am nächsten kommen-
de Stimmzahl abgegeben war. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das durch die Hand des Vorsitzenden zu ziehende Los.

Diese Bestimmung ist deswegen so umfangreich, weil sie auch ei-
ne Beschreibung der denkbaren Handlungsfälle enthält. Was jedoch 
merkwürdig erscheint, ist die Lösung, dass bei Stimmengleichheit das 
durch den Vorsitzenden zu ziehende Los ausschlaggebend ist. Diese 
Regelung ist öfters in den Satzungstexten der ersten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts anzutreffen. 
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Als Beispiel für den letzten Zeitraum dient der Evangelischer Ver-
ein für soziale Zwecke (1909).

§ 9.
Der Verwaltungsausschuss führt die Angelegenheiten des Evan-
gelischen Vereins, soweit sie nicht durch andere Vereinsorgane zu 
besorgen sind oder durch die Mitgliederversammlung geordnet 
werden. Er wird vom Verwaltungsrate (§ 10) aus dessen Mitte 
gewählt. […]
Der Vorsitzende des Verwaltungsausschusses, der zugleich der 
Vorsitzende des Evangelischen Vereins ist, bildet den Vorstand im 
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches, er vertritt den Verein ge-
richtlich und außergerichtlich. Die Beschlüsse des Verwaltungs-
ausschusses sind für ihn bindend.

In der ersten Formulierung wird darauf hingewiesen, dass der Ver-
waltungsausschuss den Verein leitet. Im zweiten Teil des Satzes, der 
mit der restriktiven Konjunktion soweit eingeleitet wird, werden wei-
tere Organe genannt, denen ebenfalls eine bestimmte Aufgabe zuge-
wiesen werden kann.

Ersichtlich wird aus dem Textausschnitt, dass die Formulierung 
bezüglich der Wahl im Vergleich zu den vorherigen Beschreibungen 
knapper wurde. Dies hängt auch mit dem expliziten Verweis auf das 
BGB zusammen, in welchem die weiteren notwendigen Bestimmun-
gen enthalten sind. 

Schaut man sich die weiteren Korpussatzungen dieses Zeitabschnit-
tes an, so ist festzustellen, dass hier fast keine Veränderungen stattge-
funden haben. Alle Texte enthalten diese Bestimmungen. Unterschied-
lich sind selbstverständlich die Wahlmodalitäten, die vereinsspezifisch
und zweckmäßig, aber nicht verfassungswidrig geordnet werden. 

Zusammenfassend kann hier festgehalten werden, dass diese Teil-
handlung sowohl in ihrem Inhalt als auch in ihrer Form einer großen 
Veränderung unterlag, an dem man ganz deutlich den Demokratisie-
rungsprozess nachvollziehen kann. Durch eine gewisse Abstrahie-
rung auch im begrifflichen Bereich und durch eine Systematisierung
der Wahlverfahren, die sich im 19. Jahrhundert permanent fortsetzt, 
wird generell Bürgernähe angestrebt. Während die ersten dreißig Jah-
re durch strukturelle Willkür und autoritäre Führungsmodelle bei der 
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Bildung der Vereinsorgane gekennzeichnet sind, ist ab den 1840er 
Jahren ein stabiler Vereinheitlichungsprozess zu bemerken. Die zahl-
reichen Einzelfallbeschreibungen bei der Bildung der Vereinsgremi-
en werden um 1860 auf nur wenige Möglichkeiten reduziert und in 
den letzten Jahren des 19. Jahrhunderts in der Form verfeinert. 

Diese Bestimmungen werden meistens im Zusammenhang mit ei-
nem Hinweis über die Strukturen des Vereins erwähnt, wobei dies je-
doch keine konstante Angabe ist. 

6.2.4.3 Aufgaben des Vorstandes

Der Vorstand207 als gewähltes Vertretungsorgan ist für die operative 
und strategische Leitung des Vereins verantwortlich. Die Amtszeit 
des Vorstandes nach § 26 BGB beginnt mit der Bestellung durch das 
zuständige Organ (in der Regel die Mitgliederversammlung) und der 
Annahmeerklärung des Gewählten. Die Annahme kann bei Abwesen-
heit auch vorher oder nachher schriftlich erklärt werden. Auch dazu 
findet man entsprechende Regelungen in den Vereinssatzungen.

Die Aufgaben des Vereinsvorstands sind in erster Linie die gesetz-
liche Vertretung und die Geschäftsführung des Vereins. Während die 
Geschäftsführungsaufgaben den internen Bereich des Vereins betref-
fen, wirkt die Vertretungsmacht nach außen. In beiden Bereichen gibt 
es eine Konkretisierung der Pflichtaufgaben, die sich anteilig aus den
Vereinsgesetzen wie ALR und BGB sowie der konkreten Vereinssat-
zung ergeben. 

Im Allgemeinen werden dem Vorstand folgende Aufgaben zuge-
wiesen:

– die Bestimmung der Vereinspolitik,
– die Verwaltung des Vereinsvermögens,
– die Kassen- und Buchführung,
– die Erfüllung öffentlich-rechtlicher Pflichten,
– die Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung 

sowie

207 Der Begriff „Vorstand“ wird an dieser Stelle als Sammelbegriff benutzt, 
um den Begriff „Vereinsorgan“ bzw. „Vereinsorgane“ zu vermeiden. Dazu 
würde auch die Mitgliederversammlung zählen.
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– die Erfüllung der Auskunfts- und Rechenschaftspflicht gegen-
über den Mitgliedern.

Die Satzung kann auch bestimmen, dass neben dem Vorstand für 
bestimmte Geschäfte besondere Organe bzw. Vertreter zu bestellen 
sind. Die Beschreibung der Aufgaben wird jedoch in einer gesonder-
ten Geschäftsordnung geregelt. Die Erledigung der laufenden Ver-
waltungsangelegenheiten wird meistens einem Geschäftsführer über-
tragen, der nicht Vorstandsmitglied sein muss, jedoch der Weisung 
und Aufsicht des Vorstandes unterliegt. Dies wird an den konkreten 
Beispielen ersichtlich, die zeigen, wie sich die Strukturen im Laufe 
der Zeit entwickelt und welche Modelle sich etabliert haben.

Im ersten Zeitabschnitt enthalten 65 % der Satzungen Bestimmun-
gen über die Aufgaben des Vorstandes. Das bedeutet jedoch nicht, 
dass in 45 % der Statuten dieser Punkt ganz verschwiegen wird. Er 
existiert aber nicht als eine selbstständige Texteinheit und wird in den 
meisten Fällen im Zusammenhang mit anderen vorstandsbezogenen 
Bausteinen thematisiert, allerdings nicht in ausführlicher Form, wie 
in der Naturforschenden Gesellschaft in Halle (1808):

§. 12.
Die amtlichen Geschäfte sind unter drei Beamten vertheilt, den 
Präses, Sekretär und Bibliothekar. Diese Aemter werden jährlich 
in einer Beamtenwahl vor Neujahr von neuem besetzt; doch blei-
ben die bisherigen Beamten wahlfähig, wenn sie es nicht vorher 
selbst verbitten.
§. 13.
Der jedesmalige Präses der Gesellschaft dirigirt den Gang der 
Gesellschaft, bringt die Beschlüsse der Gesellschaft zur gesetzli-
chen Ausübung und verwaltet die Kasse, wobei er über die Ein-
nahme und Ausgabe Rechnung führt. […]
§. 15.
Nur der Präses darf während der Sitzung eigenmächtig das Wort 
nehmen. Wer ausserdem etwas vorzutragen hat, erwartet die 
nächste Pause. Niemand darf in der Rede unterbrochen werden, 
noch weniger können Zwei zugleich sprechen. Nur freiwillige En-
digung des Einen gibt dem Anderen das Recht zur Gegenrede. 
[…]
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§. 20.
Der Sekretär führt über die Behandlungen jeder Session ein voll-
ständiges Protokoll, welches er bei der Eröffnung der folgenden 
Sitzung vorlieset. Er fertigt die Beschlüsse der Gesellschaft aus, 
führt die Correspondenz, wobei er wichtige Schreiben zu Geneh-
migung vorlegt, ehe sie abgehen, und verwaltet das Archiv.“

Dem Text ist die folgende Struktur der Aufgabenverteilung zu ent-
nehmen: Der Präses vertritt die Gesellschaft nach außen und ist zu-
ständig für die laufenden Geschäfte der Gesellschaft, der Sekretär 
führt Protokoll und verwaltet den Schriftverkehr der Gesellschaft. 
Die Vollmacht konzentriert sich auf den Posten des Präses, während 
die anderen Vorstandmitglieder überwiegend Zuarbeit leisten. Dieses 
Modell der Machtverteilung in den Vereinigungen der ersten Dekade 
des 19. Jahrhunderts ist sehr weit verbreitet. Meistens besteht eine 
Hierarchiestruktur zwischen den Vorstandmitgliedern, wobei man 
die Konzentration der Macht auf den Vorsitzenden als ein charak-
teristisches Merkmal der Aufgabenverteilung der ersten Vorstände 
bezeichnen kann. Die Zuweisung der Aufgaben zu bestimmten Po-
sten sollte sicher dazu beitragen, dass bestimmte Verwaltungsabläufe 
den Mitgliedern bekannt werden, was in vielen Fällen dazu führte, 
dass sich auch Bürokratie auf dieser Ebene entwickelte. Die Situation 
sieht dann anders aus, wenn im Vorstand auch Beisitzer sind, die sich 
flexibel die Aufgaben untereinander verteilen konnten. Wie in Kapi-
tel 6.2.5.1 deutlich wurde, gab es im ersten Zeitabschnitt im Vorstand 
diese Posten noch nicht.

An diesem Beispiel kann man zudem beobachten, wie arbeitsorga-
nisierende Verfahren in den Sitzungen und Versammlungen definiert
wurden. Die Formulierung Nur der Präses darf während der Sitzung 
eigenmächtig das Wort nehmen zeigt, wie hierarchisch die Arbeits-
bedingungen konstruiert wurden und welcher Stellenwert dem Prä-
ses im Verein beigemessen wird. Die Bestimmung Niemand darf in 
der Rede unterbrochen werden, noch weniger können Zwei zugleich 
sprechen. Nur freiwillige Endigung des Einen gibt dem Anderen das 
Recht zur Gegenrede ist eher als Verhaltenskodex zu verstehen. Dies 
weist auf die sich entwickelnde Diskussionskultur als ein demokra-
tisches Element des Umgangs miteinander hin, auf die im Kapitel 
6.2.6.2 noch genauer eingegangen wird.
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Im zweiten Zeitraum enthalten alle Satzungen eine Aufgabenbe-
schreibung des Vorstandes. Unterschiedlich ist jedoch deren Gewich-
tung im Vergleich zu anderen Textkonstituenten. Auch im Bereich der 
sprachlichen Realisierungen sind Abweichungen festzustellen. 

In der Satzung des Kunst-Vereins zu Königsberg in Preußen (1845) 
gibt es einen klaren Aufbau: zunächst die Aufgaben des Vorstandes 
im Allgemeinen, dann die Beschreibung der Aufgaben der einzelnen 
Vorstandmitglieder.

§. 16.
Verwaltung des Vereins.
Der Vorstand ist der Verwalter der Angelegenheiten des Vereins. 
Er vertritt denselben in allen seinen äußeren Beziehungen. Das 
Statut ist seine Instruktion. 
§. 17.
Der Vorsitzende führt auch im Ausschusse und in den General-
Versammlungen den Vorsitz. Unter seiner unmittelbaren Aufsicht 
steht das Museum.
Der Secretair besorgt den Schriftwechsel des Vereins, führt Pro-
tokolle in allen Versammlungen und entwirft die öffentlichen Be-
kanntmachungen.
Der Schatzmeister besorgt die Verwaltung der Gelder, die Annah-
men und Ausgaben, die Rechnungslegung. Der Einnahme der or-
dentlichen Beiträge der Mitglieder liegt die von dem Ausschusse 
zu beglaubigende Stamm-Liste zum Grunde. Zu jeder Ausgabe ist 
eine schriftliche Anweisung des Vorsitzenden erforderlich.
Die Vertheilung aller übrigen Geschäfte des Vorstandes bleibt der 
Einigung seiner Mitglieder vorbehalten.

Ein rechtliches und zugleich sprachliches Novum ist der Satz Das 
Statut ist seine Instruktion, der darauf hinweist, dass die Satzung auch 
eine Art Gebrauchsanweisung für den Vorstand und zugleich ein in-
haltlicher und ideeller Wegweiser ist.

In diesem Fall ist die Aufgabenbeschreibung des Vorsitzenden im 
Vergleich zum obigen Beispiel viel abstrakter gefasst: er führt den 
Vorsitz im Vorstand und in der Mitgliederversammlung, der als sol-
cher jedoch nicht definiert wird. Die stillschweigende Annahme, dass
der Vorsitzende den Vorsitz führt, lässt vermuten, dass die Funktion 
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des Vorsitzenden bereits zu gesellschaftlichem Allgemeingut gewor-
den ist. 

Neben den ausführlichen Erläuterungen zu den einzelnen Aufga-
ben der Vorstandsmitglieder gibt es allerdings Bereiche, die keine fe-
ste Zuweisung erfahren. Dies lässt wiederum darauf schließen, dass 
im Verein weitgehend Mechanismen entwickelt wurden, die anhand 
eines basisdemokratischen Entscheidungsprozesses eine Einigung 
und Arbeitverteilung möglich machte. Eine andere Möglichkeit ist 
die Existenz einer Geschäftsordnung.

Im dritten Zeitabschnitt ist ferner zu sehen, dass die Entwicklung 
dieser Teilhandlung zwar fortgesetzt und um kleinere Elemente er-
gänzt wird; im Allgemeinen kann man hier jedoch von einer Konso-
lidierungsphase sprechen.

Wie am Beispiel des Untestützungs-Verein zu Königsberg in Preu-
ßen (1867) ersichtlich ist, erfährt diese Einheit ein neues Element, 
nämlich Hinweise zu vorstandsinternen Regelungen zur Beschlussfä-
higkeit. In den bisherigen Satzungen wurde dies nur am Rande the-
matisiert.

III.
Von der Verwaltung.
[…]
§. 26.
Der Vorstand ist beschlussfähig wenn wenigstens „Fünf“ seiner 
Mitglieder mit Einschluß des Vorstehers oder seines Stellvertre-
ters versammelt sind. Ist der Vorsteher, oder auch sein Stellvertre-
ter, nicht anwesend, so übernimmt in denjenigen Fällen, in denen 
es sich um zu gewährende Darlehne oder Unterstützung handelt, 
dasjenige der fünf versammelten Mitglieder, welches den Amts-
Jahren nach das Aelteste ist, den Vorsitz. In denjenigen Fällen, in 
denen es der Zuziehung des Ausschusses bedarf, müssen wenig-
stens vier Mitglieder des Letztern anwesend sein. Der Vorstand 
fasst seine Beschlüsse durch absolute Stimmen-Mehrheit; bei 
gleichen Stimmen gilt der gestellte Antrag für verworfen. Die Art 
der Abstimmung bleibt dem Vorsteher überlassen. Handelt es sich 
jedoch um eine zu gewährende Unterstützung oder deren Höhe, 
so muß die Abstimmung durch Kugelung erfolgen. Der auf diese 
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Art gehörig gefasste Beschluß ist auch für die abwesenden Mit-
glieder bindend. […]
§. 31.
Der Vorstand beräth und beschließt allein:
a) über die Aufnahme neuer Mitglieder,
b) über die Bewilligung der Unterstützungen,
c) über die Verwaltung des Vermögens, dessen Unterbringung, 

sowie über die Verwendung,
d) über die Stundung der Beiträge und der einzufordernden Dar-

lehne.

An diesem Beispiel ist deutlich geworden, wie die Arbeit und die 
Aufgaben des Vorstandes umgesetzt werden, d.h. an welchen Verfah-
ren sich die Vorstandmitglieder orientieren, wenn die Beschlüsse ge-
fasst werden. In dem Textausschnitt gibt es keine detaillierte Aufga-
benbeschreibung der einzelnen Vorstandsmitglieder. Dies kann man 
zwar nicht als charakteristisches Merkmal der Satzungen zu diesem 
Zeitpunkt bezeichnen. Pauschalisierend kann hier jedoch eine neue 
Entwicklungstendenz festgehalten werden; Es wird von dem konkre-
ten Aufgabenkatalog für die einzelnen Vereinsposten abgewichen und 
zuerst auf die Aufgaben des Gesamtvorstandes hingewiesen. In Folge 
dessen ändert sich auch inhaltlich diese Teilhandlung, ohne jedoch 
im textuellen Netzwerk an Geweicht zu verlieren. Auch bedeutet das 
nicht, dass das Verzeichnis der Aufgaben der einzelnen Vorstands-
mitglieder völlig verschwunden ist. Er wird beibehalten und dient als 
Einleitung zu anderen Bestimmungen. 

Auch im nächsten Zeitraum bleibt dieses Schema erhalten. Nach 
einer allgemeinen Einführung in die substanziellen Tätigkeitsberei-
che des Vorstandes des Verein „Herold“ (1882) findet sich eine kurze
Beschreibung der Pflichten des Vorsitzenden, des Schatzmeisters und
des Revisors.

§ 5
[…]
Der Vorstand leitet den Verein und vertritt denselben in allen An-
gelegenheiten einschließlich derjenigen Geschäfte, für welche 
die Gesetze eine Spezial-Vollmacht erfordern, vor Gerichten und 
Behörden, sowie Privat- und juristischen Personen gegenüber, 



261

geeigneten Falles mit Befugnis zur Ernennung eines Vertreters. 
[…]
Bezüglich der Haftbarkeit des Vorstandes gelten die gesetzlichen 
Bestimmungen des allgemeinen Landrechts.
Seine Legitimation nach Außen führt der Vorstand durch eine Be-
scheinigung des hiesigen Königlichen Polizei-Präsidiums, wel-
che die im Vorstande befindlichen Personen namentlich aufführt. 
[…]
§ 6.
Der Vorsitzende (oder dessen Stellvertreter) leitet die Versamm-
lungen des Vorstandes, die Versammlungen sowie die General-
Versammlung.
Er beruft den Vorstand, so oft dies die Lage der Geschäfte erfor-
dert, insbesondere alsdann, wenn zwei Mitglieder des Vorstandes 
darauf antragen, binnen längst vierzehn Tage.

Wie am Beispiel des letzten Zeitabschnittes dargestellt wurde, sind 
die Aufgaben auch in diesem Fall eher allgemeiner Natur. Bemerkens-
wert ist hier, dass der Vorsitzende die Pflicht hat, die Versammlungen
zu leiten. Da die Versammlung als wichtigstes Organ in jedem Verein 
ein unabhängiges Forum darstellt, das u.a. dazu dient, den Vorstand 
zu entlasten und einen neuen zu wählen, wird dem Vorsitzenden in 
dieser Hinsicht die volle Macht zugewiesen.

Ähnlich wird diese Teilhandlung im Erziehungs-Verein in Altona 
(1897) konstituiert. 

§ 16.
Vorstand.
Zur ordnungsmässigen Führung und Leitung seiner Angelegen-
heiten nach Massgabe dieses Statuts und der Beschlüsse der Ge-
neral-Versammlung wählt der Verein in der ordentlichen Gene-
ral-Versammlung (im November) einen Vorstand für das folgende 
Kalenderjahr, welcher aus 5 ordentlichen Mitgliedern zu beste-
hen hat:
einem Vorsitzenden, welcher auch die General-Versammlung und 
die des Vorstandes zu berufen und zu leiten hat; in Behinderungs-
fällen fungiert der Stellvertreter des Vorsitzenden,
einem stellvertretenden Vorsitzenden,
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einem Schriftführer zur Besorgung von schriftlichen Arbeiten des 
Vereins in den General-Versammlungen und für den Vorstand, 
und zur Verwaltung der Registratur des Vereins,
einem Schatzmeister, welcher die Kassen des Vereins und event, 
auch die sonstigen Vermögens-Objecte zu verwalten und darüber 
in der ersten ordentlichen Generalversammlung des Kalender-
jahres Rechnung zu legen hat,
einem Beigeordneten, welcher die Pfleglingsbücher einrichtet und 
ebenso stets dafür sorgt, dass sie zu der bestimmten Zeit dem Vor-
stande zur Aushändierung an die Pflege zugehen, wie auch von
diesen im Falle ihrer Säumigkeit durch den Vorstand eingefordert 
werden, er überträgt alle Notizen aus den Pfleglingsbüchern in 
das General-Pfleglingsbuch unter der korrespondierenden Num-
mer der resp. Pfleglinge und sorgt dafür, dass das selbe in den Sit-
zungen der General-Versammlung vorhanden und zugänglich sei.

Charakteristisch für diesen Textausschnitt ist, dass in ihm drei ve-
reinsrelevante Einheiten zugleich verbunden vorkommen. In der Be-
schreibung der Vorstandsstruktur ist dessen Wahlmodus zu finden
und bei genauerer Übersicht der Vorstandzusammensetzung werden 
die Aufgaben der einzelnen Posten dargestellt. Diese sprachökonomi-
sche Tendenz ist kennzeichnend für die Satzungen der letzten Jahre 
des 19. Jahrhunderts. 

Zusammenfassend kann man festhalten, dass diese Teilhandlung 
ein konstituierendes Element der Textsorte Satzung ist. Zwar sind die 
Beschreibungen der Aufgaben in den ersten Satzungen keine selbst-
ständige Komponente wie die der Vereinsstruktur, sie hat sich als 
solche jedoch schon um 1830 fest etabliert. Diese Teilhandlung un-
terliegt einer feinen inhaltlichen Veränderung, die mit kleinen Diffe-
renzierungen im Bereich der Aufgabenverteilung zusammenhängt. 

Im Falle dieser Teilhandlung ist ein starker Schematisierungspro-
zess zu beobachten. Durch die Konsolidierung einiger Vereinsver-
fahren entsteht am Ende des 19. Jahrhunderts eine kurze und präzise, 
jedoch sehr aussagekräftige Bestimmung.
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Tabelle 18: Regelungen zu den Aufgaben des Vorstandes

I. 
Periode

II. 
Periode

III. 
Periode

IV. 
Periode

V. 
Periode

Regelung zu den 
Aufgaben des 

Vorstandes
65 % 100 % 100 % 100 % 100 %

Tabelle: 
Erwähnenswert ist hier auch das Umfeld, in dem diese Teilhandlung 

vorkommt. Die Beschreibung der Vorstandsaufgaben tritt meistens 
zusammen mit der Bestimmung zur Struktur und Bildung der Ver-
einsorgane auf. Nur vereinzelt werden diese Teilhandlungen getrennt 
in einem Satzungstext gebraucht. Ergänzt sind diese Teilhandlungen 
meistens durch sekundäre Bestimmungen zu den Vorstandsitzungen, 
deren Einberufung sowie dem Abstimmungsverfahren. Aber auch 
diese Elemente erscheinen erst am Ende der 1840er Jahre des 19. 
Jahrhunderts. Die politischen Unruhen in Preußen und die Entstehung 
von zahlreichen politisch engagierten Vereinen hatten zur Folge, dass 
sich in der Gesellschaft das politische Bewusstsein schärfte und im 
Falle des Vereinswesens noch mehr Regelklarheit und Transparenz 
bei der Entscheidungsfindung gefordert wurde. Wie dies umgesetzt
wurde, wird in den folgenden Kapiteln gezeigt.

6.2.5 Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung ist das höchste Organ eines Vereins, das 
für alle grundsätzlichen Entscheidungen zuständig ist. Auch wenn 
Vereine ein Modell des basisdemokratischen Umgangs sind, so hat 
sich dies im Laufe der Zeit jedoch geändert. Damit ist gemeint, dass 
die Funktion der Mitgliederversammlung, ihr Stellenwert in der Ver-
einigung sowie ihre Wahrnehmung durch die Mitglieder in den unter-
suchten Phasen ganz unterschiedlich waren.

Der Ansatz der freien Assoziationen war, sich neben der reinen Ge-
selligkeit und Unterhaltung auch mit bestimmten Inhalten auseinan-
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der zu setzen sowie auch gesellschaftliche und politische Visionen 
umzusetzen. Dies erfolgte in den Versammlungen, an deren auch au-
ßenstehende Mitglieder teilnehmen durften. 

In den meisten Vereinigungen lassen sich eine ordentliche sowie eine 
außerordentliche Mitgliederversammlung feststellen. Während die er-
ste ein obligatorischer Bestandteil jeder Assoziation ist, tritt die zweite 
nur dann auf, wenn sie aus bestimmtem Anlass einberufen wird.

Betrachtet man das Vereinsrecht und die Satzungstexte, so lässt sich 
die Einheit zur Mitgliederversammlung abgrenzen. Die Mitglieder-
versammlung wird dann definiert, wenn geregelt wird,

– unter welchen Bedingungen, und in welcher Form die Mitglieder-
versammlung einberufen wird und

– welche Aufgaben die Mitgliederversammlung übernimmt.
Eine fakultative, jedoch sehr wichtige Bestimmung bezieht sich auf 

die Durchführung der Mitgliederversammlung. Damit ist die Erläu-
terung der Instrumente zur Entscheidungsfindung gemeint. Dazu ge-
hören folgende Elemente:

– die Tagesordnung sowie
– die Versammlungsleitung.
Die Versammlungen bilden ein interessantes Forschungsfeld, da sie 

am deutlichsten die sprachlichen Formen und Muster der (vereins)po-
litischen Entscheidungsfindung darstellen. Deswegen werde ich in
Kapitel 6.2.6.2 auf die oben genannten Punkte eingehen und prüfen, 
wie sich die Versammlungspraxis als Handlung auch unter sprachli-
chem Aspekt entwickelt hat.

Ein wichtiges Element der Analyse ist hier auch die Geschichte der 
Bezeichnungen, die sich auf die Versammlungen der Mitglieder be-
ziehen. Bis zu den 40er Jahren des 19. Jahrhunderts gab es eine große 
Zahl an Bezeichnungen wie Sammlung, Sitzung, Stiftungstag oder 
Versammlung, deren Spezifikation nur durch ein Adjektiv erfolgte
wie allgemeine Versammlung, öffentliche Sitzung oder deliberative 
Sammlung. Erst 1833 wurde im Verein zur Förderung der Kunst und 
Wohlthätigkeit in Potsdam der Ausdruck „General-Versammlung“ 
verwendet. Zu diesem Zeitpunkt konnte man auch Konkurrenzfor-
meln finden wie Haupt-Versammlung oder Versammlung, die aber
verdrängt wurden und in den weiteren Phasen kaum noch anzutreffen 
sind. Der Begriff „Mitgliederversammlung“ kommt in meinem Un-
tersuchungskorpus erst in der Satzung aus dem Jahre 1900 vor. 
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Dies ist deswegen erwähnenswert, als Bezeichnungen wie General-
Versammlung oder Haupt-Versammlung mit ihrem Bestimmungswort 
semantisch zwar auf die Wichtigkeit der Zusammenkunft hinweisen. 
Dieses Bestimmungswort beachtet jedoch weder die Zielgruppe noch 
die Haupthandelnden. Erst mit dem modernen Begriff der Mitglie-
derversammlung ist der komplexe Prozess der Demokratisierung ab-
geschlossen.

6.2.5.1 Einberufung der Mitgliederversammlung

Da die Mitgliederversammlung das wichtigste Vereinsorgan ist, muss 
es in der Satzung auch Bestimmungen dazu geben, wer und in welcher 
Form die Mitgliederversammlung einberufen kann. Die Zuständigkeit 
für die Einberufung ergibt sich nach heutigem Vereinsrecht aus der 
Satzung. Dies war aber in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts nicht 
der Fall. Meistens ist der Vorstand dazu befugt, die Hauptversamm-
lung einzuberufen. Diese Tatsache spielt hier deswegen eine wichtige 
Rolle, da die fehlerhafte Einberufung der Mitgliederversammlung 
die Nichtigkeit der dort gefassten Beschlüsse zur Folge hat. Bei der 
Einberufung sind zahlreiche Formalien wie Frist und Form, Ort und 
Zeit sowie Tagesordnung zu beachten. Bestimmungen hierzu müssen 
in der Satzung enthalten sein. Die mit der Einladung verschickte Ta-
gesordnung hat den Zweck, den Mitgliedern Gelegenheit zu geben, 
sich auf die Versammlung vorzubereiten sowie eine Entscheidungs-
hilfe hinsichtlich der Notwendigkeit der Teilnahme zu geben und die 
Mitglieder vor Überraschungen zu schützen. Die Tagesordnung muss 
daher so detailliert sein, dass daraus der Gegenstand der beabsichtig-
ten Beschlussfassung ersichtlich wird. 

Betrachtet man die Bestimmungen zur Einberufung der Mitglieder-
versammlung, ist es wichtig auf die zwei Punkte einzugehen:

– Wer beruft die Mitgliederversammlung?
– In welcher Form wird die Mitgliederversammlung einberufen?
Bei der diachronen Untersuchung ist es interessant zu beobachten, 

wie sich die Regeln diesbezüglich entwickelt haben und welchen 
Einfluss sie auch auf den Aufbau der Textsorte genommen haben.

Analysiert man die Satzungen aus dem ersten Zeitabschnitt, so fällt 
es auf, dass die meisten Satzungen keine entsprechende Bestimmung 
enthalten. Nur 12 % der Satzungstexte verfügen über eine solche 

Entwicklung von Textmusterkonventionen



266

Textmuster im Wandel

Regelung. Eine Ausnahme bildet die Naturforschende Gesellschaft 
(1821):

§. 9. 
Außerordentliche Versammlungen
Zu allen ausserordentlichen Versammlungen ladet der Direktor 
sämtliche einheimische ordentliche Mitglieder durch ein Umlauf-
schreiben ein, und lässt diese Einladung von einem Jeden unter-
schreiben.
Wenn in diesen Versammlungen über Gegenstände Beschlüsse ge-
fasst werden sollen, zu deren Gültigkeit nach den Bestimmungen 
des nächstfolgenden Paragraphen die Anwesenheit der größeren 
Hälfte der ordentlichen Mitglieder erforderlich ist, so zeigt er die-
se Gegenstände in dem Einladungsschreiben an.

Dem Paragraphen sind die wichtigsten Informationen zur Einberu-
fung der Mitgliederversammlung zu entnehmen; der Direktor lädt die 
ordentlichen Mitglieder zur Versammlung mittels eines Einladungs-
schreibens ein, dessen Eingang durch jedes Mitglied bestätigt werden 
muss. Die Praxis der Bestätigung ist zu diesem Zeitpunkt sehr ver-
breitet, auch bei anderen Tätigkeiten. Die obige Bestimmung infor-
miert überdies darüber, dass im Einladungsschreiben der Gegenstand 
der Versammlung angegeben werden muss, besagt allerdings nicht, 
wo und wann diese Versammlung stattfindet.

An dieser Stelle erscheint es mir sinnvoll, in diesem Zusammenhang 
die beiden Begriffe „außerordentliche und ordentliche Versammlung“ 
zu erklären. Während die außerordentliche Versammlung dazu dient, 
den Vorstand zu wählen und die kommenden Tätigkeiten zu disku-
tieren, ist die ordentliche Versammlung in der Naturforschenden 
Gesellschaft für Vorlesungen, Relationen und Versuche vorgesehen. 
Dies ist deswegen erwähnenswert, da in den meisten Vereinen die 
ordentliche Versammlung für die Vorstandswahl notwendig ist und 
die außerordentliche Versammlung nur dann einberufen wird, wenn 
außergewöhnliche Faktoren dies erzwingen. Hierzu werden in vielen 
Vereinen komplizierte Verfahren entwickelt.

Wie oben erwähnt, enthalten nur wenige Satzungen diese Bestim-
mung. Dies ist umso verwunderlicher, als das ALR in § 52 und § 53 
ausdrücklich darauf hinweist, dass die Mitglieder zu den Versamm-
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lungen eingeladen werden sollen. Ferner soll auch der Gegenstand 
der Diskussion angegeben werden. 

Das Fehlen dieser Bestimmung in so vielen Satzungstexten kann 
man darauf zurückführen, dass die Mitglieder die Einberufung der 
Mitgliederversammlung als selbstverständliches Verfahren empfun-
den haben, das in der Satzung nicht kodifiziert werden musste. Die-
se Lücke ist auch deswegen erwähnenswert, da die Existenz dieser 
Bestimmung vom Gesetz vorgeschrieben, durch die vertrauten Um-
fangsformen jedoch aufgehoben wird. 

Im zweiten Zeitabschnitt hat die Zahl der Bestimmungen zur Ein-
berufung der Mitgliederversammlung auf 41 % zugenommen. Im 
Textausschnitt aus dem Berliner Frauen-Verein zur Abhülfe der Noth 
(1849) findet man die klar formulierte Regelung:

§. 9. […]
Die General-Versammlungen werden durch den Vorstand beru-
fen. Die ordentlichen General-Versammlungen finden jährlich im 
Monat Mai statt, außerordentliche beruft der Ausschuß, wenn er 
dieselben für nothwendig hält.
§. 10.
Die Einladung zur General-Versammlung erfolgt mindestens acht 
Tage zuvor durch einmalige Bekanntmachung in mindestens zwei 
Berliner Zeitungen. Bei außerordentlichen General-Versammlung 
ist der Zweck anzugeben.

Der Aufbau der zwei Paragraphen ist sehr geordnet: zuerst wird ge-
regelt, wer die Versammlung einberufen darf und dann wann diese 
stattfinden soll. In diesem Kontext wird auch mitgeteilt, dass es neben
den ordentlichen auch außerordentliche Versammlungen gibt. Ferner 
werden die temporalen Bedingungen und die Form der Einberufung 
genannt und auf die konkrete Form der Bekanntmachung hingewiesen. 
Interessant ist hier, dass der Zweck der Versammlungen nur bei den 
außerordentlichen Versammlungen anzugeben ist. Der Grund hierfür 
könnte gewesen sein, dass der Zweck der ordentlichen Versammlun-
gen im Bewusstsein der Mitglieder präsent war. 

Im dritten Untersuchungszeitraum enthalten 62,5 % aller Satzungen 
Bestimmung bezüglich der Einberufung der Mitgliederversammlung. 
Wie am Beispiel des Central-Vereins für das Wohl der Taubstummen 
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(1860) zu sehen ist, unterscheidet sich diese Teilhandlung inhaltlich 
und strukturell fast gar nicht von den vorherigen.

§. 25
Die General-Versammlung des Central-Vereins wird in Berlin we-
nigstens einmal in jedem Jahr von dem Vorstande berufen durch 
Einladungsschreiben oder durch die hiesigen Zeitungen, nämlich 
die Spener´sche und Bosische Zeitungen und den Staats-Anzeiger 
berufen.

Verallgemeinernd kann an dieser Stelle weiterhin festgehalten wer-
den, dass die meisten Bestimmungen vorschreiben, dass mit der Ein-
ladung auch der Gegenstand der Beratung angegeben werden soll. 
Ein ebenso wichtiger Punkt ist die Bekanntmachung der Einladung.

Ähnlich stellt sich diese Tatsache im vierten Zeitraum dar. Nun ist 
die Zahl der Satzungen, die diese Bestimmung enthält, auf 87,5 % ge-
stiegen. Das Beispiel des Berliner Krippen-Vereins (1888) veranschau-
licht die Kontinuität dieser Einheit.

§ 9.
[…]
Einberufung der General-Versammlung erfolgt durch den Vorstand 
mittelst einer Bekanntmachung in der „Bosischen Zeitung“ und in 
der „Bost“, sowie mittels schriftlicher Einladungen, welche die all-
gemeine Bezeichnung der zu verhandelnden Gegenstände enthalten. 
Die Bekanntmachung erfolgt mindesten acht Tage vor dem Versamm-
lungstage. Sollen die genannten Zeitungen oder einer derselben ein-
gehen oder den Publikationen des Vorstandes unzugänlich werden, 
so ist der Vorstand befugt, andere Blätter dafür zu substituieren.

Neu an dieser Bestimmung ist der selbstverständliche Gebrauch 
des Begriffs die Tagesordnung. Die Tagesordnung umfasst die in der 
Versammlung zu verhandelnden Gegenstände und gibt ihnen eine 
Struktur.

Die Funktion der Tagesordnung und die Entwicklung ihres Ver-
ständnisses werden im Anschluss an dieses Kapitel behandelt.

Im Zentralverein für das Wohl der Taubstummen in Berlin (1912), 
der für die nächste Entwicklungsstufe charakteristisch ist, ist diese 
Teilhandlung folgendermaßen dargestellt:
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§. 19.
Die Generalversammlung, in welcher das Recht zu erscheinen 
und mitzustimmen sich nach den Bestimmungen in § 2-5 richtet, 
tritt in der Regel alljährlich im Monat März zusammen. Eine au-
ßerordentliche Generalversammlung muss berufen werden, wenn 
mindestens die Hälfte der eingeschriebenen ordentlichen Mitglie-
der schriftlich beim Vorstande dieselbe beantragt. In dem Antrage 
ist der Grund anzugeben. Die Tagesordnung wird vom Vorstand 
des Vereins festgestellt. Die Einladung erfolgt mindestens vier Wo-
chen vor dem Termin durch den Vorsitzenden, und zwar durch öf-
fentliche Bekanntmachung unter Angabe der Tagesordnung. Das 
Organ der Bekanntmachung ist der „Taubstummenfreund“. […]
§ 20.
Zur Beschlussfähigkeit der Generalversammlung ist die Anwe-
senheit von zwei Dritteln der ordentlichen Mitglieder erforder-
lich. […]

In diesem Textausschnitt ist der Prozess der Selbstkonstituierung 
der Mitgliederversammlung zu beobachten, indem darauf hingewie-
sen wird, dass die Mitgliederversammlung dazu bestimmt ist, die 
Mitgliederversammlung über Vereinsbelange entscheiden zu lassen. 
Es wird außerdem ausführlich informiert, wie bei der Berufung der 
ordentlichen und außerordentlichen Mitgliederersammlung zu ver-
fahren ist. 

Fasst man die Ergebnisse der Analyse in einer Tabelle zusammen, 
so wird deutlich, wie sukzessive sich diese Teilhandlung entwickelt 
hat. Während sie im ersten Zeitabschnitt nur in 12 % der Satzungen 
vorkommt, ist sie in der dritten und vierten Phase mit dem Endstadi-
um vergleichbar.

Tabelle 19: Regelungen zur Einberufung der Versammlung

I. 
Periode

II. 
Periode

III. 
Periode

IV. 
Periode

V. 
Periode

Regelung zur 
Einberufung der 
Versammlung

12 % 41 % 87,5 % 97 % 100 %
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Stellt man sich die Frage, woher die Textsorte Tagesordnung in 
die Vereine gekommen ist, so gelangt man zur Geschichte des Parla-
mentarismus. Diese parlamentarische Handlung, die in der deutschen 
Parlamentsgeschichte unter dem Begriff Geschäftsordnung erst um 
die Zeit der Paulskirche, also um 1848, auftaucht, wurde nach eng-
lischem, französischem und belgischem Vorbild entwickelt208. Diese 
sprachlichen Muster des Ablaufs von Beratungen und Entscheidun-
gen wurden sehr rasch in die Vereinspraxis adaptiert. Man könnte 
sogar behaupten, dass sich die ersten sprachlichen Handlungsmuster 
für eine demokratische Entscheidungsfindung gleichzeitig in den
Vereinen entwickelt haben, da die Vereine als organisierte Zusam-
menschlüsse von Personen zahlreiche Versammlungen durchgeführt 
haben, in denen Sachverhalte erörtert und entschieden wurden. 

Warum die Tagesordnung und die damit verbundene organisierte 
Diskussionsform in diesem Zusammenhang von Interesse sind, kann 
nur beantwortet werden, wenn man dem mühsamen Entwicklungs-
weg der Diskussionskultur im Vereinswesen anhand der Satzungen 
nachgeht.

Der Tagesordnung im Allgemeinen, vor allem aber der im Vereins-
wesen, kommt eine besondere Bedeutung zu. Sie regelt den eigentli-
chen Gang des Verfahrens im Detail und bildet dadurch ein Verfahrens-
muster deliberierender Versammlungen, das sich im 19. Jahrhundert 
entwickeln musste. Die Tagesordnung ist sowohl für Mitgliederver-
sammlungen wie auch für Vorstandssitzungen festzulegen und im 
Regelfall vorab den Beteiligten zur Kenntnis zu geben. Dabei müssen 
– wie mehrfach angemerkt – die Vereinssatzungen nach dem BGB 
eine Regelung über den Zeitpunkt und die Art der Bekanntgabe der 
zu verhandelnden Gegenstände enthalten. Ein Fehler bei der Erstel-
lung, Versendung oder beim Beschluss der Tagesordnung kann er-
hebliche rechtliche Konsequenzen haben. Ist etwa die Versendung 
der Tagesordnung an die Versammlungsteilnehmer 14 Tage vor Ver-
sammlungsbeginn vorgeschrieben, kann eine verspätete Versendung 
die Versammlung ungültig machen. Auch fehlende Punkte auf der 
Tagesordnung bewirken in aller Regel, dass zu diesen Themen kein 
Beschluss möglich ist. Im BGB ist festgelegt, dass der „Gegenstand 
der Beschlussfassung“ bei der Einladung genannt wird.

208 Vgl. Holly, W. (1882), S. 13.
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Den Ausführungen ist zu entnehmen, wie wichtig und komplex das 
Gebilde „Tagesordnung“ ist. Wichtig deswegen, weil von ihr die Rich-
tigkeit der zu fassenden bzw. gefassten Beschlüsse abhängig ist und 
komplex, weil sie auch als Metatext funktioniert. Dessen Geschichte 
beginnt mit dem Eingang von Anträgen zu bestimmten Beratungs-
gegenständen an den Vorstand, die von den Mitgliedern eingereicht 
oder vom Vorstand bestimmt werden. Die festgelegte Tagesordnung 
ist somit in ihrer primären Funktion ein konventionelles Schema für 
den Vollzug einer gezielten Sprachhandlung, also der Debatte. Mit 
Ergebnis oder Nach-Text sind vor allem die Beschlüsse und Proto-
kolle gemeint. Hier wird das Sequenzschema von „Antrag – Debatte 
– Beschluss“ deutlich, das Holly (1996) bei der Analyse der parla-
mentarischen Geschäftsordnung herausbildet. 

Wie oben angedeutet wurde in meinem Korpus der Begriff Tages-
ordnung zum ersten Mal in der Gesellschaft der Freunde 1827 ver-
wendet. Grimm definiert den Begriff folgendermaßen: (nach franz. 
ordre du jour) die ordnung, die reihenfolge der täglichen geschäfte 
[…] besonders das verzeichnis und die reihenfolge der gegenstände 
eines gerichts-, sitzungs- oder verhandlungstages. 

Der Begriff Tagesordnung steht in den untersuchten Satzungstexten 
für Reihenfolge der Themen, die bei einer Sitzung oder Versammlung 
behandelt werden sollen. Das Lexem Tagesordnung erscheint am häu-
figsten in den Satzungen des letzten Zeitabschnittes in folgendem
Kontext: Die Tagesordnung wird von dem Vorsteher bestimmt (Ge-
sellschaft der Freunde 1827), Der Geschäftsführende Vorstand hat 
die Tagesordnung aufzustellen (Kunst-Verein für Neu-Vorpommern 
und Rügen 1851) oder das Präsidium stellt die Tagesordnung für die 
Mitgliederversammlung und erlässt durch den Vorsitzenden die Ein-
ladung (Deutsche Zentrale für Jugendfürsorge e.V. 1907). 

Wie oben angemerkt ist eine Tagesordnung ein Verfahrensmuster 
deliberierender Versammlungen, das in die Diskussionskultur eine 
bestimmte Ordnung eingeführt hat. 

Davon, dass dieses Wissen und die Kenntnisse bei den Mitgliedern 
und Vorständen zu Beginn des 19. Jahrhundert ausreichend parat wa-
ren, zeugen die folgenden Beispiele der Casino-Gesellschaft 1809.

§. 6.
Alle diese Geschäfte und Vorträge werden in der Ordnung, wie 
sie vorkommen sollen, von der Direction, und zwar wenigstens 8 
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Tage vorher an die Versammlungsorte, vermittelst Anschlags an 
die Tafel angezeigt. Vorschläge einzelner Mitglieder müssen der 
Direktion zuvor mitgetheilt werden, damit solche mit ihrem Gut-
achten oder Gegenbemerkungen begleitet, und auf diese Weise 
gleich den übrigen Gegenständen vorgetragen werden, ohne dass 
das Mitglied, welches den Vorschlag gethan, vor dem darüber zu 
nehmenden Beschluß, genannt werden darf.

Hier ist zu beobachten, dass die strengen Diskussionsgrundlagen 
erläutert werden; jeder Vorschlag musste begutachtet werden, so dass 
zur These Argumente dafür und dagegen in kurzen Reden vorgetra-
gen werden. 

Die fehlende Versammlungsleitung oder überhaupt die Leitungs-
kultur wird besonders im folgenden Paragraphen ersichtlich, der eben-
falls von der Casino-Gesellschaft 1809 stammt: 

§. 7.
In diesen Generalversammlungen führt Einer der Direktoren das 
Wort, und darf nicht unterbrochen werden. Vor der Abstimmung 
kann aber jedes Mitglied nach der Reihe von der rechten zur lin-
ken seine etwa entgegengesetzte Ansicht des verhandelten Ge-
genstandes bekannt machen, oder ein größeres Licht darüber zu 
verbreiten suchen.

Die Aufmerksamkeit konzentriert sich in dem Fall fast nur auf den 
Direktor, der zugleich die Versammlung leitet. Seine überstarke Posi-
tion wird in diesem Zeitsegment auch in anderen Satzungstexten wie 
z.B. dem des Sonntags-Verein 1835 deutlich:

§. 22.
Die Leitung der Debatten gebührt allein dem Haupte. Werden sie 
zu lebhaft, so kann jedes Mitglied auf die geregelte Debatte antra-
gen, deren Anordnung jedoch allein vom Haupte anhängt.
§. 23.
Sie besteht darin, dass das Haupte einem Mitgliede das Wort er-
teilt […]

In diesem Textausschnitt erscheint ausnahmsweise der Begriff De-
batte, der z.B. im Wörterbuch von Grimm gar nicht belegt wird. 
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Vielmehr ist hier die Rede von einer geregelten Debatte, auf die je-
des Mitglied antragen kann. Neu ist hier der Mechanismus der An-
tragstellung, der zu diesem Zeitpunkt auch in der parlamentarischen 
Praxis nur bedingt geläufig war209. Das Verfahren reduziert sich zur 
Stärkung der Leitungsposition und nicht zur Einführung zusätzlicher 
Instrumente, die den Diskussionsprozess demokratischer gestalten 
bzw. optimieren würden. Das Defizit an ausreichender Routine bei
der Sitzungsleitung wurde durch die überstarke Position der Leitung 
ausgeglichen, die sich in apodiktischem Verhalten widerspiegelt

Darüber hinaus lässt sich eine interessante Beobachtung zum Ver-
fahrensmuster der Debatte machen, die in der Satzung der Casino-
Gesellschaft 1809 zu finden ist:

§. 8.
Jeder Vorschlag soll kurzgefaßt, der Sinn desselben bestimmt, und 
deutlich ausgedrückt, und die auf Ja und Nein zu reducirende Fra-
ge durch die Kugelung entschieden werden, bei gleicher Anzahl 
bejahender und verneinender Stimmen giebt das Gutachten der 
Direction den Ausschlag.

Die heutzutage als selbstverständlich anzusehenden Umfangsfor-
men mussten Anfang des 19. Jahrhunderts in der Vereinssatzung ko-
difiziert werden. Folgendes Schema musste ausführlich beschrieben 
werden: Die Beratungsvorschläge werden beim Direktorium einge-
reicht und kundgegeben, und sie bilden damit die Grundlage für die 
Diskussion, in der Für und Wider erörtert wird, um letztendlich zu 
einer Entscheidung zu gelangen. Dieses Vorgehen berührt elementare 
Prinzipien des parlamentarischen Vorgehens, nach denen jede Debat-
te dem Grundschema von Antrag – Abstimmung zu folgen hat.

Interessant an diesem Beispiel ist ebenfalls die detaillierte Be-
schreibung des genannten Verfahrens bezüglich der Wortmeldung, 
Worterteilung sowie der Wortbeiträge, deren Form ebenfalls präzise 
dargestellt wurde. Der 8. Paragraph macht dieses Verfahren deutlich: 
Ein klar, präzise und zielgerichtet formulierter Vorschlag wird zur 
Abstimmungsvorlage so ausgearbeitet, dass er mit Ja oder Nein durch 
eine geheime Abstimmung mit weißen und schwarzen Kugeln ent-

209 Vgl. Holly, W. (1982), S. 27.
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schieden wird210. Diese Vorgehensweise kann man als ergebnisorien-
tiert und effizient bezeichnen.

Wie sich dieses Verfahren in den verschiedenen Zeitphasen dar-
stellt, sollen folgende Beispiele veranschaulichen:

Im Verein der Kunstfreunde im Preußischen Staate 1825 und 1832 
kann jedes Mitglied einen Beitrag anbringen, wenn dies zuerst mit 
dem Vorsitzenden abgestimmt wurde. Darüber hinaus bekommt jeder 
die Möglichkeit, zu diesem Vorschlag eine Stellungnahme abzugeben 
und dem Antragsteller selbst steht das Recht zu, die Fragen zu beant-
worten und eventuelle Missverständnisse auszuräumen.

§. 30. 
Jeder, welcher dem Verein in einer Versammlung eine Mitthei-
lung machen will, meldet sich deshalb bei dem Vorsitzenden, und 
erhält, nachdem die Gegenstände, welche das Directorium der 
Versammlung vorzutragen hat, beseitigt sind, das Wort nach der 
Reihe der Anmeldungen.
Nachdem er gesprochen hat, steht es Jedem frei, seine Meinung zu 
unterstützen oder zu bestreiten. Er kann darauf die Einwendun-
gen eines Jeden zu beantworten, wenn dies aber geschehen ist, 
findet zwischen denselben Mitgliedern keine weitere Rede oder
Gegenrede statt, sie müsste denn bloß in kurzer Aufklärung eines 
Missverständnisses bestehen.
§. 31.
Alle von den Mitgliedern gemachten neuen Vorschläge, wie alle 
von dem Directorium oder dem Ausschuß zur Berathung der Ver-
sammlung gebrachten Gegenstände können in derselben Sitzung 
nur besprochen und in ihren Gründen und Gegengründen erwo-
gen, die Entscheidung aber erst in der nächsten Sitzung gefällt 
werden. Bei allen Berathungen, welche nicht Wahlen betreffen, 
geben die Mitglieder des Directoriums und Ausschusses ihre 
Stimme, gleich den übrigen Mitgliedern des Vereins ab.

Wie Paragraph 31 zu entnehmen ist, kann eine Abstimmung erst in 
der nächsten Sitzung stattfinden. Dies ermöglicht es den Mitgliedern, 
sich nach der ersten Diskussionsrunde, die mit der ersten Lesung im 

210 Dieses Abstimmungsverfahren wird entweder als Kugelung oder Ballota-
ge bezeichnet.
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Parlament verglichen werden kann, intensiver mit den vorgeschlage-
nen Lösungen auseinander zu setzen.

In der Satzung des Kunst-Vereins zu Königsberg in Preußen 1845 
findet man nur den Hinweis auf die Möglichkeit, im Vorfeld jeder Sit-
zung Anträge beim Vorstand einzureichen, die dann in der Versamm-
lung diskutiert werden sollen.

§. 21.
Diejenigen Mitglieder, welche Anträge stellen wollen, müssen des-
halb solche vorher dem Vorstande anzeigen. Die Beschlußnahme 
erfolgt in der Regel nach der Stimmenmehrheit der erschienenen 
Mitglieder.

Hier erfolgt auch eine Bestimmung, wie in einem solchen Fall die 
Mitglieder abzustimmen haben. Nach demselben Prinzip funktioniert 
das Verfahren auch im Central-Verein in Preußen für das Wohl der 
arbeitenden Klasse 1847. Im Gegensatz zu den vorherigen Bestim-
mungen gibt es hier eine Differenzierung zwischen Anträgen und 
Vorschlägen, deren Unterschied aber an keiner Stelle im Text defi-
niert wird. 

§. 26.
In dieser Versammlung können auch von einzelnen Mitgliedern 
Vorschläge und Anträge ausgehen, jedoch nur dann, wenn diesel-
ben, Behufs der Vorbereitung in dem vereinigten Vorstande und 
Ausschuße, dem ersten mindestens 4 Wochen vor dem Tage der 
Versammlung mitgetheilt wurden.

Eine Änderung im sprachlichen Bereich sieht man schon in einer 
Bestimmung der Satzung des Central-Vereins für das Wohl der Taub-
stummen in Berlin 1860, die konkretisiert, dass der Antrag schriftlich 
mit einer vollständigen Motivation eingereicht werden muss. Mit Mo-
tivation ist vor allem die Begründung der Wichtigkeit dieser Anträge 
für den Verein gemeint.

§ 26.
Jedes Mitglied kann Anträge anbringen, jedoch müssen diese 14 
Tage vor dem Tage der General-Versammlung nebst vollständi-
gen Motivation bei dem Vorstande schriftlich eingereicht werden. 
Dann wird der Vorsitzende die Tagesordnung festsetzen.

Entwicklung von Textmusterkonventionen
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In der Satzung des Erziehungsvereins in Altona 1877 findet man
ein alternatives Handlungsmuster zu den vorher bekannten. Anträ-
ge auf Verhandlung von Gegenständen können auch während einer 
Sitzung eingebracht werden; die Versammlung entscheidet darüber, 
ob diese Punkte diskutiert werden oder nicht. Dieses Beispiel zeigt 
das zunehmende Selbstbewusstsein der Mitgliederversammlung, die 
selbst über das Verfahren zu entscheiden weiß. 

§. 12.
Alle Anträge auf Verhandlung von Gegenständen, welche nicht 
schon in der letzten Sitzung vereinbart worden, sind bei dem Vor-
sitzenden anzubringen; geschieht dies erst unmittelbar vor oder 
in einer Sitzung, so entscheidet die Versammlung über die Zuläs-
sigkeit der sofortigen Erörterung.

In der Satzung findet man jedoch keinen Hinweis dazu, wie die
Entscheidung von der Mitgliederversammlung zu treffen ist. Eine 
weitgehend reduzierte Bestimmung kommt in der Satzung von der 
Deutschen Zentrale für Jugendfürsorge 1907 vor.

§ 15
Anträge an die Mitgliederversammlung sind rechtzeitig vorher 
beim Präsidium schriftlich einzureichen.

Diese Reduzierung, die sich in den angeführten Beispielen fest-
stellen lässt, ist auf die weitläufige Vereinserfahrung sowie die zu-
nehmende parlamentarische Praxis vieler Mitglieder zurückzuführen. 
Man kann vermuten, dass das Sachwissen über das Vereinswesen am 
Anfang des 20. Jahrhunderts weiter verbreitet war als hundert Jahre 
zuvor.

Es kann festgehalten werden, dass die Vereinssatzungen ein sehr 
interessantes Material liefern, aufgrund dessen die Debattenkultur 
rekonstruiert und die Entwicklung sowie die Praxis der Textsorte Ta-
gesordnung beobachtet werden kann. Die in den Satzungen enthalte-
nen Regelungen zu Verhaltensweisen werden als Weisung aufgefasst, 
die Mitglieder beim Abhandeln von vereinsrelevanten Themen in-
struieren bzw. disziplinieren, um den Diskussionsgang demokratisch 
zu gestalten und optimale Ergebnisse zu erzielen.
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Das Verschwinden von solchen Bestimmungen in den Satzungen 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts lässt sich zunächst einmal 
als ein Zeichen zunehmender Selbstverständlichkeit von früher noch 
explizit auszuführenden und zu begründeten Verhaltensweisen und 
Wertungen verstehen. Der Selbstverständigungsprozess der Textsorte 
Tagesordnung kann aber erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts als abgeschlossen gelten211.

Von Interesse wäre in dem Zusammenhang eine Analyse der Pro-
tokolle von Vereinssitzungen, um die tatsächliche Rolle der Tages-
ordnung zu prüfen und den Soll-Vorschriften, die sich ebenfalls aus 
den Satzungen ergeben, gegenüberzustellen. Da es hier jedoch um 
die Analyse der weiteren Textsorte handelt, wird diese vorliegende 
Studie dieses nicht leisten können.

Ebenfalls als wichtig anzusehen sind zahlreiche Hinweise, die man 
als Verhaltenskatalog bezeichnen könnte. Am deutlichsten ist dies in 
der Satzung der Casino-Gesellschaft 1809 zu sehen:

§. 10.
Man erwartet von der Bescheidenheit eines jeden Mitglieds, dass 
weder in den Vorträgen Anzüglichkeiten eingemischt; die Reden 
eines Anderen unterbrochen; die Stimmen zu leiten versuchen; die 
Entscheidung der Gesellschaft verworfen, noch die Ordnung der 
Vorträge und Berathschlagungen gestöhrt werden kann. […].

Diese Anweisungen beziehen sich auf die Diskussionskultur, die 
uns heutzutage selbstverständlich erscheint, damals jedoch in einer 
Vereinssatzung schriftlich fixiert sein musste. Auch dies weist auf die
fehlende Sitzungserfahrung und die große Unsicherheit diesbezügli-
che hin. Nur das Einhalten dieser Vorgaben konnte eine konstruktive 
und effiziente Debatten gewährleisten. 

Ferner sind in einigen der ersten Satzungen Regelungen zu finden,
die einen Verhaltenskodex für bestimmte Situationen beinhalten. 
Grund dafür war ein neues Betätigungsfeld, das zunächst definiert
werden musste, um dann im Nachhinein zur Vereinsverhaltensnorm 
zu werden. Auch die weiteren Belege aus der Teutschen Gesellschaft 
zu … 1815

211 Vgl. Czachur, W. (2006), S. 518.
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§ 29.
Sind alle Mitglieder versammelt, so nehmen sie Ihre Stellen ein, 
der Vorsteher giebt ein Zeichen zur Stille, alle erheben sich und 
jeder spricht dann feierlich folgendes Gebet aus […].

und dem Sonntags-Verein 1835 bestätigen diese These:

§. 33.
Während des Sitzungen darf nicht gegessen und getrunken und 
nichts hierzu bestellt, in dem Wintersemester zu rauchen.

Diese Vorschriften sind auch deswegen interessant, da sie nur in 
den Satzungstexten des ersten Zeitabschnittes vorkommen.

Was die Muster des parlamentarischen Vorgehens bei Beratungstä-
tigkeiten und der Vorbereitung der Abstimmungsvorlagen anbelangt, 
sind solche auch in den Vereinen des ersten Zeitraumes zu finden.
In der Satzung der Teutsche Gesellschaft zu … 1815 findet sich eine
Regelung bezüglich der Vertagung bestimmter Arbeitsaufträge in die 
Ausschüsse:

§ 28.
Ergeben sich besonders wichtige Arbeiten, welche viele Zeit er-
fordern und in einer Versammlung nicht füglich beseitigt werden 
können, so wählen die Glieder einen Ausschuß, der solche vor-
nimmt und zur Entscheidung oder Vollziehung reif macht.

Das Lexem füglich in der Bestimmung weist auf die Qualität der 
Arbeiten der Sitzung hin. Damit erfolgt eine Aufwertung sowohl der 
geleisteten Arbeit als auch des Gremiums selbst. Wichtig scheint hier 
auch die Kompetenz des Ausschusses, der als Beratungsorgan aufge-
fasst werden kann.

6.2.5.2 Aufgaben der Mitgliederversammlung

Eine der wichtigsten Kompetenzen der Mitgliederversammlung ist die 
Beaufsichtigung der anderen Organe des Vereins in seiner Geschäfts-
führungsaufgabe. Dabei bedient sie sich u.a. der Kassenprüfer oder 
Revisoren. Wichtig ist, dass ein Beschluss der Mitgliederversamm-
lung ein Rechtsakt ist. Nach § 32 Abs. 1 Satz 1 BGB werden die Ange-



279

legenheit des Vereins durch Beschlussfassung in einer Versammlung 
der Mitglieder diskutiert, „soweit sie nicht vom Vorstand oder einem 
anderen Vereinsorgan zu besorgen sind“. Die Zuständigkeit der Mit-
gliederversammlung ergibt sich daher aus der Satzung. In der Regel 
enthalten die Vereinssatzungen einen Katalog folgender Aufgaben:

– Satzungsänderungen, 
– die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge sowie 
– die Entlastung des Vorstands und 
– die Wahl des Vorstands.
Welche konkreten Aufgaben die Mitgliederversammlung im Laufe 

des 19. Jahrhunderts an sich gezogen hat, soll an einigen Beispielen 
verdeutlicht werden.

In der ersten untersuchten Zeitphase enthalten 82 % der Satzungen 
einen Hinweis zur Mitgliederversammlung. Am häufigsten wird die
Mitgliederversammlung an einem für die Vereinigung symbolischen 
Tag wie z.B. dem Gründungstag einberufen. In den Textausschnitten 
sind jedoch keine genauen Bestimmungen zu den Aufgaben und dem 
Verlauf der Mitgliederversammlung zu finden. Nur 35 % der Satzun-
gen verfügen über Regelungen zu den Zuständigkeiten der Versamm-
lung sowie weiteren Beschreibungen zu deren Durchführung. 

Manche Bestimmungen über die Aufgaben der Mitgliederversam-
mlung, wie z.B. die der Casino-Gesellschaft (1809), sind jedoch aus-
nahmsweise sehr präzise formuliert:

§. 5.
Es werden alsdann:
a) die Rechnung des verflossenen Jahres, die Catalogen der Bü-

cher und Landkarten und das Inventarium der Mobilien durch-
gesehen, und wenn solche richtig befunden, bestätigt.

b) Der Zustand der Kasse erwogen;
c) Der durch die Direction ausgearbeitete Ueberschlag von den 

Ausgaben bis zur nächsten allgemeinen Versammlung geprüft 
und festgesetzt;

d) Wie der zu wohltäthigen Absichten bestimmte Ueberschuß an-
zuwenden sey, entschieden,

e) Die besondern Vorschläge der Direction, auch einzelner Mit-
glieder zur Wissenschaft, Berathschlagung und Entscheidung 
der Gesellschaft gebracht, und 
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f) Die Wahl bekannt gemacht, welche die stimmberechtigten Mit-
glieder für die neue Direction getroffen haben.

Diese Auflistung der Aufgaben soll hier auch als Tagesordnung ver-
standen werden. Neben den Punkten, die zu besprechen sind, ist die 
Reihenfolge sehr auffällig, da sie der modernen Vereinspraxis ent-
spricht. Dieses Beispiel zeigt ein ausgeprägtes Vereinsbewusstsein, 
das in diesem Zeitabschnitt eher zu den Ausnahmen zählt. Der Aufga-
benkatalog umfasst aus heutiger Perspektive alle notwendigen Punk-
te: sich über die durchgeführten Tätigkeiten und den Kassenstand zu 
informieren, den Vorstand zu entlasten, die vereinsrelevanten zweck-
mäßigen Punkte zu besprechen und den neuen Vorstand zu wählen. 
Man könnte sogar behaupten, dass diese Satzung ein „vereinsrechtli-
ches“ Novum darstellt, da es zu dem Zeitpunkt dafür noch keine ju-
ristischen Vorgaben gab. Auch keine andere Satzung enthält eine so 
ausreichend formulierte Bestimmung.

Das Fehlen dieser Bestimmung in zahlreichen Satzungen ist ein Zei-
chen dafür, dass es an dieser Art des Umgangs und der Zusammenar-
beit noch kein allgemeines Interesse gab. Ebenso lässt sich vermuten, 
dass zu diesem Zeitpunkt demokratische Werte noch nicht als gelebte 
Umgangsformen existierten.

Wichtig ist hier auch der Aufbau dieser Teilhandlung, deren Kon-
struktion durch die Aufzählung der einzelnen Punkte unterstützt wird. 
Die Reihenfolge der zu besprechenden Themen schafft so eine Ord-
nung in der Diskussion.

Die Bestimmung über die Aufgaben der Mitgliederversammlung 
kommt im zweiten Zeitraum in 82 % aller Satzungen vor. In der Sat-
zung des Vereins zur Förderung der Kunst und der Wohltätigkeit in 
Potsdam 1833 ist sie in einem Fließtext enthalten, was auch sehr cha-
rakteristisch für die Satzungen des zweiten Zeitabschnittes ist.

§ 12.
In der General-Versammlung wird die Direction über ihre Tätig-
keit und Verwaltung Rechenschaft ablegen. Die Verloosung der 
angelauften Kunstgegenstände findet in denselben statt, über die 
Zusammensetzung des Directoriums wird abgestimmt, und die all-
gemeine Interessen des Vereins, so wie auch etwanige Veränderun-
gen des Statuten in denselben berathen.
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Diese Bestimmung enthält die wichtigsten Aufgaben, jedoch sind 
nicht alle ausreichend definiert. Es wird ein Rechenschaftsbericht über 
die Tätigkeit und den Kassenstand abgelegt, über die Kunstgegenstän-
de diskutiert und der neue Vorstand gewählt. 

Demgegenüber erscheint diese Bestimmung im dritten Zeitabschnitt 
in 87 % der Satzungen. In den meisten Texten ist diese Regelung wie 
im Beispiel des Unterstützungs-Vereins (1857) ausgebaut.

§. 65.
Die General-Versammlungen sind bestimmt und nothwendig:
a) zur Abstattung des Berichts des Vorstandes über die Verhältnis-

se des Vereins und die Vermögenslage desselben,
b) zu den Wahlen der Mitglieder des Vorstandes und ihrer Vertre-

ter, sowie des Ausschusses und der Revisoren.
c) Behufs der Wahlen ernennt der Vorsteher aus den Mitgliedern:
a. Zwei Wahlaufseher,
b. Zwei Mitglieder zur Vertheilung und Einsammlung der Stimm-

zeichen. […]
d) zur Abänderung oder Ergänzung des Statuts, vorbehaltlich des 

Genehmigung des Staates. […]
e) zur Berathung und Beschlußnahme über andere Anräge, die 

einzelne Mitglieder zu machen haben. Auch diese müssen spä-
testens den 15. November bei dem Vorstande schriftlich einge-
reicht werden.

f) Zur Entlastung eines Mitgliedes des Vorstandes oder des Aus-
schusses.

In dem Aufgabenkatalog, der hier äußerst detailliert ausgeführt ist 
und auch Regelungen zum Wahlverfahren enthält, erscheint ein neuer 
Punkt, nämlich die Entlastung des Vorstandes. Zwar wird hier nicht 
beschrieben, auf welchem Weg dies erfolgt, aber selbst das Verfahren 
der Entlastung spielt im Vereinswesen eine wichtige Funktion. Indem 
das Handeln der Geschäftsführung nach vorheriger Prüfung gutge-
heißen, also für angebracht befunden wird, erfolgt in Form einer stan-
darisierten Handlung die „Befreiung“ von der Verantwortung. Dies 
passiert logischerweise erst nach der Rechenschaftslegung. Diesen 
Begriff definiert Grimm (1852) folgendermaßen: nachweis, darle-
gung und verantwortung bezüglich des thuns und lassens jemandes. 
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Deswegen ist die Handlung der Entlastung oftmals auch eine gefühls-
betonte Handlung.

Im vierten Zeitraum enthalten alle Satzungen Bestimmungen zu den 
Aufgaben der Mitgliederversammlung, die jeweils unterschiedlich 
ausformuliert sind, wobei alle das gleiche Muster haben. Das Beispiel 
des Berliner Kinderschutz-Vereins (1881) zeigt, dass sich die Rege-
lungen strukturell und inhaltlich kaum voneinander unterscheiden.

§ 7.
Alljährlich im Januar oder Februar findet die ordentliche Gene-
ral-Versammlung statt, in welcher der Jahresbericht vom Vorstan-
de erstattet und die Wahl des Vorstandes wahrgenommen wird. In 
dieser wird auch seitens der auf ein Jahr gewählten Rechnungs-
Revisoren Bericht über den Rechnungs-Abschluß erstattet.

Im letzten Beispiel aus dem fünften Zeitabschnitt ist die textorgani-
satorische Stabilität dieser Bestimmung zu sehen. Diese Bestimmung 
ist im Central-Verein für das Wohl der Taubstummen in Berlin (1912) 
so formuliert:

§ 16.
Zum Geschäft der Generalversammlung gehören folgende Ange-
legenheiten:
a) die Wahl des Vorstandes,
b) die Feststellung des nächstjährigen Etats,
c) die Entlastung der vom Schatzmeister aufzustellenden Rech-

nung für das abgelaufene Kalender- und Geschäftsjahr,
d) die Entgegennahme des vom Vorstande alljährlich zu erstatten-

den und der nächsten staatlichen Aufsichtsbehörde in zwei Aus-
fertigungen einzureichenden Geschäftsberichts,

e) der Beschluss über den Anschluß von Unterstützungsvereinen 
Groß-Berlins an den Zentralverein,

f) Abänderung des Statuts
g) Die Auflösung des Vereins.

Diese Regelung enthält alle wichtigen Schritte der Mitgliederver-
sammlung und erfüllt auch alle vereinsrechtlichen Erwartungen so-
wie die der Mitglieder.
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Insgesamt lässt sich festhalten, dass diese Bestimmung in den Sat-
zungstexten sehr ähnlich aufgebaut und organisiert ist. Sie enthält die 
gleichen Punkte sowie die Reihenfolge, die – wie oben angemerkt 
– als Unterstützung für die Durchführung der Sitzungen fungieren.

Tabelle 20: Aufgaben der Versammlung

I. 
Periode

II. 
Periode

III. 
Periode

IV. 
Periode

V. 
Periode

Aufgaben der 
Versammlung 35 % 82 % 87 % 100 % 100 %

Unterschiedlich ist die Häufigkeit des Vorkommens dieser Teilhand-
lung in den Satzungstexten. Auffallend ist aber, dass eigentlich nur im 
ersten Zeitabschnitt die Bestimmung in so wenigen Texten auftauchte, 
während man diese Teilhandlung in den weiteren vier Zeitabschnitten 
als festen Bestandteil betrachten kann.

Wie auch oben angemerkt ist das Bewusstsein der Relevanz dieser 
Bestimmung im Vergleich zu den anderen relativ früh und sehr dyna-
misch geschärft worden. Inhaltlich bleibt diese Einheit konstant, auch 
im sprachlichen Bereich sind nur kleine Veränderungen festzustellen. 
In den meisten Fällen wird sie in Form einer Aufzählung realisiert, 
auch dies unabhängig von dem Zeitraum.

6.2.6 Beurkundung der Versammlungsbeschlüsse

Die Rechtsgültigkeit der Vereinsbeschlüsse und auch der Wahlen ist 
nicht von der Beurkundung der Beschlüsse abhängig. Das Protokoll 
ist lediglich Beweismittel für den Ablauf der Mitgliederversammlung 
sowie für den Inhalt der gefassten Beschlüsse und das Ergebnis der 
Wahlen. Das Protokoll soll vor allem aus Gründen der Rechtssicher-
heit und der Beweissicherung geführt werden. Diese Regelung ist 
nicht im ALR vorgeschrieben und erst das BGB ordnet diese Bestim-
mung als einen notwendigen Punkt jeder Satzung an. 
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In der ersten Phase tritt diese Bestimmung nur in 12 % der Satzungs-
texte auf. Die Rolle des Protokolls besteht weniger darin, die Beschlüs-
se zu beurkunden, vielmehr übernimmt sie eine Kontrollfunktion des 
Verhaltens der Mitglieder und gilt somit als Dokumentation. Dies sieht 
man am besten am Beispiel der Gesellschaft naturforschender Freun-
de in Berlin (I/1810).

§. 44.
Das Protokoll über die Sitzung wird vom Secretar geführt, dessen 
Stelle bei Verhinderung jedes andere Mitglied vertreten kann; in 
demselben wird bemerkt, welche von den ordentlichen Mitglie-
dern etwa nicht erschienen sind, und wer außer den ordentlichen 
Mitgliedern der Versammlung beigewohnt hat; sodann wird das-
jenige verzeichnet, was in Absicht der Angelegenheiten der Ge-
sellschaft zur Sprache gebracht und beschlossen, und endlich, 
was in naturwissenschaftlicher Rücksicht vorgelesen oder ver-
handelt worden ist.

Das Wichtigste, also die Dokumentation der Anwesenheit der Mit-
glieder bei den betreffenden Sitzungen steht ganz oben, ebenso die 
Beschreibung der Aufgabe des Sekretärs. Erst in zweiten Linie soll das 
Protokoll die Inhalte und Beschlüsse der Versammlungen belegen.

In der zweiten Phase enthalten 42 % der Satzungen diese Bestim-
mung. Hier ist ersichtlich, dass die Beschlüsse nicht nur in Form eines 
Protokolls kundgegeben werden müssen. Am Beispiel aus dem Verein 
für Armen (1848) ist dies ersichtlich:

§ 9.
Wenigstens einmal des Jahres wird durch die öffentlichen Blätter 
von der Wirksamkeit, den Einnahmen und Ausgaben, dem Kas-
senbestande etc. des Vereins Bericht erstattet.

Die Vereine sahen sich in der Verpflichtung, die Mitglieder über ihre 
Tätigkeiten und den Kassenstand zu informieren, indem sie neben 
den Protokollen auch in anderen Blättern darüber berichteten. Da-
durch konnte jeder Verein seine Aufgaben und somit sein Bestehen 
legitimieren, die Mitglieder, besonders diejenigen, die an der Haupt-
Versammlung nicht teilnehmen konnten, informieren und weitere po-
tenzielle Mitglieder gewinnen.
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Ähnlich stellt sich diese Tatsache im nächsten, dritten Zeitabschnitt dar. 
Zu diesem Zeitpunkt haben 62,5 % der Satzungen Bestimmung über 
die Beurkundung der Beschlüsse, wie dem Beispiel des Central-Ver-
eins für das Wohl der Taubstummen in Berlin (1860) zu entnehmen ist.

§ 27.
Alle Berichte über die Wirksamkeit des Central- und der Lokal-Ver-
eine, wie auch über die vollzogene Wahl des Vorstandes werden dem 
Königlichen Commissarius zur Kenntnisnahme eingereicht und dem-
nächst nach Befinden des Vorstandes öffentlich bekannt gemacht.

Hier wird auf einen wichtigen Punkt eingegangen, nämlich die 
Pflicht der Vereine, die Aufsichtsbehörden über den Stand der Ver-
eine, über ihre Tätigkeit sowie die Wahlergebnisse zu informieren. 
Dies wurde besonders in den Jahren von 1848 bis 1870 streng be-
folgt. Wie das Beispiel weiterhin zeigt, hatte der Vorstand die Macht 
zu entscheiden, ob der Bericht über die Vereinstätigkeit öffentlich be-
kannt gemacht werden sollte oder auch nicht. Dies war jedoch eine 
Ausnahme, denen in den meisten Fällen war der Vorstand verpflich-
tet, den Bericht zu veröffentlichen.

Das Beispiel aus dem vierten Zeitraum entstammt dem Erziehungs-
Verein in Altona (1877) und veranschaulicht das Verfahren, das mit 
der Unterzeichnung des Protokolls zusammenhängt:

§ 14.
Ueber jede General-Versammlung wird Protokoll geführt und das-
selbe, nachdem es am Schlusse der Sitzung verlesen und geneh-
migt worden, von dem Vorsitzenden, dem Schriftführer und einem 
anderen Mitgliede des Vereins unterschrieben.“

Das Protokoll wird zunächst verlesen und genehmigt, bevor es un-
terzeichnet wird. Dies ähnelt der parlamentarischen Routine bei der 
Protokollzeichnung. Wichtig ist, dass das Protokoll von mehreren 
Personen gegengezeichnet wird, was die Glaubwürdig- und Wahr-
haftigkeit der Niederschrift verstärkt. In dieser Phase haben 69 % der 
Satzungen diese Regelung.

Auch in der Satzung der Deutschen Zentrale für Jugendfürsorge 
e.V. (1907), die exemplarisch für den fünften Zeitabschnitt ist, sind 
diese Bestimmungen enthalten.
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§ 9.
Über die Verhandlungen ist eine Niederschrift aufzunehmen, die 
von dem Vorsitzenden und dem Geschäftsführer zu vollziehen ist.

Zu bemerken ist, dass alle Satzungen dieses Zeitraumes diese Re-
gelung enthalten. 

Fasst man die Entwicklung dieser Teilhandlung zusammen, so kann 
festgehalten werden, dass sich die Relevanz dieser Bestimmung im 
Laufe der Zeit verändert hat. Tabellarisch lässt sich dieses wie folgt 
darstellen:

Tabelle 21: Beurkundung der Versammmlungsbeschlüsse

I. 
Periode

II. 
Periode

III. 
Periode

IV. 
Periode

V. 
Periode

Beurkundung der 
Versammlungs-

beschlüsse
12 % 42 % 62, 5 % 69 % 100 %

Während die ersten Satzungen der Beurkundung der Beschlüsse 
kaum die Aufmerksamkeit geschenkt haben, haben alle Satzungstex-
te des letzten Zeitraumes Bestimmungen dazu. Dies hängt damit zu-
sammen, dass zum einen diese Regelung im ALR nicht vorgegeben 
war und zum anderen auch der Stellenwert der in einer Versammlung 
gemeinsam gefassten Beschlüsse anders war als der des ausgehenden 
19. Jahrhunderts. Das Bedürfnis zu informieren und informiert zu 
werden als Recht jedes Mitgliedes, aber auch als Legitimationsweg 
der Vorstände, hat erst in den letzten Jahren des 19. Jahrhunderts zu-
genommen.

Der Inhalt dieser Bestimmung ist in allen Zeitabschnitten konstant. 
Dem Protokoll wird eine wichtige Funktion zugeschrieben, da hier 
die Beschlüsse kodifiziert werden und durch das Ritual der Unter-
zeichnung dieses Schriftstück den Status eines Rechtakts zugespro-
chen erhält.
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Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich um die erste diachrone 
korpusbasierte Analyse der Textsorte Satzung. Ziel war es, diese Text-
sorte unter diachronem Aspekt qualitativ und quantitativ zu beschrei-
ben, um der Diskussion um der diachronen Textsortenlinguistik ei-
nerseits und der Textsorte Satzung sowie ihrer Entwicklung im 19. 
Jahrhundert zu einer empirischen Grundlage zu verhelfen. 

In der Schlussbetrachtung möchte ich angesichts der Zielvorgabe 
dieser Arbeit versuchen, die wichtigsten Ergebnisse der erfolgten Be-
schreibung der Textsorte Satzung zusammenzufassen.

Die Textsorte Satzung war bisher nur selten Gegenstand einer syn-
chronen oder diachronen umfassenden Detailuntersuchung, weshalb 
diese Arbeit nicht nur einen wichtigen Beitrag zur Ausweitung der 
empirischen Basis in der Textsortenlinguistik darstellt, sondern auch 
ein für die Beschreibung von Entwicklung und Wandel eines Textmu-
sters geeignetes Modell.

Für die Wahl des Untersuchungsgegenstandes, der Textsorte Sat-
zung, war das Interesse an den sich im 19. Jahrhundert abzeichnenden 
Veränderungen in Form, Inhalt und Struktur dieser Texte ausschlag-
gebend.

Das für die empirische Analyse verwendete Beschreibungsmodell 
geht von der Existenz eines Textmusters aus. Während Textmuster 
komplexe kognitive Muster für die Lösung spezifischer kommunika-
tiver Aufgaben und damit eine Orientierung für die Rezipienten und 
Produzenten darstellen, werden Textsorten als Repräsentationsformen 
eines Textmusters auf niedriger Abstraktionsstufe betrachtet, die hier 
als eine klassifikatorische und beschreibungstheoretische Kategorie
gilt. Die Rekonstruktion des Textmuster erfolgte auf zwei Ebenen; 
das präskriptive Textmuster wurde anhand der gesetzlichen Rechts-
lage hergestellt, das deskriptive Textmuster wurde aus der Analyse 
der einzelnen Texte abgeleitet. Das so gefasste Textmuster bildet 
den Ausgangspunkt für die Erarbeitung eines theoretischen Modells 
zur Rekonstruktion und Beschreibung dieser Einheit. Als eine solide 
Grundlage konnte ich auf die von von Lage-Müller (1995) vorge-
schlagene Beschreibungsmatrix zurückgreifen, die sich mit wenigen 
Anpassungen an die Erfordernisse einer diachronen Untersuchung in 
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der Praxis gut bewährt hat. Dieses Instrument ermöglicht eine um-
fassende Analyse in allen für die Entwicklung der Textgestalt rele-
vanten Bereichen. Ausgehend von der Analyse des Kontextes (des 
historisch-gesellschaftlichen Diskurses), in dem das Textmuster ent-
standen und verwendet wurde, wurde das präskriptive Textmuster re-
konstruiert. Nach der Beschreibung der komplexen Handlung verla-
gerte sich der Schwerpunkt auf die Analyse der internen Struktur der 
Untersuchungsobjekte. Festzustellen ist an dieser Stelle, dass einige 
der beobachteten sprachlichen Phänomene ohne den Rückbezug auf 
außersprachliche Faktoren wie die politischen, gesellschaftlichen und 
sozialen Umstände nur unzureichend erklärbar gewesen wären. Texte 
sind stets relativ zu ihren Kontexten bzw. Metatexten realisiert und 
sind mit diesen auf spezielle Art und Weise vernetzt. Dies macht es 
notwendig, besonders bei der diachronen Untersuchung die Analyse 
einer Textsorte um das Phänomen der Intertextualität zu erweitern. 
Mit der Erfassung und Beschreibung der textmustertypischen Hand-
lungsstruktur war es zudem möglich, Einblicke in ihren Aufbau und 
ihre kontinuierliche Entwicklung im Laufe des Untersuchungsrau-
mes zu gewinnen sowie die verschiedenen Teilhandlungen und deren 
Verhältnis zueinander aufzudecken. Dabei wurde die Erforschung der 
nonverbalen Eigenschaften mit berücksichtigt.

Die eingehende Analyse der textmustertypischen Handlungsstruk-
turen wurde zuerst anhand von zwei Satzungstexten von 1803 und 
1907 durchgeführt, womit ein über die Betrachtung der ausgezählten 
Eigenschaften hinausgehender Eindruck darüber vermittelt werden 
sollte, worin sich die Textgestaltung (Teilhandlungen) und Formu-
lierungsmuster (Realisierung der deontischen Modalität, syntaktische 
Komplexität und lexikalische Frames) des Satzungstextes vom An-
fang des 19. Jahrhunderts von dem aus dem Anfang des 20. Jahr-
hunderts unterscheidet. Daran angeknüpft erfolgte eine umfassende 
Studie der nonverbalen Eigenschaften der Textsorte Satzung und eine 
eingehende Analyse der für die Satzung konstitutiven Teilhandlungen 
wie Zweck und Mittel des Vereins, Mitgliedschaft, Organisation des 
Vereins, Mitgliederversammlung und Beurkundung der Vereinsbe-
schlüsse im diachronen Vergleich.

Mit der umfassenden empirischen Untersuchung der Satzungstex-
te von 1803 und 1907 wurde eine Klammer in der Entwicklung der 
Textsorte Satzung gezeigt. Der Weg vom poetischen, pathetischen 
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und zugleich persönlichen Stil der ersten Satzungen hin zu Sachlich-
keit, Unpersönlichkeit und Anschaulichkeit, für die die Satzungstex-
te des ausgehenden 19. Jahrhunderts charakteristisch sind, wird von 
einer großen Zahl an wirtschaftlichen, politischen und gesellschaft-
lichen Faktoren beeinflusst. Dieser Prozess der Spezialisierung und
Schematisierung, der in der weiteren detaillierten Analyse der ein-
zelnen Teilhandlungen eine Bestätigung gefunden hat, ist auf vielen 
Ebenen festzustellen, sei es auf der sprachlichen Ebene (Verwendung 
der deontischen Operatoren, Nominalisierungen, sprachliche Verdich-
tung), sei es auf der textgestalterischen Ebene (Fixierung in Muster/
Vereinheitlichung, inhaltliche Verdichtung). 

Die zunehmende Verrechtlichung des Vereinswesens führte auch da-
zu, dass die Satzungstexte auf den ersten Blick zwar vom Umfang 
her geringer wurden, inhaltlich und intertextuell aber an Komplexität 
gewonnen haben. Dies konnte dadurch erreicht werden, dass die Sat-
zungen im Netz anderer Texte wie Erlasse, Verordnungen, Geschäfts-
ordnungen, Vereinsordnungen funktioniert hatten. 

Es soll hier noch betont werden, dass die Vereinssatzungen als Spie-
gel der Sozial- und Mentalitätsgeschichte des 19. Jahrhunderts zu be-
trachten sind. Während das Vereinswesen am Ende des 18. und An-
fang des 19. Jahrhunderts eine Alternative zur ständisch organisier-
ten Gesellschaft darstellte, die neue Handlungsmöglichkeiten (auch 
sprachlicher Art) eröffneten, spielen die Vereine um 1830 wiederum 
eine enorm große politische Funktion, um in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts eine Grundlage für die Arbeiterbewegung und den 
liberalen Staat zu schaffen. Dieser Umbruch bringt jeweils die Verän-
derung der Wahrnehmung von Gesellschaft und Staates und letztend-
lich auch des Vereinswesens mit sich.

Versucht man den Prozess der Schematisierung der Textsortenkon-
vention Satzung verallgemeinernd darzustellen, so muss festgestellt 
werden, dass es schwierig ist, einen eindeutigen Entwicklungsweg zu 
verzeichnen. Die Analyse der einzelnen Teilhandlungen hat deutlich 
gezeigt, dass sich die Veränderungen verschiedener Teilhandlungen 
sehr unterschiedlich vollzogen haben. Dies hängt vom Stellenwert 
dieser Regelungen angesichts der politischen und sozialen Umstände 
zusammen. Eine Umbruchphase in der Schematisierung des Textmu-
sters Satzung sind in meiner Analyse vor allem die Jahre um 1840 
und 1850. Die damals eingeschlagenen Entwicklungswege wurden 

Schlussbetrachtung und Ausblick
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in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts sukzessive fortgesetzt. An 
den Satzungstexten dieser Periode ist ein starker und konsequenter 
Prozess der Vereinheitlichung sowohl in Struktur als auch Inhalt fest-
zustellen, der durch die Angleichung des deskriptiven Textmusters 
an das präskriptive Textmuster ersichtlich ist. Die Fixierung auf be-
stimmte Inhalte und Formen kann als ein Zeichen von Professiona-
lisierung gewertet werden, als eine zunehmende Etablierung fester 
(demokratischer) Verfahren wie Debattieren, Abstimmen, das Orga-
nisieren von Wahlen und Vereinsnormen durch eine breitere Gruppe 
der Sprachteilnehmer, für die das Textmuster Satzung im Gedächtnis 
abrufbar war.

Eine wichtige Erkenntnis dieser Arbeit ist auch die vorgeschlagene 
Lösung zur Bestimmung von Textmustern und Textsorten. Die An-
nahme, dass Textmuster als eine mentale Vorgabe sowohl über die 
Analyse der Rechtslage (präskriptives Textmuster) als auch über die 
Analyse der konkreten Texte (deskriptives Textmuster) rekonstruiert 
werden können, um den Wandel im diachronen Verhältnis aufzuzei-
gen, erscheint hier legitim und gerechtfertig. Textmuster sind dem-
nach keine starren Muster, sondern sie lassen unterschiedlich große 
Spielräume für Variationen zu. Demgegenüber wird eine Textsorte 
als eine statische, klassifikatorische Kategorie definiert. Das deskrip-
tive Textmuster wird aus den konkreten Resultaten der kognitiven 
Operationen abstrahiert und in dieser Arbeit als Spiegel des Wissens 
der Sprachteilnehmer einer Gesellschaft betrachtet. Anders als Hei-
nemann/Heinemann (2002) definiere ich die konkrete Realisierung
des Textmusters nicht als Textsorte. Zwar ist sie die Repräsentations-
form eines Textmusters, aber keine kognitive Größe, sondern eine im 
Alltag etablierte Einheit, die in der Textlinguistik/Wissenschaft eine 
klassifikatorische Kategorie darstellt. Sie gilt als finite Menge von
Textexemplaren mit spezifischen beschreibbaren Gemeinsamkeiten.

Die vorliegende Analyse hat gezeigt, dass sich das Textmuster stän-
dig im Wandel befindet. Während sich das präskriptive Textmuster 
eher durch Konstanz auszeichnet, ist beim deskriptiven Textmuster 
eine ganze Vielfalt an fakultativen Elementen bzw. das Fehlen der 
einen oder anderen Teilhandlung festzustellen. Auffallend ist jedoch 
die sukzessive Annäherung des deskriptiven Textmusters an das prä-
skriptive Textmuster der Textsorte Satzung. Diese Differenzierung 
eines idealtypischen Textmusters in deskriptiven und präskriptive 
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Textmuster hat möglich gemacht, den Einblick in den Angleichungs-
prozess zu gewinnen, ist aber auch Ausdruck für Standardisierung 
und Vereinheitlichung dieser Textsorte im allgemeinen Verständnis/
Bewusstsein der Sprachteilnehmer.

Zum Schluss muss noch ein Wort zum erkenntnistheoretischen 
Status dieser Untersuchung gesagt werden. In weiten Teilen dieser 
Arbeit konnten Probleme sowohl theoretischer als auch empirischer 
Natur nur angerissen werden, die in späteren Untersuchungen geklärt 
werden sollen oder auch müssen. Der teilweise fragmentarische Cha-
rakter dieser Studie ist jedoch unvermeidlich; er reflektiert die unzu-
reichende Forschungssituation der diachronen Textsortenlinguistik. 
Es bleibt zu hoffen, dass verstärkte Forschungsbemühungen zu einem 
tieferen Verständnis der diachronen Textsortenlinguistik beitragen. 
Einige Desiderate seien im folgenden zusammenfassend skizziert.

– Die Annahme, dass sich das Textmuster als kognitive Größe dar-
stellt, die sich durch Flexibilität und Offenheit auszeichnet, hat 
sich in dieser Arbeit als ergiebig erwiesen. Auch die Differenzie-
rung in deskriptive und präskriptive Textmusters erlaubte, das 
Zentrum des Textmusters und seine Peripherien zu identifizieren
und den Entwicklungsweg nachvollziehbar darzustellen. Als of-
fen erweist sich immer noch das Verhältnis zwischen dem Text-
muster und der Textsorte, dessen Erforschung hier nur bedingt 
erfolgt ist.

– Die Analyse der Textsorte Satzung in ihrem funktionalen Zu-
sammenhang ermöglichte eine komplexe Rekonstruktion seines 
Textmusters. Und auch wenn in dieser Arbeit immer wieder be-
tont wurde, dass die Bestimmung der Funktion einer konkreten 
Textsorte erst in einem bestimmten Kontext, d.h. im Austausch 
mit einer anderen Textsorte möglich ist, konnte dieser Forde-
rung hier nicht immer gerecht werden. Die diachrone Analyse 
von Textmustern soll in den sog. Textclustern als Zusammen-
spiel verschiedener Textsorten erfolgen, denn nur dann können 
die kommunikativen Funktionen einzelner Textsorten sowie des 
gesamten Interaktionsrahmens aufgedeckt und auf deren Wandel 
und die Kontinuität aufmerksam gemacht werden. Als mögliches 
Textcluster sind hier z.B. die Kommunikation des Vereins nach 
innen oder außen oder thematische Bereiche (Czachur 2005) 
vorstellbar.

Schlussbetrachtung und Ausblick
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– Darüber hinaus wäre es interessant, Satzungen als Gesetzestexte 
unter dem Aspekt der Verständlichkeit zu analysieren. Hier sind 
Aufschlüsse nicht nur über das Textmusterwissen, sondern auch 
über die Sprachwahrnehmung in einem bestimmten Zeitraum 
zu erwarten. Auch wenn man bei der Analyse älterer Texte mit 
dem Problem mangelnder Sprachkompetenz konfrontiert wird, 
so wäre ein brauchbares Verfahren zu entwickeln, das das Text-
verständnis ermöglicht.

– Das gewählte Beschreibungsmodell hat sich als geeignetes In-
strument erwiesen, um das Textmuster im diachronen Kontext zu 
analysieren. Dabei ist auch zu überprüfen, inwieweit dieses Ana-
lysemodell auch für diachrone Textsortenforschung für Textclus-
ter geeignet ist. Zu überprüfen wäre auch die Tauglichkeit des Mo-
dells für die konfrontative Analyse von Textsorten. Auch diese 
Studien bringen Aufschlüsse über die kulturspezifische Ausprä-
gungen eines Textmusters, die wertvolle Erkenntnisse liefern.
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a) Korpus

1) Gesetze des Montags-Klubs, 1797, StaBi Td 2051
2) Gesetze der Humanitäts-Gesellschaft, 1801, A Rep. 060-40, nr. 2.
3) Allgemeine Statuten der mecklenburgischen Naturforschenden 

Gesellschaft, 1800, StaBi Aa 302-14
4) Statut der Gesellschaft der Freunde, 1803, StaBi Td1986
5) Gesetze der Naturforschenden Gesellschaft in Halle, StaBi 

Lc6760-1
6) Grundgesetze für die Casino-Gesellschaft in Berlin, StaBi Td1962
7) Gesetze der Gesellschaft naturforschener Freunde in Berlin, 1810, 

StaBi Lb 5076
8) Constitution der Schlesischen Gesellschaft für vaterländische Cul-

tur, 1812, StaBi Aa 302-27
9) Neue Gesetze des Berlinischen Montags-Klubs, 1814, StaBi Td 

2101
10) Verfassungs-Urkunde und Gesetze der teutschet Gesellschaft zu…, 

1815, StaBi Rz 7073
11) Statut der Naturforschenden Gesellschaft zu Danzig, 1834, Sta-

Bi Lb 100-4
12) Statut für den Verein zur Erziehung sittlich verwahrloseter Kin-

der, 1824, A Pr. Br. Rep. 030-04 Nr. 3075
13) Statut für den Verein der Kunstfreunde im Preußischen Staate, 

1825, StaBi Nr 1201-1826/39
14) Statut für den Verein zur Erziehung sittlich verwahrloseter Kin-

der, 1825, A Pr. Br. Rep. 030-04 Nr. 3075
15) Statut der Gesellschaft der Freunde, 1827, StaBi Td1986
16) Statut der Deutschen Gesellschaft zur Erforschung vaterländi-

scher Sprache und Alterthümer, 1827, StaBi Rx 500

Quellenverzeichnis
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17) Statuten der historisch-theologischen Gesellschaft zu Leipzig, 
1830, StaBi Be 4255

18) Statut für den Verein der Kunstfreunde im Preusischen Staate, 
1832, StaBi Nr 1201-1826/39

19) Statut für den Verein zur Förderung der Kunst und der Wohltä-
tigkeit in Potsdam, 1833, StaBi Nr 1691

20) Statut des Sonntags-Vereins/Literarischer Verein Tunnel über der 
Spree, 1835, StaBi Ab292

21) Gesetze der deutschen Gesellschaft zu Leipzig, 1835, StaBi Rx 
500

22) Gesetze der Deutschen Gesellschaft zu Erforschung vaterländi-
scher Sprache und Alterthümer, 1844, StaBi Rx 500

23) Statut des Kunst-Vereins zu Königsberg in Preussen, 1845, Sta-
Bi Nr 1464

24) Statut des Danziger Club, 1847, StaBi Sz 5548-15
25) Statut des Central-Vereins in Preußen für das Wohl der arbeiten-

den Klassen, 1847, StaBi Fd621-1/5.1848
26) Statute des Vereins für die Armen, 1848, StaBi Jd3704
27) Statut des Vorschuß-Vereins im Riesengebirge zu Schmiedeberg 

in Schlesien, 1848, StaBi Fd621-1/5
28) Statut des Gesundheits-Vereins des Berliner Bezirks der deut-

schen Arbeiter Verbrüderung, 1848, StaBi Fd621-1-1/5
29) Statut des Berliner Frauen-Vereins zur Abhülfe der Noth, 1849, 

XXXXXXXX
30) Statut des Kunst-Vereins zu Neu-Vorpommern und Rügen, 1851, 

StaBi No1686
31) Statut des Evangelischen Vereins für soziale Zwecke in Berlin, 

1854, A Pr.Br. Rep. 030-04 Nr 3080
32) Statut des Unterstützungs-Vereins zu Königsberg in Preußen, 

1857, Fd 5995
33) Statut des Central-Vereins für das Wohl der Taubstummen in 

Berlin, 1860, A Pr. Br. Rep. 030-04, Nr 3008
34) Statut des Evangelischen Vereins für kirchliche Zwecke in Ber-

lin, 1864, StaBi Cv3712
35) Statuten des Berliner Vereins zur Förderung der Erwerbstätigkeit 

des weiblichen Geschlechts, 1866, StaBi No 4167
36) Statut des Miethe-Hülfs-Vereins zu Altona, 1870, StaBi So 8090-6

Quellenverzeichnis
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37) Statut Club-Gesellschaft zu Aurach, 1870, StaBi Sm2032
38) Statut des Evangelischen Bürger-Vereins im Vereinshause, Ora-

nienstr. 106, 1871, StaBi Th 2612
39) Statut des Vaterländischen Frauenverein/Ortsverein zu Königs-

berg, 1873, StaBi Kq 8464
40) Statut der Gesellschaft der Freunde, 1874, StaBi Td1986
41) Statut des Erziehungs-Vereins in Altona, 1877, StaBi Nb4245/13
42) Statut des Handwerker-Vereins zu Rawitsch, 1879, StaBi Sz 11788
43) Statut des Berliner Kinderschutz-Vereins, 1881, StaBi Fd10756/4
44) Revidiertes Statut des Evangelischen Vereins für kirchliche Zwe-

cke in Berlin, 1881, StaBi Cv3712
45) Statuten des Literarischen Club, 1881, StaBi Aa2156
46) Statut Verein „Herold“ zu Berlin, 1882, StaBi Pf1-6
47) Zweites Revidiertes Berliner Krippen-Vereins, 1888, StaBi Td3640
48) Statut des Königsberger Turnclub, 1894, StaBi Nf6408
49) Revidiertes Statut des Gewerbe-Vereins zu Erfurt, 1892, StaBi 

MA18785
50) Statut des Zentralvereins für das Wohl der Taubstummen in Ber-

lin, 1983, A Pr. Br. Rep. 030-04, Nr 3008
51) Statut des Königsberger Turn-Club, 1895, StaBi Nf6408<2>
52) Grundgesetz der Deutschen Turnerschaft, 1985, StaBi Nf6408
53) Statut der Gesellschaft der Freunde, 1896, StaBi Td1986
54) Statut des Erziehungs-Vereins, 1897, StaBi Nb4245/14
55) Satzung des Vaterländischen Frauen-Vereins (Hauptverein), 1900, 

StaBi Kq 8428
56) Satzung des Vaterländischer Frauen-Vereins (Altona II), 1902, 

StaBi Kq 8669/5
57) Satzung Deutsche Zentralstelle für Jugendfürsorge (E.V.), 1907, 

StaBi N 10.2253
58) Statut der Gesellschaft der Freunde, 1907, StaBi Td1986
59) Satzung des Evangelischen Vereins für soziale Zwecke in Ber-

lin, 1909, StaBi Cv3712 <2>
60) Satzung des Zentralvereins für das Wohl der Taubstummen in 

Berlin, 1912, A Pr. Br. Rep. 030-04, Nr 3008
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b) Sonstige Quellen

1) Allgemeines Landrecht für die Preußischen Staaten von 1794. 
Mit einer Einführung von Dr. Hans Hattenhauer. Textauszüge. 
1970. Alfred Metzner Verlag, Frankfurt am Main u.a.

2) Verordnung über die Verhütung eines die gesetzliche Freiheit und 
Ordnung gefährdenden Missbrauchs des Versammlungs- und Ve-
reinigungsrechtes, vom 11. März 1850.

3) Gesetz gegen die gemeingefährliche Bestrebung der Sozialdemo-
kratie, vom 21. Oktober 1878.

4) Das Versammlungs- und Vereinsrecht Deutschlands/systematisch 
zusammengestellt von Dr. Heinrich Anton Mascher, Berlin 1888.

5) Handbuch für Vereine bei Aufstellung, Berathung oder Änderung 
der Vereins-Satzung auf Grund der §§ 21 bis §§ 79 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches/von Paul Behrens, Berlin 1899.

6) Bürgerliches Gesetzbuch; http://www.gesetze-im-internet.de/bgb/
index.html

c) Wörterbücher und Lexika

Johann Christoph Adelung: [Versuch eines vollständigen...] Gram-
matisch-kritisches Wörterbuch der hochdeutschen Mundart mit be-
ständiger Vergleichung der übrigen Mundarten, besonders aber der 
Oberdeutschen. Band 1–5, Leipzig 1774–1786; 2. Aufl., 4 Bände, 
Leipzig 1793–1801 (Nachdrucke: Wien 1807–08; 1811); Reprint der 
2. Aufl.: Hildesheim (Olms) 1970. – CD-ROM als Bd. 40 der Digita-
len Bibliothek, Directmedia Publishing 2000 – Grundlegendes Wör-
terbuch für das 18. Jhdt. und die Goethezeit; vgl. Nabil Osman: Klei-
nes Lexikon untergegangener Wörter. Wortuntergang seit dem Ende 
des 18. Jahrhunderts, München (Beck) 1971; 4. durchgesehene Aufl.
1983, 11. Aufl. 1999. – Die Ausg. 1811 als Online-Version.

Jacob Grimm und Wilhelm Grimm: Deutsches Wörterbuch (u. a.!), 
16 in 32 Bänden, 1 Band Quellenverzeichnis, Leipzig (1852) 1854–
1971; Reprint: München (dtv) 1984, 1999; Elektronische Ausg. der 
Erstbearbeitung…, hrsg. u. bearb. von Hans-Werner Bartz, Thomas 

Quellenverzeichnis
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Burch u. a., 2 CD-ROMs und Begleitbuch, Frankfurt/M. (Zweitau-
sendeins) 2004; – Band 1-3, 7. Lieferung (A–aushängen), Band 6–9, 
Lf. 3/4 (D–Flieszen), Stuttgart, Leipzig (1965) 1983–2005 ff.; (1970) 
1983–2002 ff. – Mittlerweile auch als Online-Version.
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ADAMZIK, KIRSTEN (1991): Forschungsstrategien im Bereich der 
Textsortenlinguistik. In: Zeitschrift für Germanistik. Neue Folge 
I, Heft 1, S. 99-109.

ADAMZIK, KIRSTEN (1995): Textsorten – Texttypologie: eine kom-
mentierte Bibliographie. Münster.

ADAMZIK, KIRSTEN (1998): Methodische Probleme kontrastiver 
Textsortenstudien, In: Danneberg, Lutz/Niederhauser, Jürg (Hrsg.): 
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